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Das derzeitige technologische und ökonomische Umfeld ist für den Standort 
Deutschland durch erhebliche Veränderungen gekennzeichnet. Dies betrifft 
besonders die industrielle Basis ländlicher Wirtschaftsräume in Baden-Württemberg, 
die die tiefgreifenden Veränderungen der internationalen Arbeitsteilung, 
die Abschwächung und Differenzierung der Nachfrage und die Dynamik 
technologischer und organisatorischer Neuerungen in eine “Sandwich-Position” 
zwischen prosperierende Wirtschaftszentren und Niedriglohnländer bringen. 
Neben diversen Standortnachteilen dürfte dies auch in spezifischen Anpassungs- 
und Neuerungsproblemen einzelner Unternehmen begründet sein. Bernd Nolte 
greift diese Frage auf, indem er die möglichen Hemmnisse im betrieblichen 
Innovationsverhalten und die Chancen einer Beeinflussung der “Engpaßfaktoren 
der Innovation” im Rahmen einer “Innovationsinfrastrukturpolitik” zum 
Gegenstand theoretischer und empirischer Analysen macht.

Bernd Nolte wurde 1963 in Stuttgart geboren. Nach der Ausbildung zum 
Bankkaufmann studierte er an der Universität Hohenheim von 1986 bis 1991 
Wirtschaftswissenschaften. Von 1992 bis 1995 war er am Lehrstuhl von Prof. Dr. 
Klaus Herdzina, am Europäischen Forschungsschwerpunkt Ländlicher Raum und 
an der Hochschule für Bankwirtschaft - Bankakademie in Forschung, Beratung 
und Lehre tätig. Seit September 1995 ist er als Unternehmensberater beim 
Württembergischen Genossenschaftsverband. Für seine Dissertation erhielt er 
den VMI Förderpreis für den wissenschaftlichen Nachwuchs 1995 vom Verband 
der Metallindustrie Baden-Württemberg.
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V 

Geleitwort 

Die Diskussion um den Standort Deutschland ist in den letzten Jahren mit erhöhter 
Intensität geführt worden. Den Hintergrund der Diskussion bildet die Beobachtung, 
daß sich die Wirtschaftsstruktur der Bundesrepublik offensichtlich in einem Umbruch 
befindet, der durch tiefgreifende Veränderungen der internationalen Arbeitsteilung, 
eine Abschwächung und Differenzierung der Nachfrage und durch die Dynamik tech-
nologischer und organisatorischer Neuerungen hervorgerufen wird. Besonders betrof-
fen sind ländliche Wirtschaftsräume, in denen bereits seit einigen Jahren erhebliche 
Anpassungsprobleme an den Strukturwandel zu beobachten sind. Zentrale Ursachen 
der Anpassungsprobleme sind möglicherweise nicht nur unzeitgemäße Sektoralstruktu-
ren bzw. die Dominanz "alter" Branchen, sondern auch spezifische Anpassungs- und 
Neuerungsdefizite einzelner Unternehmen. Demzufolge erwartet die regionale Wirt-
schaftspolitik vom Aufbau eines dichten Netzes an Innovationsinfrastruktureinrich-
tungen eine Unterstützung und Initiierung einzelwirtschaftlicher Innovationsak-
tivitäten. 

In der jüngeren ökonomischen Literatur stehen die Bedeutung einer raumgreifenden 
Exploration und Diffusion neuer Erkenntnisse durch einzelwirtschaftliche Inno-
vationsaktivitäten sowie die Rolle der Innovationsinfrastruktur zunehmend im Blick-
punkt. Einzelne Arbeiten widmen sich aber oft nur der Analyse spezifischer entwick-
lungsrelevanter Gesichtspunkte des technischen Fortschritts und vernachlässigen die 
innovationstimulierenden Wirkungen der Innovationsinfrastruktur, andere beschränken 
sich auf eine allgemeine makroökonomische Analyse der Rolle der Infrastruktur für 
die Regionalentwicklung. Daneben finden die Spezifika der überwiegend mittelstän-
dischen Wirtschaft im ländlichen Raum nur unzureichend Berücksichtigung. 

Der Verfasser greift diese Defizite auf, indem er die 
Bedeutung der einzelwirtschaftlichen Innovationsaktivitäten für die Entwicklung 
ländlicher Wirtschaftsräume, 
die möglichen Hemmfaktoren des betrieblichen Anpassungs- und Neuerungsver-
haltens im Wettbewerb und 
die Möglichkeiten einer Beeinflussung der Engpaßfaktoren der Innovation im 
Rahmen einer Innovationsinfrastrukturpolitik 

zum Gegenstand fundierter theoretischer Analysen und umfangreicher empirischer 
Tests macht. 

Durch die Identifikation diverser Engpässe für offene ökonomische Prozesse liefert er 
einen wichtigen Beitrag für die Entwicklung eines marktwirtschaftskonformen Ver-
ständnisses von Infrastrukturpolitik. 

Hohenheim, Juli 1995 Klaus Herdzina 





VII 

Vorwort 

Wolle die Wandlung. 

0 sei für die Flamme begeistert.. . 

Jener entwerfende Geist, 

welcher das Irdische meistert 

liebt in dem Schwung der Figur 

nichts wie den wendenden Punkt. 

Rainer Maria Rilke 
(Die Sonette an Orpheus) 

Innovationsprozesse sind Phänomene, die von einer Reihe wesentlicher Einflußfakto-
ren abhängig sind. Zu diesen zählen neben dem Wissen, den kreativen Fähigkeiten 
und Fertigkeiten und der Wagnisbereitschaft der an den Innovationsprozessen betei-
ligten Personen sowie den notwendigen Finanzierungmitteln nicht zuletzt auch die In-
tegration in "innovative Netzwerke". Auch ich profitierte von meiner Einbindung in 
ein "innovatives Netzwerk", dessen Teilnehmern ich zu besonderem Dank verpflichtet 
bin. Besonders Prof. Dr. Klaus Herdzina, mein akademischer Lehrer, förderte meine 
Forschungen von Beginn an in seiner unvergleichlichen Weise und lieferte mir in un-
seren fruchtbaren Diskussionen wertvolle und inspirierende Anregungen. Durch seine 
herausfordernde und konstruktive Art der Betreuung hat er meine Eigenständigkeit im 
Denken und Arbeiten gefördert. 

Sehr hilfreich war die vielfältige Unterstützung durch meine Freunde und Kollegen 
Bernd Blessin, Dr. Thomas Gerstner, Stephanie Hegner, lnge Huttenlocher, Frank 
Kroll, Heike Schubert und Markus Wunder. Einen starken Einfluß auf meine Arbeit 
hatte auch der kreative Gedankenaustausch mit meinem Korreferenten Prof. Dr. 
Joachim Genosko (Ingolstadt) und mit den Kollegen der Free University of Amster-
dam, der University of Houston, der University of Newcastle upon Tyne und der 
Universite Toulouse l. Ihnen und meinen Gesprächspartnern in den untersuchten Re-
gionen sei aufs herzlichste gedankt. 

Die Aufnahme meiner Studien in das Forschungsprogramm des Europäischen For-
schungsschwerpunktes Ländlicher Raum und die Finanzierung der Auslandsaufent-
halte in Houston und Toulouse sowie ein Promotionsstipendium der Stiftung Ausbil-
dung, Fort- und Weiterbildung der Landesgirokasse Stuttgart sicherten die Finanzie-
rung dieses "Innovationsprojektes" . 

Auf meinem Weg war mir besonders meine Frau Antje eine große Unterstützung. 
Nicht nur geduldig, sondern auch aktiv. Sie hat mich in meiner Arbeit immer wieder 
bestärkt und ermutigt. Ihr und meiner Familie sei diese Arbeit gewidmet. 

Hohenheim, Juli 1995 Bernd Nolte 
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Problemstellung und Aufbau der Untersuchung 

1. Problemstellung der Untersuchung 

Die Regionalpolitik der Bundesrepublik Deutschland war speziell in den frühen sieb-
ziger Jahren geprägt vom Nachfrageboom dieser Zeit. Um der steigenden Nachfrage 
gerecht zu werden, bildeten die großen, hauptsächlich in den Zentren ansässigen Un-
ternehmen Zweigbetriebe in den peripheren ländlichen Wirtschaftsräumen. Die Re-
gionalpolitik konzentrierte sich auf die Bereitstellung günstiger Bedingungen für die 
Ansiedlung neuer Industriebetriebe in strukturschwachen oder vom Strukturwandel 
bedrohten Regionen, z.B. durch die kapitalmobilisierungsorientierte Förderung von 
privaten Investitionen mit dem Ziel der Beseitigung standortbedingter Kostennachteile 
gegenüber prosperierenden Ballungsräumen. In der Zeit wachsender Nachfrage und 
Beschäftigung - infolge der allgemeinen Ausweitung der Märkte und weitgehend sta-
biler sozio-ökonomischer Rahmenbedingungen - war diese Politik auch erfolgreich. 
Dies trifft besonders auf Investitionsvorhaben zu, die aufgrund ihrer produktionsmä-
ßigen Voraussetzungen und marktlichen Verwertungschancen in Ballungsräumen nicht 
realisiert und möglicherweise direkt in Entwicklungs- bzw. Schwellenländer abge-
wandert wären, wie z.B. die industrielle Massenproduktion in sog. "verlängerten 
Werkbänken". 

Die Veränderungen der weltwirtschaftlichen und nicht zuletzt der gesamtdeutschen 
Rahmenbedingungen Ende der achtziger und Anfang der neunziger Jahre, nämlich 
eine Abschwächung und Differenzierung der Nachfrageentwicklung, Produktions-
verlagerungen in Schwellenländer und eine Konkurrenzverschärfung auch zwischen 
hochentwickelten Volks- und Regionalwirtschaften, ließen das Konzept der 
Neuansiedelungen von Industriebetrieben im ländlichen Raum - und damit das tradi-
tionelle Entwicklungsmodell einer quantitativ orientierten Ansiedelungspolitik - obso-
let werden: Statt Marktexpansion, Erweiterungsinvestitionen und der Betonung von 
Massenfertigungen gewinnen Umstrukturierungen, Rationalisierungen und Flexibili-
sierungen von Wertschöpfungsprozessen zunehmend an Bedeutung. 

Damit sollte eine Regionalpolitik, die eine Verschärfung der regionalen Entwick-
lungsdisparitäten zwischen prosperierenden Agglomerationen einerseits und ländlichen 
Wirtschaftsräumen andererseits verhindern möchte, den sich laufend ändernden Be-
dingungen einer evolutorischen und zunehmend exogen beeinflußten Wirtschaft Rech-
nung tragen. Dies betrifft besonders ländliche Wirtschaftsräume, die hinter den Bal-
lungsregionen zurückzufallen drohen und die der technologische Wandel in eine 
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"Sandwich-Position" zwischen den Zentren und den Niedriglohnländern zu bringen 
droht. Dies bedingt die Aufgabe traditioneller Fördergrundsätze bzw. deren Erweite-
rung, da im Hinblick auf die Entwicklungschancen einzelwirtschaftlicher Investitionen 
in einem Wirtschaftsraum nunmehr eher bestimmte Engpaßfaktoren im Standortwett-
bewerb wie die Innovations- und Anpassungsfähigkeit der Unternehmen und ihres re-
gionalen Arbeitskräftepotentials wichtig werden. 

In der regionalwissenschaftlichen Literatur wird diesen Gesichtspunkten durch eine 
verstärkte Analyse der räumlichen Dimension der einzelwirtschaftlichen Anpassungs-
und Innovationsaktivitäten sowie der Determinanten der betrieblichen Innovation und 
des technischen Fortschritts in zunehmendem Maße Beachtung geschenktl. Den 
Schlüssel zu einer (regionalen und sektoralen) Entwicklungspolitik bildet darin das 
einzelwirtschaftliche Anpassungs- und Innovationsverhalten, da die Fähigkeit und die 
Bereitschaft zu Neuerungen im Bereich der Produkte, der Produktionsverfahren und 
der Organisation als wesentliche Determinante der Wettbewerbsfähigkeit der ein-
zelnen Betriebe und damit auch ihrer Standortregionen gilt. Diese Fähigkeit zu 
fördern und regionale Innovationsbarrieren zu beseitigen oder zu mildern und 
Innovationsanstöße zu initiieren, insbesondere in den als wenig neuerungsfreudig 
geltenden ländlichen Räumen, steht deshalb im Mittelpunkt dieser Untersuchung. 

Zahlreiche theoretische und empirische Analysen der letzten Jahre betonen neben der 
Bedeutung des einzelwirtschaftlichen Innovationsverhaltens für die Regionalentwick-
lung insbesondere die Rolle der Innovationsinfrastruktur als einen der entscheidenden 
regionalen Schlüsselfaktoren bei der raumgreifenden Verbreitung und der regionalen 
Akzeptanz des technischen Fortschritts2. Dabei konzentrieren sich die einzelnen Ar-
beiten aber eher auf die Betrachtung spezifischer entwicklungsrelevanter Teilaspekte 
der betrieblichen Innovation unter weitgehender Vernachlässigung der innova-
tionsstimulierenden Wirkungen der Infrastruktur3. In anderen Fällen beschränken sie 
sich auf eine allgemeine makroökonomische Analyse der Bedeutung der regionalen 
Infrastrukturausstattung für die volks- oder regionalwirtschaftliche Entwicklung, ohne 
Erklärung der komplexen und keinesfalls deterministischen Wirkungszusammenhänge 

Für einen guten Überblick siehe hierzu etwa Scharff 1993, Malecki 1991, Davelaar 1991, 
Tödtling 1990, Aydalot/Keeble 1988, Brotchie/Hall/Newton 1987, van der Knapp/Wever 1987, 
Keeble/W ever 1986 und Gillespie 1983 und die Veröffentlichungen der Groupe de Recherche 
Europeen sur !es Milieux Innovateurs GREMI (z.B. von Amin, Bramanti, Camagni, Cappellin, 
Crevoisier, Gillespie, Gordon, Keeble, Kamann, Maillat, Perrin, Quevit, Ratti, Robins, Senn, 
Sole, Strijker und Valls). 

2 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 27; siehe hierzu auch Stoneman, P./Diederen, P., 1994, S. 921 f.; 
Malecki, E.J./Tödtling, F., 1994, S. 15 f.; Acs, Z.J./Audretsch, D.B./Feldman, M.P., 1994, 
S. 131 ff.; Genosko, J., 1986, S. 109 sowie Hanusch, H./Cantner, U., 1993, S. 30. 

3 Siehe hierzu etwa die Studien im Bereich der regionalen Innovationsforschung von Pflmnann 
1991, Tödtling 1990, Davelaar/Nijkamp 1989a - d, Genosko/Halbritter 1988, Harris 1988, 
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einzelner Infrastrukturkomponenten4. Besonders die technisch-ingenieurmäßigen 
regionalen Infrastrukturbedarfs- und -engpaßanalysen vernachlässigen meist die ent-
wicklungstheoretischen Implikationen des Infrastrukturausbaus5. 

Daneben geben bisherige Analysen der Infrastrukturausstattung Anlaß zu der Vermu-
tung, daß gerade die enge Verknüpfung von Branchen mit abnehmendem Bedeutungs-
grad und der speziell auf ihre Standortbedürfnisse abgestimmten Infrastrukturausstat-
tung entwicklungshemmend im Sinne der Ziele der Raumentwicklungspolitik wirkt6. 

Forschungsbedarf besteht daher nicht nur bezüglich einer Analyse der Bedeutung ein-
zelwirtschaftlicher regionaler Innovationsprozesse für die Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen und die Entwicklung ihrer Standortregionen, sondern auch in der inte-
grierten Analyse der Bedeutung der Infrastruktur für den problemspezifischen Ab-
bau von Innovationsbarrieren zum Zwecke der Initüerung von Innovationsanstö-
ßen in ländlichen Wirtschaftsräumen. 

Regionale Innovationsunterschiede bilden also den Ausgangspunkt der Analyse. Insbe-
sondere werden 

die Bedeutung der Innovationsaktivitäten für die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen und ihrer Standortregion, 
die regionalen Unterschiede in der Art der Innovationsprozesse, vor allem die re-
gional wirksamen Innovationshemmnisse, und 
die Möglichkeiten einer engpaßorientierten infrastrukturellen Beeinflussung re-
gionaler Innovationsaktivitäten in ländlichen Wirtschaftsräumen 

theoretisch und empirisch analysiert. Gegenstand der empirischen Analyse sind aus-
gewählte ländliche Regionen von Baden-Württemberg. 

In Abhängigkeit von der Art und der Bedeutung der empirisch feststellbaren regiona-
len Innovationshemmnisse lassen sich dann Handlungsempfehlungen für eine innova-
tionsorientierte Infrastrukturpolitik ableiten, welche die spezifischen Problemlagen 
von Unternehmen in ländlichen Wirtschaftsräumen besser als bisher berücksichtigt. 

Meyer-Krahmer u.a. 1984, Arend/Stuckey 1984, Thwaites 1982 und Oakcy/Thwaites/Nash 
1980. 

4 vgl. Seiler, S., 1994, S. 30. Siehe hierzu u.a. auch Malecki/Tödlling 1994, Acs/Audrctsch/ 
Feldman 1994, Romer 1993, Hanusch/Cantner 1993, Seitz/Licht 1993, Aghion/Howitt 1992, 
Grossman/Hclpman 1991, Bemdt/Hansson 1991, Aschauer 1990, Barro 1990, Munell 1990, 
Duffy-Deno/Ebens 1989, Lucas 1988, Ebens/Fogany 1987, Costa/Ellson/Manin 1987, Romer 
1986, Eberts 1986, Looney/Frederiksen 1981, Trunzcr 1980, Martin 1979, Buhr 1975, Mera 
1975 und Hansen 1965. 

5 vgl. Aberle, G., 1981, S. 167 m.w.N. 
6 vgl. Maier, G./Tödlling, F., 1992, S. 96, Tödtling, F., 1990, S. 320 und Schröter, L., 1978, 

S. 52 - 55. Siehe hierzu auch die empirischen Befunde von Keil/Schneidewind 1987. 
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Auf der Suche nach derartigen Strategien, die eine Erhöhung der Wett-
bewerbsfähigkeit von ländlichen Wirtschaftsräumen zum Gegenstand haben, rücken 
daher derentrale, regionale Teilstrategien zunehmend in den Mittelpunkt. Zwei 
Grundüberlegungen bilden dabei das Fundament: Erstens sollen die Eigenheiten und 
Besonderheiten ländlicher Regionen nicht länger nur als Defizite und Rückständigkei-
ten betrachtet werden. Vielmehr gilt es, diese als Ansatzpunkte für eigenständige 
Entwicklungsstrategien anzusehen. Zweitens soll die Problemlösungskompetenz stär-
ker als bisher in der Region selbst aufgebaut und erhalten werden. 

2. Aufbau der Untersuchung 

Die genannten Fragen werden in der vorliegenden Arbeit sowohl theoretisch als auch 
empirisch für Unternehmen in ausgewählten Wirtschaftsräumen im ländlichen Raum 
untersucht. Die Arbeit beginnt mit einer Darstellung der spezifischen Entwicklungs-
probleme und -chancen ländlicher Wirtschaftsräume (Kapitel A.1), der derreit vom 
Bund und dem Land Baden-Württemberg praktizierten Regionalpolitik für ländliche 
Wirtschaftsräume (Kapitel A.2) und der theoretischen Begründung einer verstärkten 
Innovationsorientierung der Regionalpolitik für ländliche Wirtschaftsräume (Kapitel 
A.3). 

In der regionalwissenschaftlichen Theorie ist bislang eine Vielzahl von Erklärungsan-
sätzen entwickelt worden, die in ihrer Analyse wachstumsrelevante und raumdifferen-
zierende Größen wie z.B. Faktorpreise, Zugang zu Märkten, regionale Wirtschafts-
struktur, Skalenerträge, fiskalische Maßnahmen, aber auch regionale Ressourcen oder 
klimatische Bedingungen berücksichtigen7. Bislang können diese Ansätze die Regio-
nalentwicklung jedoch nicht umfassend erklären. Nur unzureichend analysiert er-
scheint vor allem der Zusammenhang zwischen den einrelwirtschaftlichen Anpas-
sungs- und Neuerungsaktivitäten und der Entwicklung ländlicher Wirtschaftsräume. 
Eine solche Analyse soll im Rahmen dieser Untersuchung mit Hilfe ausgewählter 
Konzepte der Außenhandelstheorie und der "Neuen Wachstumstheorie" geliefert wer-
den. 

Der grundlegende Unterschied der in dieser Arbeit vorgelegten Konzeption im Ver-
gleich zur traditionellen Sichtweise der Beziehungen zwischen Innovation, Infrastruk-
tur und regionaler Entwicklung - und zu den daraus abgeleiteten Politikempfehlungen 

7 Siehe hierzu die Arbeiten von Bröcker 1989, Gräber u.a. 1987, Schackmann-Fallis 1985, 
Reimers 1981, Nieth 1980 und Koll 1979. 
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- ist die Verbindung mikro- und makroökonomischer sowie außenhandelstheoretischer 
Argumentationen. In dieser Arbeit wird nicht nur der Frage nachgegangen, ob die In-
novationstätigkeit überhaupt Ursache regionaler Ungleichgewichte sein kann und ob 
sie sich dann als Ansatzpunkt zur Beseitigung regionaler Ungleichgewichte im Sinne 
der Ziele der Regionalpolitik für ländliche Wirtschaftsräume in hochentwickelten 
Volkswirtschaften eignen würde. Die entsprechenden Ansatzpunkte und die diesbe-
züglichen Infrastruktureffekte werden vielmehr vertieft analysiert. 

Im nächsten Untersuchungsschritt wird deshalb zunächst die komplexe einzelwirt-
schaftliche Neuerungsaktivität durch eine grundlegende Begriffserklärung und eine 
Darstellung der verschiedenen Innovationsarten (Kapitel B. l. l ), des idealtypischen 
Prozeßverlaufs (Kapitel B.1.2) sowie der Prozeßmerkmale (Kapitel B.1.3) konkreti-
siert. Auf der Grundlage einer Analyse der Relevanz der einzelnen Inno-
vationsprozeßphasen für die Entwicklung ländlicher Wirtschaftsräume, die die außen-
handelstheoretische Argumentation aus Kapitel A.3 um neuere wachstumstheoretische 
Überlegungen ergänzt (Kapitel B.1.3), und der potentiellen Engpaßfaktoren einzel-
wirtschaftlicher Innovationsaktivitäten (Kapitel B.2) lassen sich dann bereits erste 
regional- bzw. infrastrukturpolitische Ansatzpunkte ableiten. 
Die Kenntnis des Begriffs, der Arten und der Merkmale der Infrastruktur im allge-
meinen (Kapitel B.3.1) und der Innovationsinfrastruktur im speziellen (Kapitel B.3.2) 
ist unerläßlich, um auf dieser Basis Aussagen über die engpaßorientierten Aktivie-
rungsmöglichkeiten des regionalen betrieblichen Innovationspotentials ländlicher Wirt-
schaftsräume gewinnen zu können (Kapitel B.3.3). 

In Kapitel B.4 werden die wichtigsten Schlußfolgerungen der theoretischen Analyse 
zusammengefaßt und es werden die Aufgaben für eine empirische Untersuchung for-
muliert, deren Aufbau und deren Ergebnisse im anschließenden Abschnitt C vorge-
stellt werden. 

Im letzten Abschnitt D werden die wichtigsten Analyseergebnisse zusammengefaßt 
und politische Handlungsempfehlungen einer regionalen Innovationsinfrastrukturpoli-
tik abgeleitet. 

Die Arbeit folgt damit der Sichtweise Pfirrmanns, "daß für die Ableitung konkreten 
staatlichen Handelns eine ganze Reihe von Annahmen über die Entstehung und Ver-
breitung von neuen Techniken, das Innovationsverhalten von Unternehmen, die Rele-
vanz externer Einflußfaktoren und über die Wirkungsketten, die staatliche Aktivitäten 
und unternehmerisches Neuerungsverhalten verknüpfen, verwendet werden, für die es 
z. T. keine empirisch gesicherte Basis gibt"8. Ziel der vorliegenden Arbeit ist es da-
her, diese empirische Basis zu liefern. 

8 Pfimnann, 0., 1991, S. 20. 
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Kapitel A: Zur ökonomischen Situation ländlicher Wirtschaftsräume 

1. Spezifische Entwicklungsprobleme und -chancen ländlicher 
Wirtschaftsräume 

Nicht zuletzt die im Verein mit der Integration West- und Osteuropas auftretenden re-
gionalen Disparitäten haben die vielfältigen Problemlagen wirtschaftlich zurückgeblie-
bener Wirtschaftsräume in den Mittelpunkt wirtschaftswissenschaftlichen und politi-
schen Interesses geruckt. Häufig werden dabei die vermuteten Problemregionen aber 
nicht genau benannt, sondern allgemein mit Attributen wie "strukturgefährdet bzw. 
strukturschwach", "benachteiligt" oder "ländlich peripher" umschrieben9. Daher ist 
zunächst der räumliche Analysebereich zu klären, bevor auf die spezifischen 
Entwicklungsprobleme und -chancen ländlicher Regionen eingegangen wird. 

Regionen sind im wirtschaftswissenschaftlichen Verständnis "ein flächenmäßiger Aus-
schnitt aus einem größeren Raumganzen, den man als geschlossenes Gebilde benach-
barter Raumpunkte versteht, das sich durch einen Komplex individueller Merkmale 
von anderen Raumausschnitten unterscheidet•IO. Da Regionen sich aus dem Zusam-
menspiel natürlich-geographischer, soziologischer, ökonomischer und politisch-insti-
tutioneller Determinanten ergeben, erscheint eine allgemeingültige Definition wenig 
sinnvollll. Im Gegensatz zu Staatsräumen sind sie also grundsätzlich nicht per-se vor-
gegeben, nicht fest umgrenzt und selten über längere Zeiträume unveränderlichl2. 
Daher sind Regionen nach dem jeweiligen Erkenntnisinteresse untersuchungszielbezo-
gen, einheitlich und nachprufbar zu differenzieren13. 

Zur Analyse raumspezifischer Problemlagen und Entwicklungschancen wurden bereits 
1981 durch die Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) 75 Raumordnungs-
regionen abgegrenzt, die im Durchschnitt jeweils vier Land- und Stadtkreise umfassen 
und die für teilraumspezifische Untersuchungen weiter siedlungsstrukturell aufteilbar 
sind14. Eine derartige Raumgliederung bilden die siedlungsstrukturellen Regionstypen 
(Regionen mit großen Verdichtungsräumen, Regionen mit Verdichtungsansätzen und 

9 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 19. 
10 Klemmer, P./Krämer, D., 1975, S. 13. 
11 vgl. Krämer, D., 1975, S. 110. Siehe hierzu auch die Diskussion verschiedener Regionsbegriffe 

der Regionalwissenschaften in Brede, H./Ossorio, C., 1967, S. 3 ff. 
12 vgl. Lauschmann, E., 1976, S. 1 und 6; vgl. auch Hoover, E. M., 1957, S. 62. 
13 vgl. Klemmer, P., 1989, S. 87 f. und ders./Krämer, D., 1975, S.19 sowie bereits Hoover, 

E.M., 1957, S. 62. Zu den Prinzipien und Methoden der Abgrenzung von Regionen siehe z.B. 
Eckey, H.-F., 1988, S. 24 ff.; Bahrenberg, G., 1988, S. 2 ff.; Lauschmann, E., 1976, S. 14 
ff.; Boustedt, 0., 1975, S. 23 ff. und Klemmer, P./Krämer, D., 1975, S. 13 ff. 
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ländlich geprägte Regionen) und Kreistypen der Bundesforschungsanstalt für Landes-
kunde und Raumordnung BfLR (siehe hierzu Abbildung A.1.1). 

Abbildung A.1.1: Siedlungsstrukturelle Kreistypen der BfLR 

Siedlungsstrukturelle Kreistypen 
der BfLR 

Regionen mit großen 
Verdichtungsriumen 

Regionen mit Verdichtungs-
ansitzen 

Ländlich geprigte Regionen 

Quelle: BfLR, 1983, S. 1194 

Schwellenwertfestlegung und Abgrenzung der Kreistypen 

Regionen mit einer Einwohnerdichte von 300 und mehr 
Einwohnern je km2 und/oder einem Oberzentrum von über 
300.000 Einwohnern 
Typ 1 
Kreisfreie Städte mit 100.000 und mehr Einwohnern 
Typ2 
Umlandkreise mit hoher Verdichtung (Verdichtungsfaktor 
größer als der Durchschnitt aller Umlandkreise des 
Regionstyps) 
Typ 3 
Umlandkreise mit geringer Verdichtung (Verdichtungsfaktor 
kleiner als der Durchschnitt aller Umlandkreise des 
Regionstyps) 

Regionen mit einer Einwohnerdichte von durchschnittlich über 
ISO Einwohnern je km2 und i.d.R. einem Oberzentrum von 
mindestens 100.000 Einwohnern 
Typ4 
Kreisfreie Städte mit 100.000 und mehr Einwohnern 
Typ 5 
Umlandkreise (Eine weitere Differenzierung nach dem 
Verdichtungsgrad erfolgt nicht, da keine eindeutigen 
empirischen Schwellenwerte vorhanden sind.) 

Regionen mit einer Einwohnerdichte von um 100 Einwohnern 
je 1cm2 und ohne Oberzentrum mit 100.000 und mehr 
Einwohnern 
Typ6 
Kreise einschließlich kreisfreier Städte in ländlichen Regionen 
(Eine weitere Differenzierung erfolgt nicht, da einmal 
empirische Schwellenwerte für das Kriterium Verdichtung nicht 
eindeutig nachzuweisen sind und zum anderen das Problem zu 
kleiner Typen auftritt, das die Komplexitätsreduktion erheblich 
erschwert.) 

Genau besehen stellt dieses Kreistypen-System allerdings keine eigenständige Typi-
sierung ländlicher Räume dar, sondern eine von den siedlungsstrukturellen Grundty-
pen abgeleitete Klassifikation. Die Zuordnung eines Kreises zu einem bestimmten 
Kreistyp erfolgt nur innerhalb der vorab vorgenommenen Typisierung der Raumord-

14 vgl. MKRO, 1982, S. 97. 1990 wurden die 75 westdeutschen Raumordnungsregionen um 22 
Regionen der neuen BundesUinder erweitert. 
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nungsregion, in der der jeweilige Kreis liegt. Damit wird die Zuordnung eines Kreises 
im Ergebnis nicht nur von siedlungsstrukturellen Aspekten beeinflußt, sondern auch 
vom administrativen Zuschnitt der Räume. Konsequenz einer solchen Vorgehensweise 
sind siedlungsstrukturell inkonsistente Typisierungen. Zudem sind die beschriebenen 
Regionstypen mangels einer differenzierten Problem- und Ursachenanalyse noch nicht 
ausreichend ziel- und politikorientiert. Welche alternativen Typisierungskriterien er-
scheinen also zweckmäßiger? 

Die Auseinandersetzung mit der Frage der denkbaren Kategorisierungs- und Typisie-
rungsmöglichkeiten des ländlichen Raumes zeigt, daß insbesondere eine Kate-
gorisierung nach der funktionsräumlichen Entwicklungsfähigkeit und -schwäche sinn-
voll erscheint. Eine solche Kategorisierung soll eine Antwort auf die Frage geben, 
inwieweit bestimmte Teilräume angesichts ihrer Ausstattungssituation mit raumgebun-
denen Einsatzfaktoren spezifische Nutzungpotentiale bzw. komparative Vorteile hin-
sichtlich der Raumfunktionen Wirtschaften, Wohnen, Nah- und Ferienerholung, 
landwirtschaftliche Güterproduktion, Produktion landespflegerischer Dienstleistungen 
durch die Landwirtschaft, Arten- und Biotopschutz oder interregionale Trinkwasser-
bildung und- gewinnung aufweisenl5. 

Im Hinblick auf die hier im Mittelpunkt stehenden Entwicklungsprobleme und 
-chancen ländlicher Räume und die Entwicklungsfunktion der regionalen 
Infrastrukturpolitik erscheint es wenig sinnvoll, alle denkbaren Raumfunktionen, wel-
che ländliche Räume aufgrund unterschiedlicher räumlicher Standortspezifika kenn-
zeichnen, in die Betrachtung einzubeziehen. Auch ist es wenig sinnvoll und auch po-
litisch kaum tragfähig, größere Teilräume im ländlichen Raum etwa ausschließlich der 
Kategorie Erholungsraum zuzuweisen, um dort die entsprechende funktions- und 
entwicklungsrelevante Infrastruktur zu schaffen. Mit Blick auf das in der Wirtschafts-
politik unumstrittene Ziel einer Förderung der Wirtschaftsaktivität steht dieser 
Aspekt im Mittelpunkt der Betrachtung16. Gegenstand der Analysen sind daher länd-
liche Räume, in denen wirtschaftliche Aktivitäten zwar Gewicht haben, in denen 
aber erhebliche Anpassungsprobleme an den gesamtwirtschaftlichen Struktur-
wandel zu beobachten sind. 

Bei diesen, vom einstmals volkswirtschaftlich dominierenden agrarwirtschaftlichen 
Sektor geprägten Regionen, dessen Anteil an der volkswirtschaftlichen Produktion in 
den letzten 30 Jahren kontinuierlich von etwa 6% der Bruttowertschöpfung aller Wirt-
schaftsbereiche auf knapp über 1 % abgenommen hat17, finden sich sehr unterschiedli-

15 vgl. Blotevogel, H.-H., 1985, S. 17 f. und Frhr.v. Malchus, V., 1985, S. 63. Siehe hierzu auch 
Nolte, B., 1993, S. 7 f. 

16 vgl. Herdzina, K., 1981, S. 287 f. und Streit, M.E., 1991, S. 130 ff. 
17 vgl. IDW, 1994, Tab. 30. 
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ehe Vorstellungen darüber, welcher Art die Probleme eigentlich sind: Die Palette 
vermuteter Problemtatbestände reicht von Einkommens- und Beschäftigungsrückstand 
gegenüber prosperierenden Agglomerationen bis hin zum Verlust an regionaler Iden-
tität, vom Brachfallen landwirtschaftlicher Flächen in den Ungunstlagen bis hin zur 
Entleerung und Verödung ländlicher Räume. 

Wenig Klarheit besteht auch in bezug auf die Problemursachen, was durch die Kom-
plexität der Zusammenhänge zwischen Wirtschaftswachstum, marktwirtschaftlichen 
Allokationsprozessen und sektoralem Strukturwandel und deren regionalen Im-
plikationen bedingt ist. 

Die infolge räumlich unterschiedlicher Produktionsbedingungen, Grenzproduktivitäten 
der eingesetzten Produktionsfaktoren und Faktorentlohnungen regional unterschiedli-
chen Wirkungen der zu den wirtschaftlichen Wachstumsprozessen komplementären 
Wandlungsprozesse der Güter-, Markt- und Produktionsfaktorenstrukturen sind in ih-

rer ökonomischen Bewertung äußerst problematisch. Einerseits sind die regional 
unterschiedlichen Wettbewerbs-, Wachstums-, Beschäftigungs-, Verteilungs- und 
Umweltwirkungen eine ökonomisch positiv zu bewertende Begleiterscheinung und 
Konsequenz der gewünschten marktwirtschaftlichen Reallokationsprozesse. Anderer-
seits werden bei Überschreiten bestimmter Schwellen des interregionalen Disparitä-
tenniveaus oder infolge der Verfestigung regionaler Disparitäten ökonomische, ökolo-
gische und soziale Fehlentwicklungen immer wahrscheinlicher, die den räumlichen 
Dualismus zwischen den prosperierenden und den zunehmend an Bedeutung abneh-
menden Räumen verstärken können18. 

Welches sind die Strukturwandlungen, denen sich ländliche Wirtschaftsräume typi-
scherweise gegenübersehen? 

1. Die Produkte der in ländlichen Wirtschaftsräumen überproportional angesiedelten 
Unternehmen arbeits- und flächenintensiver Branchen befinden sich zu einem er-
heblichen Teil in der Reifephase oder in der Schrumpfungsphase ihres Produktle-
benszyklussesl9, d.h. sie machen gesamtwirtschaftlich einen immer geringer wer-
denden Anteil an der Gesamtproduktion aus. Die Gründe dafür sind zahlreich. So 
leiden ländliche Räume beispielsweise bei wachstumsinduzierten Wandlungen der 
Nachfragestruktur unter den unterdurchschnittlichen Einkommenselastizitäten der 

18 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 6. 
19 Nach jüngeren Studien des EFLR in ausgewählten ländlichen RJiumcn Baden-Württembergs er-

zielen dort die Mehrzahl der Betriebe des verarbeitenden Gewerbes zwischen 63 und 70 % ihres 
Umsat7.es mit Produlcten, deren Marktvolumen nicht mehr wächst und deren Umsatzanteil sta-
gniert oder gar zurückgeht (vgl. Herdzina, K./Nolte, B., 1994, S. 24 ff.). Zur Produktzyklus-
theorie siehe Vemon 1966 und Hirsch 1967. Zu den regionalen Implikationen der Produktzy-
klustheorie für die Entwicklung ländlicher Regionen siehe Kapitel A.3. 
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Nachfrage nach Nahrungsmitteln20. Eine ganz gewichtige Rolle dürfte aber auch 
die verstärkte Ausrichtung der Nachfrage auf technologieintensive Produkte 
- sowohl im Investitions- als auch im Konsumgüterbereich - sein. Sie erfordern 
einen hohen Anteil von Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen sowie von 
Informations-, Planungs- und Managementaktivitäten der Betriebe und erhöhen ihre 

entsprechenden Standortanforderungen21. 

2. Infolge der Arbeitskostenunterschiede zwischen hochentwickelten Industrienationen 
und weniger entwickelten Volkswirtschaften, verbunden mit den Auswirkungen der 
internationalen Entwicklungspolitik und den Umstrukturierungsanstrengungen vor 
allem in osteuropäischen Volkswirtschaften, wandern besonders arbeitsintensive 
und vergleichsweise technologiearme Produktionen, die einem verstärkten Preis-
wettbewerb ausgesetzt sind, zunehmend in Schwellenländer ab22. 

3. Als Folge dieser Entwicklungstendenzen vermindert sich die komparative Bedeu-
tung "traditioneller" Standortfaktoren ländlicher Wirtschaftsräume, wie etwa ein 
ausreichendes Angebot an preisgünstigen Gewerbeflächen und niedrig entlohnten 
Arbeitskräften. Die Produktion wird wegen der Verminderung des Gewichts je re-
aler Güterwerteinheit zunehmend unabhängiger von rohstofforientierten, transport-
kostenminimalen Standorten. Verkehrswirtschaftlich werden daher kleine, schnelle 
und hochpräzise Transporteinheiten von hoher logistischer Qualität und eine hoch-
rangige Einbindung der Standorte in Verkehrs- und Kommunikationsnetze immer 
bedeutsamer. Besonders diejenigen regionalen Arbeitsmärkte, die die qualifizierte 
Arbeitsnachfrage in Umfang und Variationsbreite befriedigen können und ein qua-
litativ hochwertiges Wohnumfeld bieten, gewinnen an Bedeutung23. 

20 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 24. 
21 vgl. Tödtling, F., 1984a, S. 172 und dcrs., 1984b, S. 222. Siehe hierzu auch Bade 1984. 
22 vgl. Maier, G./Tödtling, F., 1992, S. 92. In diesem Zusammenhang sind auch die regionalen 

Implikationen der Wandlungen der Produktionsprozesse und Zulicfcrerbezichungen "reifer" In-
dustrien, wie beispielsweise der Automobilindustrie, von Interesse. Die preis- und kostenscn-
kungsmotivicrte Einführung neuer Produktionsverfahren dominiert in diesen Branchen oft die 
Ncuerungstätigkcit am Produkt. In diesem Zusammenhang unterliegen auch die Zulieferbezie-
hungen und die räumliche Organisation der zwischenbetrieblichen Arbeitsteilung einem Wandel. 
Neben den Zulieferern, die bei der Produktion der Vorleistungen zunehmend kapitalintensive 
Automatisierungstechniken mit geringen Anforderungen an die Qualifikation der Beschäftigten 
einsetzen, gibt es auch sog. Systemanbieter. Diese "Zulieferer ersten Ranges" liefern komplette, 
technologieintensive Teilekonfigurationen fertig zur Montage direkt ins Werk des Auftragge-
bers. Für ihre Produktions- und Leistungsprozesse sind vor allem gut qualifizierte Arbeitskräfte 
und nachfrageflcxible Mehrzweckmaschinen charakteristisch. Die praktizierten Formen der Ar-
beitsteilung verlangen von den potentiellen Zulieferbetrieben verstärkte Innovations- und Anpas-
sungsaktivitäten, um einen Bedeutungsverlust innerhalb der Wertschöpfungskette zu vermeiden. 
Siehe hierzu auch Pampe!, J., 1993, S. 131 m.w.N. 

23 vgl. Genosko, J., 1986, S. 5. Hoover wies als einer der ersten Regionalwissenschaftler auf die 
unterschiedlichen Anforderungen an die Qualität der Arbeitskräfte in den verschiedenen Pro-
duktlebcnszylclusphasen hin, die die Standortentscheidungen für die Produktion eines Gutes be-
einflussen (vgl. Hoover, E.M., 1948, S. 174 ff.). 
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Was aber spricht für eine Verfestigung der regionalen Disparitäten und für eine 
Verschlechterung der sozio-ökonornischen Situation ländlicher Räume in Anbetracht 
dieser Strukturwandelungsprozesse? 

1. Infolge des qualitativ hochwertigen Arbeitsplatzangebots und der meist besseren 
Ausstattung mit Aus-, Fort- und Weiterbildungs- oder Kultureinrichtungen in den 
wirtschaftlich prosperierenden Ballungsräumen sind verdichtungsorientierte 
W anderungsbewegungen - insbesondere der jungen, mobilen und hochqualifizierten 
Arbeitskräfte - zu beobachten24. Diese Entwicklung schafft oder verschärft die in-
terregionalen Qualifikationsunterschiede des Humankapitals25. 

2. Bei der Standortwahl der Unternehmen für technologisch hochwertige Leistungs-
prozesse profitieren vor allem Räume mit einer guten Fern- und Nahverkehrsan-
bindung, einer guten und kostengünstigen Vernetzung mit Informations- und 
Kommunikationsinfrastrukturen, einem hohen Wohn- und Freizeitwert und einem 
großen und qualifizierten Arbeitskräftepotential. Gerade diese, in vielen ländlichen 
Wirtschaftsräumen fehlenden Standortvorteile und die fehlenden Agglomerations-
vorteile der Betriebe räumlich konzentrierter Branchen (sog. "localisation econo-
mies") bzw. die fehlenden Fühlungsvorteile einer räumlich konzentrierten, aber di-
versifizierten Wirtschaftsstruktur (sog. "urbanisation economies") lassen es sehr 
wahrscheinlich erscheinen, daß viele ländliche Regionen nicht in den Genuß tech-
nologiebedingter Wachstumseffekte gelangen, wenn sie keinen entsprechenden 
"Nährboden" bieten können26. Siedeln sich in ländlichen Wirtschaftsräumen vor 
allem ferngesteuerte "verlängerte Werkbänke" an, mit entsprechend arbeits- und 
flächenintensiven, standardisierten Produktionen und geringen betrieblichen Funk-
tionalkompetenzen im Forschungs- und Entwicklungsbereich oder im Bereich der 
Konstruktion, des Designs oder der Unternehmensplanung, so verringern sich die 
weiteren Entwicklungschancen ländlicher Wirtschaftsräume, da bei derartigen Pro-
duktionen nur eine geringe langfristige Beschäftigungsstabilität und Überlebensfä-
higkeit feststellbar ist27. 

24 vgl. Birg, H., 1990, S. 85 und S. 89 f. 
25 vgl. Stiens, G., 1990, S. 44 und auch Genosko, J., 1980, S. 726 - 745 sowie Mietb, W./ 

Genosko, J., 1982, S. 26 - 31. 
26 vgl. Maier, G./Tödtling, F., 1992, S. 106. 
27 vgl. Maier, G./Tödtling, F., 1992, S. 77; Scharf!, R., 1993, S. 90 ff. und Storper, M., 1986, 

S. 62. "Der Unternehmer mit entsprechender Marktmacht in einem kleinen Ort im llndlichen 
Raum zahlt vor allem für geringer qualifizierte Arbcitskrlfte niedrigere Löhne als in den Bal-
lungsräumen, wo er in stärkerer Konkurrenz mit anderen Unternehmen steht"(aus einem Inter-
view mit dem Forschungsleiter des Instituts für SOdwestdcutscbe Wirtschaftsforschung, Dr. 
Dieter Kunz vom 5.7.1994, im folgenden abgelcilrzt als: Kunz, D., 1994). 
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3. Diese Problemlagen werden oft noch durch die im Zuge der Entleerung steigenden 
Pro-Kopf-Kosten der Infrastruktur, die mit dem Preisverfall von Immobilien im 

ländlichen Raum einhergehenden sinkenden Beleihungsgrenzen der Kreditvergabe, 
die verminderte Diffusion technologischer Fortschritte und der damit zusammen-
hängenden Informations- und Lernprozesse, die zunehmende Lähmung der 
Leistungsmotivation und den Verlust an regionalem Selbstbewußtsein sowie die 
steigende Subventionsmentalität zusätzlich verstärkt28. Damit scheint für die im 

ländlichen Raum ansässigen Betriebe und Beschäftigten die Gefahr zu steigen, daß 
sie die Herausforderungen des Strukturwandels wegen der mit diesen Entwicklun-
gen einhergehenden Verminderung ihres Innovations- und Anpassungspotentials 
nicht bewältigen werden29. 

Diesen die Verstärkung interregionaler Disparitäten und die Zentralisierung räumli-
cher Wirtschaftsaktivitäten begünstigenden Faktoren stehen unter Umständen jedoch 
auch zentrifugale Faktoren und damit eventuell spezifische Entwicklungschancen 
ländlicher Räume entgegen. 

Tendenziell deglomerative Wirkungen sind von den Kosten bei steigender räumlicher 
Verdichtung zu erwarten, die sich vor allem in den steigenden Kosten der inneren Si-
cherheit, den steigenden Kosten der Erreichbarkeit der relevanten Beschaffungs- und 
Absatzmärkte und der Flächennutzung (Wohn-, Produktions- und Transportfläche), 
dem steigenden Umweltverbrauch und den besonderen Kosten von Marketingaktivitä-
ten, um den Käufern des Einzugsbereichs die Kosten verdichtungsbedingter Unan-
nehmlichkeiten zu kompensieren, niederschlagen30. 

Die Realität raumwirtschaftlicher Aktivitäten zeigt jedoch, daß das gesuchte volks-
wirtschaftliche Ballungsoptimum, ab dem eine durch den marktwirtschaftlichen 
Selbststeuerungmechanismus ausgelöste Verlagerung von Aktivitäten aus den Agglo-
merationen heraus in die ländlichen Regionen zu erwarten ist, kurz- bis mittelfristig 
möglicherweise nicht realisiert wird. Dafür sprechen einmal die Bestrebungen der öf-
fentlichen Entscheidungsträger im Hinblick auf eine zentralisierte und ballungseng-
paßorientierte - und damit aus öffentlich-budgetären Gesichtspunkten wirtschaftli-
chere - Bereitstellung ballungskostenmindernder öffentlicher Infrastrukturen (z.B. 
durch Verbesserungen des klein- und großräumigen Transport- und Kommunikations-
netzes in den Ballungszentren bzw. zwischen den Ballungszentren und ihren umittel-
baren Randzonen) und zum anderen die einzelwirtschaftlichen Strategien zur Vermei-
dung der Internalisierung der negativen externen Effekte der Verdichtung, bei denen 

28 vgl. de Haen, H./Isermeyer, F., 1990, S. 5. 
29 vgl. Stiens, G., 1990, S. 44 und Guindani, S./Bassand, M., 1982, S. 490 und Derenbach, R., 

1982, s. 454 f. 
30 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 13. 
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eine Reorganisation betrieblicher Wertschöpfungsprozesse und die damit einherge-
hende Verlagerung flächen- und sachkapitalintensiver Wirtschaftsaktivitäten lediglich 
an den Rand der Ballungsräwne erfoigt31. 

Auch die zahlreichen Alternativen für die Nutzung der reichlich vorhandenen land-
wirtschaftlich nutzbaren Flächen, sei es als Standort für Freizeitgestaltung, für Sozial-
einrichtungen oder als bevorzugter Altersruhesitz, sind bislang noch nicht ausreichend 
eingesetzt worden, wn die gezeigten Entwicklungstendenzen umzukehren. 

Die dargestellten Entwicklungsprobleme und -chancen verdeutlichen, daß die Fakto-
ren, die den ländlichen Rawn tendenziell begünstigen und die Verdichtungsgebiete 
benachteiligen - und deshalb geeignet wären, die regionalen Disparitäten und die da-
mit einhergehenden Fehlentwicklungen abzubauen - auch langfristig wohl nur wenig 
an Bedeutung gewinnen werden. Die Verlagerung ökonomischer Aktivitäten aus den 
prosperierenden Verdichtungsräwnen in die ländlichen Räwne und eine Korrektur des 
auf einzelwirtschaftlichen Standortentscheidungen basierenden räumlichen Allokati-
onsprozesses bzw. eine Verringerung der räumlichen Disparitäten ist allein von einem 
Abbau ungerechtfertigter Hemmnisse marktwirtschaftlicher Reallokationsprozesse ent-
sprechend der neoklassischen Doktrin, zumindest kurz- bis mittelfristig, kaum zu er-
warten32. Die Existenz von interregionalen Disparitäten in verschiedener Form und 

die mit ihnen interdependent verbundenen ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Problemlagen begründen daher ein regional orientiertes staatliches Handeln in bzw. 
für ländliche Problemräwne, das an den für diese Entwicklungstendenzen ursächlichen 
Faktorendefiziten ansetzt33. 

31 vgl. Stiens, G., 1990, S. 41 ff. und de Haen, H./lsermeyer, F., 1990, S. 4. Siebe hierzu auch 
das Beispiel des Verdicbtungsraumes Stuttgart in den Jahren 1980 bis 1992 in !wer, 
F./Ramscbütz, E./Rebberg, F., 1994, S. 34 ff. 

32 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 13 und S. 26. Ökonomen neolclassiscber Provenienz erwarten bei 
einem funlctionst'äbigen Marktmechanismus einen zumindest langfristigen Abbau bzw. eine Re-
versibilitllt der regionalen Disparitllten. Die existierenden regionalen temporären sozio-ökonomi-
scben Ungleichgewichte führen sie ganz im Sinne ihrer marktwirtschaftlichen Idealvorstellungen 
auf politisch verursachte oder geduldete Mlngel des Marktmechanismus zurück. Aufgrund der 
räumlichen Immobilitllt einiger Produktionsfaktoren (z.B. Bodcnscbltzc, lclimatiscbe Faktoren), 
wegen der hoben monetären und sozialen Mobilisierungskosten (z.B. die sozialen Kosten der 
Mobilitllt von Arbeitskräften) sowie der in der Realitllt existierenden externen Vorteile der 
räumlichen Verdichtung von Wirtscbaftsaktivitllten ist eine Reversibilitllt der ungleichen Ent-
wiclclung auch von einem voll funktionsfähigem Marktmechanismus, zumindest kurz- bis mittel-
fristig, kaum zu erwarten (vgl. Buttler, F./Gcrlacb, K./Licpmann, P., 1977, S. SI f.; Fürst, 
D./Klemmer, P./Zimmcrmann, K., 1976, S. S ff. und S. 91 ff. und Geck, H.-M./Petry, G., 
1980, S. 39). Zur Entwiclclung der regionalökonomiscben Disparitäten zwischen verdichteten 
und ländlichen Räumen in Baden-Württemberg von 1978 bis 1992 siebe Löw, R./Walla, W., 
199S, S. 15 ff. und die diversen Auswertungen in den Materialien im Anhang. 

33 Damit integriert die hier vorgestellte Argumentation ökonomische und gesellschaftspolitische 
Bcgrllndungsansätzc des spezifisch regionalen Handlungsbedarfes des Staates. Die Integration 
der in der Literatur blutig vorgenommenen theoretischen Trennung in eine außerökonomiscbe 
Bcgrllndung, die auf der sozial nicht akzcpticrbarcn räumlichen Verletzung von Grundwerten der 
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Bereits an dieser Stelle sollen jüngere Untersuchungen nicht unerwähnt bleiben, die 
den obigen Ausführungen hinzufügen, daß das traditionelle und stark vereinfachte 
Bild der prosperierenden Verdichtungsräume und der zurückbleibenden ländlichen 
Räume - sollte es je der Realität entsprochen haben - heute noch differenzierter ist, da 
es sowohl zahlreiche Verdichtungsräume mit erheblichen Regionalproblemen als auch 
zahlreiche ländliche Räume mit überdurchschnittlich günstiger Entwicklung gibt34. 
Differenzierte Analysen zeigen, daß Anzeichen dafür vorliegen, daß sich beispiels-
weise die Disparitäten innerhalb der Raumkategorien des ländlichen Raumes einer 
hochentwickelten Volkswirtschaft, wie der der Bundesrepublik Deutschland, wesent-
lich stärker erhöht haben als die Disparitäten zwischen ländlichen und verdichteten 
Räumen, daß also verschiedenartige ländliche Wirtschaftsräume mit unterschiedlichen 
Problemlagen und Entwicklungspotentialen im Rahmen der Regionalpolitik berück-
sichtigt werden müssen35. Die Frage, ob bzw. wie dies derzeit erfolgt, ist Gegenstand 
des nächsten Kapitels. 

Gesellschaftspolitik trotz guter gesamtwirtschaftlicher ökonomischer Marktergebnisse beruht 
(regionales Handeln als räumlich wirksames, verteilungspolitisches Korrektiv bei Marktableh-
nung), und in eine rein ökonomische Begründung, die staatliches Handeln auf Marktversagen 
zurückführt, läßt sich durch die interdependente Verknüpfung ökonomischer und außerökonomi-
scher Merkmale raumwirtschaftlicher Aktivitäten begründen. Siehe hierzu auch Scharff, R., 
1993, S. 18, Fn. 44. 

34 vgl. etwa Tödtling, F., 1990, S. 319 und S. 331 f. sowie Lohkamp, M., 1986, S. 8SS. Siehe 
hierzu speziell für Baden-Württemberg die Regionalanalyse von Genosko/Herdzina/Stützle-
Lcinmüller 1992. 

35 vgl. Lohkamp, M., 1986, S. 8SS und Bfl.R 1986; auch: Herdzina, K., 1993, S. lS und Stiens, 
G., 1990, S. 42 f. 
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2. Die praktizierte Regionalpolitik für ländliche Wirtschaftsräume 

Der Abbau regionaler Disparitäten und die Vermeidung der mit ihnen verbundenen 
zumindest kun- bis mittelfristig irreversiblen räumlichen Fehlentwicklungen erfordern 
neben der Diagnose und Verminderung bestehender Hemmnisse der marktwirtschaftli-
chen Wachstums- und Allokationsprozesse im Rahmen der allgemeinen Wirtschafts-
politik auch eine auf die spezifischen Problemlagen der benachteiligten ländlichen 
Wirtschaftsräume ausgerichtete Politik36. 

Diese Aufgabenstellung fällt in den Objektbereich der Raumordnungspolitik, deren 
Aufgabe in der "bewußten Handhabung geeigneter Instrumente durch den Staat oder 
dem Staat nahestehende Institutionen (besteht), um eine zielbezogene Gestaltung, 
Entwicklung und Nutzung von Räumen und Regionen zu erreichen"37. Da die Raum-
ordnungspolitik über kein eigenes strategiefähiges bzw. ausreichend durchsetzungsfä-
higes Steuerungspotential zur Beeinflussung ihres gesamten Objektbereichs verfügt, 
greift sie bei der zieladäquaten Entwicklung ländlicher Wirtschaftsräume auf die Re-
gionalpolitik und deren in erster Linie wirtschaftspolitisches Instrumentarium zu-
riick38. 

2.1 Grundlagen der praktizierten Regionalpolitik für ländliche Wirt-
schaftsräume 

Der Leitgedanke der praktizierten Regionalpolitik in der Bundesrepublik Deutschland 
besteht darin, "eine optimale regionale Wirtschaftstruktur zu schaffen und in allen 
Gebieten dafür zu sorgen, daß ungenutzte bzw. schlecht genutzte Produktionsfaktoren 
für das allgemeine Wirtschaftswachstum mobilisiert werden"39. 

36 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 11. 
37 Brösse, U., 1982, S. 22. Siehe hierzu auch Sachverständigenausschuß für Raumordnung 

(SARO), 1961, S. 10/11. 
38 vgl. Fürst, D./Klemmer, P./Zimmermann, K., 1976, S. 5; auch Dietrichs, B., 1988, S. 251 -

254 und Hesse, J.-J., 1980, S. 200 ff. Synonyme für den Begriff der Regionalpolitik sind 
"regionale Wirtschaftspolitik" und "regionale Strukturpolitik" (vgl. Klemmer, P., 1977, S. 120; 
Eckey, H.-F., 1978, S. 52; Eberstein, H.H., 1988, S. 2 und Krämer, D., 1975, S. 24 f.). 

39 Grundsätte der regionalen Wirtschaftspolitik, 1967, BtD. Nr. 5/2469, S. 3. Siehe hierzu auch 
Schlecht, 0., 1972, S. 171 f. und Klemmer, P., 1977, S. 120. Die Ergänzung gesamtwirt-
schaftlicher Zielsysteme um eine teilniumliche Dimension folgt den Erkentnissen, daß die regio-
nalen Disparitlten in den Entwicklungsbedingungen und -verliufen berücksichtigt werden müs-
sen, da zum einen die Entwicklung der TeilrAume von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
abhängt und zum anderen vom Ausschöpfungsgrad der teilriumlichen Entwicklungspotentiale 
auch Rückwirkungen auf den gesamtwirtschaftlichen Entwicklungsprou:ss zu erwarten sind (vgl. 
Lauschmann, E., 1976, S. 237). 
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Die rechtliche Grundlage der bundesdeutschen Regionalpolitik, die seit der Finanzre-
form des Jahres 1969 im Rahmen einer verfassungsrechtlich abgesicherten Mischfi-
nanzierung und Kompetenzverschränkung von Bund und Ländern gemeinsam betrie-
ben wird, bildet die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur"(GRW)40 und das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe (GRWG) vorn 
6.10.196941. Das GRWG legt die allgemeinen Grundsätze und Ziele der GRW fest 
und regelt die Aufstellung eines Rahmenplans zur Verwirklichung der angestrebten 
Ziele. In diesem Gesetz heißt es in § l Abs. 2, daß sich die Fördermaßnahmen insbe-
sondere auf solche Zielregionen zu konzentrieren haben, 
" l. deren Wirtschaftskraft erheblich unter dem Bundesdurchschnitt liegt oder er-

heblich darunter abzusinken droht oder 
2. in denen Wirtschaftszweige vorherrschen, die vorn Strukturwandel in einer 

Weise betroffen oder bedroht sind, daß negative Rückwirkungen auf das Gebiet 
in erheblichem Umfang eingetreten oder absehbar sind". 

Die Ausgestaltung der praktizierten Regionalpolitik, d.h. Art und Umfang der interre-
gionalen Verteilung des Instrumenteneinsatzes, ist in den sog. Rahmenplänen fixiert, 
die gern. § 4 GRWG für den Zeitraum der Finanzplanung von einem Bund-Länder-
Planungsausschuß aufzustellen sind, einer jährlichen sachlichen Prüfung unterliegen 
und der laufenden Entwicklung angepaßt werden. Die jeweiligen GRW-Regionalent-
wicklungsprograrnrne, die von Bund und Land gemeinsam geplant und finanziert wer-
den, werden in die jeweiligen Landesentwicklungspläne integriert, da den Ländern die 
Ausführung obliegt42. Letztere schlagen auch die zu fördernden Schwerpunktorte vor 
und integrieren entsprechende Förderziele und -maßnahrnen in die regionalen Akti-
onsprogramme. Daneben betreiben die Bundesländer mit Landesmitteln eine regionale 
Strukturpolitik, die daher im Hinblick auf die Förderung ländlicher Wirtschaftsräume 
in Baden-Württemberg in die Betrachtung miteinbezogen werden soll43_ 

40 Mit dem 21. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Finanzreformgesetz) vom 12.5.1969 
(BGB!. I, S. 2140) wurde das Institut der Gemeinschaftsaufgaben geschaffen. 

41 Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftstruktur" 
(GRWG) vom 6.10.1969 (BGB!. I, S. 1861) in der Fassung vom 27.6.1991 (BGB!. 1, S. 1336). 

42 Zwar kommen prinzipiell als Träger der regionalen Wirtschaftspolitik auch die Träger der all-
gemeinen Wirtschaftspolitik bzw. alle diejenigen Akteure, die über politische und/oder ökono-
mische Einflußmöglichkeiten auf die raumwirtschaftlichen Aktivitäten haben, in Frage. Als Trä-
ger der Regionalpolitik sollen hier jedoch nur diejenigen staatlich-institutionalisierten Entschei-
dungsträger angesehen werden, die diese Prozesse zielorientiert bzw. bewußt beeinflussen wol-
len. Im föderativen System der Bundesrepublik Deutschland sind dies die Länder. Die Aufgaben 
des Bundes sind subsidiärer Art. Er wirkt mit bei der Erarbeitung regionalpolitischer Konzeptio-
nen und der Koordination der regionalpolitischen Aktivitäten und greift nur dort ein, wo die 
Länder die ihnen obliegenden Aufgaben nicht erfüllen können (vgl. Tennagels, P., 1980, 
S. 25 ff. ; auch Buttler, F./Gerlach, K./Liepmann, K., 1977, S. 131 und Hansmeyer, K.-H., 
1968, s. 52). 

43 vgl. Hennicke, M./de Pay, D., 1986, S. 78 - 84 und Scharpf, F.W./Reissert, B./Schnabel, F., 
1976, s. 96. 
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Der regional differenzierte Einsatz der Fördermaßnahmen mit dem Ziel des Abbaus 
regionaler Disparitäten impliziert eine zielorientierte Bevorteilung von Problemräu-
men bzw. eine Diskriminierung von prosperierenden Regionen. Angesichts der inter-
regional abweichenden Standortbedingungen und Problemdimensionen der regionalen 
Disparitäten bedarf es deshalb der Festlegung handlungsleitender Zielsetzungen, 
zieladäquat abgegrenzter Problemräume und wirtschaftstheoretisch fundierter Förder-
konzeptionen44. 

2.2 Ziele und Förderkonzeptionen der praktizierten Regionalpolitik für 
ländliche Wirtschaftsräume: Darstellung und Kritik 

2.2.1 Ziele der Regionalpolitik und zieladäquate Regionentypisierung 

Zu den institutionalisierten Zielsetzungen der praktizierten Regionalpolitik in den als 
strukturschwach oder vom Strukturwandel bedroht zu bezeichnenden Problemregionen 
zählen45: 

1. das Wachstumsziel, d.h. die Aktivierung von Wachstumsreserven in den För-
dergebieten als Beitrag zur Erhöhung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums46, 

2. das Stabilitätsziel, d.h. die Reduzierung der konjunkturellen und strukturellen 
Anfälligkeiten der regionalen Standort- und Produktionsstrukturen und 

3. das Ausgleichs- bzw. Verteilungsziel, d.h. die Schaffung einheitlicher Lebens-
verhältnisse im gesamten Bundesgebiet durch die Reduzierung der Disparitäten 

44 Da nicht sämtliche Dimensionen regionaler Defizite und Fehlentwicklungen zum beeinflußbaren 
und zu beeinflussenden Objektbereich der Regionalpolitik zählen, bedarf es einer Konkretisie-
rung der Problemdimensionen der "regionalen Disparitäten" mit Hilfe gesellschaftlich a!C7.ep-
tierter, operationaler, theoretisch valider und konsistenter regionalpolitischer Ziele. Erst auf der 
Grundlage eines derartigen Zielsystems ist die Feststellung von Entwicklungsschwächen und 
-Vorteilen jeder Region, eine Festlegung von ursachen- und zielgerechten Fördergrundsätzen und 
Förderinstrumenten sowie eine laufende Erfolgskontrolle staatlichen regionalpolitischen Han-
delns möglich (vgl. Brösse, U., 1982, S. 54). 

45 vgl. "Grundsätze der regionalen Wirtschaftspolitik", BtD. V/2469, 1967, S. 3 und GRWG, 
S. 2140. Die Ziele orientieren sich eng an den Zielen der allgemeinen Wirtschaftspolitik und 
denjenigen der Raumordnungspolitik. In § 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967, BGB!. I, S. 582 ist das Zielsystem der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik als Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand, außenwirtschaftli-
ches Gleichgewicht sowie stetiges und angemessenes Wirtschaftswachstum definiert. Eine wei-
tere Zielsetzung besteht in der Erreichung einer gerechten Einkommensverteilung (vgl. 
Kromphardt, J., 1977, S. 11 ff.). 

46 Siehe hierzu auch die grundlegenden Beiträge von Giersch, H., 1964, S. 387 und Schneider, 
H. K., 1968, S. 4. 
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der Einkommensverteilung und durch eine gleichmäßigere Versorgung mit öf-
fentlichen und privaten Dienstleistungen47_ 

Was die Regionalpolitik für strukturschwache oder vom Strukturwandel besonders 
betroffene ländliche Wirtschaftsräume in Baden-Württemberg anbelangt, so werden 
dort zunächst die sog. förderbedürftigen Räume mit Strukturschwächen im Lan-

desentwicklungsplan Baden-Württemberg (LEP 1983) entsprechend den o.g. regional-
politischen Entwicklungszielen in sogenannte Programmraumtypen differenziert48. 

Die förderbedürftigen Regionen werden also nicht per se aufgrund ihrer gegenwärti-
gen Zugehörigkeit zu den oben genannten siedlungsstrukturellen Raumtypen selek-
tiert, wie z.B. zum ländlichen Raum, sondern aufgrund von problemlageorientierten 
Zielindikatoren, die die genannten Ziele der Regionalpolitik operationalisieren. Der 
gewählte Ansatz ist also das Ergebnis eines zweistufigen Verfahrens, bei welchem in 
der ersten Stufe die Diagnoseräume nach siedlungsstrukturellen Gesichtspunkten diffe-
renziert werden und in der zweiten Stufe die eigentliche problembezogene Raumtypi-
sierung erfolgt. 

In der ersten Stufe der Problemraumselektion lassen sich zunächst vier siedlungs-
strukturelle Raumtypen unterscheiden: 
1. Verdichtungsräume, 
2. Randzonen um die Verdichtungsräume, 
3. Verdichtungsbereiche im ländlichen Raum und 
4. ländlicher Raum i.e.S.49. 

Diese vier Raumkategorien werden bisweilen zu den zwei Hauptbereichen 
"verdichtete Räume" und "ländlicher Raum" zusammengefaßt, wobei sich die Zuord-
nung der einzelnen Raumkategorien im Zeitverlauf allerdings veränderte: Während im 
LEP 1971 die Verdichtungsräume, die Randzonen um die Verdichtungsräume und die 
Verdichtungsbereiche als urban-verdichtete Räume angesehen wurden, werden die 
Verdichtungsbereiche im LEP 1983 dem ländlichen Raum zugeschlagen. 

Die Verdichtungsräume werden im wesentlichen anhand des Kriteriums Einwohner-
Arbeitsplatzdichte (EAD) auf Gemeindeebene abgegrenzt50_ Zum Verdichtungsraum 
zählen danach Gemeinden, in denen die Summe der Einwohner und Beschäftigten in 

47 vgl. 23. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Winschaftsstruk-
tur" für den Zeitraum 1994 bis 1997 (1998), S. 5 f. (im folgenden zitien als 23. Rahmenplan). 
Eine ausführliche allgemeine Darstellung, Interpretation und kritische Analyse der Ziele 
(einschließlich ihrer Zielbeziehungen) und der Fördergrundsätze der Regionalpolitik sowie der 
ihnen zugrundeliegenden theoretischen Ansätze erfolgt bei Scharff, R., 1993, S. 21 - 79. 

48 vgl. Landesentwicklungsplan (LEP), 1983, Planansatz 1.11. 
49 vgl. Junesch, R./Seliger, E., 1991, S. 105. 
50 vgl. LEP 1983, S. 106. 
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nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten pro km2 einen Wert von 1.250 übersteigt, so-
wie angrenzende Gemeinden mit einer etwas niedrigeren EAD, aber einem überdurch-
schnittlichen Bevölkerungszuwachs. Zudem muß ein Verdichtungsraum insgesamt fol-
gende Mindestgrößen aufweisen: 100 km2 Fläche, 150.000 Einwohner und eine Be-
völkerungsdichte von 1.000 Einwohnern pro km2. 

Die Randzonen um die Verdichtungsräume sind weitgehend nach denselben Krite-
rien wie die Verdichtungsräume abgegrenzt, jedoch mit niedrigeren Schwellenwerten. 
Zur Randzone zählen Gemeinden, die an Verdichtungsräume angrenzen und eine 
EAD von mindestens 230 aufweisen, wobei neben diesen dichteorientierten Indikato-
ren keine funktionalen Aspekte, wie z.B. Pendlerverflechtungen, berücksichtigt wer-
den51. 

Verdichtungsbereiche im ländlichen Raum werden im LEP 1983 nach denselben 
Kriterien und Schwellenwerten wie die Randzonen typisiert52• Im Unterschied zu den 
Randzonen grenzen Verdichtungsbereiche, die eine Mindestgröße von 100.000 Ein-
wohnern aufweisen müssen, aber nicht an die Verdichtungsräume an, sondern befin-
den sich innerhalb des ländlichen Raumes i.e.S. 

Der ländliche Raum i.e.S. umfaßt alle Gemeinden, die außerhalb der Verdichtungs-
räume, der Randzonen und der Verdichtungsbereiche liegen53. Durch diese 
Negativabgrenzung wird er zu einer heterogenen Residualkategorie, welche kaum zur 
Durchsetzung zielorientierter Raumentwicklungsstrategien geeignet ist. 

Erst die zweite Stufe der Problemraumauswahl bildet die eigentliche zielorientierte 
Fördergebietstypisierung der regionalen Wirtschaftspolitik in sog. "Räume mit 
Strukturschwächen 1154. 

Von den im Rahmen einer regionalökonomischen Analyse interessierenden Bereichen 
des seit 1984 durchgeführten Struktur- und Wirtschaftsförderungsprogrammes des 
Landes Baden-Württemberg (WIP) besitzen die folgenden Förderbereiche eine explizit 
regionalpolitische Zielfunktion im Hinblick auf die genannten Problemlagen 
ländlicher Wirtschaftsräume55: 
a) die einzelbetriebliche Regionalfürderung56 und 

51 vgl. LEP 1983, S. 111. 
52 vgl. LEP 1983, S. 114. 
53 vgl. LEP 1983, Planansatz 1.10.1. 
54 vgl. LEP 1983, S. 56. 
SS vgl. Junesch, R./Seliger, E., 1991, S. 60. 
56 Die einzelbetriebliche Regionalförderung verfolgt das Ziel der Schaffung und Sicherung von 

Unternehmen und qualifizierten, dauerhaften Arbeitsplätzen sowie die Verbesserung der Ein-
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b) die wirtschaftsnahe Infrastrukturförderung57. 

Für das Fördergebiet der einzelbetrieblichen Regionalförderung im Rahmen der 
Bundes- und Landesförderung GRW erfolgt die Typisierung auf der Ebene von ge-
meindescbarfen Arbeitsmarktregionen.58, welche eine tiefer differenzierte Raumgliede-
rung der genannten 75 Raumordnungsregionen und der siedlungsstrukturellen Teil-
räume darstellen, in 
1. Räume mit einseitig quantitativen Arbeitsmarktproblemen und in 
2. Räume mit einseitigen und gravierenden Problemen im Einkommens- und Infra-

strukturbereich59_ 
Die Typisierung der strukturschwächsten Landesfördergebiete im Rahmen der einzel-
betrieblichen Regionalförderung erfolgt darüber hinaus auf der Basis gemeinde-
scharfer Mittelbereiche durch neun Zielindikatoren, die in drei Gruppenindikatoren zu 
den Bereichen Demographie, Arbeitsmarkt und Wirtschaftskraft zu einem gewichteten 
Zielindikator zusammengefaßt sind60. 

kommenserzielungsmöglichkeiten und der Winschaftskraft in den jeweiligen Problemgebieten 
(vgl. Junesch, R./Seliger, E., 1991, S. 60 und S. 67). 

57 Die Erstellung winschaftsnaher Infrastruktur in ländlichen Räumen verfolgt das Ziel der unmit-
telbaren Verbesserung der Standonverhältnisse von ansicdelungswilligen und bestehenden ge-
werblichen Betrieben - beispielsweise durch Errichtung und Regenerierung von Gewerbegebie-
ten, von Abwasserentsorgungsanlagen oder durch öffentliche Fremdenverkehrs- und Bildungs-
einrichtungen in den förderbcdürftigen Regionen (vgl. Junesch, R./Seliger, E., 1991, S. 67). 

58 Die Abgrenzung der sog. regionalen Arbeitsmärkte erfolgt auf der Grundlage des sog. Funktio-
nalprinzips. Nach diesem Prinzip wird der Gesamtraum einer Volkswinschaft anhand der herr-
schenden Berufspendelbeziehungen der Beschäftigten zwischen ihren Wohnongemeinden und ih-
ren Arbeitsongemeinden in insgesamt 166 Arbeitsmarktregionen unterglicden, die die Raum-
funktion "Winschaftsaktivitäten des regionalen Arbeitskräftepotentials" abzubilden versuchen 
(vgl. Tetsch, F., u.a., 1988, S. 23). 

59 Die Typisierung eines regionalen Arbeitsmarktes als regionalpolitischen Problemraum erfolgt in 
den alten Bundesländern durch einen Gesamtzielindikator der o.g. Ziele der Regionalpolitik, in 
den seit der Neuabgrenzung des 20. Rahmenplans eine mehrjährige durchschnittliche Arbeitslo-
senquote, das Pro-Kopf-Einkommen, ein Infrastrukturindikator und ein mehrjähriger Arbeits-
platzentwicklungsindikator eingehen. Daneben werden auch sog. Sonderprogrammgebiete (z.B. 
Steinkohlebergbau- und Montanregionen und die neuen Bundesländer) und im Rahmen eines 
Extremwenausgleichs auch solche Regionen als Normalfördergebiete klassifizien, deren Ge-
samtindikator zwar unterhalb des Schwellenwens der maximalen Fördergebietskulisse von rd. 
22 % der westdeutschen Bevölkerung liegt, die aber eine extrem schlechte Arbeitsmarktlage 
aufweisen. Die Begrenzung des Bevölkerungsanteils wird auch dadurch aufgeweicht, daß viele 
nicht zur Fördergebietskulisse in landeseigene, neben der GRW durchgefühne Förderprogramme 
(Förderung der regionalen Infrastruktur und einzclbetriebliche Regionalförderung) integrien 
sind. Die einzelbetriebliche Regionalförderung der GRW und der Landesprogramme wird jedoch 
aufgrund der Vorgaben der Bcihilfenkontrolle der EG-Kommission auf solche Regionen be-
schränkt, deren Arbeitslosenquote um wenigstens 36% über oder deren Pro-Kopf-Einkommen 
mindestens 24% unter dem Bundesdurchschnitt liegt (vgl. Philipp, P., 1993, S. 206; Eckey, H.-
F., 1995, S. 74 ff. und Irsch, N./Müller-Kästner, B., 1984, S. 623 f.). Baden-Wüntemberg 
weist derzeit keine Normalförderregionen auf, lediglich die Arbeitsmarktregion Creglingen im 
Main-Tauber-Kreis zählt zur Arrondierung bzw. aufgrund der Minderung der diskriminierenden 
westbayerischen Fördergebietsschwelle zum GRW-Fördergebiet. 

60 vgl. Hoberg, R./Kunz, D., 1982, S. 23 ff. und Hahn, J., 1988, S. 1 f. 
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Die strukturschwachen Raumtypen zur Infrastrukturentwicklung umfassen alle 
bisher aufgeführten Raumkategorien sowie ehemalige Landesfördergebiete der einzel-
betrieblichen Regionalförderung, die bei früheren Neuabgrenzungen ausgeschieden 
sind61. 

Das Ergebnis der zweistufigen Regionstypisierung führt in Baden-Württemberg im 

wesentlichen zu einer Gleichsetzung von ländlichem und strukturschwachem bzw. zu-
rückgebliebenem Raum, ohne diesen zielorientierter im Hinblick auf regionsspezifi-
sche Problemlagen zu differenzieren. Zudem erfolgt die Abgrenzung der Förderge-
biete lediglich nach dem Ausgleichsziel bzw. nach Kriterien der Förderbedürftigkeit, 
ohne daß das Vorhandensein oder das Fehlen von dafür ursächlichen Ent-
wicklungspotentialen berücksichtigt wird. Zahlreiche politisch bedingte Ausnahme-
und Sonderfälle der Typisierung strukturschwacher Regionen, die Typisierung nach 
wenigen Entwicklungsdefiziten ohne die Berücksichtigung von eventuell vorhandenen 
raurnspezifischen Entwicklungspotentialen, sowie die groben und je nach Fachpla-
nungsebene voneinander abweichenden räumlichen Bezugssysteme der Typisierung er-
scheinen der Individualität und Vielzahl regionaler Problemsituationen und -ursachen 
nicht adäquat62. Welche verschiedenen Förderkonzeptionen in diesen Regionen ver-
folgt werden und wie diese vor dem Hintergrund der skizzierten Probleme und den 
Zielsetzungen der Regionalpolitik zu beurteilen sind, ist Gegenstand des anschließen-
den Kapitels. 

61 vgl. Junesch, R./Seliger, E., 1991, S. 66. 
62 So existiert in Baden-Württemberg seit 1988 die ergllnzende Gebietskulisse der sog. "de-mini-

mis-Gebiete • als •Ausgleich· für die Verminderung der Fördergebietskulisse der einzelbe-
trieblichen Regionalförderung in Baden-WOrttemberg durch die EG-Bcihilfcnkontrolle gem Art. 
93 Abs. 2 des EWG-Vertrages. Die EG-Bcihilfenordnung tangiert die deutsche Regionalpolitik 
für ländliche Wirtschaftsräume nur im Bereich der einzelbetrieblichen Regionalförderung, nicht 
hingegen im Bereich der wirtschaftnahen Infrastrukturförderung. Der zweite Ansatz der EG-Po-
litik mit direkten Auswirkungen auf die nationale Regionalpolitik im ländlichen Raum betrifft 
die eigenständige EG-Regionalförderung in den sog. Ziel-Sb-Regionen gem. Art. 130 a des 
EWG-Vertrages, die anhand der Zahl der in der Landwirtschaft bcschlftigten Personen, ihres 
wirtschaftlichen und landwirtschaftlichen Entwicklungsgrades, ihrer Randlage sowie der Anpas-
sungsflhigkeit des Agrarsektors für förderbedOrftig erklärt werden. Dies betrifft in Baden-
Württemberg zur Zeit die Landkreise Alb-Donau und Sigmaringen (vgl. Junesch, R./Seliger, E., 
1991, S. 66; Funkschmidt, G., 1990, S. 117 und Hahn, J., 1988, S. 27). 
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2.2.2 Traditionelle Förderkonzeptionen in ländlichen Wirtschaftsräumen 

Das "traditionelle" Konzept der Regionalpolitik konzentriert sich auf den Abbau von 
Standortnachteilen - etwa der siedlungs- und wirtschaftsstrukturell bedingt fehlenden 
Agglomerationsvorteile - durch eine regionale Senkung der Produktionskosten in der 
Fördergebietskulisse "strukturschwacher ländlicher Raum", zum einen durch die Ge-
währung von einzelbetrieblichen Investitionsanreizen über Investitionszuschüsse, 
Darlehen, Bürgschaften und Zinszuschüsse im Rahmen der GRW und der einzelbe-
trieblichen Regionalförderung des Landes, zum anderen durch finanzielle Unterstüt-
zung von unmittelbar produktionsrelevanten Infrastrukturmaßnahmen der betroffenen 
Gebietskörperschaften im Rahmen der GRW-Infrastrukturförderung und der entspre-
chenden Landesinfrastrukturförderung63. 

Vor allem von der Förderung von Investitionen in exportorientierte Produktionsakti-
vitäten einer Region (sog. Basisproduktion) werden hohe Wachstumsimpulse bzw. 
Primäreffekte erwartet. Die Einkommensströme der aus der Region exportierten 
Sachgüter und Dienstleistungen können importierte Nachfrage- und Einkommensef-
fekte über die erhöhte Nachfrage nach regionalen Sachgütern und Diensten (sog. 
Nichtbasisproduktion) im Wirtschaftsraum selbst erzeugen64. In Anlehnung an die 
Theorie der zentralen Orte und die Wachstumspolansätze konzentriert sich die 
Investitionsförderung auf bestimmte Schwerpunktorte innerhalb der Fördergebiete, da 
von räumlich konzentrierten Wirtschaftsaktivitäten stärkere positive Wachstumsim-
pulse, sog. "Spread-Effects", auf das Umland erhofft werden65. Die "Schwerpunkt-
orteinflation" der letzten Jahre läßt dieses Förderkonzept jedoch zunehmend an 
Bedeutung verlieren66. 

Durch die direkten oder indirekten Investitionsanreize zur Mobilisierung von Kapital 
sollen bei Betriebsneugründungen und Betriebsverlagerungen auch strukturschwache 

63 vgl. § 3 GRWG und 23. Rahmenplan, S. sowie WIP 1991, S. 8 - 17; Siehe auch Junesch, 
R./Seliger, E., 1991, S. 61 f. und S. 69. 

64 Zum sog. Exportbasiskonzept der Regionalförderung siehe Koch, H.H., 1983, S. 58 ff. und Ja-
cob, J., 1979, S. 54. Der filr eine Förderung eines Unternehmens in der GRW notwendige Pri-
märeffekt wird bei der einzelbetrieblichen Landesförderung von Kleinbetrieben in Problemre-
gionen nicht verlangt. Dies gilt auch filr die ein7.elbetrieblichen European Recovery Programme 
(ERP)-Regionalförderung, durch die kleine und mittlere Unternehmen des Handels, des Gast-
stätten- und Beherbergungsgewerbes, des Handwerks und des verarbeitenden Gewerbes auch 
ohne überregionalen Absatz filr Investitionen bei der Errichtung, der Erweiterung, bei Rationali-
sierung und bei Produktionsumstellungen zinsgünstige Darlehen erhalten. Daneben werden auch 
im ERP-Regionalförderprogramm Wohn- und Freizeitinfrastrukturinvestitionen der Gebietskör-
perschaften in GRW-Fördergebieten mit Sonderdarlehen gefördert (vgl. Hennicke, M./de Pay, 
D., 1986, S. 75 f. und Junesch, R./Seliger, E., 1991, S. 67). 

65 vgl. Scharff, R., 1993, S. 55 - 60 m.w.N. und Maier, G./Tödtling, F., 1992, S. 94 ff. und 
S. 114. Zu den Wachstumspolansätzen siehe auch Kuklinsky 1981, Schilling-Kaletsch 1980, 
Buttler 1973, Kuklinski 1972 und Streit 1971. 

66 vgl. Hennicke, M./de Pay, D., 1986, S. 77. 
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ländliche Regionen Berücksichtigung finden und Investitionen bereits dort ansässiger 
Betriebe gefördert werden, um neue Arbeitsplätze zu schaffen oder zumindest beste-
hende zu sichem67. Es handelt sich bei dieser Konzeptionierung also um eine primär 
verteilungszielorientierte "Kapitalmobilisierungspolitik"68, die an einem angenomme-
nen Realkapitalengpaß in den betreffenden Räumen ansetzt, indem die Mobilität des 
Produktionsfaktors Kapital in Problemgebiete gefördert wird, um auf diesem Wege 
regionale Wachstumsprozesse auszulösen69. Ob die gewünschte Minderung der regio-
nalen Betroffenheit von gesamtwirtschaftlichen Nachfrageschwankungen bzw. die Re-
alisierung des regionalpolitischen Stabilitätsziels erreicht wird, hängt jedoch von der 
Art und den Branchendiversifikationseffekten der induzierten Investitionen ab und er-
scheint eher zufälliger Natur. 

Die Vertreter einer grenzproduktivitätsorientierten Regionalpolitik erwarten von 
diesem Förderkonzept positive Wachstums- und Verteilungszieleffekte aufgrund der 
Annahme70, daß die Kapitallenkung in ländliche Wirtschaftsräume, die durch eine 
niedrige Arbeitsproduktivität und eine daraus abgeleitete hohe Kapitalproduktivität 
gekennzeichnet sind, gerade dort höchste gesamt- und regionalwirtschaftliche Wachs-
tumsbeiträge sowie einen Abbau von interregionalen Disparitäten in einer Volkswirt-
schaft auslöst71. 

Der Erfolg dieser Effekte hängt jedoch von zahlreichen Bedingungen ab, wie etwa72: 
der Existenz unausgelasteter, für das wirtschaftliche Wachstum benötigter, quali-
fizierter Arbeitskraftpotentiale in den ländlichen Wirtschaftsräumen, 
existierende negative Ballungs- und Engpaßeffekte in prosperierenden Verdich-
tungsräumen, verbunden mit deglomerativen Tendenzen der Wirtschaftsaktivitä-
ten, 
fehlende limitierende Engpaßeffekte in ländlichen Räumen (z.B. hinsichtlich der 
Infrastrukturausstattung oder der Motivation und der Leistungsorientierung der 
Bevölkerung), 
eine hohe Mobilität des fehlenden komplementären Faktors Kapital und eine hohe 
Lenkungseffizienz der kapitalmobilitätsorientierten Investitionsanreize und 
eine relativ höhere Kapitalproduktivität in ländlichen Wirtschaftsräumen im Ver-
gleich zu den Ballungsräumen. 

67 vgl. Towara, M., 1986, S. 16. 
68 Towara, M., 1986, S. 49. 
69 vgl. Grosser, D., 1985, S. 254. 
70 Die Grenzproduktivität ist eine Kennziffer für die Produktivität der letzten eingesetzten Einheit 

eines Produktionsfaktors. 
71 vgl. Thoss, R./Strurnann, M./Bölting, H. M., 1974, S. 55 ff. und van Suntum, U., 1981, 

s. 35. 
72 vgl. Ewringmann, D., u.a., 1986, S. 296 ff. 
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Grenzproduktivitätsbegründete Regionalfördereffekte stellten sich in der Vergangen-
heit - wenn überhaupt - oft nur hinsichtlich solcher Investitionsprojekte ein, die nicht 
in Ballungsräumen angesiedelt werden konnten oder sollten. So wurden vornehmlich 
sogenannte "verlängerte Werkbänke" mit einem hohen Anteil an niedrig qualifizierten 
Arbeitsplätten und routinisierten Verfahrenstechniken in ländliche Räume ausgelagert. 
Dies hatte zur Folge, daß die ländlichen Räume nicht nur hinter den technologischen 
Stand der prosperierenden Wirtschaftsräume zurückfielen, sondern weiterhin auch 
eine stärkere Betroffenheit bei den erfahrungsgemäß stark schwankenden Auslastungs-
graden dieser Betriebstypen aufweisen73. Daneben fördert die Schaffung "künstlicher" 
ökonomischer Bedingungen tendenziell eine Konservierung wettbewerbsschwacher 
Wirtschaftsstrukturen, da durch die Subventionierung die notwendigen Anpassungs-
zwänge der Unternehmen eher vermindert werden74. 

Die Korrekturmöglichkeiten regionaler Disparitäten hinsichtlich der genannten Ziele 
der Regionalpolitik sind daher wegen ihrer "heroischen" Prämissen, die die Kriterien 
der Förderbedürftigkeit (niedrige Arbeitsproduktivität in ländlichen Wirtschafträumen 
... ) in solche wachstumspolitischer Förderwürdigkeit ( ... impliziert hohe Kapitalpro-
duktivität in ländlichen Wirtschaftsräumen) uminterpretieren, eher pessimistisch ein-
zuschätten75. Nicht nur der stetige Rückgang der Förderzahlen neugeschaffener Ar-
beitsplätte durch neuangesiedelte Betriebe in den GRW-Förderregionen seit Beginn 
der siebziger Jahre bei gleichzeitigem Anstieg der Betriebsstillegungen, sondern auch 
die gestiegenen Einkommensdisparitäten zwischen Förder- und Nichtfördergebieten 
scheinen dies zu bestätigen76. Der Förderschwerpunkt verlagerte sich implizit zuneh-
mend von einer arbeitsplatzschaffenden Politik zu einer Bestandserhaltungspolitik 77, 
da die finanziellen Anreize für das unternehmerische Investitions- und Standortwahl-
verhalten nur eine untergeordnete Bedeutung besitten, häufig nur Mitnahmeeffekte 
auslösen und durch den intensiven Subventionswettlauf der Bundesländer untereinan-

73 vgl. Funck/Kowalski, J., 1987, S. 232 und Stöhr, W., 1986, S. 63. 
74 Der hier im Mittelpunkt stehende Politikbereich der regionalen Wirtschaftspolitik ist durch sehr 

komplexe Ursache-Wirkungszusammenhänge gekennzeichnet, deren Variablenvielfalt bis heute 
auch durch komplexe statistische Verfahren kaum erfaßt und kontolliert werden kann. So tendie-
ren quantitative Regionalanalyseverfahren häufig dazu, die möglichen lnterdepcndem.en von Va-
riablenzusammenhängen und die Mannigfaltigkeit der Bedingungsfaktoren der Politikimplemen-
tierungsprozesse bei ihren unterschiedlichen situativen Ausgangsbedingungen, divergenten Ein-
flußgrößen und individuellen "multiple-dccision-points" zu vernachlässigen oder die indirekten 
Sekundär- und Tertiäreffekte ganz zu übersehen. Aus diesem Grunde werden hier die möglichen 
Wirkungen der Regionalpolitik in ländlichen Wirtschaftsräumen nur kursorisch in Form qualita-
tiver Tendenzaussagen skizziert. 

75 vgl. Eckey, H.-F, 1978, S. 142. Siehe hierzu auch Ewringmann, D., u.a., 1986, S. 296 ff. und 
S. 300 und van Suntum, U., 1981, S. 31 ff. 

76 vgl. Towara, M., 1986, S. 38. Selbst zu Zeiten der Hochkonjunktur Anfang der siebziger Jahre 
wechselten im Jahresdurchschnitt weniger als 0,7% der Industriebetriebe ihren Standort, wobei 
weniger als 0,3% der Arbeitsplätze interregional umverteil! wurden (vgl. Irsch, N./Müller-Käst-
ner, B., 1984, S. 627). 
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der ihre raumdifferenzierende Wirkung nahezu verlieren7B: "Die einzelbetriebliche 
Regionalförderung wird in der Kostenkalkulation eines Betriebes vielleicht ein bis 
zwei Prozent bewirken und liegt damit unterhalb seiner Fühlbarkeitsschwelle, zumal 
die Zuschüsse in der Regel nur für eine bestimmte Zeit gewährt werden und eine In-
vestitionsförderung sich in dem Augenblick erledigt, in dem die Investitionen abge-
schrieben sind" 79. Wird darüber hinaus auf die Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze 
verzichtet, so besteht die Gefahr, daß sich das Anpassungs- und Innovationspotential 
der betreffenden Region nicht erhöht. Diese Konzeption scheint zudem den tatsächlich 
bestehenden Engpaßfaktoren der strukturschwachen oder vom Strukturwandel be-
drohten ländlichen Wirtschaftsräume keineswegs gerecht zu werdenBO. 

Aber auch die Infrastrukturförderung durch Finanzhilfen bei der Erschließung und 
Erweiterung von Gewerbegebieten in ländlichen Wirtschaftsräumen zur Verbesserung 
der Standortverhältnisse ansiedlungswilliger und bereits angesiedelter Unternehmen 
scheint für die Nutzbarmachung raumspezifischer Entwicklungspotentiale keineswegs 
hinreichend zu sein. 

Auf der Grundlage der Kritik der in der "traditionellen" Regionalpolitik dominanten 
"Engpaßhypothese einer relativen Investitionslücke in den wirtschaftlich benachteilig-
ten Gebieten"B1 und der hierfür als primärursächlich angenommenen regionalen Pro-
duktionskostennachteile stellt sich die Frage nach alternativen Ansatzpunkten der Re-
gionalpolitik zur Verringerung der Problemlagen ländlicher Räume im Strukturwandel 
und zur Nutzung ihrer spezifischen Entwicklungschancen. 

77 Siehe hierzu Towara, M., 1986, S. 38; Ewers, H.-J./Wettmann, R., 1980, S. 9 und S. 13 sowie 
Giese, E./Nipper, J., 1984, S. 203. 

78 vgl. Genosko, J., 1988, S. 22. So stellt auch Holst fest, daß Mitte der achtziger Jahre im Rah-
men der GRW über 70% der Fördermittel auf Erweiterungsinvestitionen entfallen, in der einzel-
betrieblichen Regionalförderung des Landes entfallen sogar über 80% auf diese von Mitnahme-
effekten besonders betroffene Investitionsart (vgl. Holst, D., 1986, S. 777 und Strukturent-
wicklungsbericht STEB 1986, S. 29). Siehe hierzu auch Grosser, D., 1985, S. 252 und Irsch, 
N./Müller-Kästner, B., 1984, S. 625. Zu den Bestimmungsgrößen unternehmerischer Stand-
onentscheidungen siehe Maier, G./Tödtling, F., 1992, S. 21 - 44 m.w.N. Zu den Mög-
lichkeiten der Beeinflussung von Investitionsentscheidungen durch finanzielle Fördermaßnahmen 
siehe etwa Begg, H./McDowall, S., 1987, S. 462; Bennent, R./Krebs, G., 1989, S. 215 f.; 
Gräber, H./Holst, M., 1988, S. 326 und Hanser, C., 1986, S. 29. 

79 Kunz, D., 1994. 
80 Auf eine ausführliche Behandlung der ei117.elnen Kritikpunkte sei auch auf Scharff, R., 1993, 

S. 79 - 109 verwiesen. Zum Problem der mangelnden Steuerungskapazität der GRW infolge 
bestehender Konsenszwinge der Politikverflechtung siehe Scharpf, F. W ./Reissen, B./Schnabel, 
F., 1976, S. 101 und S. 218 ff.; Steinmetz, H.-P., 1983, S. 293 und l..chner, F., 1983, 
s. 223 f. 

81 Fischer, G./Thierstein, A., 1989, S. 202. 
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2.2.3 Entwicklungspotential- und innovationsorientierte Förderkonzepti• 
nen in ländlichen Wirtschaftsräumen 

Weite Teile von Wissenschaft und Praxis sind der Auffassung, daß ein wesentlicher 
Abbau der strukturellen Disparitäten und der verursachenden Problemlagen ländlicher 
Wirtschaftsräume von einer entwicklungspotentialorientierten Förderung ländli-
cher Räume zu erwarten sei. Diese bezieht nicht nur die bereits genutzten Pro-
duktionsfaktoren, sondern auch die verborgenen bzw. latenten Ressourcen einer Re-
gion und damit das gesamte sog. regionale Entwicklungspotential in die Betrachtung 
ein82_ Unter dem regionalen Entwicklungspotential läßt sich daher jenes Outputni-
veauBJ verstehen, das sich in einer Region bei optimaler Auslastung sämtlicher Res-
sourcen, die zur Ausstattung dieser Region gehören, erzielen läßt84. 

Diese Konzeption baut auf einem sehr weit gefaßten Begriff der Ressourcenausstat-
tung einer Region auf. Inhaltlich schließt sie auch solche Eigenschaften von Ressour-
cen und Ressourcenkombinationen ein, die häufig vernachlässigt werden und die für 

die Entwicklung einer Region von Bedeutung sind. Eine erweiterte Ressourcendefini-
tion, beispielsweise des Faktors "Boden", umfaßt sowohl einen quantitativen als auch 
einen qualitativen Aspekt, etwa das Klima, die Topographie, vorhandene Boden-
schätze oder Flußsysteme, während unter "Kapital" neben dem privaten Sachkapital 
auch das regionale Humankapital und das Infrastrukturkapital subsumiert werden. Zu-
dem kommt auch der geographischen Lage einer Region, ihren Agglomerationsvor-
teilen, ihrer (ökonomischen) Entfernung zu anderen Wirtschaftsräumen und ihrer 
wirtschaftlichen Verflechtung mit diesen Regionen eine entwicklungsrelevante Be-
deutung zu. Außerdem spielen die regionalen Relationen zwischen quantitativen und 
qualitativen Merkmalen der Ressourcen eine wichtige Rolle, z.B. die sektorale Wirt-
schaftsstruktur, die Geschlechts- und Altersstruktur des Humankapitals oder die Al-
tersstruktur des Kapitalstocks85. 

82 vgl. Biehl, D., u.a., 1975, S. 107. 
83 In den ersten Veröffentlichungen wurde das regionale Entwicklungspotential auch über die po-

tentielle Gütermenge, die eine Region bei effizienter Nutzung der verfügbaren Potentialfaktoren 
erzeugen kann, definiert (vgl. Bichl, D./Hußmann, E./Schnyder, S., 1974, S. 107). Dagegen 
besitzt die Definition über den potentiellen Einkommenswert den Vorteil, die Gütermengen mo-
netär zu bewerten. Zu den Problemen der Verwendung von Einkommensindikatoren der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung als Wohlstands-, Wachstums- oder Entwicklungsgrößen siehe 
Leipert 1975. 

84 vgl. Adlung, R., u.a., 1977, S. 8. Zu den verschiedenen Definitionsmöglichkeiten vgl. 
Strassert, G., 1984, S. 19. 

85 vgl. Bichl, D., u.a., 1976, S. 60. 
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Zu den Entwicklungspotentialdetenninanten zählen jedoch nicht alle Ressourcenkate-
gorien, sondern nur jene Faktoren, die bei kurz- bis mittelfristiger Betrachtung relativ 
standortgebunden sind (lrnrnobilität), sich durch Unteilbarkeit auszeichnen und alter-
native Nutzungsmöglichkeiten (Polyvalenz) besitzen86_ Dies folgt aus der Annahme, 
daß die Entwicklung einer Region besonders durch kurz- bis mittelfristig immobile, 
unteilbare und polyvalente Faktoren, wie beispielsweise die regionale Infrastruk-
turausstattung, die sektorale Wirtschaftsstruktur, die regionale Wohnbevölkerung 
bzw. das regionale Arbeitskräftepotential und deren Agglomeration, begrenzt werden 
kann, wenn sie in der Region nicht in ausreichender Quantität und Qualität vorhanden 
sind87_ Diese Potentialfaktoren können nur unter erheblichem Kostenaufwand88 be-
schafft werden und binden dann die mobilen bzw. teilbaren und vergleichsweise leicht 
beschaffbaren Produktionsressourcen. Sie determinieren die regionale Entwicklung in 
besonderem Maße, da sie angesichts ihrer Standortgebundenheit für die interregional 
mobileren Ressourcen (etwa privates Kapital) den entscheidenden Engpaß bilden. Ei-
ner potentialorientierten Regionalpolitik kommt entsprechend dieser Sichtweise die 
Aufgabe zu, diejenigen Potentialfaktoren zu bestimmen, die den regionalen Entwick-
lungsprozeß begrenzen, um dann durch Beseitigung von Entwicklungshemmnissen 
den Auslastungsgrad dieser Potentialfaktoren zu verbessern und auf diese Weise das 
regionale Entwicklungspotential besser auszuschöpfen89. 

Zur Umsetzung dieses Ansatzes benötigt man jedoch "Produktionsfunktionen", die in 
der Lage sind, die Zusammenhänge zwischen den zu erklärenden "regionalen Wirt-
schaftsaktivitäten" und den sie bestimmenden Einflußgrößen abzubilden. Hieran 
scheint es bislang zu mangeln90. 

86 Bichl, D., u.a., 1976, S. 61. 
87 vgl. Bichl, D., u.a., 1976, S. 60 ff. 
88 Die erwähnten Ressourceneigenschaften entsprechen den Kostenkategorien der Mobilitlltskosten, 

der Separationskosten und der Polyvalenzkosten (vgl. Biehl, D., u.a., 1976, S. 60 ff.). 
89 vgl. Adlung, R., 1977, S. 180 ff. und Lauschmann, E., 1976, S. 252 ff. 
90 Die Vertreter des Potentialfaktorenkonzepts verfolgen die Überlegungen zur Konkretisierung an-

derer Raumfunktionen als die des Wirtschaftens (z.B. die Raumfunktion des Wohnstandorts, die 
Erholungsraumfunktion oder die Funktion als ökologischer Ausgleichsraum) nicht weiter. Sie 
konzentrieren sich meistens auf eine Zielgröße, nämlich auf das über das regionale Bruttoin-
landsprodukt erfaßte und definierte regionale Wirtschaftswachstum. Um die Bedeutung einzelner 
Potentialfaktoren für die regionale Entwicklung zu quantifizieren, haben Blebl und Mitarbeiter 
regressionsanalytisch überprüft, durch welche Prädiktoren die durch das regionale Pro-Kopf-
Einkommen gemessene Wirtschaftskraft erklärt werden kann. Der so ermittelte Zusammenhang 
zwischen den Potentialfaktoren und einem Wachstumsindikator wird als volkswirtschaftliche 
Quasi-Produktionsfunktion gedeutet. Diese soll eine durchschnittliche Produktionsgesetzmäßig-
keit zum Ausdruck bringen, die man im Analogieschluß auf die regionale Ebene überträgt. Mit-
tels dieser Durchschnittsproduktionsfunktion lassen sich in einem zweiten Schritt regionsindivi-
duelle Erwartungswerte berechnen, die darüber Auskunft geben sollen, welches Einkommen eine 
Region angesichts ihrer Ausstattung mit selektiv ausgewablten Potentialfaktoren eigentlich hätte 
erwirtschaften können. Ein Vergleich dieser Einkommenserwartungswerte mit den tatsächlich 
erzielten Ergebnissen liefert nach Biehl Informationen über noch unausgeschöpfte und förder-
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Die genannten Problemlagen und Entwicklungschancen ländlicher Wirtschaftsräume 
im Strukturwandel scheinen zudem eine innovaüonsorientierte Ergänzung des Po-
tenüalfaktorenansatzes erforderlich zu machen. Dadurch läßt sich die potentialde-
terminierende Funktion der Anpassungs- und Erneuerungsaktivitäten der endogenen 
Güter-, Markt- und Produktionsfaktorenstrukturen eines Wirtschaftsraumes an oder 
für den Wandel der Nachfragestrukturen verstärkt in den Vordergrund rücken91. 

Die regionalpolitische Bedeutung einer verstärkten Förderung der spezifischen regio-
nalen Entwicklungspotentiale durch eine verstärkte Innovationsorientierung, mit dem 
Ziel der Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit und der Entwicklungschancen in Pro-
blemregionen, wird seit dem 14. Rahmenplan (1985) in der deutschen Regionalpolitik 
der GRW erkennbar92_ Das gleiche gilt auch für die vom Land Baden-Württemberg 
betriebenen Wirtschaftspolitik im Rahmen der WIP-Konzeptionen der Mittelstands-
und der Technologieförderung, in der ebenfalls eine verstärkte Innovationsorientie-
rung zu erkennen ist. So soll die Technologieförderung "die wirtschaftliche For-
schung, die Technologieberatung und die Technologievermittlung unterstützen und 
Anreize schaffen für die Entwicklung und den Einsatz moderner Technologien sowie 
für die Gründung technologieorientierter Unternehmen. Die Berufung eines Regie-
rungsbeauftragten für Technologietransfer, die Intensivierung der interdisziplinären 
Forschung und der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sowie die 
Einrichtung von Technologiezentren unterstreichen den hohen wirtschafts- und struk-
turpolitischen Stellenwert der neuen Technologien für die weitere Entwicklung un-
seres Landes"93_ In dieser Konzeption wird vor allem der infrastrukturellen Behebung 
von Versorgungsdefiziten beim Produktionsfaktor "Innovationsinformation" eine hohe 
entwicklungsrelevante Funktion beigemessen. Die Förderung der Verbreitung des 
notwendigen technischen und marktrelevanten Know-Hows erfolgt etwa über die Sub-
ventionierung der Kosten von Forschung und Entwicklung und des Technologietrans-

würdige regionale Wachstumspotentiale (vgl. Bichl, D., u.a., 1975, S. 132 ff.). Ein auf einer 
derartigen verkürzten Wachstums- und Entwicklungsperspektive aufbauender Erwartungswert 
kann jedoch keineswegs als äußerste Grenze des regionalen Entwicklungsspielraumes angesehen 
werden. Er ist lediglich eine statische, relativierende Größe, welches Einkommen bei im Raum 
gleichverteilten Produktionsgesetzmäßigkeiten hätte erreicht werden können. Dennoch handelt es 
sich um einen methodisch interessanten Ansatz zur Erfassung entwicklungsrelevanter regionaler 
Ausstattungstatbestände und potentieller Schwachstellen der Entwicklung eines Teilraumes. Er 
ist jedoch, insbesondere was ländliche Wirtschaftsräume anbelangt, um regionale Spezifika des 
Wirtschaftens zu erweitern. 

91 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 23 und Gcnosko, J., 1986, S. 2. 
92 vgl. 14. Rahmenplan, 1985, S. 4 ff. und Gcnosko, J., 1986, S. 108. Zur Erleichterung der An-

wendung neuer Produktionsverfahren sowie zur Herstellung neuer Produkte werden seit dem 14. 
Rahmenplan (1985) auch die Kosten für immaterielle Wirtschaftsgüter bezuschußt. Die Förde-
rung des Ausbaus untemehmensorientierter Infrastruktur wurde um technologicorientierte Ein-
richtungen, wie etwa Technologietransfer- und Gründerzentren, erweitert. Siehe hierzu auch 
Klemmer, P., 1985, S. 148. 

93 LEP 1983, S. 163. Siehe hierzu auch die Strukturentwicklungsberichte des Landes Baden-Würt-
temberg 1990 (STEB 1990), S. 40 ff. und 1986 (STEB 1986), S. 121. 
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fers. Auch die Informations- und Wissensvermittlung über die flächendeckend über 
Baden-Württemberg verteilten Technologiezentren bzw. die Fachhochschulaußenstel-
len mit Technologietransfereinrichtungen der Steinbeis-Stiftung für Wirtschaftsförde-
rung oder die Wirtschaftsbeauftragten der Landkreise verfolgen diese Zielsetzung94. 

Im Rahmen der Mittelstandsförderung, die besonders auf die Masse der im ländlichen 
Raum angesiedelten kleinen und mittelgroßen Unternehmen abzielt95, werden auf 
überbetrieblicher Ebene vor allem außerbetriebliche Maßnahmen zur Verbesserung 
des Angebots an beruflichen Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten durch überbetriebli-
che Organisationen und Selbsthilfeeinrichtungen der Wirtschaft unterstützt. Dies er-
folgt zum einen durch Subventionierung der Kosten der Träger dieser Infrastrukturen 
oder durch finanzielle Unterstützung der Unternehmen bei der Inanspruchnahme96. 
Die einzelbetriebliche Mittelstandsförderung zielt dagegen insbesondere auf die Unter-
stützung bei der Gründung selbständiger Existenzen und bei der Erschließung von 
Auslandsmärkten durch finanzielle Zuwendungen in Form von zinsgünstigen Darle-
hen, Beteiligungen und Bürgschaften ab97. 

94 vgl. Löbn, J., 1986, S. 65; WIP 1991, S. 13 f. und WIP 1987, S. 25 ff.; STEB 1990, S. 40 ff. 
und STEB 1986, S. 148 sowie Petry, G./Rall, L., 1985, S. 135 f. Siehe hierzu auch Späth, L., 
1985a, S. 184 f. und ders. 1985b, S. 16. 

95 vgl. WIP 1991, S. 3. 
96 vgl. WIP 1991, S. 13. 
97 vgl. WIP 1991, S. 8 und Junesch, R./Seliger, E., 1991, S. 66 und S. 74. Hier setzt die Landes-

regierung komplementär auch das sog. "Entwicklungsprogramm Ländlicher Raum" ein, das 
durch projekt- und einz.clfallorientiene Förderung von kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) mit weniger als 250 Beschäftigten, einem Jahresumsatz von nicht mehr als rd. 40 Mio. 
DM bzw. einer Bilaimummc bis 20 Mio. DM (programmatische regionale Umsetzung der de-
minimis-Regelung) sowie von kommunalen Maßnahmen der Stadt- und Dorfentwicklung mr 
Schaffung und Erhaltung von Arbeitspläucn in besonders strukturschwachen ländlichen Räumen 
- die nicht näher operationalisien werden - beitragen will (vgl. Entwicklungsprogramm Ländli-
cher Raum, 1994, S. 814 f.). Dieses Progamm 1.eicbnet sich dadurch aus, daß keine starren Ver-
gabekriterien für die Gewährung der Finanzhilfen aufgestellt werden, weshalb flexibel auf die 
Gegebenheiten in einem Raum eingegangen werden kann. Andererseits erscheint eine Kontrolle 
der Aufnahmebedingungen in das Programm kaum möglich. Problematisch erscheint rudern, daß 
bei den gefördenen Maßnahmen mr Erhaltung und Schaffung von ArbeitspläUCn auf einige 
qualitative Voraussetzungen kein Wen gelegt wird. Im Bereich der nichtregionalisienen Förde-
rung kleiner und mittlerer Unternehmen exisitien daneben noch ein gaD1.CS Bündel von Pro-
grammen mit denselben oder mmindest ähnlichen Zielsetzungen und Instrumenten wie das Mit-
telstandsprogramm des Landes (z.B. das Existenzgründungsprogramm, das Eigenkapitalhilfe-
programm, das Ergänmngsprogramm I der Deutschen Ausgleichsbank, das KfW-Mittelstands-
programm, das ERP-Ausbildungsplä17.Cprogramm oder die Richtlinien über die Förderung von 
Unternehmensberatungen für kleine und mittlere Unternehmen), weshalb diese hier nicht im ein-
1.elnen dargestellt werden sollen. 
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Bevor im weiteren Verlauf der Arbeit zu klären ist, ob und gegebenenfalls von wel-
chen Kategorien einer innovationsorientierten lnfrastrukturpolitik regionale 
entwicklungsfördemde Effekte in ländlichen Wirtschaftsräumen zu erwarten sind, 
werden zunächst die in den innovations- und potentialorientierten Regionalpolitikan-
sätzen angenommenen Auswirkungen der einzelwirtschaftlichen Neuerungsaktivitäten 
bzw. des einzelwirtschaftlichen technischen Fortschritts auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung und die Wettbewerbsfähigkeit einer Regionalwirtschaft dargelegt. 
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3. Zur Begründung einer innovationsorientierten Regionalpolitik 
für ländliche Wirtschaftsräume 

Die Frage nach der regionalökonomischen Bedeutung von Innovationen zielt darauf 
ab, die Auswirkungen einzelwirtschaftlicher Innovationsaktivitäten bzw. des techni-
schen Fortschritts auf die wirtschaftliche Entwicklung ländlicher Wirtschaftsräume zu 
erfassen. 

Der Zusammenhang zwischen dem regionalen technischen Fortschritt und der Regio-
nalentwicklung ländlicher Wirtschaftsräume läßt sich etwa durch Ansätze des klas-
sisch-neoklassischen Außenhandelskonzepts erklären. Dabei wird unterstellt, daß 
die für die Aufnahme von internationalen und -regionalen Handelsbeziehungen98 und 
die internationale bzw. -regionale Arbeitsteilung als wichtig erachtete Faktorausstat-
tung eines Raumes Rückschlüsse auf die relevanten Engpaßfaktoren der Re-
gionalentwicklung zuläßt. So belegen die Ergebnisse des Heckscher-Ohlin-Theorems 
den grundsätzlichen Einfluß der komparativen (vor allem auch qualitativen) Fak-
torausstattungsvorteile auf den internationalen HandeI99. Eine Region besitzt danach 
Vorteile bei der Erzeugung von Gütern, in welche die relativ reichlich vorhandenen 
Faktoren eingehen. Nach den Prämissen des einfachen Heckscher-Ohlin-Modells (u.a. 
interregional identisches technisches Wissen, d.h. unendlich schneller Technologie-
transfer) erzwingt der internationale Wettbewerb eine tendenzielle Angleichung der 
Produktionsfaktorenpreise (Faktorpreisausgleichstheorem)IOO. Insbesondere das 
Aufholen der Entwicklungs- und Schwellenländer im Bereich technologischer Stan-
dards führt, falls ein Rückgang der Faktorentlohnung in den hochentwickelten 
Volkswirtschaften nicht durchsetzbar ist, zu einer Verlagerung arbeitsintensiver 
Fertigungsprozesse aus dem ländlichen Raum der hochentwickelten Länder in jene 
Länder, deren komparativer Vorteil im Rahmen der internationalen Arbeitsteilung in 
einer großen Zahl von wenig qualifizierten und damit niedrig entlohnten Arbeitskräf-
ten liegtlOI _ 

Nur wenn die Annahme der reibungslosen Mobilität und Flexibiliät der neuen Tech-
nologien bzw. des Technologietransfers im Sinne der Heckscher-Ohlin-Tradition auf-
gegeben wird, kann arbeitssparender technischer Fortschritt in den Regionen 
hochentwickelter Volkswirtschaften zu einer Rückverlagerung dieser Aktivitäten füh-

98 Die Einführung des Begriffs Region anstelle von Nation ist auf Ohlin 1939 zurückzuführen. In-
ternationaler Handel wird damit zum Spezialfall interregionalen Handels (vgl. Zottmann, A., 
1967, s. 35 ff.). 

99 vgl. zum Faktorproportionentheorem Rieß, A. D., 1987, S. 183 f. und Gatzke, W., 1988, 
s. 195 ff. 

100 vgl. zu diesem Theorem von Samuelson/Lemer auch Gehrels, F., 1985, S. 19 ff. 
101 vgl. Schneider, H., 1986, S. 219. 
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ren102. Trotz der Gefahr einer Überinterpretation der Bedeutung der Faktorausstat-
tungshypothese in regionaltheoretischer Hinsicht weist die dargestellte Argwnentation 
auf den Zusammenhang zwischen der Quantität und Qualität der wirtschaftlichen In-
novationsleistung und der Stellung eines Wirtschaftsraumes im interregionalen Wett-
bewerb hinJOJ_ 

Aber auch nachfrageseitige außenhandelstheoretische Modelle wie das Produktzy-
klusmodell des internationalen Handels104, das von der Beobachtung ausgeht, daß 
zahlreiche neue Industriegüter zunächst von den technologisch führenden Regionen, 
dann von weniger fortgeschrittenen Wirtschaftsräumen und schließlich von 
Entwicklungsländern produziert und exportiert werden, stützen diese Argwnentation. 
Diese Abfolge betriebswirtschaftlich günstiger Produktionsstandorte kann mit einer 
zunehmenden Standardisierung der zugehörigen Produktionsprozesse im Produktle-
benszyklus und den phasenspezifischen Standortanspriichen und Faktorbedarfen er-
klärt werden. Während am Anfang die Produktentwicklung, die Markteinführung und 
die Produktion selbst relativ viel Humankapital binden, steigt im weiteren Verlauf der 
Anteil routinierter Technologien zumindest in der Fertigung/05_ Oft kann die Ferti-
gung auch von der weiteren Forschung und Entwicklung abgekoppelt werden. 
Dementsprechend verschieben sich die komparativen Vorteile bei der Fertigung des 
Gutes hin zu den weniger entwickelten Regionen mit einem großen Potential an 
gering qualifizierten Arbeitskräften und mit Produktionskostenvorteilen, 
beispielsweise aufgrund niedrigerer Lohn- und Umweltkosten, und bei den 
innovationsorientierten Aktivitäten hin zu Regionen, die komparative Vorteile etwa 
hinsichtlich des Angebots an qualifizierten Arbeitskräften, an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen und an Risikokapitalanbietern aufweisen106. Im Sinne des 
Heckscher-Ohlin-Modells können die beobachtbaren Produktlebenszyklen als 
Entstehung neuer bzw. Verschiebung bestehender Produktionsfunktionen angesehen 
werden. Die Veränderungen in den Spezialisierungsmustern und in der Struktur der 
produzierten Güter zwischen den einzelnen Produzentenregionen erklären sich somit 
auch aus der jeweiligen Faktorausstattung zur Entfaltung innovativer Aktivitäten bzw. 
der entsprechenden technologischen Kompetenzen. 

102 vgl. Lücke, M., 1992, S. 37 ff. und insb. S. 41. 
103 Zur Kritik der Erklärungsrelevanz der Verfügbarkeit von Produktionsfaktoren für relative 

Kostenunterschiede und der interregionalen Arbeitsteilung siehe Adebahr, H ./Maennig, W., 
1987, S. 83 - 85. Siehe hierzu auch Bender, D., 1990, S. 451 f. und Keitel, H., 1982, S. 44. 

104 Der Ansatz geht auf Vemon (1966) zurück. Zu den regionalökonomischen Implikationen der 
Produktzyklushypothese siehe auch Bathelt, H., 1991, S. 343 - 367; Pfirrmann, 0., 1991, 
S. 103 - 105; Decker, C., 1990, S. 48 - 54; Tödtling, F., 1990, S. 51 - 54; Meyer-Krahmer, 
F., 1988, S. 6; Schätzl, L., 1988, S. 137 - 140 und Bonkowski, S., 1986, S. 13 - 16. 

105 vgl. Ohr, R., 1985, S. 27 ff. 
106 vgl. Maier, G./Tödtling, F., 1992, S. 92. 



34 

Die Vorstellung von einer "technologischen Lücke" zwischen Regionen wird von 
Krugman in einem ricardianisch inspirierten Modell forrnalisiertl07. In diesem Mo-
dell werden einige Güter mittels eines Produktionsfaktors (Arbeit) hergestellt. Die 
einzelnen Industrien weisen unterschiedliche Fortschrittsraten auf (meßbar mittels der 
Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität). Es gibt eine technologisch führende Region, 
die übrigen Wirtschaftsräume folgen in der technischen Entwicklung jeweils im Ab-
stand einer bestimmten Anzahl von Jahren. Die technologisch führende Region ver-
fügt dann über einen absoluten Vorteil in den Industrien mit dem raschesten tech-
nischen Fortschritt. Die komparativen Vorteile der übrigen Regionen und ihre relative 
Position im Wettbewerb der Regionen hängen analog vorn Ausmaß der jeweiligen 
Technologielücke sowie von den Fortschrittsraten der einzelnen Industrien ab. Das re-
alisierte Volkseinkommen der einzelnen Regionen ist demnach ganz wesentlich vorn 
Ausmaß des jeweiligen technischen Vorsprungs bzw. Rückstands bestimmt. Auch 
nach diesem Modell kann es also zu einer räumlichen Verlagerung der Produktion 
bzw. Veränderung der interregionalen Arbeitsteilung kommen, wenn der technische 
Fortschritt sich in den entsprechenden Industrien im ländlichen Raum nicht beschleu-
nigt und keine entsprechenden Produktivitätsvorteile erzielt werden. 

Die außenhandelstheoretischen Erklärungsansätze der Bedeutung des technischen Fort-
schritts für die Regionalentwicklung unterstützen also die verstärkte Innovationsorien-
tierung der Regionalpolitik, um entsprechende komparative Vorteile in ländlichen 
Wirtschaftsräumen günstig zu beeinflussen. 

Zur Beantwortung der Frage, ob die derzeit betriebene Regionalpolitik für ländliche 
Wirtschaftsräume den entwicklungsrelevanten technologischen Fortschritt bzw. die 
Bedeutung der einzelwirtschaftlichen Innovationsaktivitäten angemessen berücksichtigt 
und wie die in ihrem Rahmen betriebene Infrastrukturpolitik letztere fördern kann, 
macht im weiteren Verlauf der Arbeit eine genauere Analyse des deus ex rnachina 
"Innovation" und der innovationsrelevanten Wirkungen der relevanten Infrastruktur 
erforderlich. Erst auf dieser Grundlage lassen sich dann bei Existenz regionaler Unter-
schiede in der Art der Innovationsprozesse, insbesondere bei spezifischen Innovati-
onshemmnissen in ländlichen Wirtschaftsräumen, Ansatzpunkte zur Initiierung ge-
zielter infrastruktureller Entwicklungsimpulse ableiten. 

107 vgl. Krugman 1985. 
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Kapitel B: Zur Bedeutung der Innovationsinfrastruktur für die 
einzelwirtschaftlichen Innovationsaktivitäten und die 
Regionalentwicklung ländlicher Wirtschaftsräume 

1. Grundlagen und regionale Implikationen der einzelwirtschaftli-
chen Innovation 

Die bisherige Analyse ergab, daß die Wirtschaftsstruktur der Bundesrepublik 
Deutschland sich tiefgreifenden Veränderungen infolge des weltwirtschaftlichen An-
gebots- und Nachfragestrukturwandels und der Veränderungen der interregionalen 
Arbeitsteilung ausgesetzt sieht, die eine erhöhte Anpassungs- und Neuerungsfähigkeit 
der Güter-, Markt- und Produktionsfaktorenstrukturen regional abgegrenzter Wirt-
schaftsräume zur Erhaltung ihrer Wettbewerbsfähigkeit verlangen. Damit auch die 
ländlichen Wirtschaftsräume diese Umbrüche erfolgreich bestehen und die in ihnen 
angesiedelten Unternehmen für ihre Arbeitskräfte auch in Zukunft wettbewerbsfähige 
Arbeitsplätze bereitstellen, müssen einzelwirtschaftliche Fortschrittsprozesse erfolgen. 
Die regionalpolitischen Bemühungen, latent vorhandenes Innovationspotential zu akti-
vieren bzw. die Aktivierungsvoraussetzungen in ländlichen Räumen zu verbessern, er-
fordern deshalb eine genaue Analyse einzelwirtschaftlicher Innovationsaktivitäten. 

1.1 Begriff und Arten der einzelwirtschaftlichen Innovation 

1.1.1 Begriff der Innovation 

Der Begriff der Innovation geht in seiner ersten Formulierung nicht - wie häufig in 
der Literatur behauptet - auf Schumpeter (1911), sondern auf Schäffle (1867) zu-
rück. Er umfaßtl: 

die Produktion neuer Güter, 
die Anwendung neuer Produktionsverfahren, 
die Erschließung neuer Rohmateriallager und 
die Erschließung neuer Absatzmärkte. 

Die Vielzahl und Uneinheitlichkeit der Begriffsbildung der Innovation seit Schäffle 
läßt sich unter anderem darauf zurückführen, daß Vertreter unterschiedlichster wissen-
schaftlicher Provenienz mit häufig ganz unterschiedlichen Interessenschwerpunkten 
das Innovationsphänomen untersuchen. So umfaßt der Begriff der Innovation nicht 
allein ökonomische, sondern auch soziale und naturwissenschaftlich-technische 

vgl. Schäffle 1867. 
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Aspekte. Insbesondere interdisziplinäre Ansätze werden der komplexen Realität ge-
recht, indem sie, beispielsweise von der wirtschaftswissenschaftlichen Perspektive 
ausgehend, weitere Aspekte der Innovation miteinbeziehen. Ihre Integration im Rah-
men dieser Arbeit würde aber den Blick zu weit vom ökonomischen Fokus dieser 
Untersuchung entfemen2. 

Wie bereits oben angedeutet, ist Innovation zum einen prozessual als Neuerungs- oder 
Fortschrittsprozeß, zum anderen auch ergebnis- bzw. objektorientiert als das Ergebnis 
dieses Prozesses definierbar3. 

Ein ganzheitliches prozessuales Innovationsverständnis umfaßt alle Phasen des Fort-
schrittsprozesses, wohingegen bei einem phasenbezogenen prozessualen Verständnis 
nur die Phase der erstmaligen gewerblichen Nutzung einer Neuerung als Resultat die-
ses Prozesses Gegenstand der Analyse ist4. Nach Dosi sind mit dem Innovationspro-
zeß "the search for, and the discovery, experimentation, development imitation, and 
the adoption of new products, new production processes and new organisational set-
ups"5 verbunden. 

Die ergebnisorientierte Definition umfaßt, je nach Neuigkeitsniveau, die subjektive 
Neuerung, die von einem Wirtschaftssubjekt - unabhängig vom Anwendungsstand der 
anderen Wirtschaftssubjekte - als neuartig empfunden wird, und die objektive, also 
gesamtwirtschaftlich erstmalige Nutzung der Neuerung6. Subjektive und objektive 

2 Die National Science Foundation stellt in einer ausführlichen Literaturanalyse fest: 
"(T)he field of innovation research is inherently a multidisciplinary (and occasionally an inter-
disciplinary) body of inquiry. Not only does it encompass foci of analysis which cut across the 
traditional concems of the social and occasionally engeneering sciences, but it also carries the 
methodological baggage of all these disciplines as weil. In fact, one of the problems which has 
most bedeviled the growth of cumulative knowledge in the innovation process field is the diffe-
rent terms of analysis and methods"(National Science Foundation, 1983, S. 13). 
Zu den naturwissenschaftlich-technischen Aspekten der Innovation siehe auch Grupp/Hohmeyer 
1986. Zu den organisatorischen und den sozialen Neuerungen siehe Müller/Schienstock 1978. 
Zur Interdependenz zwischen technischen, ökonomischen und sozialen Entwicklungen im Rah-
men gesellschaftlicher Prozesse siehe Poser 1990. 

3 vgl. Marr, R., 1980, Sp.948; siehe auch Wilhelm, H./Corsten, H., 1981, S. 399. 
4 vgl. Baumberger, J./Gmilr, U./Käser, H., 1973, S. 103 und Uhlmann, L., 1978, S. 41 f. Siehe 

hierzu auch Aregger, K., 1976, S. 117 und Marr, R., 1980, Sp. 951. 
5 Dosi, G., 1988, S. 222. 
6 vgl. Witte, E., 1973, S. 2 f.; Rogers, E. M., 1983, S. 11; Rogers, E.M./Shoemaker, F.F., 

1971, S. 19 und Becker, S.W./Whisler, T.L., 1967, S. 462. So definiert Knight Innovation als 
"the adoption of a change, which is new to an organization and to the relevant environment" 
(Knight, K.E., 1%7, S. 478) und erglnzt die Definition Schäffles um die Einbeziehung eines 
relevanten ökonomischen Systems, in dem die erstmalige Anwendung einer Neuerung 
stattfindet. Je nach Fragestellung kann der Begriff Innovation dann auf die relevante Aggregats-
bzw. Systemebene - ein einzelnes Unternehmen, einen Betrieb eines Mehr-Betriebs-
Unternehmens, einen regionalen Wirtschaftsraum oder eine Volkswirtschaft - bezogen werden 
(vgl. ders., 1967, S. 479). Handelt es sich bei der Aggregatsebene lediglich um ein Individuum 
oder ein Unternehmen, so ist die Neuerung - subjektiv gesehen - eine Innovation, ganz 
unabhängig, ob diese bereits bei anderen Individuen oder Unternehmen in Verwendung ist. 
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Neuerungen sind identisch, soweit es sich bei der Neuerung um eine Pionierleistung 
der Volkswirtschaft handelt, bei der eine Diffusion noch nicht stattfinden konnte. 

Mißverständlich erscheinen besonders Definitionen wie die von Barnett, der jeden 
neuen Gedanken und jedes neue Verhalten, das sich qualitativ von bisherigen Formen 
unterscheidet, als Innovation bezeichnet: "An innovation is here defined as any 
thought, behavior, or thing that is new because it is qualitatively different from 
existing forms. Striktly speaking, every innovation is an idea, or a constellation of 
ideas; ... 'innovation' is therefore a comprehensive term covering all kinds of mental 
constructs, whether they can be given sensible representation or not"7. 

1.1.2 Arten von Innovationen 

Folgt man der Auffassung Uhlmanns, so erfordert eine differenzierte Analyse des 
einzelwirtschaftlichen Neuerungsverhaltens eine artmäßige Differenzierung von Inno-
vationen, da es nach seiner Auffassung keinen typischen Innovationsfall gibt, sondern 
nur Typen von lnnovationsfällenB. 

Schumpeter beispielsweise unterscheidet fünf Innovationstypen: 
"1. Herstellung eines neuen, d.h. dem Konsumentenkreis noch nicht vertrauten 

Gutes oder einer neuen Qualität eines Gutes. 
2. Einführung einer neuen, d.h. dem betreffenden Industriezweig noch nicht prak-

tisch bekannten Produktionsmethode, die keineswegs auf einer wissenschaftli-
chen Entdeckung zu beruhen braucht und auch in einer neuartigen Weise beste-
hen kann, mit einer Ware kommerziell zu verfahren. 

3. Erschließung eines neuen Absatzmarktes, d.h. eines Marktes auf dem der 
betreffende Industriezweig des betreffenden Landes bisher noch nicht eingeführt 
war, mag dieser Markt schon vorher existiert haben oder nicht. 

4. Eroberung einer neuen Bezugsquelle von Rohstoffen oder Halbfabrikaten, ... 
5. Durchführung einer Neuorganisation, wie Schaffung einer Monopolstellung 

(z.B. durch Vertrustung) oder Durchbrechung eines Monopols"9. 

Diese Definition unterliegt jedoch, wenn nationale oder internationale Märkte als Bezugssystem 
gewählt werden, großen Abgrenzungsschwierigkeiten zum Begriff der Imitation (vgl. Gielow, 
G., 1982, S. 2). 

7 Bamett, H.G., 1953, S. 7. 
8 vgl. Uhlmann, L., 1978, S. 28. 
9 vgl. Schumpeter, J.A., 1911, S. 100. Wobei Schumpeters Augenmerk vor allem den diskonti-

nuierlichen Neuerungen, die zu Störungen des Gleichgewichtszustandes führen können, gilt und 
etwa "produlctionslastig" erscheint bzw. neue Dienstleistungen unberücksichtigt läßt. 
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Knight unterscheidet in Anlehnung an diese SystematiklO: 
1. product or service innovations 
2. production-process-innovations 
3. organizational-structure innovations und 
4. people-innovations. 

Technischer Fortschritt in Form von Produkt- oder Serviceinnovationen kennzeich-
net Neuerungen im Sachgüter- oder Dienstleistungsbereich, also neue 
Produktionsfunktionenl 1. Neue Produktionsverfahren und -metboden sind hinge-
gen Änderungen im Prozeß der betrieblichen Faktorkombination, so daß für be-
stimmte Ausbringungsmengen die notwendige Einsatzmenge mindestens eines Faktors 
abnimmt12. Die Organisationsinnovationen umfassen Änderungen in der Zuordnung 
von Teilaufgaben auf Aufgabenträger, Änderungen der Weisungssysteme oder der 
Entlohnungssysteme. People-Innovations sind durch Änderungen der Verhaltenswei-
sen und der Zusammensetzung der Mitarbeiter eines Unternehmens gekennzeichnet13_ 

Die theoretische Systematisierung und Differenzierung der hier vorgestellten Innova-
tionsarten wird jedoch der Komplexiät der ökonomischen Realität nicht gerecht. So 
führt die Entwicklung neuartiger Fertigungsmaschinen zu einer Produktinnovation in 
der Herstellerindustrie und zu einer Prozeßinnovation beim Anwender. Im Einzelfall 
bleibt also zu berücksichtigen, daß dieselbe Modifikation von älteren Produkten und 
Verfahren je nach Produktionsstufe zu einer Produkt- oder Prozeßinnovation führen 
kann und ein Wandel in der Produktionstechnologie fast immer mit veränderten An-
forderungen an das Qualifikationsprofil der betroffenen Arbeitskräfte oder Änderun-
gen der übrigen Inputs interdependent verbunden ist14. Auch umgekehrt beeinflussen 
die organisatorischen und sozialen Strukturen in einem Unternehmen die Fähigkeit 
und Bereitschaft zur lnnovation15. 

Maßgeblich bei der artmäßigen Systematisierung ökonomischer Innovationsphäno-
mene im Zusammenhang mit Fragen der Regionalentwicklung erscheint die objektbe-
zogene Bewertung des technologischen Gehalts für das System Unternehmen und sein 

10 vgl. Knight, K.E., 1967, S. 482. Ähnlich auch Kieser, A., 1974, Sp. 743 und für technische In-
novationen Hinterhuber, H.H., 1975, S. 31 f. 

11 vgl. Walter, H., 1977, S. 567. 
12 vgl. den., 1977, S. 567. 
13 Soweit erforderlich, werden auch die beiden letzteren Innovationsarten in die Analyse miteinbe-

zogen. Es wird also der in der volkswirtschaftlichen Literatur häufig vorgenommenen strengen 
Beschränkung auf Produkt- und Prozeßinnovationen gefolgt. 

14 vgl. McArthur, R., 1990, S. 812. Zu den Schwierigkeiten der Untencheidung von Produkt- und 
Prozeßinnovationen in der empirischen Fonchung siehe Hennipman, P., 1954, S. 425. 

15 vgl. hierzu auch die Studien von Bums/Stalker 1968, Aldrich 1979 und Camagni 1988. 
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Umsystem16. Nach dieser Auffassung wird die Bedeutung von technological 
revolutions (Freeman) oder von Basisinnovationen (Mensch) - abgestuft auch noch 
von radikalen Neuerungen (Mensch, Freeman) - für die regional- und einzelwirt-
schaftliche Entwicklung höher eingeschätzt als die der funktionalen Nutzenänderungen 
bestehender Produkte und Verfahren bei Verbesserungs- (Mensch), Routine-
(Uhlmann) und inkrementalen Innovationen (Freeman) oder von Imitationen, da sie 
tendenziell vergleichsweise höhere temporäre komparative Vorteile für das innovative 
Unternehmen im Wettbewerb versprechen17. Nicht verkannt werden sollte jedoch, 
daß entwicklungstheoretische Implikationen einer derartigen, wenig operablen Typi-
sierung, in der noch dazu untemehmenstrategische, betriebsstrukturelle, regionale und 
technologische Bestimmungsgründe, ohne direkte Bezugnahmen auf das jeweilige 
theoretische Erkenntnisinteresse, integriert sind, nur plausibilistischen Charakter ha-
ben könnenlB. Sehr oft werden deshalb nur Produkt- und Prozeßinnovationen unter-
schieden, wobei die o.g nichttechnischen Innovationen unter die Prozeßinnovationen 
subsumiert werden, da auch sie beim lnnovator zur Senkung der Stückkosten bei be-
stehenden Produkten beitragen können oder durch sie die Möglichkeit eröffnet wird, 
ein neues Produkt zu einem vorteilhafteren Preis-/1..eistungsverhältnis anbieten zu 
können, als dies vor der Einführung der Innovation möglich gewesen wäre19. 

16 vgl. Mensch, E., 1975, S. 54 ff; Uhlmann, L., 1978, S. 45 und Freeman, C., 1986, S. 103 ff. 
Zur Verknüpfung der allgemeinen Systemtheorie und der innovativen Unternehmung siehe Kay, 
N.M., 1979, S. 47 - 57. 

17 vgl. Pfirrmann, 0., 1991, S. 56. 
18 Eine enumerative Aufführung weiterer Systematisierungsarten von Innovationen bietet Corsten, 

H., 1982, S. 521 m.w.N. Hingewiesen sei an dieser Stelle auch auf die empirischen Typisie-
rungsversuche mit Hilfe der Clusteranalyse von Uhlmann, L., 1978, S. 20 ff. Zur Systematisie-
rung nach den auslösenden Ereignissen eines Fortschritts- oder Innovationsprozesses siehe 
Herdzina, K., 1981, S. 64 - 82. 

19 vgl. Keßler, U., 1992, S. 49. 
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1.2 Der idealtypische Verlauf der Phasen des einzelwirtschaftlichen In-
novationsprozesses 

Im Zusammenhang mit dem Innovations- oder Fortschrittsprozeß werden die rele-
vanten Aktivitäten in der Literatur in der seit Schumpeter üblichen Begriffssequenz 
"Forschung und Entwicklung", "Invention", "Innovation und Diffusion" diskutiert20, 
die im folgenden dargestellt werden sollen21. 

Auch wenn die Phaseneinteilung die Richtung des Kausalprozesses andeutet, finden in 
praxi zyklische Rückkopplungen innerhalb der Phasenabfolge statt oder es laufen ein-
zelne Phasen nicht nacheinander, sondern parallel ab. So können die während des In-
ventions-, des Innovations- und des Diffusionsprozesses gewonnenen neuen Erkennt-
nisse den Prozeßverlauf von neuem in Gang setzen22_ Insbesondere Informations- und 
Lernvorgänge, die eine Anpassung der Systemelemente an die gegebenen Wandlungen 
der technischen Umwelt unterstützen, können parallel zu den übrigen Phasen stattfin-
den23. 

1.2.1 Forschung und Entwicklung 

Forschung und Entwicklung (FuE) lassen sich in die Teilbereiche Grundlagenfor-
schung, angewandte Forschung und Entwicklung untergliedern, in denen folgende 
Aktivitäten erfolgen24: 
"Basic researcb is experimental or theoretical work undertaken primarily to acquire 
new knowledge of the underlying foundation of phenomena and observable facts, wi-
thout any particular application or use in view. Applied researcb is also original in-
vestigation undertaken in order to acquire new knowledge. lt is, however, directed 
primarily towards a specific practical aim or objective. Experimental development is 

20 vgl. Schumpeter, J. A., 1961, S. 91 ff. und S. 140. Kritisch zur von Schumpeter vorgeschlage-
nen Phaseneinteilung Ruttan, V.W., 1959, S. 596 ff. 

21 Bereits an dieser Stelle soll der Hinweis erfolgen, daß der Prozeß der terminologischen Abklä-
rung keinesfalls als abgeschlossen betrachtet werden kann, besonders was die einzelnen Begriffs-
inhalte und die Einordnung der Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten in den Innovationspro-
zeß anbelangt. Einen Überblick über die Dimensionen der wichtigsten Begriffe informieren das 
"Frascati-Manual" der OECD von 1981 und Fleck 1973. 

22 vgl. Walter, H., 1969, S. 189. 
23 vgl. Langlois, R.N./Robertson, P.L., 1992, S. 301 f.; Biervert, B., u.a., 1992, S. 66 und das 

"Chain-Linked-Modell" informationaler Interaktionen im Innovationsprozeß von Kline, 
S.J./Roscnberg, N., 1986, S. 289 ff. Zur systemthcoretischen Fundierung siehe Kay, N.M., 
1979, s. 51 ff. 

24 OECD, 1981, S. 25; vgl. auch Jüttner-Kramny, L., 1975, S. 9; Grcfermann, K., u.a., 1974, 
S. 4; National Science Foundation, 1973, S. 19; Düttmann, B., 1989, S. 43 ff; Kennedy, 
C./Toirwall, A.P., 1972, S. 44 und Fleck, F.H., 1973, S. 21 f. 
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systemic work, drawing on existing knowledge gained from research and/or practical 
experience that is directed to producing new materials, products, or devices to instal-
ling new processes, systems or services, or to improving substantially those already 
produced or installed". 

In Rahmen einer zielorientierten Begriffsabgrenzung, die dem Wissenschaftsbereich 
als primäre Zielsetzung die Wissensmehrung und dem Bereich der Technologie die 
praktische Lösung spezifischer Produktionsprobleme zuschreibt, kann man die For-
schungsaktivitäten dem Wissenschaftsbereich und die Entwicklungsaktivitäten dem 
Technologiebereich zuordnen25. Eine Zuordnung der Aktivitäten der angewandten 
Forschung bleibt jedoch problematisch26. 

Daneben läßt sich Technologie und Wissenschaft nach besitz- und nutzungsrechtlichen 
Regelungen unterscheiden27. So führen die Spezifika des geschaffenen Wissens dazu, 
daß die grundlegenden und durch Publikationen oder durch Lehrveranstaltungen be-
kannt gemachten Ergebnisse der Wissenschaft in Abhängigkeit von der individuellen 
Aneignungsfähigkeit und Aneignungsbereitschaft potentieller lnnovatoren prinzipiell 
nutzbar erscheinen, wohingegen neugeschaffenes technologisches Wissen der Unter-
nehmen bei absehbarer ökonomischer Verwendbarkeit für andere von den Innovatoren 
- etwa durch Geheimhaltung oder durch Patentierung - eingeschränkt werden kann28. 

Ergebnis der Forschungsaktivitäten und der Erkenntnisprozesse im Rahmen von FuE 
ist die Addition von technischem Wissen bzw. wissenschaftlicher Fortschritt29_ 

Häufig wird der Forschungs- und Entwicklungsbereich begrifflich von den im Inno-
vationsprozeß nachgelagerten Phasen der Invention, Innovation und Diffusion abge-
grenzt, was die Unabhängigkeit letzterer von lediglich idealtypisch vorgelagerten For-
schungsaktivitäten verdeutlichen soll30_ Diese Trennung vernachlässigt aber, daß FuE-
Aktivitäten sehr häufig von vornherein auf die Invention, Innovation und Diffusion 
ausgerichtet sein können, und daß die Übernahme von Neuerungen im Diffusionspro-
zeß durch den Imitator auch in einem gewissen Umfang untemehmensspezifische 

25 vgl. Price, D.J. de S., 1967, S. 10 und Jewkes, J./Sawers, D./Stillerman, R., 1969, S. 26. 
26 vgl. Rosenberg, N., 1990, S. 169 f. 
27 vgl. EIJler, S., 1992, S. 7. 
28 "If one joins the science club, one's discoveries and inventions must be completely disclosed, 

whereas in the technology-club such findings must not be fully revealed to the rest of the mem-
bership "(Dasgupta, P./David, P.A., 1987, S. 528). Siehe auch Lundvall, B., 1988, S. 364 und 
Nelson, R.R. , 1982, S. 466 ff. 

29 vgl. Herdzina, K., 1981, S. 70 und S. 85. 
30 vgl. Schmoolcler, J., 1966, S. 8 und S. 199 f. 
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FuE-Aktivitäten zum Verständnis und zur betrieblichen Spezifizierung des neuen Wis-
sens erforderlich macht31. 

1.2.2 Invention 

Ergebnis der Umsetzung des technischen Wissens ist die erste objektiv neue Lösung 
eines technischen Problems durch die Entwicklung eines anwendungsreifen Prototy-
pen, dessen Anwendungsnutzen bereits erkennbar ist, weshalb auch von einer potenti-
ellen Verfahrens- oder Produkttechnologie gesprochen werden kann32. Daneben fin-
den sich in der Literatur noch die Bezeichnungen Erfindung oder technologischer 
Fortschritt33. 

Inventionsaktivitäten führen definitionsgemäß immer zu subjektiv oder objektiv neuen 
Informationen. Einerseits handelt es sich dabei um unsicherheitsreduzierende Infor-
mationen über mögliche Variationen der Umwelt, andererseits aber auch um die Unsi-
cherheit erhöhende Informationen über neue Möglichkeiten der Umweltvariation34. 

1.2.3 Innovation i.e.S. 

Die Weiterentwicklung der Inventionen in dieser Phase ermöglicht deren kommer-
zielle Nutzung und erstmalige wirtschaftliche Verwertung35. Aus einer Invention wird 
eine angewandte Technologie oder Innovation i.e.S .. Es stehen daher weniger die 
technischen Probleme als vielmehr die Probleme, die Risiken und Chancen einer 
Markteinführung subjektiv einzuschätzen und die entsprechenden Wettbewerbsmaß-
nahmen einzuleiten, im Mittelpunkt der Aktivitäten dieser Phase36. 

Ergebnis der Innovationsphase ist nach Schumpeter die "technologische Veränderung 
in der Produktion von Gütern, die schon auf dem Markt sind, die Erschließung neuer 
Märkte oder neuer Hilfsquellen, ... , verbesserte Materialbehandlung, die Errichtung 

31 vgl. Obcrender, P., 1973, S. 16 und Herdzina, K., 1981, S. 70; Eine definitorische Zwischen-
position nehmen Prosi, G., 1966, S. 9 f. und Grefermann, K., u.a., 1974, S. 4 ff. ein. 

32 vgl. Grefermann, K., u.a., 1974, S. 5 f. 
33 vgl. Penzkofer, H./Schmalholz, H./Scholz, H., 1989, S. 26; Herdzina, K., 1981, S. 86 f. und 

Kennedy, C./Toirlwall, A.P., 1972, S. 50. 
34 vgl. Kay, N.M., 1979, S. 36 f.; vgl. auch Dosi, G., 1988, S. 1134; ders., 1988, S. 222 und 

Kline, S.J./Rosenbcrg, N., 1986, S. 294. 
35 vgl. Maclaurin, R.W., 1953, S. 105; vgl. auch Jüttner-K.ramny, L., 1975, S. 16; Kennedy, 

C./Toirlwall, A.P., 1972, S. 56; Herdzina, K., 1981, S. 86 f. und Bollmann, P., 1990, S. 8. 
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neuer Geschäftsorganisationen . . . - kurz jedes 'Andersmachen' im Gesamtbereich des 
Wirtschaftslebens" 37. 

1.2.4 Diffusion und Wissens- und Technologietransfer 

Setzt sich eine Innovation am Markt erfolgreich durch, so erreicht sie die Phase der 
Diffusion. Die Neuerung lenkt auf den Gütennärkten zunehmend Nachfrage auf sich, 
und imitierende Anbieter treten konkurrierend auf38. 

Die Hervorbringung und die Imitation von Innovationen führen nicht nur zu einer un-
übersichtlichen Angebotsfülle an ökonomischen und technologischen Informationen, 
sondern auch zu einem starken Bedürfnis der Unternehmen nach ausreichenden 
Markt- und Technikdaten, um die für die Umsetzung des neuen Wissens notwendigen 
Entscheidungsgrundlagen zu schaffen39, Unternehmensinterne Inforrnationsquellen40 
allein reichen hierfür nur selten aus, so daß die Notwendigkeit externer Wissensbe-
schaffung steigt41: "Critical knowledge does not simply include substantive, technical 
knowledge; it also includes awareness of where useful complementary expertise 
resides within and outside the organization. This sort of knowledge can be knowledge 

36 vgl. Elßer, S., 1992, S. 8. 
37 Schumpeter, J.A., 1961, S. 91; siehe auch ders., 1911, S. 100 f. 
38 Es muß in diesem Zusammenhang berücksichtigt werden, daß es auch während der Diffusion 

von FuE-Ergebnissen, Inventionen und Innovationen häufig zu inkremcntalen Verbesserungen 
oder zur Ausweitung des möglichen Einsatzbereichs einer Produkt- oder Verfahrenstechnologie 
kommen kann (vgl. Davies, S., 1979, S. 49 ff. und Sahal, D., 1981, S. 79 ff.). Die in der Lite-
rallir vorgenommene begriffliche Trennung in aktive Diffusion, die neben der Verbreitung einer 
neuen Technik auch noch deren Weiterentwiclclung und Modifikation einer Innovation rnitein-
schließt, und in die passive Diffusion, die sich auf die bloße Übernahme einer Innovation be-
schränkt, erscheint sehr künstlich und wenig realitätsnah, weshalb sie hier nicht zur Anwendung 
gelangt. Zur Definition siehe Corsten, H./Junginger-Dittel, K.-0., 1982, S. 2. 

39 "Commcrcially viable innovations are the result of several different, but complementary, types 
of knowledge: technical knowledge coupled with knowledge of the market. Technical know-
ledge, partly codified and formal, and partly informal and tacit, provides the discovery and the 
development of a new invention. In order to generate a profit, technical knowledge must be cou-
pled with the complemcntary knowledge of the market. New product innovations introduced to 
the market must consider consumer demand for the product as well as the process of introducing 
the new product to the market. While university research and industrial R&D are important 
components of the invention process ... , these ressources are only one component of the process 
of introducing commercially viable innovations"(Acs, J.C./Audretsch, D.B./Feldmann, M.P., 
1994, S. 135 Fn. 6). 

40 Die internen Sender innovationsrelevanter Informationen sind nach funktionalen Unternehmens-
bereichen in horirontale, hier besonders relevant die Bereiche Forschung und Entwiclclung, Pro-
duktion und Materialwirtschaft, Marketing und Produktbetreuung, und nach Hierarchieebenen 
des Unternehmens in vertikale (z.B. die Meister, die Abteilungsleiter und die Geschäftsleitung 
sowie die übrigen Mitarbeiter im Rahmen des betrieblichen Vorschlagswesens) systematisierbar 
(vgl. Bichl, W., 1982, S. 63 f.). 
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of who knows what, who can help with what problem, or who can exploit new 
information"42. Die personale, räumliche, und zeitliche Verbreitung und Akkumula-
tion des technischen Wissens durch Informations- und Lernprozesse gewinnt somit be-
reits mit der Inventionsphase an wirtschaftlicher Bedeutung (Diffusionsprozeß 
i.w.S.)43. 

Die dargestellten Zusammenhänge zwischen den Phasen des Innovationsprozesses 
und dem tecbniscben Fortschritt lassen sich sehr anschaulich mit Hilfe einer Be-
stands- und Stromgrößenanalyse verdeutlichen44. 

Abbildung B.1.1: Bestands- und Stromgrößen des Innovationsprozesses: 

wissenschaftliches Erklärungswissen 

Die Teilmengen der ökonomisch angewandten Technologie B, THI und TH2, 
bezeichnen den technischen Horizont der Unternehmen 1 (in Region 1) und 2 (in Re-
gion 2). Die Menge der angewandten Technologie B ist demzufolge eine Teilmenge 
der potentiellen Technologie C und des technischen Wissens D. 

41 Diese Unterscheidung erscheint jedoch stilisiert, da interne Innovationsimpulsgeber häufig auf 
Beobachtungen und Anregungen oder den perzipierten Wettbewerbsdruck reagieren und insoweit 
nur Katalysatoren externer Impulse sind. 

42 Coben, W.M./Levintbal, D.A., 1990, S. 133 . Janovsky stellt in einer vergleichenden empiri-
schen Innovationsstudie französischer und deutscher Unternehmen der Textilbranche fest, daß 
"die Unternehmensgruppen mit der besten Informationsversorgung ... auch die höchsten Inno-
vationsraten" erzielen (Janovsky, J., 1985, S. 214). 

43 vgl. Herdzina, K., 1981, S.86. 
44 siebe hierzu Oberender, P., 1973, S. 42; Elßer, S., 1992, S. 10; Gerybadze, A., 1982, S. 22 ff. 

und Bebrens, C., 1988, S. 16 ff. 
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Wissenschaftlicher Fortschritt (Pfeil 1) als Ergebnis des Erkenntnisprozesses bewirkt 
eine Ausdehnung des Bestandes an technischem Wissen. Technologischer Fortschritt 
resultiert aus der Ausdehnung der potentiellen Technologie C (Pfeil 2). Diese Aus-
weitung erfolgt im Rahmen inventiver Aktivitäten mit dem Ziel der Entwicklung 
technischer bzw. anwendungsreifer Verfahrens- oder Produkttechnologien. Techni-
scher Fortschritt folgt aus der Erweiterung der Menge B durch die kommerzielle 
Verwertung des potentiellen technologischen Wissens. Dabei ist der technische Fort-
schritt einer Innovation (Pfeil 3) durch die erstmalige gewerbliche Anwendung der 
potentiellen Technologie gekennzeichnet, während die imitative Tätigkeit auf die Ab-
sorption und Verfügbarmachung der bereits von anderen Unternehmen angewandten 
Technologie abzielt. Die imitative Aktitvität des Unternehmens 1 in Region 1 vergrö-
ßert in der Regel nur den technischen Horizont des Unternehmens 1 (Pfeil 4), nicht 
aber den Stand der potentiellen Technologie C. 

Während also Innovationen zur ständigen Ausweitung des technischen Fortschritts 
und damit zur Verbreitung des technischen Wissens bzw. der potentiellen Technolo-
gien in der Unternehmenspraxis führen, sichert der Diffusionsprozeß, daß der Be-
reich der potentiellen sowie der angewandten Technologien von zahlreichen Akteuren 
(also von vielen Anwendern und von vielen Wissensträgern bzw. potentiellen Anwen-
dern) wirtschaftlich genutzt wird. Innovation und Diffusion können somit als Kompo-
nenten eines Entwicklungsprozesses gesehen werden, der durch Informationssuch-, 
-austausch- und -verarbeitungsaktivitäten im Rahmen des Wissens- und Technologie-
transfers überlagert und verknüpft wird. Dadurch wird die Verbreitung und die An-
wendung des mit den Neuerungen verbundenen technischen Wissens überhaupt erst 
möglich45. Dieser Vorstellung liegt implizit die Annahme zugrunde, daß der Nut-
zungsgrad neu erzeugten Wissens unter 100 Prozent iiegt46. 

45 vgl. Herdzina, K., 1981, S. 85 f. Bereits Schmookler 1966 betont die Bedeutung der Wissens-
verbreitung für den technischen Fortschritt. Danach hängt die Wachstumsrate der potentiellen 
und der angewandten Technologie von der Wachstumsrate des neuen Wissens ("social pool of 
knowledge") und von der Rate der Verbreitung des Wissens ("rate of replication") ab (vgl. 
Schmookler, J., 1966, S. 2). Zum Wissens- und Technologietransfer siehe auch Boehme, J., 
1986, S. 156; Strothmann, K.-H., 1982, S. 260 und Habicht, G./Kück, H., 1981, S. 22. 

46 Hierüber stehen kaum zuverlässige quantitative Angaben zur Verfügung. Es liegen jedoch Schät-
zungen vor, nach denen 98 % der deutschen Entwicklungen und Erfindungen von Privaten und 
Forschungseinrichtungen ungenutzt bleiben - sog. "Schubladen-Projekte" (vgl. o.V., 1982, 
S. 58). Siehe auch Strothmann, K.-H., 1982, S. 265 und Kern, W./Schröder, H.-H., 1977, 
S. 292. Corsten und Rupp bezeichnen diese Unterausnutzung des technischen Wissens und der 
potentiellen Technologien als "Verschwendungsrate", die entsteht, weil der potentielle Nut-
zungsgrad des wissenschaftlich-technischen Potentials wesentlich höher als der tatsächliche Nut-
zungsgrad ist (vgl. Rupp, E., 1976, S. 29 und Corsten, H., 1982, S. 11 ff.). 
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Als sog. Diffusionskanäle, d.h. interorganisationale Übertragungswege neuer techni-
scher und marktrelevanter Informationen im Rahmen des Wissens- und Tech-
nologietransfers, kommen beispielsweise die folgenden in Betracht: 

der Kauf von Produkt- und Verfahrensneuerungen und den damit zusammenhän-
genden Dokumentationen, 
der Kauf von Patenten und Lizenzabkommen über neue Verfahrenstechniken und 
neue Produkte, 
der Informationsaustausch mit unternehmensexternen Experten in anderen 
Unternehmen und/oder in Forschungs- und Hochschuleinrichtungen 
gemeinschaftliche Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten mit anderen Unter-
nehmen, Forschungs- und Hochschuleinrichtungen und 
die Fort- und Weiterbildung der Beschäftigten des Betriebes oder die Neueinstel-
lung von qualifizierten Experten47_ 

Je nachdem, ob zwischen dem Erzeuger neuen Wissens, dem Technologieanbieter aus 
dem Wissenschafts- oder aus dem Technologiebereich, und dem Anwender, dem 
Technologienachfrager, eine intermediäre Institution, eine sog. Technologietransfer-
stelle, steht oder nicht, kann zwischen direktem und indirektem Wissens- und Tech-
nologietransfer unterschieden werden48. 

Beim imitativen Wissens- und Technologietransfer erfolgt eine Diffusion des neuen 
Wissens, ohne daß es eine Änderung erfährt. Beim adaptiven Transfer hingegen er-
folgt bei der Implementierung des technischen Wissens oder der potentiellen Techno-
logien eine Anpassung an die betriebsindividuellen Gegebenheiten beim Technolo-
gieanwender49. Der innovative Wissens- und Technologietransfer führt so weit, daß 
"der Übertragungsinhalt als Input für eine Problemlösung im Rahmen eines anderen 
Kontextes zu betrachten ist"50. Eine derartige Unterscheidung nach dem Grad der 
Neuheit, der beim Technologieanwender enielt wird, oder nach dem Ausmaß zusätz-
lich erforderlicher FuE-Aktivitäten des Technologieanwenders erscheint jedoch wenig 
realitätsnah und stilisiert, weshalb sie hier nicht zu einer weiteren Anwendung ge-
langt. Sie gibt jedoch einen ersten Eindruck von der unterschiedlichen wettbewerb-
lichen Tragweite und den damit verbundenen Anforderungen an den innovierenden 
Betrieb. 

47 vgl. Charles, D./Howclls, J., 1992, S. 25 - 35; Meyer-Krahmer, F./Gielow, G., Kuntzc, U., 
1984, S. 69 f.; Böhler, H., u.a., 1989, S. 24 und Seil, A., 1983, S. 7. 

48 vgl. Boehmc, J., 1986, S. 158 und Böhlcr, H., u.a., 1989, S. 25. Zu den Systematisierungen 
und Formen des Technologietransfers siehe auch Corsten, H., 1982, S. 28 f.; Rupp, E., 1976, 
S. 32 ff.; Habicht, G./Kück, H., 1981, S. 20 und Kern, W./Schrödcr, H.-H, 1977, S. 291. 

49 Diese Systematisierung geht auf Geschka, H., 1979, Sp. 1918 zurück. 
50 Corsten, H., 1982, S. 36. 
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Bevor im weiteren auf die Bedeutung der Phasen des Innovationsprozesses für die 
Entwicklung ländlicher Wirtschaftsräume eingegangen wird (Abschnitt B.1.4), sind 
jedoch noch einige ökonomische Spezifika des Innovationsprozesses bzw. des in sei-
nem Verlauf geschaffenen und transferierbaren oder transferierten Wissens zu 
erklären. 

1.3 Merkmale des eiozelwirtschaftlichen Innovationsprozesses 

Innovationsprozesse können nach Thom durch mehrere ökonomische Merkmale - ih-
ren Neuigkeitsgrad, ihre unvollkommene Information, ihren Komplexitätsgrad, ihren 
Konfliktgehalt, ihre Externalitäten, ihre Spezifität und ihren kumulativen Charakter -
gekennzeichnet werden51. Diese sind jedoch nicht isoliert, sondern interdependent zu 
betrachten52. So nehmen beispielsweise mit steigendem Neuigkeitsgrad und steigender 
Komplexität tendenziell auch das Risiko bzw. die Unvollkommenheit des 
Informationsgrades und der potentielle Konfliktgehalt der Neuerung zu53, 

1.3.1 Neuigkeitsgrad 

Das konstitutive Merkmal des Neuigkeitsgrades einer Produkt- oder Verfahrensinno-
vation erstreckt sich sowohl auf den Fortschrittsprozeß als auch auf das Ergebnis ein-
zelwirtschaftlicher Neuerungsaktivitäten. Dieser Neuigkeitscharakter impliziert, daß 
das einzuführende Produkt, das neue Verfahren oder die organisatorische und verhal-
tensbezogene Veränderung in einem Unternehmen oder einem Wirtschaftsraum noch 
nicht bekannt, eingeführt oder erprobt sind54. 

Die von Mensch vorgeschlagene Gliederung nach dem Neuigkeitsgehalt in 
1. Basisinnovationen, 
2. radikale Neuerungen, 
3. sehr bedeutsame Verbesserungsinnovationen, 
4. bedeutsame Verbesserungsinnovationen, 
5. Verbesserungsinnovationen und 

51 vgl. Thom, N., 1980, S. 23. 
52 vgl. Toom, N., 1980, S. 31. 
53 vgl. Toom, N., 1980, S. 23. 
54 vgl. Tödtling, F., 1990, S. 19. 
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6. einfache Verbesserungen55 

zeigt jedoch die Operationalisierungsprobleme und die Schwierigkeiten einer ex-ante-
Beurteilung auf, die mit dieser Innovationseigenschaft verbunden sind56_ 

Ähnliche Schwierigkeiten weist der Begriff des sog. "technologischen Paradigmas" 
bzw. der "technologischen Trajektorie" auf57_ Es handelt sich hierbei um '"pattern' 
for solution of selected techno-economic problems based on highly selected principles 
derived from natural sciences .... Putting it another way, technological paradigms 
define the technological opportunities for further innovations and some basic 
procedures on how to exploit them. Thus they can channel the efforts in certain 
directions rather than others: A technological trajectory is the activity of technological 
progress along the economic and technological trade-offs defined by a paradigm"58_ 
Technologische Paradigmen spielen im regionalen Untersuchungszusammenhang 
ländlicher Wirtschaftsräume besonders dann eine Rolle, wenn spezifische Industrien 
und ihre angewandten Fertigungs- und Produkttechnologien über starke horizontale 
und vertikale Input-/Outputvertlechtungen (etwa auf den Güter- und Arbeitsmärkten), 
in ländlichen Wirtschaftsräumen eine so dominierende Stellung einnehmen, daß sie 
eine "gemeinsame technische Basis"59 generieren. Diese branchen- und technolo-
giespezifischen Entwicklungspfade scheinen die zukünftigen technologischen Ent-
wicklungsspielräume eines Wirtschaftsraumes zu kanalisieren60, was im Zusammen-
hang mit den Externalitäten, den Spezifitäten und dem kumulativen Charakter des In-
novationsprozesses in Abschnitt B.1.3.4 noch näher erläutert wird. 

Der technische Fortschritt umfaßt jedoch nicht nur "große und revolutionäre" wissen-
schaftliche Neuerungen (sog. Paradigmenwechsel), sondern zu einem nicht unerhebli-
chen Teil zahlreiche inkrementale Verbesserungen der Technologien wie beispiels-

55 vgl. Mensch, G., 1976, S. 54 f. und S. 37. 
56 auch Köhler, R./Tebbe, K., 1985, S. 14. Auch die Unterscheidung von radikalen und inkre-

mentalen Neuerungen nach Freeman, wonach radikale Innovationen für eine größere Zahl von 
Branchen Bedeutung haben, in diesen viele weitere Neuerungen im Produkt- und Verfahrensbe-
reich nach sich ziehen und deshalb unsicherer und seltener seien und im Vergleich zu den inkre-
mentalen Innovationen höhere Gewinnmöglichkeiten (Pioniergewinne) erwarten lassen, erscheint 
wenig hilfreich. Sie stellt lediglich die beiden gedanklichen Pole auf einem Neuigkeitsgradspck-
trum dar (vgl. Freeman, C., 1982, S. 129). 

57 Das Konzept des Paradigmas und des Paradigmenwandels wurde zuerst von Kuhn (1962) in die 
Wissenschaftstheorie eingeführt. Dosi wendete es danach auf Fragen der technologischen Ent-
wicklung an (1982 und 1984). In der Literatur finden sich als weitere Synonyme etwa der Be-
griff vom "techno-ökonomischen Paradigma" (Freeman/Perez 1988), die "focussing devices" 
(Rosenberg 1976) oder der Begriff der "technological guide-posts" (Sahal 1981 und 1985). 

58 Dosi, G., 1988, S. 224 ff. 
59 Tödtling, F., 1990, S. 21. 
60 vgl. Aydalot, P., 1988, S. 43 ff. Dosi ist daher der Auffassung, daß die Art und Richtung des 

durch innovationsorientierte Aktivitäten verursachten technischen Fortschritts eines Unterneh-
mens oder einer Region keineswegs frei zu sein scheinen, sondern in hohem Maße vom Stand 
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weise die sukzessive Realisierung von Effizienzsteigerungen einzelner Produktionsver-
fahren oder die schrittweisen (qualitativen oder designmäßigen) Verbesserungen im 
Produktbereich61. 

1.3.2 Unsicherheit 

Nach der innovationstheoretischen Literatur erfolgen ökonomische Innovationsaktivi-
täten im sog. Zustand der unvollkommenen Information des Akteurs62_ Unvollkom-
mene Information liegt nach entscheidungstheoretischer Diktion bei einer mangelnden 
Kenntnis künftiger Entwicklungen vor, was ex definitione einerseits vollkommene 
Voraussicht ausschließt und andererseits ein noch näher zu bestimmendes Mindestwis-
sen voraussetzt, um ökonomisch rationale Entscheidungen, wie beispielsweise einzel-
wirtschaftliche Innovationsentscheidungen, zu treffen63_ 

Das Mindestwissen rationaler Entscheidungen bei unvollkommener Information be-
steht nach Schneider aus vier Merkmalen und führt bei Einschränkungen zu inno-
vationsspezifischen Problemen64: 
1. Es liegt eine begrifflich klare, eindeutige Problembeschreibung der einzelwirt-

schaftlichen Wahlhandlung vor, d.h. es besteht keine mangelnde Kenntnis über 
die Formulierung, Messung und begriffliche Einordnung des Sachverhalts. Eine 
inexakte Problembeschreibung kann daher als erste Erscheinungsform unvoll-
kommener Information bezeichnet werden. 

2. Es besteht Klarheit über die Ziele des Entscheidenden, um die zur Verfügung ste-
henden Handlungsmöglichkeiten zu vergleichen. Mangelndes Bewußtsein und 
fehlende Nachhaltigkeit der eigenen Präferenzen läßt rationale Entscheidungen 
kaum zu und wird in der Literatur als zweite Erscheinungsform unvollkommener 
Information bezeichnet. 

3. Es besteht die Kenntnis von mindestens zwei konkurrierenden Handlungsmöglich-
keiten (z.B. etwas zu tun oder es zu unterlassen). Die fehlende Kenntnis aller zur 
Verfügung stehenden Handlungsalternativen im Zustand unvollkommener 
Information läßt rationale Entscheidungen nur für die gerade bekannten Alternati-
ven zu. 

der vorhandenen Technologien und der Art der ausgeübten Wirtschaftsaktivitäten beeinflußt 
werden (vgl. Dosi, G., 1988, S. 1127). 

61 vgl. Dosi, G., 1982, S. 159 f. und Freeman, C., 1982, S. 28 ff. 
62 vgl. Kay, N.M., 1979, S. 36 f. und Kline, S.J./Rosenberg, N., 1986, S. 294. 
63 vgl. Schneider, D., 1990, S. 339. 
64 zum folgenden vgl. Schneider, D., 1990, S. 339 f. 
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4. Dem Entscheidungsträger liegt rumindest eine teilweise Kenntnis der künftigen 
Umweltzustände bei alternativer Durchführung zielorientierter Handlungsalterna-
tiven vor. Bei fehlender Kenntnis der künftigen Umweltzustände, also im Zustand 
der unvollkommenen Information, ist eine rationale Entscheidung nur für die be-
kannten Umweltzustände, für die je nach gewählter Handlungsalternative be-
stimmte Zielbeiträge benannt werden kömten, möglich. 

Setzt man bei unvollkommener Information eines potentiellen lnnovators zumindest 
eine exakte Beschreibung des Innovationsproblems, die Kenntnis der eigenen Ziele 
sowie der eigenen Handlungsmöglichkeiten (innovieren vs. nicht-innovieren) und der 
hierfür einsetzbaren Mittel voraus65, so fehlt bei einzelwirtschaftlichen Entscheidun-
gen im lnnovationsprozeß zumindest ein vollständiges Wissen über die zukünftigen 
Zustände der Umwelt, da Innovationsaktivitäten definitionsgemäß immer zu subjektiv 
und objektiv neuen Informationen führen und damit auch Wiederholungsmöglichkei-
ten zur Ermittlung objektiver Eintrittswahrscheinlichkeiten alternativer zukünftiger 
Umweltzustände nicht möglich sind66. Es handelt sich daher bei Innovationsentschei-
dungen um sog. Entscheidungen unter Unsicherheit i.S. von Knight67 bzw. um Ent-
scheidungen unter nicht quantifizierbarer Unsicherheit68. 

In der innovationstheoretischen Literatur werden zwei Arten von Unsicherheiten bzw. 
Ungewißheiten unterschieden69: 
1. Technische Unsicherheiten, die aus dem ungewissen Erreichen bestimmter techni-

scher Standards in einem vorgesehenen Zeit- und Kostenrahmen im Zustand der 
Unsicherheit über zukünftig eintretende exogene Umweltzustände resultieren. 
Derartige Unsicherheiten treten besonders infolge der sequentiellen Entscheidun-

65 Nach dieser Argumentation muß das einzelne Wirtschaftssubjekt seine eigene Zielfunktion ken-
nen, um die einzelnen Handlungsaltemativen und deren Wirkungen auf den Zielerreichungsgrad 
seiner Zielfunktion (Nutzenfuktion/Gewinnfunktion) beurteilen zu können. Die Bewertung der 
einzelnen Handlungsaltemativen ist eine Voraussetzung dafür, eine Ordnung der Nutzen der ein-
zelnen Handlungsaltemativen, bezogen auf die Zielfunktion, zu erhalten. Dazuhin benötigt der 
potentielle Innovator noch mehrere Kriterien, die quantifiziert und zu einem Maßstab geordnet 
werden müssen (vgl. Glifgen, G., 1974, S. 138 ff.). Derartige entscheidungsrelevante Kriterien 
(Mengen, Preise, Qualitäten, Standorte) ftlhren auch zu bzw. sind das Ergebnis von Informati-
onsaktivitäten (vgl. Kuhlmann, E., 1970, S. 32 f.). 

66 vgl. Elßer, S., 1992, S. 16; auch Kay, N.M., 1979, S. 36 f. 
67 vgl. Knight, F.H., 1971, S. 233. 
68 Dahinter steht die Vorstellung, daß Innovationsaktivitäten nicht nur neue, unsicherheitsreduzie-

rende Informationen über mögliche Umweltvariationen liefern, sondern daß Informationen über 
neue mögliche Umweltvariationen auch die Unsicherheit des Entscheidungsträgers erhöhen. Dies 
gilt besonders für den Fall, in dem der neue Informationsstand offenlegt, daß bisher mit zuwenig 
Zukunftslagen gerechnet wurde. Siehe hierzu auch Dosi, G., 1988, S. 1134 und ders., 1988, 
S. 222 sowie Kline, S. J./Rosenberg, N., 1986, S. 294. 

69 vgl. Freeman, C., 1982, S. 148 und Monopolkommission, 1990, S. 343 Tz. 953. 
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gen im lnnovationsprozeß auf und erfordern Informationssuch-, -übertragungs-
und -verarbeitungsaktivitäten der Akteure70_ 

2. Marktunsicherheiten über die gegenwärtigen und die zukünftigen Tauschmöglich-
keiten und Tauschbedingungen treten besonders im Zusammenhang mit der 
Markteinführung der Innovation und den damit verbundenen Marktreaktionen 
auf71_ 

Besonders bei Neuerungsaktivitäten mit singulärem Charakter in der Inventionsphase 
des Innovationsprozesses ist es dem potentiellen lnnovator nicht möglich, alle durch 
die entsprechenden Zielbeiträge zu beschreibenden zukünftigen Umweltzustände bei 
Verwirklichung oder Unterlassen der Innovation vollständig aufzulisten72. In einer 
derartigen Entscheidungssituation bei sog. Informationsrisiko besteht nicht einmal 
die Gewißheit darüber, daß die in der Innovationsplanung berücksichtigten Zukunfts-
lagen den gesamten Zustandsraum der Umwelt vorwegnehmen73_ Die aus 
Informationsrisiken folgende Abweichung zwischen der planbaren Welt von morgen 
und dem tatsächlichen Zustand der Welt von morgen ist für den Forscher und den In-
ventor unvermeidbar. Daher kann innovationsorientierte Planung bestenfalls ein heute 
planbares sicheres Ereignis voraussehen, das sehr viel mehr denkbare künftige Zu-
stände der Welt umfaßt, als der Planende beachten kann, weil er die Kosten und den 

70 vgl. Seidl, C., 1978, S. 161 f. 
71 vgl. Elßer, S., 1992, S. 18. Die in der Theorie unvollkommener Märkte bzw. der Unsicher-

heitsökonomie verwendeten Begriffe "Technische Unsicherheit" bzw. "Marktunsicherheit" dür-
fen nicht mit den Begriffen "technische Infonnationen" und "Marktinformationen" verwechselt 
werden. Technische Informationen als Stromgröße des Bestands an technischem Wissen beziehen 
sich auf die technologischen Produktionsmöglichkeiten, wohingegen Marktinfonnationen Infor-
mationen über die gegenwärtig gegebenen Marktbedingungen (Informationen über Konsum- und 
Tauschmöglichkeiten: Preise, Qualitäten und Standorte) enthalten. Marktinformationen reduzie-
ren nach dieser häufig verwendeten Definition nur die Marktunsicherheit über die gegenwärtigen 
Marktbedingungen. Technische Informationen als Grundlage rationaler Entscheidungen erhöhen 
durch die Verbesserung des technologischen Infonnationsstands lediglich die Wahrscheinlich-
keit, daß von mehreren gegenwärtig gegebenen Handlungsalternativen diejenige mit einem rela-
tiv höheren Zielerreichungsgrad ausgewählt wird (vgl. Ernst, M., 1990, S. 59 u. 62). 
Entsprechend der Systematik der Gütertheorie von Menger (vgl. Menger, C., 1871, S. 1 - 5 und 
S. 8 - 10) können sowohl technische Informationen als auch Marktinformationen als Güter drit-
ter Ordnung interpretiert werden. Marktinfonnationen dienen zwar nicht der direkten Güterpro-
duktion, können aber bestehende Beschränkungen bei den Gütern erster Ordnung, die der direk-
ten Befriedigung menschlicher Bedürfnisse dienen, hinausschieben. Technische Infonnationen 
dienen sowohl unmittelbar einer verbesserten Bereitstellung von Produktionsgütern als auch auf 
der Produktionsebene einer verbesserten Bereitstellung und Produktion von Konsumgütern (vgl. 
Ernst, M., 1990, S. 57 ff.). 

72 vgl. Witt, U., 1987, S. 62 ff.; vgl. auch Mettler, D., 1988, S. 103 ff. und Kay, N.M., 1979, 
S. 36 ff. Dosi spricht von einer "strong uncertainty", weil nicht nur die Wahrscheinlichkeiten 
für bestimmte Zustände unbekannt sind, sondern diese Zustände selbst (vgl. Dosi, G., 1988, 
s. 1134). 

73 vgl. Schneider, D., 1990, S. 346. Knight bezeichnet diese Innovationsentscheidungssituation als 
echte, nicht quantifizierbare Unsicherheitssituation, in der jedoch - entgegen seiner Behauptung -
nach Schneider Wahrscheinlichkeitsrechnungen als Planungstechnik einsetzbar sind. Ihre Pla-
nungswahrheit reduziert sich dann jedoch von einer logischen Wahrheit auf die Suche nach der 
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Zeitbedarf für die Beschaffung und Auswertung eines vorhandenen oder noch zu er-
werbenden Wissens einkalkulieren muß74. In diesem Zustand herrscht "keine Gewiß-
heit über die Ungewißheit"75. Es kann daher für die Entscheidung, ob zusätzliche in-
novationsrelevante Informationen eingeholt werden sollen, kaum von dem in der mi-
kroökonomischen Literatur vorgeschlagenen Marginalkalkül Gebrauch gemacht wer-
den, wonach zusätzliche Information so lange aufgenommen wird, solange der 
Grenzerlös die Grenzkosten der Information übersteigt76. Da die Kategorien 
"Informationswert" und "Informationskosten" in Risikonutzenzahlen zu messen wären 
und im Zustand der Informationsrisiken keine Wahrscheinlichkeitsverteilung hierfür 
existiert, kann eine halbwegs abbildungsgetreue Aufzählung von Zukunftslagen für 
ein Innovationsproblem nur durch Reflektion und Einholen zusätzlicher Informationen 
gehandhabt werden77. Die zusätzliche Informationsaufnahme im Rahmen heuristischer 
Such- und Lernprozesse setzt aber zumindest voraus, daß der potentielle Innovator die 
Möglichkeiten der Informationsstandverbesserung nicht außer acht läßt, um durch In-
formationsaufnahme das Risiko der langfristigen Unternehmenserhaltung zu erken-
nen78. 

Mit zunehmendem Informations- und Wissensstand über die Funktionsweise und die 
Relevanz der innovativen Technologie bzw. des innovativen Produkts, über die zu-
künftigen Rahmenbedingungen innerhalb derer die neue Technologie bzw. das neue 
Produkt entwickelt, produziert und verkauft werden soll, verfügen Unternehmen eher 
über ausreichende Informationen, um einigen relevanten Umweltzuständen zumindest 
subjektive Wahrscheinlichkeiten zuordnen zu können. Dies trifft vor allem bei Inno-
vationen mit geringem Neuerungsgrad, wie den Verbesserungsinnovationen zu, bei 

empirischen Wahrheit im Rahmen einer relativierten mehrwertigen Prognose (Schneider, D., 
1990, s. 349). 

74 vgl. Schneider, D., 1990, S. 347. 
75 Schneider, D., 1990, S. 375. 
76 vgl. Marschak. J., 1954, S. 201 und Schlaifer, R., 1959, S. 515 f. 
77 vgl. Schneider, D., 1990, S. 375. 
78 vgl. Schneider, D., 1990, S. 374. Das Transaktionsobjekt "innovationsrelevante Information" 

ist ein gutes Beispiel für die Problematik der asymmetrischen Verteilung von Informationen zwi-
schen dem Informationsanbieter und dem Akteur mit entsprechendem Informationsbedarf. Der 
Wert einer Information kann vom Informationssuchenden erst beurteilt werden, wenn sie für ihn 
verfügbar, also ihr Inhalt bekannt ist. Er kann deshalb allenfalls ex-post ermitteln, ob die Nach-
frage nach Informationen aus seiner Siebt (im Sinne der Grenzkosten-Grenznut7.en-Analyse) op-
timal war oder nicht. Verfügt er aber über den Inhalt einer Information, besteht für ihn kein 
Grund mehr, seine Präferenzen wahrheitsgemäß zu offenbaren und einem dem Nut7.en der In-
formation adäquaten Preis zu bezahlen - sog. "Informations-Paradoxon" (vgl. Arrow, K.J., 
1962, S. 614; siebe auch Kay, N.M., 1988, S. 282). In der einzelwirtschaftlichen innovationso-
rientierten Entscheidungssituation entzieht sich das Informationsverhalten bei geringem Diffusi-
onsgrad der Innovation nach bisherigem Kenntnisstand der Informationsökonomik weitgehend 
einer rationalen Kalkulation. Es ist vielmehr subjektiven, durch Erfahrungen gestützten Erwä-
gungen unterworfen (vgl. Picot, A., 1982, S. 272). Diese Erkenntnis dürfte bei der Analyse der 
Einflußgrößen des einzelwirtschaftlichen Innovationsverhaltens in ländlichen Wirtschaftsräumen 
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denen Erfahrungen der Vergangenheit wichtige Informationen (Erfahrungswissen) lie-
fern79. 

1.3.3 Komplexität und Konfliktgehalt 

Das "lineare"BO Innovationsprozeßmodell von der "Wissenschaft" zum "Markt", wo-
nach die diversen Innovationsaktivitäten separierbar und zeitlich streng nacheinander 
ordenbar erscheinen, wurde in der Vergangenheit heftig kritisiert und modifiziertBl. 
Innovationen werden keinesfalls immer nur vom Wissenschafts- bzw. vom For-
schungs- und Entwicklungsbereich der Unternehmen (technology-push-Hypothese) in-
duziert, sondern auch von der Marktnachfrage bzw. von den Bedürfnissen der Kon-
sumenten. Bedeutsam sind ferner die Wettbewerbsintensität auf den relevanten Märk-
ten (demand-pull-Theorie) und die entsprechenden Vor- und Rückkopplungsaktivitäten 
zwischen diesen beiden Polen auf dem lnnovationsprozeßstrahl, was den Akteuren 
entsprechende Koordinations- und Steuerungsaktivitäten abverlangtB2. Da eine Situa-
tion der Unsicherheit über das Ergebnis und die erforderlichen Aktivitäten als cha-
rakteristisch angenommen werden kann, scheint bei Änderungen des zugrundeliegen-
den Wissens der Beteiligten (z.B. über die Nachfragebedingungen oder technische 
Entwicklungen) und damit der Restriktionen, innerhalb derer der lnnovationsprozeß 
abläuft, für die Unternehmen eine kaum vorhersehbare Anpassungsnotwendigkeit über 
einen längeren Zeitraum zu bestehen8J. Komplexitätserhöhend erscheint jedoch nicht 
nur die Herstellungsnotwendigkeit von Flexibilität per-se, sondern vor allem auch die 
Geschwindigkeit, in der diese Anpassung bzw. in der die hierfür erforderlichen 
Informationsaustausch- und Abstimmungsprozesse zwischen den Beteiligten oftmals 
erfolgen müssen, um eine entsprechende Vorsprungssituation und damit verbundene 
Innovationsrenten im Wettbewerb zu erzielen. 

Der Beginn eines Fortschrittsprozesses wird auch selten zeitlich exakt durch eine be-
stimmte Primärinvestition fixiert werden können, da er häufig mehrere Jahre und da-
mit diverse Kapitalbindungsakte in einem Entscheidungs- und Realisationsprozeß um-

und ihrer Beeinflussungsmöglichkeiten durch infrastrukturelle Maßnahmen von großer Bedeu-
tung sein. 

79 vgl. Kay, N.M., 1979, S. 40; vgl. auch Kline, S. ]./Rosenberg, N., 1986, S. 294. 
80 Kline, S.J./Rosenberg, N., 1986, S.285. 
81 Siehe hierzu die Beiträge von Schmooklcr 1966, Hakansson 1987 und von Hippe! 1988. 
82 vgl. Herdzina, K., 1981, S. 73 ff. Siehe hierzu auch das "Chain-Linked-Model von Kline, 

S.J./Rosenberg, N., 1986, S. 289 ff. 
83 vgl. Baur, C., 1991, S. 85; Langlois, R.N./Robertson, P.L., 1992, S. 301 f. und Biervert, B., 

u.a., 1992, S. 66. 
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faßt84. Auch "der Endzeitpunkt läßt sich .. nur willkürlich als ein Stadium in der 
Marktperiode . . . respektive im Lebenszyklus - eines Produktes oder einer angewen-
deten Technik - fixieren•85. 

Die organisatorische Komplexität resultiert aus der häufig arbeitsteiligen Durchfüh-
rung des technischen Fortschritts innerhalb des organisatorischen Gefüges eines Sy-
stems, die konstruktive Komplexität folgt aus der Technologie einer lnnovation86_ 

Innovationen können daher als komplexe, dynamische und probabilistische Systeme 
aufgefaßt werden, die nicht aus singulären Handlungen bestehen, sondern in nicht-li-
nearen Prozessen ablaufen, innerhalb derer parallel verlaufende, sequentielle und 

riickkoppelnde Aktivitäten stattfinden87_ 

Aufgrund des Neuigkeitsgrades, des Risikos und der Komplexität sind innerhalb von 
Fortschrittsprozessen Konflikte sehr wahrscheinlich88. 

Neben sachlich-intellektuellen Zielkonflikten sind insbesondere die sozio-emotiona-
len Konflikte von Bedeutung, die über die Sympathie oder Antipathie, Vertrauen und 
Abneigung, die Innovationsbereitschaft der am lnnovationsprozeß Beteiligten 
beeinflussen. Aber auch wertmäßig-kulturelle Konflikte im Zusammenhang mit den 
regional und interpersonell unterschiedlichen Überzeugungen, Werten und Grundhal-
tungen wirken stark auf die Innovationsaktivitäten ein. 

1.3.4 Externe Effekte, Spezifitäten und kumulativer Charakter 

Jedes Gut kann aus ökonomischer Sicht durch Vorliegen oder Nichtvorliegen von 
zwei Eigenschaften charakterisiert werden: die Ausschlußfähigkeit durch den Preis, 
welche sicherstellt, daß nur diejenigen Konsumenten in den Genuß des Gutes kom-
men, welche auch den entsprechenden Preis gezahlt haben, und die Rivalität im Kon-
sum, durch die Dritte von der Nutzung eines Gutes ausgeschlossen werden, falls das 
Gut bereits von einem Wirtschaftssubjekt genutzt wird. Gelten diese beiden Eigen-
schaften als erfüllt, so handelt es sich um ein privates Gut, das vom Markt bzw. den 
Anbietern entsprechend den Präferenzen der Nachfrager angeboten wird. 

84 vgl. Kern, W., 1976, S. 280. 
85 ders., 1976, S. 280. 
86 Zu den Dimensionen der Komplexität siehe Corsten, H., 1982, S. 80 f. und Corsten, H./Meier, 

B., 1983, S. 252. 
87 vgl. Thom, N., 1980, S. 28 f. 
88 zum folgenden vgl. Thom, N., 1980, S. 29 f. 
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Nach der traditionellen Auffassung der Neoklassik gilt das mit Innovationen verbun-
dene technische Wissen als ein öffentliches Gut, welches vom Markt in nicht ausrei-
chendem Umfang bereitgestellt werden kann (Marktversagenshypothese)B9. So kann 
ein innovierendes Unternehmen an dem im Rahmen des Innovationsprozesses gewon-
nenen neuen technischen Wissen keine Eigentumsrechte geltend machen 
(Nichtausschließbarkeit90), was dazu führt, daß die innovationsrelevanten Informatio-
nen gleichzeitig auch von nachfolgenden Konkurrenten und/oder Unternehmen ande-
rer Industrien zur Erhöhung ihres technischen Horizonts kostenlos bzw. lediglich un-
ter Aufwendung von Informationssuch- und Assimilierungskosten verwendet werden 
können (Nichtrivalität). 

Diese "technologischen" externen Effekte bzw. "technologischen" Spillovers91 kön-
nen auf verschiedene Arten bzw. durch verschiedene Diffusionskanäle transferiert 
werden, ohne daß der lnnovator für den Wissenstransfer eine Gegenleistung erhält: 
etwa über den Arbeitsmarkt, wenn ein Mitarbeiter aus dem Bereich der Forschung 
oder der Produktentwicklung zu einem anderen Unternehmen wechselt, oder über den 
Gütermarkt, wenn ein Produkt von einem Wettbewerber durch "reverse-engineering" 
auf neue Produkt- und Verfahrenstechnologien hin untersucht wird, oder über die in 
der technischen Literatur gemachten Angaben zu einer Neuentwicklung. 

Da Innovationsvorhaben i.d.R. sehr kostenintensiv sind, werden gewinnmaximierende 
Unternehmen die hierfür erforderlichen Investitionen nur dann tätigen, wenn die er-
warteten Innovationsrenten den Aufwand übersteigen und wenn sie in der Lage sind, 
sich diese Innovationsrenten auch anzueignen. Der innovative "Wissensproduzent" 

89 vgl. Arrow, K.J., 1962, S. 164 ff. 
90 Anstelle des Begriffs der Nichtausschließbarkeit durch den Preis (der "non-cxcludability") wird 

in der Literatur auch häufig der Begriff der "mangelnden Appropriierbarkeit" (der "non-appro-
priability") der Innovationsrenten durch den Innovator verwendet (z.B. bei Arrow 1962). Die 
Begriffe Innovationsrente, Innovationsertrag und Innovationsgewinn werden in der Literatur 
häufig synonym verwendet. Es handelt sich dabei um dasjenige Faktoreinkommcn, welches über 
das Maß hinausgeht, das notwendig ist, um Produlctionsfaktoren überhaupt für ökonomische 
Aktivitäten, also beispielsweise Innovations- und Fortschrittsaktivitäten, einzusetzen. Der Be-
griff der Innovatlonsquaslrente bezeichnet dagegen Erträge, die das Wirtschaftssubjekt ver-
anlassen, eine bereits begonnene ökonomische Aktivität beizubehalten, d.h. der Ertrag einer 
Aktivität bzw. des mit ihr verbundenen Ressourceneinsatzes im Vergleich mit ihrer nächstbesten 
Verwendung. Siehe hierzu etwa Milgrom, P./Roberts, J., 1992, S. 269 und Varian, H. R., 
1989, s. 376 ff. 

91 Arrow, K.J., 1962, S. 614. Da der Technologie- und Wissenstransfer vom Innovator zum Imi-
tator nicht über den Markt preislich abgegolten wird, handelt es sich dabei um einen externen 
Effekt. Neben den "technologischen" externen Effekten des kostenlosen Transfers von Wissen, 
treten auch noch "kompetitive bzw. wettbewerbliche" externe Effekte auf, worunter die Ge-
winnänderungen zu verstehen sind, die sich für ein innovatives Unternehmen und seine 
Wettbewerber - die Hersteller substitutiver oder komplementärer Güter - als Folge der 
innovationsinduzierten Nachfrageänderungen ergeben (vgl. Katz, M.L./Ordover, J.A., 1990, S. 
150 ff.). Die Unterscheidung von "technologischen" und von "kompetitiven" externen Effekten 
entspricht der Unterscheidung von "realen" und "pekuniären" externen Effekten (vgl. Buchanan, 
J. M./Faith, R. L., 1981, S. 102 f.). 
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kann sich im Falle mangelnder Ausschließbarkeit anderer Unternehmen nicht den Ge-
samtnutzen der Innovationsinformationen internalisieren, sondern nur einen Teilnut-
zen92. Da die Imitatoren bei derartigen realen externen Effekten bzw. technologischen 
Spillovers die Informationen zu Grenzkosten von Null bzw. zu den Infor-
mationskosten aufnehmen können, werden die einzelnen Akteure geneigt sein abzu-
warten, bis andere die Innovationsinformationen generieren93, und sie - in der Rolle 
des Trittbrettfahrers - das öffentliche Gut technisches Wissen zum geringen Preis der 
Informations- und Suchkosten adaptieren können. Beim Vorliegen technologischer 
Spillovers, so die neoklassische Annahme, werden deshalb die privaten Anreize, in 
Innovationsaktivitäten zu investieren, gering sein. Als Konsequenz dieses Marktversa-
gens entsteht eine Fehlallokation bzw. eine zu geringe Bereitstellung von privaten In-
novationen94. 

Um die Unternehmen dennoch mit den nötigen Anreizen zu versehen, kann das 
Marktversagen beispielsweise durch Institutionalisierung eines marktfähigen handelba-
ren Eigentums- bzw. Verfügungsrechtes (property-rights) korrigiert werden, welches 
den innovativen Unternehmen ermöglichen soll, temporäre Monopolrenten zu erzie-
len. Bezüglich der Innovationen sollen die Patente also eine befristete Ausschlußfunk-
tion erfüllen und die technologischen externen Effekte möglichst verzögern95. 

Aus gesamt- und regionalwirtschaftlicher Sicht ist man andererseits an einer möglichst 
schnellen und raumgreifenden Diffusion des neuen Wissens interessiert, da man sich 
hiervon eine Beschleunigung und Verbreitung des technischen Fortschritts und der 
damit zusammenhängenden Entwicklungsimpulse erhofft. Dieser wohlfahrtsverbes-
sernde Diffusionsprozeß wird jedoch durch die eingeräumte Monopolstellung verzö-
gert96. Zur Lösung dieses trade-offs zwischen privaten Anreizen für Innovationsakti-
vitäten und der optimalen personellen, zeitlichen und räumlichen Allokation des in 
Patenten kodifizierten neuen Wissens werden diese nur zeitlich befristet erteilt und 
somit die Monopolstellung auf eine bestimmte Zeitspanne begrenzt. 

Jüngere ökonomische Analysen ergänzen die traditionelle neoklassische Sichtweise des 
technologischen Know-Hows als einem rein öffentlichen - oder im Rahmen des 

92 vgl. Hopf, M., 1983, S. 93. 
93 vgl. Arrow, K. J., 1962, S. 609 ff.; siehe auch Machlup, F., 1962, S. 98 ff. und Scbmidbauer, 

H., 1974, S. 484 ff. 
94 Leontief, W., 1964, S.494, formuliert auf treffende Weise:"Who could pay for a good once it 

has been produced, becomes available to everyone in an unlimited amount? Why not wait until 
someone eise pays for it or invests in its production and then have a free ride?" 

95 vgl. Cantner, U./Hanusch, U., 1992, S. 4. Zu den Hemmfaktoren eines funktionsfähigen Pa-
tentschutus gegen technologische Spillovers siehe u.a. Bhattacharya, S./Ritter, J.R., 1983, 
s. 331. 

96 vgl. Arrow, K.J., 1962, S. 617. 
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Patentschutzes als einem teilweise ausschließbaren - Gut durch eine differenziertere 
Untersuchung der Spezifika technischen Wissens. Danach lassen sich bei den meisten 
Innovationen zwei Wissensbereiche unterscheiden97: 
1. Weit verbreitete Erkenntnisse aus den Wissenschaften und allgemein bekannte 

technische Prinzipien, wie etwa die Kunst- oder Werkstofftechnologie, die Bio-
technologie oder die Informationstechnologie: Das breit anwendbare technologi-
sche Wissen (beispielsweise der Naturwissenschaften) definiert die 
technologischen Möglichkeiten für weitere Innovationen ("technologisches Para-
digma"), ist meist öffentlich dokumentiert und für viele Akteure kostengünstig 
zugänglich, erlernbar und verwendbar. Es weist somit tendenziell Eigenschaften 
eines öffentlichen Gutes auf ("latentes öffentliches Gut"98). 

2. Spezifisches, idiosynkratisches Wissen, welches sich vor allem auf Unterneh-
mensebene im Zeitablauf durch Erfahrung und Praxis der Akteure herausbildet: 
Diese Wissenskategorie ist aufgrund ihrer Unternehmensspezifität für Dritte 
selten unmittelbar verwendbar (sog. "lokale Begrenztheit" oder "technological 
insularity" der technologischen externen Effekte)99 und hat, ganz im Gegensatz 
zum breit anwendbaren Allgemeinwissen, vielmehr Eigenschaften eines privaten 
Gutes100. Man kann daher keineswegs davon ausgehen, daß die Unternehmen 
damit verbundene Informationen kostenlos aus einem Pool an potentiellen Tech-
nologien abschöpfen können101. Um sich den mit neuem technischen Wissen 

97 Siehe hierzu Dosi, G, 1988, S. 224 f., der die folgenden Merkmale von technischem Wissen 
herausgearbeitet hat: a) universal versus specific, b) aniculated versus tacit und c) public versus 
private. Siehe hierzu auch Hanusch, H./Cantner, U., 1993, S. 19 ff. 

98 Hanusch, H./Cantner, U., 1993, S. 21. 
99 Aufgrund der Spezifität zahlreicher Technologien sind die externen Effekte nicht globaler Natur, 

d.h. nicht alle Branchen bzw. Technologien sind von erfolgreichen Innovationen in gleicher 
Weise betroffen. Die technologischen Spillovers werden sich auf solche Technologien und Bran-
chen beschränken, die sich, was den Merkmalsrnix aus den relativen Faktoreinsatzverhältnissen, 
den verwendeten Materialien und den qualitativen, verfahrenstechnischen und anwen-
dungsbezogenen Gesichtspunkten betrifft, ähnlich sind und sich somit a-priori für eine leichte 
Übertragung der gewonnenen Forschungergebnisse eignen werden. So bestehen beispielsweise 
zwischen der photovoltaischen Elektrizitätserzeugung und der Halbleitertechnologie, vor allem 
aufgrund der verwendeten Materialien, enge technologische Beziehungen, wodurch die For-
schung und Entwicklung über die Grenzen der Bereiche hinweg wechselseitige Impulse erfährt. 
Dagegen gehen von diesen Bereichen wohl eher geringe Einflüsse auf die Technologien der 
Elektrizitätsspeicherung aus, da die Beziehungen hier noch äußerst schwach sind. "Lokalisierter" 
technologischer Fortschritt führt somit nicht zur Verschiebung oder Neubildung der gesamten 
lsoquante, sondern nur zur Beeinflussung im Bereich bestimmter Techniken und damit zur Wir-
kung auf einzelne Isoquantenabschnitte (vgl. Atkinson, A./Stiglitz, J.E., 1969, S. 573 ff.). Zu 
den produktionstheoretischen Implikationen der Technologiespezifität technischer Informationen 
siehe u.a. Erdmann, G., 1993, S. 80 ff.; Verspagen, B., 1990, S. 193 und Stiglitz, J.E., 1987, 
s. 125 - 153. 

100 "Tue innovative process entails an intrinsically uncertain activity of search and problem solving 
based upon varying combinations of public and private (people specific or firm specific) 
principles and rather idiosyncratic experience, weil aniculated procedures and rather tacit com-
petences"(Dosi, G., 1988, S. 233). 

101 So stellt Nelson fest, daß "industrial techniques that operate effectively in a given establishment 
can be transferred to another only with considerable cost, even if the original operator is open 
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verbundenen potentiellen Nutzen zu erschließen, müssen die potentiellen Nutz-
nießer technologischer Spillovers bereits über einen hinreichenden Kenntnisstand 
verfügen, den der Erstinnovator bereits durch Lerneffekte während seiner Inno-
vations- und Produktionsaktivitäten entwickeln konnte. 

Die Quellen technologischer Externalitäten lassen sich analog zur differenzierten 
Analyse des technischen Wissens unterscheidenl02: 
1. Zum einen entstehen sie über Informationsbeziehungen zu der eher wissen-

schaftsorientierten "Grundlagenforschung" im Wissenschaftsbereich (Hochschulen 
und wissenschaftliche Forschungsinstitute) und zu dem Technologiebereich der 
marktnäheren "Angewandten Forschung", wobei erstere nicht nur die Quelle für 
Innovationen und technischen Fortschritt darstellt, sondern auch eine Folge von 
Entwicklungen im Bereich der letzteren ist. 

2. Die zweite Quelle für technologische Spillovers ist die Diffusion von firmenspe-
zifischem Wissen in horizontaler Richtung (zwischen Konkurrenzunternehmen) 
und in vertikaler Richtung (von Zulieferern und Kunden). Sie sind häufig unbe-
absichtigt, etwa wenn beispielsweise auf Messen, Kongressen, in Fachzeit-
schriften oder durch neue Produkte Erkenntnisse aus den Forschungs- und Ent-
wicklungsabteilungen an Konkurrenten weitergegeben werden. Da diese Er-
kenntnisse auch in den Köpfen der Wissenschaftler und Ingenieure vorhanden 
sind, kommen diese bei einem Arbeitsplatzwechsel zur Konkurrenz natürlich auch 
derselben zugute. Die technologischen Spillovers im Technologie- bzw. 
Unternehmensbereich sind aber auch oftmals durchaus beabsichtigt. Die Inno-
vationsvorhaben der einzelnen Unternehmen einer Branche folgen nicht alle ei-
nem einzigen technologischen Pfad, d.h. sie sind nicht ausschließlich substitutiv, 
sondern ganz im Gegenteil, es können ebenso Komplementaritäten und Synergien 
vorliegen: "The spillover effect in this vision of the R&D process takes the form 
of each firm learning something about the other's experience: which approach 

and helpful. Efficient operation of complcx techniqucs in many cases is as much a matter of ex-
perience with panicular products, machinery and organisation, and practice fine-tuncd to these 
through a large number of tacit adjustmcnts, as is of gencral undcrstanding plus access to 
'blueprints' and othcr documcntation. In such cases 'technology-transfer' may be as expensive 
and time consuming as independent R&D"(Nelson, R. R., 1990, S. 197). Siehe hierzu auch 
Stiglitz, J. E., 1987, S. 127 ff. und Rahmeycr, F., 1990, S. 16. Es ist daher von einer fokus-
sierten Suche ("local search") der Akteure auszugehen: "Für die Suchprozesse eines Unterneh-
mens ist es sicherlich zutreffend, daß nicht der gesamte verfügbare Wissensbestand befragt wird, 
bevor sich ein Unternehmen für eine bestimmte Technik entscheidet. Dies zeigt sich um so deut-
licher, wenn man Suchkosten in das Kallcül einbezieht, weil gerade diese Kosten um so höher 
ausfallen, je weniger sich das Unternehmen in einem bestimmten Gebiet auskennt. Demzufolge 
können wir nicht von Unternehmen ausgehen, die kostenlos aus einem bestimmten Pool an tech-
nologischem Wissen schöpfen können. Wir haben es vielmehr mit Unternehmen zu tun, die im 
Vergleich zu anderen zu unterschiedlichen Leistungen und Lösungen fähig sind, die Ressourcen 
für Suchprozesse einsetzen und die Innovationen hauptsächlich auf der Grundlage von untcrnch-
mcnsspezifischem, internem Wissen, hervorbringen"(Hanusch, H./Cantner, H., 1993, S. 24). 
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appears more or less promissing and which one's are dead ends•JOJ. Um aus den 
Fortschritten der Konkurrenz lernen zu können und um bestimmte 
Entwicklungsrichtungen anzuregen, sind die Unternehmen unter Umständen be-
reit, betriebliches "in-house-know-how" offen zu legen104. 

Somit können die, wegen der teilweise mangelnden Appropriierbarkeit, verminderten 
untemehmensindividuellen Anreize, in Innovationsprojekte zu investieren, durch An-

reize, die sich aus der Möglichkeit ergeben, via informeller Interaktionen auf der Ba-
sis eigener Innovationsaktivitäten die Erfahrungen und FuE-Ergebnisse der Konkur-
renz zu nutzen, (über-)kompensiert werden/05_ Damit wird in neueren ökonomischen 
Analysen die Beurteilung externer technologischer Effekte ausschließlich als Hemm-
faktoren privater Innovationsvorhaben um ihre Funktion als mögliche Stimulatoren 
privater Innovationsaktivitäten erweitert: "In the reality (the spillovers, B.N.) are the 
sine qua non condition for the development of knowledge and economy. lt is because 
innovations benefit more than just the innovating firm and because they become 
widely diffused, that knowledge can develop in a rapid and cumulative manner"/06_ 

102 vgl. Cantner, U./Hanusch, H., 1992, S. 14. Siehe auch Böhler, H., u.a., 1989, S. 24 ff. 
103 Kamien, M.1./Muller, E./Zang, 1., 1992, S. 1298. 
104 Von Hippel weist in diesem Zusammenhang auf einen sog. informellen Wissenshandel 

("informal know-how trading") innerhalb von bi- oder multilateralen Netzwerkbeziehungen zwi-
schen den Akteuren hin ("non-traded-interdependencies"): "The informal proprietary know-how 
trading behaviour which I have observed to date appears to involve informal trading 'networks' 
which develop between engineers having common professional interests. Network formation be-
gins when, at conferences and elsewhere, an engineer makes private judgements as to the areas 
of expertise and abilities to those he meets and builts his personal informal !ist of possibly useful 
expert contacts. Later, when 'Engineer A' encounters a product or process development problem 
he finds difficult, he activates his network by calling 'Engineer B' an approximately 
knowledgeable contact who works for a directly competing (or non-competing) firm, for advice" 
(von Hippe), E., 1989, S. 158). Dieser Kollege wird zunächst abwägen, welchen Werthinsicht-
lich der Wettbewerbsposition des eigenen Unternehmens er dieser Information beimißt. Kommt 
er zu dem Schluß, daß ihr Wert weniger bedeutend ist, und daß er in Zukunft eventuell einmal 
selbst diesen Kontakt für sich nutzen möchte, wird er hilfreich sein. Es handelt sich also um eine 
Art Tausch mit Reziprozitätsverpflichtung, wobei der Wert der getauschten Information nicht 
auf Heller und Prennig beglichen wird - es handelt sich also nicht um eine Markttransaktion 
nach dem do-ut-des-Prinzip (vgl. von Hippel, E., 1989, S. 158 • 164 und die Studien von 
Axelrod 1988 und Saxonhouse 1974). Siehe hierzu auch die empirischen Untersuchungen des 
informellen Wissenstauschs zwischen technischen Experten verschiedener Unternehmen, die 
innerhalb der U.S.-amerikanischen Minimill- und Spezialstahlindustrie im Wettbewerb stehen, 
von Schrader 1990 und ders. mit Sattler 1993. 

105 vgl. Silverberg, G., 1990, S. 187. 
106 OECD, 1992, S. 50. Siehe auch Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 1989, S. 569; Harhoff, 

D./König, H., 1993, S. 56 f. und Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 1990, S. 129 und S. 131 ff. 
Zur Unterstützung dieser Thesen tragen auch die in der ökonomischen Literatur mittlerweile 
recht zahlreichen spieltheoretischen Modelle mit technologischen Spillovers bei. Siehe hierzu 
etwa von Hippel, E., 1989, S. 157-176 (interdependentes Verhaltensmodell mit informellem 
Tausch von Know-How innerhalb einer informellen FuE-Kooperation), D' Aspremont, 
C./Jacquemin, A., 1988, S.1133 - 1137 (um exogene intraindustrielle technologische Spillovers 
erweitertes Partialmarktmodell); Suzumura, K., 1992, S. 1307 - 1320 (Erweiterung des Modells 
von D'Aspremont/Jacquemin 1988 durch nicht-lineare Angebots- und Nachfragefunktionen und 
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Im Licht der Lernhypothese von Cohen und Levinthal haben nicht nur die zum ei-
genen Wissen komplementären technologischen externen Effekte, sondern auch tech-
nologische Spillovers, die als Substitut des selbstentwickelten Know-Hows in der 
eigenen Wissensakkumulation verwendet werden können, tendenziell einen 
innovationsstimulierenden Effektl07, Dies läßt sich mit der Fähigkeit zur Wissensab-
sorption ("absorptive capacity") erklären, die der potentielle lnnovator erst aufbauen 
muß, bevor er aus den im Netzwerk diffundierenden Spilloverinformationen Nutzen 
ziehen kann: "We argue, that while R&D obviously generates innovations, it also 
develops the firm's ability to identify, assimilate, and exploit knowledge from the 
environment - what we call a finn's learning or absorptive capacity"l08. Diese Fähig-
keit hängt jedoch nicht nur von dem Niveau der betrieblichen FuE-Anstrengungen ab, 
sondern auch von der Qualifikation der Beschäftigten, von den betrieblichen Aus-, 
Fort- und Weiterbildungsaktivitäten und von den Erfahrungen aus den betrieblichen 
Leistungserstellungsprozessen. Ein Unternehmen, das diffundierende technologische 
Spillovers nutzen möchte, wird diesbezüglich ein höheres Aktivitätsniveau aufweisen 
als in einer spilloverfreien Welt109. 

Wenn bei der Wissensakkumulation durch Informations- und Lernaktivitäten interne 
Skalenerträge ("learning-by-doing", "learning-by-using" und "learning-by-
learning" 110) erzielbar sind, d.h. wenn sich der weitere technologische Fortschritt ei-
nes Betriebes auf seinem in der Vergangenheit bereits akkumulierten unternehmens-
spezifischen technologischen Know-How aufbaut ("kumulativer technischer Fort-

einen Oligopolmarkt mit n Unternehmen) und die interdependenten Patenttennen-Modelle mit 
exogenen technologischen Spillovers von Katz, M.L./Ordover, J.A., 1990, S. 137 - 203 oder 
mit endogenen Spillovers von de Fraja, G., 1993, S. 139-146. 

107 vgl. Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 1990, S. 128. 
108 Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 1989, S. 569. 
109 Die unterschiedliche Wirkung von intra- und interindustriellen Spillovers und deren Wirkung 

auf das Innovationsverhalten bzw. die Nachfrage nach FuE-Kapital ist der 
Untersuchungsgegenstand von zwei empirischen Studien. Während die Arbeit von 
Bernstein/Nadiri 1989 auf die nachteiligen Wirkungen von zunehmenden Spillovers auf die FuE-
Nachfrage hinweist, kommt Bernstein 1989 für eine andere Erhebung zu einem differenzierteren 
Ergebnis. Für Branchen mit einer niedrigeren FuE-Intensität wird das obige Ergebnis bestätigt. 
In Industrien, in denen dagegen bereits hohe FuE-Aufwendungen charakteristisch sind, führt 
eine hohe Spilloverintensität zu gegenteiligen Effekten: die Nachfrage nach FuE-Kapital steigt. 

110 "Just as experience in production increases one's productivity in producing, so experience in 
learning rnay increase one's productivity in learning"(Stiglitz, J.E., 1987, S. 130). Zur Begrün-
dung von Skaleneffekten bei der Wissensakkumulation durch Informations- und Lernprozesse 
lassen sich psychologische Studien zur Gedächtnisentwicklung (z.B. von Bower, G.H./Hilgard, 
E.R, 1981, S. 424) oder zur Lernforschung (z.B. Piroli, P.L./Anderson, J.R, 1985, S. 240 -
272; Anderson, J.R./Farell, R./Sauers, R., 1984, S. 87 - 129; Lindsay, P.H./Norman, D.A., 
1977, S. 517; Estes, W.K., 1970, S. 16 oder BIiis, H.C., 1965, S. 4 und auch die "learning-set-
theory" von Harlow, H.F., 1949 , S. 51 - 65 und ders., 1959, S. 492 - 537) heranziehen. Sie 
betonen besonders die mit dem akkumulierten Wissensbestand steigenden Absorptionsfähigkeiten 
der Akteure, d.h. ihre steigenden Problemlösungsfähigkeiten ("problem solving skills" oder 
"capacity to create new knowledge") und ihre erhöhten Lernfähigkeiten ("leaming capabilties· 
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schritt"), besteht die Möglichkeit, daß weniger kompetente Unternehmen erhebliche 
Schwierigkeiten haben werden, den Innovationsvorsprung kompetenterer Wettbewer-
ber aufzuholenl 11. 

1.4 Die ökonomische Entwicklungsrelevanz der Phasen des einzelwirt-
scbaftlichen Innovationsprozesses für ländliche Wirtschaftsräume 

Bereits in Abschnitt A.3 wurde gezeigt, daß die Vermeidung eines 
Bedeutungsverlustes von ländlichen Wirtschaftsräumen im interregionalen Standort-
wettbewerb und die Probleme, die aus einer Verlagerung der bislang dort angesiedel-
ten, arbeitsintensiven Produktionen in Schwellen- und Entwicklungsländer erwachsen 
können, es notwendig machen, daß ein durch Innovationsaktivitäten verursachter 
technischer Fortschritt auch im ländlichen Raum der hochentwickelten Volkswirt-
schaft zu komparativen Produktivitätsvorteilen führt. Besonders wenn der Preis für 
unqualifizierte Arbeit in Entwicklungsländern deutlich geringer ist als in den ländli-
chen Räumen hochentwickelter Volkswirtschaften und nur begrenzte Substitutions-
möglichkeiten zwischen Arbeit bzw. Human- und Sachkapital - zumindest in den 
Kernbereichen der einzelnen Produktionen - bestehen, liegt der Anteil der Arbeits-
kosten an den gesamten Produktionskosten in den ländlichen Wirtschaftsräumen 
hochentwickelter Volkswirtschaften c.p. höher als in den Entwicklungsländern. Mit 
dem Bedeutungsverlust des komparativen Lohnkostenvorteils entsteht in ländlichen 

oder "development of the capacity to assimilate existing knowledge") als Ursachen der Ska-
lenerträge. 

111 "To the extent that such experience is not readily transferable to other enterprises, this means 
that the first company to enter some new product lines begins with a natural cost advantage over 
subsequent rivals, for by the time the latter enter or consider entering, the pioneer has already 
progressed some distance down its learning curve .... By keeping its price low initially, the pio-
neer can stimulate rapid expansion of demand for its product and therefore progress farther down 
its learning curve before others begin competing"(Scherer, F. M./Ross, D., 1990, 
S. 372). Siehe auch Abemathy, W.J., 1978, S. 13; Dasgupta, P./Stiglitz, J.E., 1988, S. 247 ff. 
und Tirole, J., 1989, S. 329 f. Für den kumulativen Charakter des Wachstums von Wissen fin-
det sich in der Literatur bisweilen die Metapher vom Schneeball, der sich zu einer Lawine ent-
wickelt - der sog. "snowball-effect"(vgl. OECD, 1992, S.38). Siehe hierzu auch Arthur 1990, 
Cusamo/Mylonadis/Rosenbloom 1990, Tushman/Anderson 1986, David 1985 und Majumdar 
1982. Sind bei einem eintretenden Paradigmenwechsel die Wirtschaftssubjekte aufgrund der ge-
nannten Skalenerträge bei der Akkumulation eines bestimmten techologischen Wissens und bei 
hohen Umlem- bzw. "switching"-Kosten auf ein suboptimales Paradigma, das keine Lösungs-
möglichkeiten mehr bereitstellt, fixiert (sog. "lock-in"-Effekt), so sind sie zumeist auch von sei-
nem wirtschaftlichen Bedeutungsverlust betroffen. Dieser "competence-destroying technical 
change" ist nach Cohen/Levinthal darauf zurückzuführen, daß "a firm without a prior technolo-
gical base in a particular field may not be able to acquire one readily if absorptive capacity is 
cumulative. In addition, a firm may be blind to new developments in fields in which it is not in-
vestigating if its updating capability is low, Accordingly, our argument implies !hat firms may 
not realire that they should be developing their absorptive capacity due to an irony with its va-
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Wirtschaftsräumen geradezu die Notwendigkeit, entweder über produktivitätser-
höhende Verfahrensfortschritte oder über qualitative Impulse von Produktfortschritten 
- durch Qualitätssteigerung des Outputs, Erbringung neuer Leistungen oder Herstel-
lung neuer Produktei 12 - ihre Wettbewerbsposition im interregionalen Standortwettbe-
werb zu behaupten. 

Es erscheinen jedoch nicht alle Phasen des Innovations- bzw. Fortschrittsprozesses für 
die Erlangung dieser Effekte gleichermaßen wichtig. Obwohl Schumpeter die inno-
vative Aktivität wesentlich höher bewertetll3, wird im allgemeinen die imitative Ak-
tivität bzw. der Wissens- und Technologietransfer für das gesamtwirtschaftliche Pro-
duktivitätsergebnis als bedeutsamer erachtetll4. Gesamtwirtschaftliche Produktivitäts-
steigerungen resultieren weniger aus technologischem Fortschritt und der an sich ein-
maligen innovativen Aktivität, sondern ergeben sich vielmehr aus den in den einzel-
nen Wirtschaftsräumen einer Volkswirtschaft vorgenommenen Imitationen einer 
Neuerung, also aus Diffusionsprozessen: "Eine Erfmdung bzw. Innovation kann in ih-

rer Art einzigartig sein, sie bleibt, solange sie einen Einzelfall darstellt, ohne Bedeu-
tung für die Volkswirtschaft. Es ist daher erst der Wettbewerb, der durch das Nach-
ziehen der Wettbewerber eine Innovation verbreitet und aus einem singulären Phäno-
men ein allgemeines macht"115. Erst der Transfer neuen innovationsrelevanten Wis-
sens und die einzelwirtschaftlichen Imitationsprozesse führen zur Verbreitung des 
technischen Fortschritts in zeitlicher und räumlicher Hinsicht116_ 

Diese Argumentation unterstützen auch neuere Ansätze der makroökonomischen 
Wachstumstheorie, die regionales Wachtum mit einem endogen, aus dem jeweiligen 
Modell heraus bestimmten, technischen Fortschritt erklären, dessen Herkunft bei-
spielsweise als Folge von Wissensverbreitungsprozessen nicht länger im Dunkeln 
(exogen) verbleibt, wie es bei den traditionellen Modellen der neoklassischen Wachs-
tumstheorie noch der Fall warl 17_ 

luation: the firm nccds to have somc abso1ptive capacity alrcady to value it appropria-
tely "(Cobcn, W.M./Levinthal, D.A., 1990, S. 138). 

112 vgl. Müdespacber, A., 1987, S. 131. 
113 vgl. Scbumpeter, J. A., 1961, S. 85 f. 
114 vgl. Herdzina, K., 1981, S. 88. 
115 Heuß, E., 1980, S. 686. 
116 vgl. Herdzina, K., 1981, S. 187 und Obercnder, P., 1973, S. 16. Damit läßt sieb die ökonomi-

sche Relevanz technischer Neuheiten am Grad der Imitation durch andere Wirtschaftssubjekte 
sowie der Aufnahmebereitschaft der Nacbfrager ablesen (vgl. Opp, M., 1974, S. 44). 

117 Zu Darstellung und Kritik der ncoklassiscbcn Wachstumsmodelle, die langfristiges Wachstum 
nur mit einem exogenen technischen Fortschritt erklären, dessen Bestimmungsgrößen und Diffu-
sionskanA!e weitgehend vernachlässigt bzw. nach der "Embodimcnt-Hypothesc" auf das durch 
Investitionen eingcscbleuste neue technische Wissen reduziert werden, siebe Herdzina, K., 1981, 
S. 54 - 64. Einen guten Überblick über die diversen Entwicklungslinien der Wachstumstheorie 
gibt auch Romcr, P., 1993, S. 548 - 560. 
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Diese Ansätze greifen auf das sog. AK-Modell von Rebelo zurück, das durch die fol-
gende Produktionsfunktion gekerut7.eichnet istl I 8: 

(1) 0 = EK 

0 bezeichnet den Output, E einen Effizienzparameter und K einen akkumulierbaren 
Produktionsfaktor. Diese Produktionsfunktion ist durch konstante Skalenerträge des 
akkumulierbaren Faktors charakterisiert, d.h. eine Verdoppelung des Fakoreinsatzes 
führt zu einer Verdoppelung des Outputs. Handelt es sich bei K um ein unbegrenzt 
akkumulierbares privates Gut, so kann die Volkswirtschaft dieses Grundmodells auch 
ohne technischen Fortschritt entsprechend den Präferenzen ihrer Bürger für Gegen-
warts- oder für Zukunftskonsum mit einer langfristigen positiven Wachstumsrate 
wachsen. 

Wird ein nicht beliebig vermehrbarer Faktor in die Produktionsfunktion integriert, 
wie beispielsweise der Faktor Arbeit, so läßt dessen Wachstumsrate die Wachstums-
rate des Output langfristig an eine Grenze stoßen, die nur durch den technischen Fort-
schritt weiter hinausgeschoben werden kann. Dies soll an einer Cobb-Douglas-Pro-
duktionsfunktion verdeutlicht werden: 

(2) Y=EKLa; 0 < a < 1 

Um eine Überausschöpfung des volkswirtschaftlichen Outputs bei einer Entlohnung 
der Faktoren nach ihrem privaten Grenzprodukt zu vermeiden, muß die Annahme ge-
troffen werden, daß der akkumulierbare private Faktor K nur mit einem Teil seines 
Grenzprodukts entlohnt wird und die übrigen Erträge für den jeweiligen Anbieter (i) 
externe Erträge sind: 

(3) 0 < ß, s < l;ß + s = 1 

a + ß = 1 

Im einzelwirtschaftlichen Kalkül wird also die partielle Produktionselastizität desjeni-
gen Teils des volkswirtschaftlichen Kapitalstocks, dessen Erträge dem einzelnen An-
bieter als externe Erträge zufließen (s), nicht berücksichtigt. Aus (3) ergibt sich als 
gesamtwirtschaftliche Produktionsfunktion: 

(4) Y = E Kß+s L1:.B 

118 Die Darstellung neuerer Modelle der makroökonomischen Wachstumstheorie folgt im wesentli-
chen Stolpe 1992 und Seiler 1994. 
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Nach dieser Modellvorstellung erscheint endogenes gesamtwirtschaftliches Wachstum 
möglich, das nicht von den externen Effekten des akkumulierbaren Faktors K ab-
hängt, sondern nur von seinen konstanten Grenzerträgen. 

Die diversen Modelle endogenen Wachstums unterscheiden sich vor allem hinsichtlich 
der akkumulierbaren Faktoren, für die konstante Skalenerträge angenommen werden, 
und hinsichtlich der mikroökonomischen Begründung dieser Annahmen119: 

Bei Arrow (1962) erzeugen die privaten Investitionen in Sachkapital externe Er-

träge, da infolge der Diffusion der damit verbundenen neuen Verfahrenstechniken 
beim Einsatz der neuen Anlagen Lerneffekte erzielt werden, die nicht nur dem 
einzelnen Investor, sondern der gesamten Volkswirtschaft zugute kommen. Nach 
Romer (1990) können diese Extemalitäten endogenes Wachstum bewirken, wenn 
sie eine gesamtwirtschaftliche Produktionselastizität des akkumulierbaren Faktors 
Kapital von eins ermöglichen. Aufgrund der Extemalitäten scheinen private Akti-
vitäten hierfür allein nicht ausreichend. 
Lucas ersetzt in seinem Wachstumsmodell (1988 und 1990) den nicht-akkumu-
lierbaren Faktor Arbeit in der Zwei-Faktoren-Produktionsfunktion durch den ak-

kumulierbaren Faktor Humankapital, weshalb Wachstum nicht mehr etwa durch 
demographische Grenzen begrenzt erscheint. Auch nach diesem Wachstumsmo-
dell sind die gesamtwirtschaftlichen Erträge des Humankapitals nicht vollständig 
intemalisierbar, und ein Abweichen der gesamtwirtschaftlich optimalen Wachs-
tumsrate von der privaten ist möglichl20. 
Auch das im Rahmen industrieller Innovationsprozesse geschaffene neue Wissen 
kann zumindest zu einem Teil als nicht-rivalisierender Input durch die geschaffe-
nen und übernommenen Produkt- und Verfahrensinnovationen die Produktivität 
der übrigen Wertschöpfungsaktivitäten einer Volkswirtschaft erhöhen und endo-
genes Wachstum bei funktionierenden Diffusionsprozessen erzeugen. Mit der Zu-
nahme der gesamtwirtschaftlichen produktspezifischen und produktunabhängigen 
Wissensbasis bzw. der Absorptionsfähigkeit der Akteure durch technologische 
Spillovers kann zudem auch die Effizienz der übrigen FuE-Aktivitäten positiv be-

119 vgl. die Übersicht der diversen Modellvarianten in Romer, P.M., 1989 , S. 51 - 127 und ders., 
1990, s. 71 - 102. 

120 "But we /aww from ordinary experience that there are group interactions that are central to 
group productivity and that involve groups larger than the immediate family and smaller than the 
human race as a whole. Most of what we know we learn from other people. We pay tuition to a 
few of these teachers, either directly or indirectly by accepting lower pay so we can hand around 
them, but most of it we get for free, and often in ways that are mutual - without a distinction 
between student and teacher. Certainly in our own profession, the benefits of colleagues from 
whom we hope to learn are tangible enough to lead us to spend a considerabel fraction of our 
time fighting over who they shall be, and another fraction travelling to talk with those we wish 
we could have as colleagues but cannot. We know that this kind of extemal effect is common to 
all arts and sciences, 'the creative professions'"(Lucas, R.E. jr.,1988, S. 38). 
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einflußt werden121. Die Verbindung dieser Gesichtspunkte mit der Außenhan-
delstheorie stellen Grossman/Helpman (1991) in einem zwei Regionen - zwei 
Faktoren - zwei Sektoren - Modell her, in dem ein innovativer Sektor bei der 
Güterproduktion als positive Externalität neues Wissen hervorbringt, das durch 
technologische Spillovereffekte nicht nur seine Produktivität, sondern auch die 
des weniger innovativen Sektors steigern kann. Wird im innovativen Sektor rela-
tiv mehr Humankapital eingesetzt als im weniger innovativen, dann führt der in-
ternationale Handel zu einer Spezialisierung der humankapitalreichen Region auf 
die Produktion innovativer Produkte und der humankapitalannen Region auf Pro-
dukte mit geringem Neuigkeitsgehalt. Zwar können beide Regionen von der Auf-
nahme des interregionalen Handels und entsprechenden ricardianischen Handels-
gewinnen profitieren, aber für die humankapitalarme Region werden sich die 
Wachstumschancen verschlechtern, wenn die positiven externen Erträge aus re-
gionalen Innovationsaktivitäten abnehmen. 

Für die Entwicklung ländlicher Wirtschaftsräume und die Verringerung regionaler 
Entwicklungsdisparitäten erscheint somit weniger die schnelle Verbreitung des wissen-
schaftlichen Fortschritts als vielmehr die rasche Diffusion der technologischen Fort-
schritte bzw. der Innovationen von Bedeutung122_ Schwierigkeiten beim Wissens- und 
Technologietransfer in ländliche Wirtschaftsräume lassen sich daher für regionalöko-
nomische Fragestellungen kaum auf die Ebene eines einzelnen Produkts oder eines 
einzelnen Verfahrens beschränken, wie dies häufig in der Adoptionsforschung ge-
schiehtl23, da sie gerade in ihrer Kumulation ein entwicklungsrelevantes Problem für 
Regionalwirtschaften darstellen. 

Die Diffusion technologischer und marktrelevanter Informationen in ländliche Wirt-
schaftsräume und die innovationsorientierten Informationsaktivitäten der Unternehmen 
im ländlichen Raum - die die Erhöhung des einzelwirtschaftlichen technischen Hori-
zonts, und damit den des entsprechenden Wirtschaftsraumes, erst ermöglichen - sowie 
die innovationsinfrastrukturelle Förderung der positiven externen Effekte der Wis-
sensverbreitung und der einzelwirtschaftlichen Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten 
sind deshalb für die weitere Untersuchung von besonderer Bedeutung. 

121 vgl. Grossman, G.M./Helpman, E., 1991, S. 56 ff. 
122 vgl. Herdzina, K., 1993, S. 27 und ders., 1981, S. 90 f. Siehe auch Romer, P., 1993, S. 562 ff. 
123 Für einen Überblick über die jüngeren regionalen Diffusionsstudien siehe etwa Pflrrmann, 0., 

1991, s. 26 - 36. 
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2. Engpaßfaktoren der einzelwirtschaftlichen Innovationsaktivitä-
ten in ländlichen Wirtschaftsräumen 

Ein Ziel dieses Kapitels ist es, die in der Literatur diskutierten Determinanten der In-
novation im Hinblick auf das einzelwirtschaftliche Anpassungs- und Neuerungsver-
halten in ländlichen Wirtschaftsräumen aufzuzeigen124. Hierfür wird ein organisati-
onstheoretischer Rahmen gewählt. Die Grundorientierung dieses Ansatzes ist die Be-
trachtung von Mehr-Betriebs-Unternehmen bzw. von Einzelbetrieben als offene 
Systeme bzw. Organisationen125, die sich unter bestimmten Umweltbedingungen be-
haupten126. Eine besondere Bedeutung kommt den Schnittstellen zur Umwelt 
("boundary-spanning-functions"127) zu. Nach dieser Vorstellung beeinflussen die In-
teraktionen mit der Umwelt die interne Struktur der Organisationen und die Verhal-
tensweisen ihrer Organisationsmitglieder, wie letztere wiederum auf die Umwelt ein-
bzw. zurückwirken128. 

Die Betriebe und ihre Umweltbedingungen sind offene Systeme, deren Eigenschaften 
und Strukturmerkmale in unterschiedlichen Ausprägungen innovationsrelevant sein 
können, deren jeweilige Eignungen sich ändern können und die in einem marktwirt-
schaftlichen Such- und Entdeckungsprozeß immer wieder neu gefunden werden müs-
sen. Es kann daher auch in dieser Untersuchung nicht darum gehen, vermeintlich op-
timale Systemmerkmale und Merkmalskonfigurationen deterministisch festzulegen. 
Der hier gewählte Ansatz ist - marktwirtschaftskonform - ein negativer. Es geht 
darum, die zentralen Hemmnisse für offene ökonomische Entwicklungen, insbeson-
dere für die einzelwirtschaftlichen Anpas.mngs- und Neuerungsprozesse im ländli-
chen Raum, zu ermitteln129. Zu diesem Zweck wird eine Analyse der in der Litera-
tur diskutierten Determinanten des Adaptions- und Innovationsverhaltens, unter be-
sonderer Berücksichtigung der bereits dargestellten spezifischen Problemlagen ländli-

124 Zur allgemeinen Analyse der Determinanten des betrieblichen Innovationsverhaltens bzw. des 
technischen Fortschritts siehe u.a. Herdzina 1981, Thirtle/Ruttan 1987 oder Walter 1969 (zu den 
wachstumstheoretischen Erklärungsansätren). Zu den mikroOkonomischen Ansätren siehe u.a. 
Freeman 1982, Mowery/Rosenberg 1979 (zum "demand-pull-Ansatz"), Rosenberg 1982 (zum 
"technology-push-Ansatz") und Schumpeter 1911 (zur angebotsseitigen Erklärung des techni-
schen Fortschritts). Einen guten Gesamtüberblick liefert Elßer 1993. Zu den regionalökonomi-
schen Erklärungsansätzen des Innovationsphänomens siehe u.a. Tödtling 1990 oder Davelaar 
1991. 

125 vgl. Taylor, M., 1987, S. 211 und Coombs, R./Saviotti, P./Walsh, V., 1987, S. 11. Siehe 
hierzu auch McDermottffaylor 1982, Aldrich 1979 und Toompson 1967. 

126 vgl. Kay, N.M., 1979, S. 51 ff. 
127 Taylor, M., 1987, S. 211. 
128 vgl. Kay, N.M. 1979, S. 55; vgl. auch Hower/Lorsch 1967, Aldrich 1979, McDermott/Taylor 

1982 und Taylor 1987. 
129 Wie es - um einen anderen Bereich der Wirtschaftspolitik heranzuziehen - nicht darum gehen 

kann, eine optimale Wettbewerbsintensität zu definieren, sondern - negativ formuliert - Wettbe-
werbsbeschränkungen zu identifizieren und abzubauen. 
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eher Wirtschaftsräume, durchgeführt (Abschnitt B.2). Jede Determinante des einzel-
wirtschaftlichen Anpassungs- und Neuerungsverhaltens ist zugleich ein potentieller 
Engpaßfaktor, die den "optimalen" Ausnutzungsgrad der übrigen Determinanten limi-
tieren kann/30. Inwieweit eine bestimmte Determinante tatsächlich Engpaßcharakter in 
ländlichen Wirtschaftsräumen hat, kann erst die empirische Messung und Bewertung 
in den Untersuchungsräumen leisten (Abschnitt C)I 31. 

Grundlage der Analyse der Engpaßfaktoren, die sowohl die betrieblichen 
Innovationsmöglichkeiten (das "Wissen um" und das "Können von" Neuerungsakti-
vitäten) als auch die Innovationsneigung (das "Wollen" von lnnovationsaktivitäten)132 
beeinflussen und daher potentiell einer infrastrukturellen Beeinflussung zugänglich 
sind, ist die Mikroebene des Betriebs. Bei der Frage, welche Faktoren die unterneh-
merischen Innovationsaktivitäten in ländlichen Räumen hemmen, wird sowohl die Be-
deutung von Marktsignalen der Nachfrageseite diskutiert (B.2.1) als auch die Eng-
paßrelevanz von angebotsseitigen Faktoren der Betriebs- und Industriestruktur im 
ländlichen Raum (B.2.2). Um jedoch infrastrukturelle Ansatzpunkte zur Milderung 
oder Beseitigung der Engpaßfaktoren in ausgewählten ländlichen Wirtschaftsräumen 
abzuleiten, muß vor der empirischen Analyse (Abschnitt C) eine theoretische Untersu-

130 vgl. Tödtling, F., 1990, S. 51; Genosko, J., 1986, S. 112 und Rolhwell, R./Zegveld, W., 
1982, s. 170. 

131 "Simply advising a society 10 'follow lhe Korean model' is a little bit like advising an aspiring 
basketball player to 'follow lhe Michael Jordan model.' To make use of someone else's success-
ful pcrformance at any task, one needs to be able to brcak Ibis pcrformancc down into its com-
ponent parts so lhat one could sec what each part contributcs 10 lhe whole, which aspecls of Ibis 
pcrformancc are imitable and, of lhese, which are worlh imitating. One necds, in short, a 
lheory"(Lucas, R.E.jr., 1993, S. 252). 

132 Zum "Wwen um Innovationsmöglichkeiten": Voraussetzung für Innovationsaktivitäten ist das 
notwendige Problembewußtsein im Betrieb, durch neue Produkte oder Verfahren Wettbewerbs-
vorteile zu erlangen. Selbst wenn aber das notwendige Problembewußtsein vorhanden ist, kön-
nen fehlende Informationen Innovationsaktivitäten verhindern. Die entsprechenden Informatio-
nen können fehlen, weil sie ganz einfach nicht vorhanden sind (wenn etwa Forschungsergebnisse 
oder technisches Wissen über Produktionsverfahren geheimgehalten werden). Sie können aber 
auch ganz allgemein vorliegen, aber nicht in den Betrieb vorgedrungen sein, weil der 
"Informationsfluß" nicht funktioniert. Schließlich kann zwar die Information an die betrieblichen 
Entscheidungsträger gelangt sein, dort aber nicht genutzt worden sein, weil ihre Bedeutung nicht 
erkannt wurde (wenn etwa Informationen nicht "benutrerfreundlich" aufbereitet wurden). 
Zum "Können von Innovationsaktivitäten": Innovationsaktivitäten erfordern Produktions- bzw. 
Innovationsfaktoren in entsprechender Quantität und Qualität, wie etwa technische und marktre-
levante Informationen, qualifizierte Beschäftigte oder ausreichende Finanzierungsmittel. Es dür-
fen also keine Hemmnisse, wie beispielsweise Probleme bei der Beschaffung geheimen Wissens 
oder von qualifizierten Mitarbeitern, vorliegen. Ferner müssen beschaftbare externe Ressourcen 
intern auch adäquat nutzbar sein. 
Zum "Wollen von Innovationsaktivitäten": Willensbarrieren können einen betrieblichen Ent-
scheidungsträger dazu bewegen, die wirtschaftlichen Chancen einer Neuerung nicht wahrzuneh-
men - beispielsweic infolge eines Mangels an Willen zu Veränderungen oder bei Vorliegen ande-
rer Ziele als Wirtschaftlichkeitsziele. 
Diese Aufspaltung der Einflußfaktoren der betrieblichen Innovationsaktivitäten ist theoretischer 
Nalllr. Sie läßt sich in der empirischen Analyse, wenn überhaupt, nur indirekt über diese Eigen-
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chung der möglichen Leistungen der relevanten Infrastrukturen im Hinblick auf die 
potentiellen Engpaßfaktoren im Innovationsprozeß durchgeführt werden (Abschnitt 
B.3). 

Dabei ist zu beachten, daß die möglichen internen, im Unternehmen selbst begrün-
deten Determinanten, und die externen, aus der Unternehmensumwelt stammenden 
Einflußgrößen, in einem starken wechselseitigen Wirkungszusammenhang stehen kön-
nen. So können beispielsweise die regionalen Standortbedingungen (ausreichend ver-
fügbare gering qualifizierte Arbeitskräfte und Gewerbeflächen) die Herausbildung be-
stimmter betrieblicher Organisationsstrukturen beeinflussen (Verlagerung von arbeits-
und flächenintensiven Produktionsstätten). Andererseits wirken aber auch Be-
sonderheiten der angesiedelten Betriebe auf die Standortbedingungen zurück (z.B. bei 
der Nachfrage nach bestimmten Qualifikationen oder beim Bau von Bildungseinrich-
tungen oder Verkehrswegen)133_ Diese Wirkungsbeziehungen sind keinesfalls deter-
ministisch zu sehen, da einige Einflußgrößen auch substituiert werden können und erst 
als Engpaß innovationsrelevante Effekte auslösen134. 

2.1 Nachfrageseitige Engpaßfaktoren 

Die Rolle der Nachfrage im lnnovationsprozeß ("demand-pull-Ansatz") geht insbe-
sondere auf die Arbeiten von Grilichesl35, Scbmookler136 und Coombs/Sa-
viotti/WaJsbl37 zurück. Den demand-pull-Ansätzen liegt die These zugrunde, daß die 
erwartete Nachfrage bzw. das zu erwartende Marktvolumen einer Industrie exogene 
Variable des technischen Fortschritts einer Industrie darstellt. 

Nach Scbmookler besteht deshalb ein positiver Zusammenhang zwischen der erwar-
teten Marktgröße, für die das gegenwärtige Marktvolumen bzw. das Investitionsvolu-
men der untersuchten Industrien als Proxy dient, und der Zahl der Inventionen, ope-
rationalisiert durch die angemeldeten Patentel38_ Neben der Kritik von Scherer an der 
empirischen Methodik der Untersuchungen Schmooklers, die die Kausalitätsrichtung 
jedoch tendenziell bestätigtl39, bemerken Kleinknecbt/Verspagen kritisch, daß es 

schaften operationalisierende Indikatoren erfassen. Siehe hierzu auch Huber, J./Schneider, D., 
1991, S. 169 - 181 und Tiger, U.C./Uhlmann, L., 1984, S. 79 f. 

133 Storper stellt dazu fest: "As sectors generate their innovations and market structures, so it can be 
said, that they generate their own input histories"(Storper, M., 1986, S. 62). 

134 vgl. Tödtling, F., 1990, S. 47. 
135 vgl. Griliches 1957. 
136 vgl. Schmoolder 1966. 
137 vgl. Coombs/Saviotti/Walsh 1987. 
138 vgl. Schmookler, J., 1966, S. 114 ff. 
139 vgl. Scherer, F. M., 1982, S. 227. 
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zwar denkbar sei, daß die Patentanmeldungen den positiven zukünftigen Markterwar-
tungen bzw. der Investitionsnachfrage zeitlich folgen, die zu den Patenten komple-
mentären Erfindungen jedoch möglicherweise bereits vor den Investitionen realisiert 
wurden/40. Multiplikator- und Akzeleratoreffekte der in diesem Zusammenhang vor-
genommenen innovationsorientierten Investitionen lassen vielmehr eine umgekehrte 
Kausalität oder zumindest die Interdependenz zwischen Investitionsverhalten und In-
ventionsaktivitäten vermuten/4/. 

Unter Regionalentwicklungsgesichtspunkten ist besonders die Kritik von Rosenberg 
interessant, der die Annahme der unendlich elastischen Flexibilität und Omnipotenz 
der Wissens- und Technologiebasis auf die Nachfrageänderungen bezweifelt142: 

Fehlen den Akteuren die zur Befriedigung der Nachfrageänderungen komple-
mentären wissenschaftlichen Erkenntnisse und Technologien, oder 
haben sie die diffundierenden Nachfrage- und Techniksignale nicht oder nur un-
genügend aufgenommen, oder 
haben sie die empfangenen Markt- und Techniksignale nicht in entsprechender 
Weise in Innovations- und Imitationsentscheidungen integriert, oder 
verfügen sie gar nicht oder nicht in erforderlichem Ausmaß über die zur betriebs-
internen Generierung oder zur Übernahme von betriebsextern entwickelten Neue-
rungen erforderlichen Ressourcen (z.B. Know-How oder Risikofinanzie-
rungsmittel), oder 
fehlt es den Akteuren bei ausgelasteten Kapazitäten weniger an Innovationsmög-
lichkeiten als vielmehr an der erforderlichen Neuerungsbereitschaftl43, 

140 vgl. Kleinknecht, A./Verspagen, B., 1990, S. 387 ff. 
141 vgl. Kleinknecht, A.Nerspagen, B., 1990, S. 388 und 390 ff. 
142 vgl. Rosenberg, N., 1974, S. 90 ff. 
143 Die Hypothese, daß in Phasen geringer Nachfrage und unterausgelasteter Kapazitäten die Inno-

vationsneigung größer sein dürfte, als in prosperierenden ökonomischen Situationen stützen die 
Studien von Brown, W.H., 1957, S. 406 ff.; Mansfield, E., 1968, S. 167; Duchesneau, 
T.D./Cohn, S.F./Dutton, J.E., 1979a, S. 135 und 1979b, S. 257 f. und S. 463; Davies, 
S., 1919, S. 52; Mohr, H.W., 1977, S. 120; Bowman 1980 und Perlitz/Löbler 1985. "Firms 
with decreasing profits would be stimulated to search more diligently than other firms for new 
alternatives and that, other things equal, they might tend tobe quicker than others to begin using 
a new technique"(Mansfield, E., 1968, S. 167). Diese Studien führen die größere Neuerungsbe-
reitschaft in Perioden geringer Nachfrage sowohl auf die Wahrnehmung einer als unbefriedigend 
einzuschätzenden winschaftlichen Situation, als auch auf die schlechten Enragsaussichten und 
die mögliche Existenzgefährdung der Unternehmung, die bei einer Fonfiihrung der bisherigen 
Wettbewerbsstrategien sehr wahrscheinlich werden, zurück (Bowmans "risk-return-paradox"). 
Damit kann jedoch noch keinesfalls auf einen innovationsfördernden Effekt geschlossen werden, 
da die Betriebe in Rezessionsphasen trotz ihres hohen Innovationsbedarfs aufgrund der schlech-
ten Enragslage nur selten über die für Innovationen erforderlichen Selbstfinanzierungsmöglich-
keiten verfügen. Sie werden daher in erster Linie bemüht sein, Kosten einzusparen, was zum 
Teil mit kostenmindernden Prozeßinnovationen zu erreichen versucht wird (vgl. Knight, K.E., 
1967, s. 485). 
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so hemmen regional wirksame angebo~itige Engpässe den technischen Fortschritt 
in einem Wirtschaftsraum, obwohl eigentlich eine ausreichende gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage für neue Technologien besteht. 

Ist also beispielsweise die Wissens- und Technologiebasis eines Wirtschaftsraumes 
nicht ausreichend flexibel, so können die lnnovationsgenerierungs- und 
-adoptionskosten sowie der Anfang, die Geschwindigkeit und das Ausmaß des tech-
nologischen Fortschritts von zwei Betrieben einer Industrie mit demselben erwarteten 
Marktvolumen in zwei Wirtschaftsräumen voneinander abweichen. Die sich am Markt 
durchsetzende, neuartige Befriedigung von Bedürfnissen der Nachfrager erfordert da-
her von den Anbietern im ländlichen Raum in erster Linie die Überwindung von an-
gebotsseitigen Engpaßfaktoren, die im weiteren Verlauf der Arbeit dargestellt und 
analysiert werden. Bereits in diesem Zusammenhang werden mögliche Ansatzpunkte 
und Beeinflussungsmöglichkeiten im Rahmen einer regionalen Infrastrukturpolitik er-
kennbar. 

2.2 Angebo~iüge Engpaßfaktoren 

Vor allem industrieökonomische Arbeiten konzentrieren sich bei der Analyse ange-
botsseitiger Determinanten der Innovation auf die Beziehungen zwischen den 
Unternehmens- und Industriemerkmalen einerseits und den Innovationsanreizen, dem 
Innovationsinput und -throughput sowie dem Innovationsoutput andererseits144. Unter 
den untersuchten Industrie- und Technologiemerkmalen wird in jüngeren Arbeiten be-
sonders den branchenspezirJSCben technologischen Gelegenheiten in regionaler Hin-
sicht Innovationsrelevanz eingeräumt. Branchen mit vielen technologischen Gelegen-
heiten145 sind nach Dosi jene mit jüngeren technologischen Paradigmen (z.B. Mikro-
elektronik, Gen- und Biotechnologie), die durch eine hohe Vielfalt und schnelle Ent-
wicklungsfolge von Neuerungen vor allem im Bereich der Produktinnovationen ge-
kennzeichnet sind146_ Sie benötigen hochqualifizierte Arbeitskräfte sowohl für die in-
ternen FuE-Aktivitäten (technische und wissenschaftliche Qualifikationen), für die 
Applikation in Fertigungsprozessen (Facharbeiter und Techniker) als auch für den 
kaufmännischen Bereich. Sie wählen ihren Standort bevorzugt im Wirtschaftsraum 

144 Siehe hierzu den jeweiligen Literaturüberblick in den Arbeiten von Scherer 1992, 
Mairaisse/Sassenou 1991, Acs/Audretsch 1992, Reingannum 1989, Cohen/Levin 1989, Tirole 
1988, Dosi 1988, Baldwin/Scott 1987 oder Pavitt 1984. 

145 Zu den Untersuchungen zur Innovationsrelevanz der technologischen Paradigmen siehe auch 
Geroski 1987, Freeman 1982, Porter 1983 und Coombs/Saviotti/Walsh 1987. Der Begriff der 
"technological opportunites" wird intensiv in Cohen/Levin 1989 diskutiert. 
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höherrangiger Agglomerationen, die neben den Ausbildungsstätten für 
hochqualifizierte Arbeitskräfte (technische, natur- und wirtscbaftswissenscbaftliche 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen) auch untemehmensbezogene 
Dienstleister, Technologieberatungs- und Transfereinrichtungen sowie Betriebe vor-
und nachgelagerter Wirtschaftsstufen anbieten147. 

Branchen älterer technologischer Paradigmen mit geringeren technologischen Gele-
genheiten (wie die arbeitsintensiven Industrien Textil, Bekleidung, Leder, Holzverar-
beitung und die skalenintensiven Branchen Transportmittel, elektronische Haushalts-
geräte, Metallwaren, Nahrungsmittel oder die Glasindustrie) sind durch eine abneh-
mende Vielfalt von Produktinnovationen, einen preiswettbewerbsinduzierten Druck 
zur Durchführung von Reorganisationsmaßnahmen und Verfahrensinnovationen und 
durch einen verschärften Konkurrenzdruck durch Anbieter aus Schwellenländern ge-
kennzeichnet148. Ihre Standorte befinden sich häufig in ländlichen Regionen, die 
komparative Kostenvorteile beim Angebot von geringqualifizierten Arbeitskräften und 
von Gewerbeflächen besitzen sowie über eine gute Erreichbarkeit über verkehrsinfra-
strukturelle und telematische Netze verfügen149. 

Nach Dosi können die in den Industrien eines Wirtschaftsraumes dominierenden und 
kurz- bis mittelfristig stabilen technologischen Paradigmen nicht nur den Gegenstand 
der einzelwirtschaftlichen Innovationsaktivitäten, sondern auch die Herangehensweise, 
die Methodik, die Art der Informationssuche nach technischen Informationen und die 
herangezogenen Informationsquellen bei der Problemlösung beeinflussen150, indem 
sie kurz- bis mittelfristig die Richtung und die Intensität des technischen Fortschritts 
innerhalb eines Korridors kanalisieren - sowohl was den Bereich des innovativen In-
teresses der regionalen Industrien anbelangt als auch hinsichtlich der Art und Weise, 
in der die Unternehmen in diesem Bereich tätig sindl51. Dem technologischen Para-
digma kommt daher eine selektierende Wirkung im Hinblick auf die Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit eines Wirtschaftsraumes zu. 

Es ist wohl etwas zu kurz gegriffen, regionale Unterschiede im Anpassungs- und 
Neuerungsverhalten einzig mit den aus der regionalen Branchenspezialisierung abzu-
leitenden technologischen Paradigmen erklären zu wollen, da die Annahme homoge-

146 vgl. Dosi 1988. Freeman zählt zu den "skill-intensiven" Branchen beispielsweise die chemische 
und die pharmazeutische Industrie, die Metallindustrie, die Elektronik, den Maschinenbau und 
die Instrumentenindustrie (vgl. Freeman, C., 1982, S. 19 und S. 27 ff. und ders. 1986). 

147 vgl. Tödtling, F., 1990, S. 48 ff. und S. 62 f. 
148 vgl. Tödtling, F. 1990, S. 62. Siehe hierzu auch die Ansätz.e des "industrial-restructuring": 

Massey/Meegan 1982, Massey 1983 und 1984, Castells 1985, Scott/Storper 1986 und Peet 
1987. 

149 vgl. Tödtling, F., 1990, S. 63. Siehe hierzu auch Funck, R./Cappellin, R., 1993, S. 50. 
150 vgl. Dosi, G., 1988, S. 1127 und ders., 1982, S. 152. Zu den Stabilitätsfaktoren eines techno-

logischen Paradigmas siehe Elßer, S., 1992, S. 118 - 138. 
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ner betrieblicher Aktivitäten innerhalb einer Branche und ihres technologischen Para-
digmas keineswegs der betrieblichen Praxis in ihrer Differenziertheit gerecht zu wer-
den scheint. Die betrieblichen Anpassungs- und Neuerungsmöglichkeiten werden 
vielmehr von den individuellen Adaptationspotentialen jeder einzelnen Unternehmung 
(z.B. vom Know-How sowie der Motivation der Unternehmensleitung und ihrer 
Mitarbeiter) und von ihrem jeweiligen Wettbewerbsverhalten abhängig sein152. So 
entsteht beispielsweise größeren Unternehmen einer Industrie dann ein Wettbewerbs-
vorteil, wenn es ihnen gelingt, eine Steigerung der Produktionsmenge bei unterpro-
portionalem Wachstum der hierfür benötigten Produktionsfaktoren zu erzielen (sog. 
economies of scale). Kleine und mittelgroße Betriebe hingegen versuchen oft, sich 
Wettbewerbsvorteile durch eine hohe Qualität, eine fortschrittliche Technologie, ein 
ansprechendes Design und ein flexibles Reagieren auf veränderte Nachfragestrukturen 
ihrer Marktsegmente zu verschaffen (sog. Strategie der "flexiblen Spezialisierung"). 
Vielseitig verwendbare Anlagen, eine ausgeprägte innerbetriebliche Kompetenz in den 
Bereichen FuE, Konstruktion und Design sowie eine qualifizierte Belegschaft erleich-
tern die Erzielung rentabler Losgrößen153_ 

Eine regionalökonomische Analyse der angebotsseitigen Engpaßfaktoren der Innovati-
onsaktivitäten eines Wirtschaftsraumes kann sich daher nicht darauf beschränken, was 
im Rahmen eines bestimmten technologischen Paradigmas produziert wird, sondern 
sie muß beriicksichtigen, wie in ländlichen Wirtschaftsräumen Sachgüter und Dienste 
produziert werden bzw. welche Aktivitäten der Produktion vor- und nachgelagert 
sind. Damit rucken der Wissensstand und die innovationsorientierten In-
formationsaktivitäten der an den Innovationsprozessen beteiligten Akteure bei der 
Verminderung von etwaigen Wissensdefiziten zunächst in den Vordergrund der Ana-
lyse. 

151 vgl. Elßer, S., 1992, S. 114. 
152 vgl. Acs, Z.J./Audrctsch, D.B., 1992, S. 61 ff. und Scherer, F.M., 1980, Kapitel 4. 
153 vgl. Acs, Z.J./Audretsch, D.B., 1992, S. 86 f. Die These, daß die Größe eines Unternehmens 

Innovationsrelevanz besitzt, hat in den Wirtschaftswissenschaften eine lange Tradition. Als theo-
retische Ausgangsbasis dienen sowohl die Schumpeter- und die Nco-Schumpetcr-Hypothcsen als 
auch neuere spiclthcoretiscb fundierte Modelle des Innovationswettbewerbs (siehe hierzu die de-
taillierte Darstellung in Elßer, S., 1993, S. 49 - 76 m.w.N.). Nach diesen Erkenntnissen scheint 
es eine innovationsoptimale Unternehmensgröße nicht zu geben. Vielmehr kommt es darauf an, 
daß große, mittlere und kleine Unternehmen im lnnovationsprozcß unterschiedliche Funktionen 
erfüllen, die sich in komplementären, interdependenten oder konkurrierenden Beziehungen nie-
derschlagen können. 
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2.2.1 Wissen und Information 

2.2.1.1 Zur Innovationsrelevanz von Wissen und Information 

Ökonomisch nutzbares Wissen bzw. Informationen über Veränderungen der allgemei-
nen Umwelt und der spezifischen Aufgabenumwelt des Unternehmens scheinen unab-
dingbare Voraussetzungen für eine frühzeitige Wahrnehmung potentieller Risiken oder 
Chancen zu sein154. Risiken können sich beispielsweise aus der Tatsache ergeben, daß 
Produktionsanlagen nicht mehr den betrieblichen Erfordernissen entsprechen, weil die 
Kapazität und die Flexibilität der Anlagen eine Produktion von qualitativ hochwerti-
gen Produkten, die den Anforderungen des Marktes genügen, nicht ermöglicht. Häu-
fig sind auch die bisherigen Verfahrenstechniken nicht mit den staatlichen Umwelt-
schutz- oder Arbeitsschutzauflagen vereinbar. Aber selbst wenn sie diesen Anforde-
rungen genügen, so können sich beispielsweise Probleme aus der Verschlechterung 

der wirtschaftlichen Situation des Betriebes ergeben. Derartiger Handlungsbedarf ent-
steht etwa im Zusammenhang mit der Überlegenheit neuartiger Substitute der eigenen 
Produkte oder der verwendeten Produktionsverfahren, einer Veränderung der Bedürf-
nisstruktur der Nachfrager, mit Kostensteigerungen bei wichtigen Vorleistungen oder 
mit Änderungen der Wettbewerbsstrategie der Konkurrenten. Gerade in Anbetracht 

sich verlängernder Realisationszeiten für neue Produkte und Verfahren, deren Le-

bensdauern sich hingegen tendenziell verkürzen, gewinnt der Zeitfaktor zunehmend an 
Bedeutung155 . Eine frühzeitige Wahrnehmung potentieller Bedrohungen setzt daher 
eine intensive Kontrolle betriebsexterner und -interner Entwicklungen voraus. 

Außerdem dürfte die Wahrscheinlichkeit, daß der zur Nutzung sich bietender Innova-
tionsertragschancen notwendige Veränderungsbedarf in einem Betrieb frühzeitig er-
kannt wird, mit dem Ausmaß der Informationsnachfrage und mit dem Wissensstand 
der Akteure steigen156, beispielsweise im Zusammenhang mit der Adoption betriebs-

154 vgl. Rothwell, R. , 1992, S. 223; Vgl. auch die empirischen und theoretischen Befunde in 
Pfimnann, 0., 1991, S. 84 f.; Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 1990, S. 132; Tödtling, F., 
1990, S. 77 f. und S. 283 ff.; Hagemeister, S. , 1988, S. 217 f.; Cooper, R.G./Kleinschmidt, 
E.J. , 1987, S. 171; Johne, F.A./Snelson, P.A., 1988, S. 126; Winter, S.G., 1984, S. 287 ff.; 
Eilwein, Th./Bruder, W. , 1982, S. 208 ff.; Oakey, P./Thwaites, A.T./Nash, P. A., 1980, 
S. 250; Kay, N.M., 1979, S. 55; Rothwell, R., 1975, S. 62; Rothwell, R., u.a. , 1974, S. 283 
und Ansoff, H.1., 1969, S. 21. Für die vorliegende Arbeit bietet sich ein pragmatischer 
Informationsbegriff an, der Information als zweckorientiertes Wissen definiert, wobei hier als 
Zweck die Vorbereitung und Realisierung von Innovationsentscheidungen gilt. Zu den 
Informationsbegriffen in der Informationstheorie siehe Hopf, M., 1983, S. 6 - 17 und Kruse, J., 
1979, S. II und die dort angegebene Literatur. 

155 Vgl. Boehme, J. , 1986, S. 59. Siehe hierzu beispielsweise die Implikationen der Anwendung der 
Mikroelektronik in neuen Verfahren und Produkten für die Entwicklungsreiten und die Lebens-
dauer von neuen Produkten in Schwenter, J.J., 1984, S. 201. 

156 So reigt etwa eine 1990 vom FhG-1S1 durchgeführte Studie, daß eine der entscheidenden Vor-
aussetzungen für eine erfolgreiche Diversifikation in neue Marktsegmente die frühzeitige Identi-
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extern entwickelter Neuerungen oder mit der frühzeitigen Wahrnehmung neuartiger 
Kundenbedürfnisse auf den relevanten Absatzmärkten. 

Der technische Fortschritt umfaßt nicht nur die fundamentalen wissenschaftlichen 
Neuerungen, sondern setzt sich zu einem nicht unerheblichen Teil aus in der Unter-
nehmenspraxis schrittweise verbesserten Technologien, wie beispielsweise Effizienz-
steigerungen bei einzelnen Produktionsverfahren, zusammen. Besonders das mit die-
sem schrittweisen, inkrementalen technischen Fortschritt verbundene Wissen weist auf 
Unternehmensebene Eigenschaften eines privaten Gutes auf, das nicht ohne weiteres 
transferierbar ist157_ Um in diesem Bereich Spillovers zu nutzen, müssen die nachfol-
genden Unternehmen bereits Erfahrungen und Wissen auf den entsprechenden Gebie-
ten gesammelt haben, da die Neuerungen sonst nur unter hohen Implemen-
tierungskosten - wenn überhaupt - für die eigenen Belange nutzbar gemacht werden 
können. Aus dieser Betrachtungsweise - technisches Wissen hat zumindest teilweise 
privaten Gutscharakter - ergeben sich daher zusätzliche Anreize zur Durchführung 
von Informations- und Lemaktivitäten158_ 

Die bisherigen Aussagen legen die Vermutung nahe, der Innovationsoutput der Unter-
nehmen eines Wirtschaftsraumes korreliere positiv mit der Intensität der innovationso-
rientierten Informationsnachfrage der Akteure: Je intensiver ein Unternehmen bzw. 
seine mit Innovationsaufgaben betrauten Mitarbeiter Informationen nachfragen, desto 
früher werde das Unternehmen eine existierende Information über eine Neuerung 
bzw. desto mehr Informationen werde es zu einem gegebenen Zeitpunkt erhalten. 
Sowohl der frühe Informationszeitpunkt als auch das größere Ausmaß an Informatio-
nen bzw. Wissen führen danach zu einer Beschleunigung und Verstärkung der Inno-
vationsaktivitäten in einem Wirtschaftsraum. 

Die erste der Kausalketten (je intensiver die Informationsnachfrage, desto früher die 
Information über eine Neuerung und desto früher damit die Innovation) unterstellt 
implizit, daß der Zeitraum zwischen erster Information über eine Neuerung und der 
Innovation bzw. Adoption, also die Dauer des weiteren Entscheidungs- und Realisati-
onsprozesses, unabhängig vom Zeitpunkt der Erstinformation ist. Damit wird die 
Möglichkeit ausgeschlossen, daß Unternehmen, die erst später ihre erste Information 
über die Neuerung erhalten, einen kürzeren Entscheidungs- und Realisationsprozeß 
benötigen als die "Frühinformierten". Da jedoch zu einem späteren Informationszeit-
punkt bereits erste Erfahrungen mit der Neuerung von anderen Unter-

fikation und Einbindung neuer Abnehmer bei der Produktentwicklung war. Unternehmen, die 
dies unterließen, konnten trotz erheblicher FuE-Aufwendungen keine entsprechenden Erfolge ih-
rer Diversifikationsstrategien erzielen (vgl. Herden, R., 1990, S. 75 ff.). 

157 vgl. Dosi, G., 1988, S. 225. 
158 vgl. Stiglitz, J.E., 1987, S. 130. 
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nehmen vorliegen werden, führt der spätere Informationszeitpunkt noch nicht 
zwangsläufig zu einem späteren Innovationszeitpunkt. 

Die zweite Kausalkette (je intensiver die Informationsnachfrage, desto mehr Informa-
tionen und desto früher die Innovation) unterstellt implizit, daß mit der Zunahme der 
Informationen eine Verringerung der Einkommensunsicherheit bzw. eine Zunahme 
der erwarteten Vorteilhaftigkeit der Innovation einhergeht. 

Die Beschaffung zahlreicher Informationen kann sich aber auch in dem Sinne innova-
tionshemmend auswirken, daß sich beispielsweise der Entscheidungsträger über zuvor 
nicht erkannte Risiken bewußt wird, die die Vorteilhaftigkeit eines geplanten Innova-
tionsvorhabens beeinträchtigen159. Die innovations- und entwicklungsfördernden Ef-
fekte verbesserter Informationsversorgung sind deshalb nicht nur rein quantitativer, 
sondern auch qualitativer Art. Die Wirkung einer höheren Informationsnachfrage 
bleibt somit nicht auf die Häufigkeit der betrieblichen Neuerungsaktivitäten be-
schränkt, sondern wird sich auch auf deren Erfolgsaussichten auswirken160_ Bei-
spielsweise können Informationen über die Erfahrungen früherer Anwender die Zahl 

der bei der Implementierung neuer Verfahrenstechnologien möglichen Probleme ver-
mindern oder die Abschätzung der mit einer Neuerung verbundenen Kosten und Er-
träge bzw. der zu erwartenden Anforderungen an das Management und die 
betroffenen Mitarbeiter reduzieren. Aber auch im Fall von Produktinnovationen 
kommt einer frühzeitigen Information über die Anzahl und die Präferenzen potentiel-
ler Abnehmer oder über die Aktivitäten und die Reaktionsmöglichkeiten der Wettbe-
werber eine große Bedeutung zu, da sie die Gefahr vermindert, daß die neuen Pro-
dukte kostenaufwendig an die Bedürfnisse der Kunden angepaßt werden müssen oder 
die auf das neue Produkt gerichtete Nachfrage zu gering ist, um die erforderlichen 
Einnahmen zu erzielen. 

159 vgl. Stoneman, P./Diederen, P., 1994, S. 921. Siehe hierzu auch Lametta, J. L./Kanareff, 
M. T., 1962, S. 460. 

160 Den positiven Zusammenhang zwischen innovationsorientierten Informationsaktivitäten und dem 
einz.elwirtschaftlichen Anpassungs- und Neuerungsverhalten einerseits und dem Unternehmenser-
folg der Innovationsstrategien andererseits unterstützt auch eine Studie des FhG-ISI aus dem Jahr 
1989. Unternehmen, die im Vergleich mit ihren Wettbewerbern ein überdurchschnittliches Um-
satz- und Beschäftigungswachstum realisierten und bei denen Innovationsaktivitäten von über-
durchschnittlicher Bedeutung waren, zeichneten sich durch überdurchschnittlich intensiv ausge-
prägte Wissens- und Technologietransferbeziehungen aus (vgl. Becher, G., u.a., 1989, 
s. 145 ff.). 
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2.2.1.2 WissensderJZite im lnnovationsprozeß 

Wissens- und lnfonnationsdefizite treten in der Innovationspraxis häufig deshalb auf, 
weil die infonnationssuchenden Akteure über ein individuell unterschiedliches Infor-
mationsausgangsniveau verfügen und weil sie eine individuell abweichende Fähigkeit 
zur Wissensabsorption ("absorptive capacity") bzw. lediglich eine begrenzte 
Aufnahme-, Verarbeitungs- und Speicherkapazität von lnfonnationen aufweisen16J_ 
Eine Erhöhung des Infonnationsangebots wird angesichts der beschränkten 
Infonnationsverarbeitungsmöglichkeiten eines Akteurs zu dem Problem führen, daß 
dieser aufgrund der Vielzahl der angebotenen Infonnationen Schwierigkeiten be-
kommt, wesentliche von unwesentlichen Infonnationen zu trennen (sog. 
"Infonnationsannut im Infonnationsüberfluß" bzw. "infonnation overload")162_ Bei 
einer "Überfütterung" mit einem zu großen und unspezifizierten Angebot an Infonna-
tionen kann sich eine Überlastung der Entscheidungsträger einstellen, da lnfonnatio-
nen nicht nur wahrgenommen, sondern auch verarbeitet werden müssen. Ist die In-
fonnationsverarbeitungskapazität eines Akteurs mit entsprechendem Infonnationsbe-
darf ausgelastet bzw. überlastet (sog. "kognitiver Stress"), wird dem Angebot ausge-
wichen und weitere Infonnationen können nicht ausgewertet werden163_ Dies scheint -
vor allem bei der starken Belastung der für die Infonnationsbeschaffung in KMU zu-
ständigen Betriebsleiter durch Routinetätigkeiten des Tagesgeschäfts - eine Erklärung 
für das Bestreben infonnationssuchender Akteure zu sein, auf möglichst schnellem 
und direktem Wege, gegebenenfalls unter Verzicht auf höhere wissenschaftliche Ein-
sichten, Infonnationen zu erhalten164_ Die mangelnde Fähigkeit eines Akteurs bei der 
Strukturierung einer Vielzahl von Infonnationen schränkt daher die Nutzung der ver-
schiedenen Infonnationsquellen stark ein. 

Die durch kognitive, psychische und physische Fähigkeiten individuell begrenzten In-
fonnationserfassungs-, -verarbeitungs- und -speicherkapazitäten und die anfallenden 
Infonnationskosten165 können somit zu einer "suboptimalen" Aufnahme und Ver-

161 Siehe hierzu auch die zahlreichen Experimentalstudien aus dem Bereich der Informationspsy-
chologie und den Verhaltenswissenschaften in Bemdt 1983. 

162 Zu den Problemen der mangelnden personalen Informationsverarbeitungskapazität, dem sog. 
"information-overload", siehe auch Kruse, J., 1979, S. 20. 

163 Die sog. "conjunctive choice rules" bzw. die vereinfachten Suchroutinen der Informationsnach-
frager führen zu einer selektiven Informationsaufnahme, bei der von einem Akteur lediglich 
wichtig erscheinende Informationen wahrgenommen und andere Informationen unterdrückt wer-
den (vgl. Grether, D. M./Wilde, L. L., 1983, S. 116 und S. 141). 

164 vgl. Becher, G., u.a., 1989, S. 115; Haldenwang, H., 1980, S. 415 und Maas, C./Ewers, 
H.-J.,1983, S. 134 f. In diesem Zusammenhang wird häufig auch von einem 
"Informationsengpaß" der Entscheidungsträger von kleinen und mittleren Unternehmen gespro-
chen (vgl. etwa Pieper, A., 1986, S. 27). 

165 Die bei den ionovationsorientierten Informationsaktivitäten anfallenden Kosten beinhalten drei 
Komponenten: 
1. Die direkten Kosten der Informationssuche, d.h. die Ausgaben für Fahrtkosten und Informa-
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wertung von Informationen im lnnovationsprozeß führen. Der sich aus Sicht des ei-
gentlichen Informationszweckes ergebende "objektive" Wissens- und Informationsbe-
darf wird deshalb oft vom "subjektiven" Informationsbedarf, der auf die aus Sicht des 
einzelnen Akteurs entscheidungsrelevanten Informationen abstellt, abweichen166. Die 
Feststellung der individuellen Abweichung des jeweiligen Wissensstands eines inno-
vationsbereiten Akteurs von den aus der jeweiligen Fragestellung abzuleitenden 
"objektiven" Anforderungen und die Ermittlung der zur Schließung dieser 
"Wissenslücke" erforderlichen Informationsnachfrage eines Akteurs stellen den ein-
zelnen Akteur vor erhebliche Probleme. Letzteres resultiert auch aus dem bereits an-
gesprochenen "Informations-Paradoxon" von Arrow, nachdem der mit einer 
zusätzlichen Informationsaufnahme verbundene Nutzenzuwachs vor ihrer Beschaffung 
nicht zu bestimmen ist167_ Dazu müßte man die Informationen, die man ja erst be-
schaffen will, schon besitzen. Das Informationsverhalten im lnnovationsprozeß ent-
zieht sich daher einem rationalen Kalkül im Sinne der Grenzkosten-Grenznutzen-
Analyse und dürfte vielmehr subjektiven, durch Erfahrungen gestützten Erwägungen, 
unterworfen sein168_ Die Schließung von Wissens- und Informationslücken bzw. die 
Verminderung des trade-off zwischen dem individuellem Wissensstand und der Unsi-
cherheit wird bei den komplexen Innovationsentscheidungsprozessen vielmehr in ei-
nem iterativen Prozeß durch Erfahrung und Einbeziehung zahlreicher entscheidungs-
relevanter Informationsanbieter reduziert werden169_ 

Sowohl die Differenz zwischen objektivem und subjektivem Informationsbedarf als 
auch die Gefahr des "information-overload" werden häufig zu einer suboptimalen 

tionsmaterial, Telefon- und Portokosten. 
2. Die indirekten Kosten durch den Verbrauch an physischer und psychischer Energie bei der In-
formationssuche und -verarbeitung. 
3. Die Opportunitätskosten der Zeit, welche die Informationssuche und -verarbeitung in An-
spruch nimmt (vgl. Ernst, M., 1990, S. 63). 

166 vgl. Szyperski, N., 1980, Sp. 905. Siehe auch Ernst 1990, Hauke 1984, Bernd! 1983, Kirsch 
1977, Witte 1972 und 1973, Kuhlmann 1970 und Griem 1968. Diese Argumentation stützen 
auch die jüngeren Studien von Cohen/Levinthal, wonach nicht nur die individuell unterschiedli-
chen Wissensabsorptionsmöglichkeiten für individuell unterschiedliche Wissensdefizite verant-
wortlich sind, sondern auch die damit häufig einhergehende geringe Informationsneigung bzw. 
der geringe subjektive Informationsbedarf, die sich in individuell niedrigen Wissensniveauzielen 
und geringen Opportunitätskosten des "Nicht-lnformiertseins" niederschlagen (vgl. Cohen, 
W.M./Levinthal, D.A., 1990, S. 137). 

167 vgl. Arrow, K.J., 1971, S. 152. 
168 vgl. Gäfgen, G., 1974, S. 128 f. und Picot, A., 1982, S. 272. Die Annahme von individuell be-

grenzten Informationsverarbeitungskapazitäten und von Informationskosten sowie die fehlende 
Möglichkeit der Nutzenbewertung zusätzlicher Informationen vor der Informationsnachfrage las-
sen ein vollständig rationales Verhalten bei der Informationsnachfrage sehr unwahrscheinlich er-
scheinen. Die Akteure werden sich vielmehr nach dem "Prinzip der eingeschränkten Rationalität 
entscheiden und anstelle einer nutzenmaximierenden eine zufriedenstellende bzw. satisfizierende 
Informationsversorgung anstreben (vgl. Williamson, O.E., 1975, S. 21). Siehe hierzu auch die 
Forschungen der Organisationstheoretiker Simon und March in Simon, H. A., 1967, S. 169 ff. 
und March, J. G./Simon, H. A., 1976, S. 129 -134 und S. 150 - 157. 

169 vgl. Szyperski, N., 1980, Sp. 907 f. 
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Aufnahme und Verwertung von innovationsrelevanten Informationen bzw. zu Wis-
sens- und Informationsdefiziten führen. Dabei wird sich der Akteur der Existenz eines 
Defizits in der Regel bewußt sein, eine Bewertung und Quantifizierung desselben und 
die Ableitung des erforderlichen Informationsbedarfs erscheint jedoch nicht oder nur 
sehr grob möglich. 

2.2.1.3 Wissensderazite im lnnovationsprozeß und Hemmfaktoren im Wis-

sens- und Technologietransfer 

Bedingt durch die im "Informationsparadoxon" angesprochenen Eigenschaften von In-
formationen kann der Informationsnachfrager vor dem Kauf nicht über die genauen 
Eigenschaften der Information unterrichtet werden, da dadurch die Informationen 
selbst offenbart würden und er sie ohne Kosten erwerben könnte. Dieser Wissensvor-
sprung verschafft dem Informationsanbieter somit einen Verhaltensspielraum, den er 
opportunistisch ausnutzen kannl70. 

Eine derartige Informationsasymmetrie im Wissens- und Technologietransfer erscheint 
jedoch durch marktliche Koordination bzw. durch einen einfachen Vertragsabschluß 
auf folgende Arten abbaubarl 71: 

durch die Integration des neuen Wissens in ein physisches Gut (z.B. Wissens- und 
Technologietransfer durch Einbettung neuer Verfahrenstechniken in einer Ferti-
gungsanlage) oder 
durch Patentierung des Wissens, wodurch der Informationsnachfrager bzw. Li-
zenznehmer eine klare Vorstellung über das im Patent kodifizierte Wissen erlan-
gen kann (direkte Informationsbeschaffung durch kodifiziertes Wissen in einer 
chemischen Formel oder einer Blaupause einer technischen Anlage). 

Bei letzteren wird der Umfang der Markttransaktionen zur Schließung von Wissensde-
fiziten in den Fällen gering ausfallen, in denen der potentielle Käufer zu einer anderen 
Einschätzung des wirtschaftlichen Wertes des patentierten Wissens gelangt als der 
Verkäufer und er zur Verbesserung seiner Verhandlungsposition erhebliche Anstren-
gungen unternehmen muß, um zusätzliche Informationen über das Produkt und den 
Lizenzgeber zu erhalten172. 

170 vgl. Arrow, K.J., 1962, S. 615 und den. 1971, S. 226 f. 
171 vgl. Hennart, J.-F., 1989, S. 133 und Williamson, O.E., 1985, S. 293. 
172 vgl. Buckley, P.J./Casson, M., 1976, S. 38 und Caves, R.E., 1982, S. 5 und S. 205. So mer-

ken Caves, R.E./Crookell, H./Killing, I.P., 1983 , S. 250 - 257 an, daß die eher vagen Vor-
stellungen des Liunmehmen hinsichtlich des wirtschaftlichen Wertes einer patentierten tech-
nologischen Neuerung sehr hliufig von denjenigen des Lizenzgeben (nach unten) abweichen. 
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Ist das neue Wissen jedoch noch nicht einmal in ein physisches Gut, beispielsweise in 
eine technische Anlage, inkorporiert oder in einer Patentschrift kodifiziert, kann der 
informationssuchende Akteur kaum a-priori einschätzen, ob der Informationsanbieter 
die entsprechende Fähigkeit bzw. Qualifikation zur Informationsgenerierung besitzt 
und ob er nach Erbringung einer irreversiblen Vorleistung des Informationsnachfra-
gers (z.B. in Form eines Honorars173) die Informationsasymmetrie und seinen Ver-
haltensspielraum nicht unfair bzw. opportunistisch ausnutzen wird (und einen über-
höhten Preis für die nur unzureichend definierten innovativen Informationen verlangt 
oder nicht alle erforderlichen Wissensbestandteile überträgt - sog. "hold-up"-Ge-
fahr)l74_ Die Qualitätsunsicherheit und die "hold-up"-Gefahr erscheinen besonders bei 
der Nachfrage nach Informationen mit hohem Neuigkeitsgehalt, wie im Fall des 
"neuen technischen Wissens über ein innovatives Herstellungsverfahren" oder 
"spezifischen Informationen über ein Marktsegment", akut zu sein, da für diese unko-
difizierten Informationen keine oder kaum alternative Verwendungsmöglichkeiten be-
stehen (sog. hohe "Spezifität" des Austauschgegenstands) und wohl häufig nur wenige 
entsprechend spezialisierte und preisgünstige Anbieteralternativen zur Auswahl ste-
hen175 _ 

Bei dem Umgang mit dem Problem der Qualitätsunsicherheit hat der Informations-
nachfrager zunächst die hinsichtlich der aus einer Entscheidung bei unvollkommener 
Information zu erwartenden Nachteile gegenüber einer Informationsbeschaffung ab-
zuwägen176_ Da die Verhaltensmerkmale des Informationsanbieters im Falle des Er-
fahrungs- bzw. Vertrauensguts "Information mit hohem Neuigkeitsgehalt" nur zu ver-
gleichsweise hohen Such- und Informationskosten beschafft werden können, kommen 
beim Wissens- und Technologietransfer häufig indirekte Informationsübertragungsme-

173 Aufgrund versunkener Kosten (sunlc costs) in einer Informationsaustauschbeziehung besteht die 
Gefahr "effectively locked into the transaction• zu sein, weil zum einen die in die bisherige Be-
ziehung investierten Kosten verloren gehen (irreversible Investitionen) und weil beim Wechsel 
des Informationsanbieters erneut Kosten zum Aufbau einer neuen Tauschbeziehung entstehen 
(vgl. Williamson, O.E., 1981, S. 1546). 

174 vgl. Nelson, R.R., 1981, S. 34 und Alchian, A.A./Woodward, S., 1988, S. 67. Siehe auch 
Boisot, H.M., 1986, S. 139; Ernst, M., 1990, S. 45 ff.; Herden, R., 1991, S. 64 und Alchian, 
A.A./Demsctz, H., 1972, S. 793. Charakteristikum der Qualitätsunsicherheit ist es, daß die 
Merkmalsausprägungen bzw. die Fähigkeit des Informationsanbieters bei der Vertragsverhand-
lung nicht mehr dessen willkürlicher Gestaltung unterliegen, sondern wie ein Datum feststehen. 
Die tatsächliche Qualifikation bzw. die Qualität der Gegenleistung des Informationsanbieters 
wird dem Informationsnachfrager erst nach seiner Auswahlentscheidung zwischen mehreren An-
bietern deutlich. Ex-ante ist sie ihm verborgen. Nach Vertragsabschluß kann er die Fähigkeit 
und die Qualifikation nicht mehr durch Motivation oder Zwang steuern (vgl. Hennart, J.-F., 
1989, S. 133 und Williamson, O.E., 1985, S. 293). Beim "hold-up" hingegen hängt die Gegen-
leistung ganz von der Willensbildung des Informationsanbieters ab, für die es unter Umständen 
erheblichen Freiraum gibt. Ex-post kann der Informationsnachfrager jedoch die Gegenleistung 
beurteilen und sie als fair oder unfair einstufen. Jedoch kann er den Umständen nach den Infor-
mationsanbieter später nicht zu derjenigen Gegenleistung zwingen, die er als fair ansehen würde 
und ex-ante erwartet hat (siehe hierzu auch Spremann, K., 1990, S. 626 - 632). 

175 vgl. Schneider, D./Zieringer, C., 1991, S. 119. 
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chanismen zum Einsatzl77. Zur Beseitigung von Informationsdefiziten im Wissens-
und Technologietransfer werden deshalb vor allem die qualitativ hochwertigen Infor-
mationsanbieter der besser informierten Marktseite sog. "signaling"-Aktivitäten vor-
nehmen - etwa durch Signalisieren ihrer Reputation und entsprechender Erfahrungs-
werte langjähriger Beziehungen oder durch Einräumung von Garantien -, um die be-
stehenden Qualitätsunterschiede transparent zu machen und die Informationsnachfrage 
auf sich zu lenken178. Damit bringen sie eine Wohlfahrtsposition in die Austauschbe-
ziehung ein, die ihrer geringen Neigung zu opportunistischem Verhalten Ausdruck 
verleihen soll, da sie diese Position, im Falle einer Nichterfüllung der Vereinbarun-
gen, ganz oder teilweise verlieren würden179. Unterbleiben diese indirekten 
Informationsaktivitäten, wird den Informationsnachfragern eine Diskriminierung der 
Qualität der Wissensgeber nicht gelingen und ein Wissens- und Technologietransfer 
nicht zustande kommen (Problem der "adversen Selektion")180. 

Von Interesse erscheinen in diesem Zusammenhang diejenigen Situationen, in denen 
sich der Wissensgeber von der Lieferung falscher oder unvollständiger Informationen 
und Signale eine Verbesserung seiner Position nach der Informationsaustauschverein-
barung verspricht. Eine Voraussetzung für den erfolgreichen Ausbau dieser bewußt 
herbeigeführten Informationsvorteile besteht allerdings darin, daß die Vollständigkeit 
und der Wahrheitsgehalt der übermittelten Informationen nur mit erheblichem Auf-
wand vom Informationsnachfrager geprüft werden können/ 81. Je weniger jedoch die 
Ziele der beiden Marktseiten übereinstimmen, desto stärker können die genannten In-
formationsungleichgewichte einen Wissenstransfer behindern182. Interessenkonflikte 
können im Wissens- und Technologietransfer beispielsweise auftreten über 

den Umfang und die Qualität der zu liefernden Informationen, 
den Zeitpunkt der Informationsübermittlung, 

176 vgl. Spremann, K., 1990, S. 626. 
177 vgl. Akerlof, G.A., 1970, S. 488 ff. 
178 vgl. Schneider, D./Zieringer, C., 1991, S. 125 und Boisot, M.H., 1986, S. 144. Das 

"signaling"-Konzept wurde zunächst hinsichtlich ungleich veneilter Information über die Quali-
fikation von Stellenbewerbern zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite entwickelt. Dem-
nach entscheidet jeder Arbeitsmarktteilnehmer, ob er signalisieren will oder nicht. Die Entschei-
dung ist vor allem deshalb ökonomisch relevant, weil eine Signalerzeugung Kosten verursacht. 
Über die Arbeitsanbieter gesehen sind die Signalkosten mit der Qualität negativ korrelien: den 
"Guten" entstehen geringere Signalkosten als den "Schlechten". Somit werden alle "Guten" Si-
gnale aussenden, weil ihre Signalkosten geringer sind als die Erhöhung ihrer Vergütung 
(Differenz der Preise in "ihrem" Teilmarkt und im Gesamtmarkt ohne Differenzierungsaktivitä-
ten). Die "Schlechten" stellen sich besser, wenn sie nicht signalisieren, weil ihre Signalkosten zu 
hoch wären. Siehe hierzu Spcnce, M.A., 1973, S. 355 - 374. 

179 vgl. Spremann, K., 1990, S. 637 f. 
180 vgl. Arrow, K.J., 1962, S. 615. Siehe hierzu auch Dasgupta, P., 1989, S. 48. 
181 vgl. Scidl, C., 1982, S. 197. 
182 vgl. Pratt, J.W./Zeckhauscr, 1985, S. 4. 
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die Möglichkeit der mehrfachen gewerblichen Verwertung oder der Veröffentli-
chung des neugeschaffenen Wissens. 

Beziehungen mit konfliktären Interessen der beiden Marktseiten sind Gegenstand des 
"Prinzipal-Agenten-Ansatzes"l83 der "Neuen lnstitutionenökonomik"184_ So kann im 

Wissens- und Technologietransfer eine Konstellation entstehen, in der der Informati-
onsanbieter (der sog. Agent) eine Ressource (z.B. das Honorar) des Infor-
mationsnachfragers (der sog. Prinzipal) einsetzen muß, um das gewünschte neue Wis-
sen zu schaffen. Beide Seiten dieser Wissensaustauschbeziehung werden versuchen, 
ihre individuellen Ziele zu realisieren, wobei der Prinzipal bzw. der Informations-
nachfrager die einzelnen Entscheidungen und Handlungen eines Informationsanbieters 
- beispielsweise eines Forschungslabors - und die Umweltzustände, die den Erfolg 
dieser Handlungen bestimmen, nicht kostenlos und nicht vollständig beobachten 
kann185_ Aus dieser Konstellation kann sich ein Fall ergeben, der die Funktionsfähig-
keit des Wissens- und Technologietransfers über Informationsmärkte beeinträchtigen 
kann: "moral hazard"186_ 

Revidiert ein Agent/Informationsanbieter nach der Wissenstransfervereinbarung be-
stimmte vorher angekündigte Verhaltensweisen und ersetzt sie durch für ihn günsti-
gere Entscheidungen zu Lasten des Prinzipals/Informationsnachfragers, so bezeichnet 
man dies als "moral hazard". So kann ein Wissensgeber, der nicht nur an einer ange-
messen Entlohnung seines Wissenstransfers, sondern auch nach einer Anerkennung 
seiner Grundlagenforschung im Wissenschaftsbereich strebt, nach Erhalt eines Ho-
norarvorschusses zeitintensive und wissenschaftlich anspruchsvolle Programme reali-
sieren. Führt dies zum vom Informationsnachfrager erhofften anwendungsorientierten 
Ergebnis, so wird der Wissensgeber dies mit der Qualität seiner Entscheidungen be-

183 vgl. grundsätzlich Jensen, M.C./Mcclding, W.H., 1976, S. 305 ff. und für einen Überblick 
auch Egertsson, T., 1990, S. 40 ff. m.w.N. 

184 Der "Prinzipal-Agenten-Ansatz" zählt neben dem "Transaktionskostenansatz" und dem 
"Property-Rights-Ansatz" zu den Ansätzen der "Neuen lnstitutionenökonomik". Mit den Ansät-
zen der "Neuen Institutionenökonomik" besteht die Möglichkeit zur Erklärung der Funktions-
weise gesellschaftlicher Organisationsformen (z.B. Organisationsform des Marktes oder der ei-
ner Unternehmung bzw. Hierarchie) und der Leistungsfähigkeit alternativer institutioneller Re-
gelungen zum Abbau von Verhaltensunsicherheiten wie den hier angesprochenen Qualitäts- und 
Verhaltensunsicherheiten. Institutionen, wie "der Markt" oder "die Unternehmung", lassen sich 
danach als auf bestimmte Zielbündel abgestellte Systeme von Normen auffassen, die aus forma-
len Regeln und aus informellen Zwängen bestehen können. Sie werden eingesetzt, um sich vor 
den unerwünschten Handlungsmöglichkeiten anderer zu schützen (vgl. Richter, R., 1990, 
S. 572; North, D.C., 1989, S. 239 und Schenk, K.-E., 1988, S. 226). 
Die Ansätze der "Neuen Institutionenökonomik" zählen neben der "Neuen Politischen Ökono-
mie", der "Ökonomischen Analyse des Rechts" und der "Neuen Österreichischen Schule" zur 
• modernen Institutionenökonomik". Zu einer detaillierten Darstellung der einzelnen 
Denkansätze siehe Richter, G., 1987, S. 68 ff. und Richter, R., 1994, S. 3 - 22 sowie auch 
Picot 1991. 

185 vgl. Eisehen, R., 1988, S. 248 - 250. 
186 vgl. Arrow, K.J., 1985, S. 38 ff. und Rasmusen, E., 1989, S. 133 ff. 



82 

griinden und eine Beteiligung am Erfolg, z.B. eine zeitige Veröffentlichung in Fach-
publikationen, fordern. Führen die Aktivitäten des Informationsanbieters hingegen 
zum Mißerfolg (z.B. zeitliche Verzögerungen oder Verteuerung der technologischen 
Ergebnisse), so wird er auf ungünstige Umweltzustände verweisen. Der Prinzi-
pal/Informationsnachfrager kann aufgrund der zu seinen Lasten ungünstigen In-
formationsverteilung die tatsächliche Ursache des Mißerfolgs nicht überprüfen und 
trägt somit das Verlustrisiko. 

Wenn sich die Informationsnachfrager der Gefahr des "moral hazard" bewußt sind, 
werden sie sich durch entsprechende Regelungen zu schützen versuchen oder einen 
Anbieter ablehnen. Um das Mißtrauen und die Skepsis des Prinzipals zu überwinden, 
kann der Agent Informations- und Kontrollrechte einräumen und sich möglicherweise 
verpflichten, bestimmte Handlungen, die den Prinzipal schädigen würden, nicht 
durchzuführen. 

Die Agency-Beziehung ist folglich institutionell so auszugestalten, daß die Agen-
ten/Informationsanbieter mittels geeigneter Anreizsysteme Verhaltensweisen 
entwickeln, die mit den Interessen des Prinzipals kompatibel sindl87. Alle mißtrau-
ensreduzierenden Gestaltungsmaßnahmen wie etwa Verhandlungen, Vertragsab-
schlüsse und ihre Überwachung ("monitoring") verursachen jedoch zusätzlich zu den 
Informations- und Suchkosten über die Qualität eines Informationsgebers Kosten, die 
man unter dem Begriff "agency-costs" subsumiertl88. Sie verteuern die Transferbe-
ziehung oder führen sogar zu ihrem Scheitern. Ist der Informationsanbieter jedoch auf 
das Zustandekommen eines Wissenstransfers (z.B. wirtschaftlich) angewiesen, so be-
sitzt er selbst einen Anreiz, die Agency-Kosten durch Signalisieren seiner Qualität, 
seiner Fairness und seines Fleißes zu begrenzen oder zu senken, denn der 

187 vgl. Eisehen, R., 1988, S. 249. 
188 Zu den "agency-costs" und der Kritik an diesem Ko07.ept siehe Schneider, D., 1987, S. 553 -

576. Die Kosten der Beschaffung von Informationen über Güterpreise, Gütereigenschaften, al-
ternative Transaktionspartner bzw. allgemeine Tauschkonditionen (Informations- und 
Suchkosten sowie Anbahnungskosten), weiterhin die Kosten des Aushandelns und des 
Abschlusses von Tauschvertrlgen (Vereinbarungskosten) und auch die Kosten der Sicherstellung 
der Vertragserfilllung (Kontrollkosten und Anpassungskosten an veränderte 
Transaktionskonstellationen oder an die Folgen des opportunistischen Verhaltens des 
Austauschpartners) lassen sich unter die sog. Transaktionskosten subsumieren. Sie fallen bei 
allen Tltigkeiten an, die zur Koordination wirtschaftlicher Aktivitäten notwendig sind, also auch 
bei der Überwindung von Informations- und Wissensdefiziten im lnnovationsprozeß. Die 
Informations- und Suchkosten beinhalten neben den Kosten der Wissensbeschaffung bzw. der 
Informationssuche auch die Kosten der Informationsverarbeitung (vgl. BOssmann, E., 1982, 
S. 664; Picot, A., 1982, S. 270; Herden, R., 1991, S. 63 und Ricbardson, G. B., 1972, S. 833. 
Nach der Auffassung der Vertreter des Transaktionskostenansatzes sind Markt, Unternehmung 
und hybride Organisationsformen Möglichkeiten der Koordination bzw. Abwiclclung von wirt-
schaftlichen Handlungen, sog. Transaktionen. Siehe hierzu die Arbeiten von Rössl 1993, 
Krüsselberg 1992, Brand 1990 und Picot 1991 und ders./Laub/Schneider 1989, die einen guten 
Einblick in den Transaktionskostenansatz verschaffen. 
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venneintliche Vorteil eines besseren Infonnationsstands kann sich für ihn letztlich als 
nachteilig erweisen. 

Probleme mit dem Innovationsinputfaktor Infonnation entstehen nicht nur bei der Be-
wertung und der Offenlegung, sondern auch in der Phase des Austausches von Infor-
mationen. Schwierigkeiten entstehen hier aufgrund der häufig ohne einen gleichzeiti-
gen Transfer von Humankapital nur unvollständigen Übertragbarkeit von 
Infonnationen/89. Polanyi spricht in diesem Zusammenhang von "tacit knowledge" 
und meint damit, aufbauend auf Barnard, Wissen, das sich nicht in Worte fassen läßt 
bzw. nur durch engen persönlichen Kontakt oder durch den Transfer von Humanka-
pital (z.B. in Fonn von Beratern) übertragbar ist190_ 

Wird der Transfer des "tacit knowledge" bzw. des komplementären "innovativen 
Humankapitals" nur temporär vorgenommen, impliziert die Spezifität und Irreversibi-
lität der damit verbundenen Vorleistungen des Infonnationsnachfragers wiederum op-
portunistische Verhaltensspielräume für den Infonnationsanbieter bzw. die Gefahr, 
daß das Wissen vom ihm nur unvollständig übertragen wird. Für diesen Fall und für 
den Fall, daß ein zeitweiser Transfer der Wissensträger nicht möglich ist, erscheint 
die vertikale Integration bzw. die langfristige Beschäftigung des Wissensträgers als 
eine Möglichkeit des Wissens- und Technologietransfers191 . Dies läßt sich auf die 
Entstehung von Vertrauen zwischen den Beteiligten zurückführen, da die Wissensträ-
ger bei einer verlängerten Zeitperspektive der Zusammenarbeit weniger geneigt zu 
sein scheinen, bestehende Verhaltensspielräume opportunistisch auszunutzenl92. 

Die vertikale Integration des Wissensträgers, durch die sich der Infonnationsnachfra-
ger die Verfügungsrechte über diejenigen Ressourcen, deren Einsatz der 
Infonnationsanbieter noch festlegen kann, aneignen kann, erscheint jedoch für jene 
Unternehmen besonders unvorteilhaft oder sogar unmöglich, die nicht die entspre-
chende kritische Masse hinsichtlich der zur Alimentierung der FuE-Investitionen er-

189 "In the short, the transfer of knowlcdge may be impossible in the absence of the transfer of 
people"(Teece, D.J., 1981, S. 86). Killing kommt zu dem Ergebnis, daß der erfolgreiche Aus-
tausch von Know-How wesentlich vom persönlichen Kontakt der Vertragspartner abhängt (vgl. 
Killing, J.P., 1983, S. 90). 

190 vgl. Polanyi, M., 1962, S. 53 und Bamard, C., 1938, S. 291. Als Beispiel für "tacit 
knowlcdge" nennt Polanyi die Fertigkeit zum Geigenbau des Analphabeten Stradivari, die verlo-
renging, da sie nicht auf nachfolgende Geigenbauergenerationen übertragen wurde. Die in dem 
physischen Produkt enthaltenen und durch chemische und physikalische Analysen durchaus zu-
gänglichen Informationen reichen offenbar nicht aus, um heute Produkte gleicher Qualität zu 
fertigen. Daß schriftlich fixierte Informationen zur Informationsübertragung häufig auch nicht 
ausreichen, verdeutlicht auch das Beispiel der Honda-Lizenzfertigung in Großbritannien von 
Ohmae, nachdem der Wissens- und Technologietransfer in schriftlicher Form und über die auf 
wenige Ingenieure und Vorarbeiter begrenzten Schulungsmaßnahmen in Japan keinesfalls aus-
reichten, um die Fertigung nach den Vorstellungen des Lizenzgebers Honda in Großbritannien 
zu implementieren (vgl. Ohmae, K., 1985, S. 71 f.). 

191 vgl. Kogut, B., 1988, S. 323. 
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förderlichen Ausbringungsmenge ("optimale Betriebsgröße") erreichen, z.B. weil 
diese kritische Masse oberhalb der von der Unternehmung darzustellenden 
Produktions- und Finanzierungskapazität liegtl93. Daneben impliziert die vertikale 
Integration einen Flexibilitätsverlust hinsichtlich der Anpassung an veränderte Um-
weltbedingungen bei entsprechender Spezifität und lrreversibilität der hierfür erfor-
derlichen Investitionen und den Verzicht auf den Wettbewerbsdruck und günstigere 
Entwicklungskosten beim Marktbezug des neuen Wissens194. 

2.2.1.4 Kooperative Netzwerke im Wwens- und Technologietransfer 

Der innovationsrelevante Wissens- und Technologietransfer erfolgt daher häufig über 
kooperative Netzwerkbeziehungen der Akteure eines Wirtschaftsraumes, sog. hy-
bride, also zwischen den beiden Extremen Marktbezug oder Eigenfertigung von neuen 
Informationen einzuordnende Organisationsformen des Wissens- und Techno-
logietransfers195. Sie wirken wegen ihres gegenseitigen Wissens um die Fähigkeiten 
und die Ressourcen der in das Netzwerk integrierten Teilnehmer und aufgrund des 
gegenseitigen Vertrauens tendenziell informationsaustauschstimulierend bzw. pro-

192 vgl. Simon, H.A., 1991, S. 34 ff. 
193 vgl. Herden, R., 1991, S. 60. 
194 vgl. Mahoney, J.T., 1992, S. 569 f.; Griesinger, D.W., 1990, S. 495 f. und Picot, A., 1982, 

s. 276 ff. 
195 Netzwerke sind nach Jmal, K./Baba, Y., 1989, S. 53 "a basic institutional arrangement to cope 

with systemic innovation. Networks can be viewed as an inter-penetrated form of market and or-
ganisation. Empirically they are loosely coupled organisations having a core with both weak and 
strong ties among constituent members ... We empbasise the importance of cooperative relation-
sbips among firms as a key linkage mecbanism of network configurations". Der Begriff des ln-
terorganlsationalen Netzwerks wird als eine mögliche Organisationsmöglichkeit individueller 
ökonomischer Aktivitäten verstanden, die deshalb zustandekommt, weil sieb alle Beteiligten von 
diesem institutionellen Arrangement einen größeren Nutzengewinn als bei den ihnen sonst ver-
fügbaren Organisationsaltemativen versprechen. Wollen oder können die Akteure nicht alle 
Wirtschaftsaktivitäten selbst vornehmen, werden sie zumindest einen Teil auf Dritte verlagern, 
mit denen sie diesbezüglich entsprechende Vereinbarungen in Ausbandlungspro:zessen auf sog. 
klassischen "Spot"-Märkten treffen. Bei der Wahrnehmung der übrigen mit ihrer unternehmeri-
schen Aufgabe verbundenen Aktivitäten können sie sieb der Institution "Unternehmung" bedie-
nen und entsprechend Mitarbeiter und Produktionsfaktoren unter ihre Leitung stellen. Anstelle 
des Ausbandlungsprozcsses über den Preis, den Umfang oder die Qualität einer Leistung, d.b. 
anstelle des marktlicben Koordinationsmechanismus, tritt dann die Allokation der Faktoren via 
hierarchisch begründeter Weisungsbefugnis des Unternehmers. Die Netzwerkorganisation öko-
nomischer Aktivitäten stellt eine Organisationsform zwischen Markt bzw. Fremdbezug von Gü-
tern und Leistungen und Unternehmen bzw. Eigenerstellung dar, bei der mindestens zwei Part-
ner, Unternehmen und Nicht-Unternehmen, bei der Erbringung bestimmter Leistungen zwecko-
rientiert zusammenarbeiten. Die ökonomischen Vorteile dieser kooperativen Organisationsform 
machen die Leistungserstellung häufig erst möglich; sie kann dadurch effizienter erfolgen und 
auch mit geringeren Risiken verbunden sein. Dies führt im Idealfall dazu, daß der Überschuß für 
den einzelnen Partner größer ist als ohne die entsprechenden, auf bestimmte Aufgaben be-
schrlnkte, kooperativen Austauschbeziehungen im interorganisationalen Netzwerk (vgl. Sydow, 
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duktions- und transaktionskostensenkend196. Insbesondere die aufwendigen Kontroll-, 
Sanktions- und Anpassungsmechanismen werden durch eine Ziel- und Interessenak-
kordierung innerhalb eines gemeinsamen Wertesystems ersetzt197. 

Aus der Einbindung eines Akteurs in ein interorganisationales Netzwerk von Infor-
mationsanbietern (Unternehmen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen) und in-
termediären lnnovationsberatungs- und Technologietransfereinrichtungen können zahl-

reiche Vorteile im lnnovationsprozeß entstehen, so etwa aus 
dem Ressourcenzugang im Netzwerk: Durch die Zusammenarbeit mit mehreren 
Netzwerkpartnern entsteht die Möglichkeit, über den oder die Partner selektiv 
und schnell Zugang zu eventuell intern fehlenden oder mit anderen Aktivitäten 
ausgelasteten Ressourcen zu erhalten198. So ist bei der beobachtbaren Beschleuni-
gung und Komplexität des technischen Fortschritts und der damit verbundenen 
Zunahme von Risiko und Unsicherheit beispielsweise die Beobachtung der tech-
nologischen Entwicklung und der Zugang zu neuen Technologien "im Allein-
gang" - vor allem in zeitlicher Hinsicht - kaum zu bewältigen199. Die mögliche 
Vermeidung von Doppelforschung im Bereich substitutiver Wissensbestandteile, 
die bereits bei anderen Wissensträgern erforscht und entwickelt wurden, erhöht 
ferner die Allokationseffizienz des innovationsorientierten Ressourceneinsatzes. 
Somit hat der Produzent innovativer Technologien und neuen marktrelevanten 
Wissens die Möglichkeit, frühzeitig über veränderte Nachfragebedürfnisse seiner 
Abnehmer informiert zu sein, wie auch der potentielle Verwender dieses Wissens 
das Leistungsvermögen unterschiedlicher Anbieter aufgrund seiner bisherigen Er-
fahrungen kennenlernt200. 

J., 1992, S. 72 und S. 78 - 82; Hellgren, B./Stjemberg, T., 1987, S. 92 sowie Seil, A., 1994, 
S. 3 und 7, S. 46 ff. und S. 72 ff.). 

196 vgl. Herden, R., 1991, S. 84; Sydow, J., 1992, S. 140 f.; Schrader, S., 1989, S. 149 und 
Jarillo, J.C., 1988, S. 31 ff. 

197 "Discipline was not achieved through contractualism or surveillance but through an extreme 
form of the belief that individual interests are best served by a complete immersion of each indi-
vidual in the interest of the whole .... In these organizations, a variety of social mechanisms re-
duces differences between individual and organizational goals and produces a strong sense of 
community .... opportunism is unlikely"(Ouchi, W.G., 1980, S. 136). Siehe hierzu auch 
Fritsch, M., 1992, S. 96; Griesinger, D.W., 1990, S. 493; Johanson, J./Mattsson, L.-G., 1987, 
S. 39 und Büchs, M.J., 1991, S. 22. 

198 Hanusch, H./Cantner, U., 1993, S. 38 sprechen hier von einem "'clustering' von Ressourcen 
und der Diffusion von technologischem Know-How". Vgl. auch Keussen, M., 1993, S. 26 f.; 
Hakansson, H., 1987, S. 3 ff. und ders. 1989, S. 15 ff. und Laage-Hellman, J., 1989, 
s. 129 ff. 

199 In Mowery, D.C., 1989, S. 25 findet sich hierzu: "Technological developments in a number of 
industries also have increased the imponance of access to new or unfamiliar technologies. . .. 
Collaboration can provide more rapid access to technological capabilities that are not weil deve-
loped within a firm and whose development may require a !arge investment and considerable 
time". 

200 vgl. Axelsson, B., 1988, S. 14. Gerade der letztgenannte Sachverhalt erhöht tendenziell die 
Glaubwürdigkeit der Informationsquellen, da durch die Verbreitung von unsicheren Informati-
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den kumulativen Lernvorteilen im Netzwerk durch "leaming-by-interaction"201, 
"collective creation"202 oder "group-entrepreneurship"203: Die Möglichkeit, von 
den Errungenschaften und Kenntnissen anderer Netzwerkteilnehmer zu lernen, 
führt beispielsweise im Bereich komplementärer Wissensbestandteile zur Ergän-
zung und Erweiterung des in-house-know-hows und damit zur Möglichkeit einer 
erhöhten Akkumulation von technischem Wissen204. Lerneffekte resultieren etwa 
aus einer frühzeitigen Nutzung einer neuen Technologie, indem man abschätzen 
lernt, mit welchen Vorteilen die Neuerung unter den betrieblichen Rahmenbedin-
gungen verbunden ist, welche Probleme bei ihrer Nutzung entstehen können und 
wie diese zu lösen sind. Auch die weitere Entwicklung einer Technologie läßt 
sich dadurch besser beurteilen205. Zusätzlich erhöht sich die Absorptionsfähigkeit 
der Netzwerkteilnehmer mit dem Lernfortschritt und den zur Verfügung stehen-
den Erfahrungen206. 
der Flexibilität im Netzwerk: Die häufig losere Einbindung der durch die Netz-
werkbeziehung dazugewonnenen Ressourcen erleichtert den Eintritt in eine oder 
die Auflösung einer Beziehung und damit die schnelle Korrekturmöglichkeit 
eventueller Fehlentscheidungen207. 
der Informationsdiversifikation im Netzwerk: "In a setting in which there is 
uncertainty about the knowledge domains from which potentially usefull informa-
tion may emerge, a diverse background provides a more robust basis for leaming 
because it increases the prospect that incoming information will relate to what is 
already known ... (and) also facilitates the innovative process by enabling the indi-
vidual to make novel associations and linkages"208. Die mögliche Integration 
vielfältiger, auch neuartiger und in ihrem Nutzen noch nicht abschätzbarer Wis-
sensbestandteile im Netzwerk sichert den Netzwerkpartnern viele Optionen zur 
Bewältigung dynamischer und nicht vorhersehbarer Entwicklungen. Die Hetero-

onen der Informationsnutzen sinkt und sich die Infonnationskosten erhöhen (vgl. Krusc, J., 
1979, S. 132 und auch Lamouroux, H., 1979, S. 188). 

201 OECD, 1992, S. 51. 
202 OECD, 1992, S. 51. 
203 lmai, K./Yamazaki, A., 1992, S. 7. 
204 vgl. Erdmann, G., 1993, S. 84. Im Zusammenhang von Produzenten-Nutzer-Systemen spricht 

Lundvall, B.-A., 1988, S. 354 von "lcaming-by-interacting". Diese Aspekte subsumiert 
Gemünden unter die Realisierung von Kostensynergien (infolge Fixlcostcndegression, 
Erfahrungskurveneffekt und Reduktion des Risikos von Fehlentwicklungen) und Erlössynergien 
in Netzwerken (wenn beispielsweise aus der Kombination des Betrciber-Know-Hows eines Nach-
fragers mit dem Entwicklungs-Know-How eines Anbieters ein überlegenes Produkt entsteht). 
Siehe hierzu Gemünden, H.G., 1990, S. 27 f. 

205 vgl. Kleine, J., 1983, S. 131. 
206 "To the extent !hat an organization develops a broad and active network of intemal and extemal 

relationships, individuals' awarencss of others capabilitics and knowlcdge will be strengthencd. 
As a rcsult, individual absorptive capacities arc leveragcd all the more, and the organizations' 
absorptive capacity is strengthencd"(Cohen, W.M./Lcvinthal, D.A., 1990, S. 134). 

207 vgl. Fritsch, M., 1992, S. 98 f. und Herden, R., 1991, S. 76 f. 
208 Cohen, W.M./Lcvinthal, D.A., 1990, S. 131. 
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genisierung des Wissensstandes der Beteiligten wirkt damit der Gefahr einer 
"Know-How-Sklerose" von stark spezialisiertem Wissen im Netzwerk entge-
gen209_ 
der Bewältigung der Ungewißheit im Netzwerk: Die große Ungewißheit, die be-
stehenden Informationsdefizite und die große Informationsflut lassen sich für den 
einzelnen Akteur oft nur unter hohen zeitlichen und materiellen Aufwendungen 
bewältigen. In dieser Situation erscheint die Orientierung des Innovationsverhal-
tens am Urteil und an den Ratschlägen von kompetenten und vertrauenswürdigen 
Akteuren mit einer ähnlich gelagerten Risikopräferenz hilfreich. So vermutet ein 
Akteur oftmals hinter der scheinbaren Konformität mit den Meinungen und Er-
wartungen seiner Umgebung einen höheren Sicherheitsgrad der Information 
(kognitive Bewältigung von Unsicherheit). Mit der Unsicherheit eines Akteurs 
hinsichtlich der subjektiven Beurteilung einer Information steigt deshalb tendenzi-
ell auch die Neigung, sich einer Majorität in imitativer Weise anzuschließen2JO_ 
der Leistungsmotivation im Netzwerk: Aufgrund der zumeist vorliegenden Flexi-
bilität der Informationsbeziehungen im Wissens- und Technologietransfer steigt 
der Anreiz zur Zusammenarbeit mit einem oder mehreren Partnern, wenn sich 
der erwartete Nutzen einstellt21 J _ 

209 vgl. Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 1990, S. 131; Fritsch, M., 1992, S. 98 f. und Schroeder, 
K., 1991, S. 25. Die Gefahr einer "Know-How-Sklerose" resultiert nach Levitt, B. /March, 
J.G., 1988, S. 322 in erster Linie aus dem adaptiven Lernverhalten der Akteure im Bereich 
hochspezialisierter Wissensgebiete, welches durch die dabei möglichen kumulativen Lernvorteile 
und die komparativen Vorteile der Spezialisierung zumindest kurz- bis mittelfristig ökonomisch 
vorteilhaft erscheint: • A competency trap can occur when a favorable performance with an infe-
rior procedure leads an organization to accumulate more experience with it, thus keeping experi-
ence with a superior procedure inadequate to make it rewarding to use •. Zu den negativen 
Spezialisierungseffekten bei der Wissensakkumulation bemerken auch Cohen, W.M./Levinthal, 
D.A., 1990, S. 134 kritisch: "Likewise, division of labor promoting gains from specialisation 
should not pushed so far that communication is undermined. The difficulties posed by excessive 
specialisation soggest some liabilities of pursuing production efficiencies via leaming by doing 
under conditions of rapid technological change in which absorptive capacity is important. In 
leaming by doing, the firm becomes more practiced and hence capable of activities in which it is 
already engaged. Leaming by doing does not contribute to the diversity that is critical to lear-
ning about or creating something that is relatively new. Moreover, the notion of 'remembering 
by doing' (Nelson and Winter, 1982) suggests that the focus on one class of activity entailed by 
learning by doing may effectively diminish the diversity of background that an individual or or-
ganization may have at one time possesed and, consequently, undercut organizational absorptive 
capacity and innovative performance". 

210 vgl. Schnabl, H., 1987, S. 13 f. Vgl. auch Carnagni, R., 1989, S. 8 und S. 14. Falls im Ex-
tremfall jeder einzelne Akteur wechselseitig andere Akteure für besser informiert hält, kann die 
aus dem Zusammenwirken der individuellen Entscheidungen entstehende Ordnung kaum den von 
ihr ursprünglich erwarteten Nutzen erzeugen (siehe hierzu die Beispiele in Opp, K.-D., 1985, 
S. 213 ff.). Behavioristische Verhaltensverstärker, wie beispielsweise die kognitive Bewältigung 
von Unsicherheit oder Gruppen- bzw. Konformitätsdruck, fördern somit die Diskriminierung 
und Kumulierung des individuellen Verhaltens in einem Netzwerk. Siehe herzu auch die aus-
führliche Abhandlung in Ullmann-Margalit 1977 über die Entwicklung von Verhaltensnormen. 

211 Siehe hierzu auch Grabher, G., 1988a, S. 17 f. Zu den Innovationseffekten von Netzwerkbezie-
hungen siehe auch Langlois/Robertson 1992, Biervert u.a. 1992, Baur 1991, Freeman 1991, 
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Das Vertrauen zwischen den Partnern und auch mögliche wechselseitige Abhängig-
keiten durch die Abstimmung von Produktionskapazitäten, die Angleichung von Qua-
litätsstandards, die Adaption logistischer Systeme - bis hin zur just-in-time-Verflech-
tung - wirken sich zudem stabilisierend auf die Netzwerkbeziehungen aus212. Stabili-
sierend wirken ferner sowohl die Kosten, die beim Wechsel in ein anderes Netzwerk 
entstehen würden2H, als auch die bei einem Wechsel von Beziehungen verlorenen 
"sunk costs", die beim Verlust der "alten" Netzwerkbeziehungen wegfielen214. Das 
Resultat der Vernetzung der Akteure im Wissens- und Technologietransfer sind 
selbstorganisierte Verhaltens- und Informationsmuster im Sinne ökonomischer lnstitu-
tionen215_ Festzuhalten bleibt daher, daß das Marktsystem unter den genannten Be-
dingungen prinzipiell aufnahmefähig ist für "bessere" institutionelle Koordinations-
möglichkeiten des Wissens- und Technologietransfers - wie etwa die informationellen 
Netzwerke. 

Über ein solches Netzwerk von Informationsproduzenten, -nachfragern und 
-vermittlern hinweg kann zudem ein innovationsstimulierender Effekt dergestalt auf-
treten, daß andere Netzwerkteilnehmer vom individuellen Neuerungsverhalten eines 
Innovators angeregt werden - nicht, weil sie diesem eine größere Fähigkeit bei der 
Beurteilung einer FuE-Richtung oder einer Innovationsstrategie zutrauen, sondern 
weil sie der Ansicht zu sein scheinen, ohne ein Mitziehen in dieser Richtung im Wett-
bewerb zurückzufallen216. 

Die räumliche Dimension dieser Aspekte betonen vor allem die jüngeren regionalöko-
nomischen "innovative milieux"-Konzepte217. Ausgangspunkt ihrer Überlegungen ist 
die Beobachtung von Wirtschaftsräumen mit einer hohen Dichte von Innovationsakti-
vitäten und die Frage, welche Einflußgrößen das "Innovationsklima" dieser Regionen 
ausmachen. 

DeBresson/Amesse 1991, BOcbs 1991, Hagedoom/Scbakcnraad 1990, Jarillo 1988, 
Jarillo/Ricart 1987, Powell 1987, Mariotti/Ricotta 1986 und Mariti/Smiley 1983 und Bichl 
1982. 

212 vgl. Herden, R., 1991, S. 78 und Fritscb, M., 1992, S. 90 f. Zur Bedeutung des Vertrauens für 
die Stabilisierung von Austauschbeziehungen siebe auch die empirische Untersuchung von 
Leblebici/Salancik 1982. 

213 vgl. Jobansson, J./Matsson, L. G., 1985, S. 188 ff. 
214 vgl. Herden, R., 1991, S. 77 und Fritscb, M., 1992, S. 96. 
215 vgl. Erdmann, G., 1993, S. 106. 
216 vgl. Erdmann, G., 1993, S. 106. 
217 vgl. hierzu den Überblicksartikel von Maillat, D., 1990, S. 331 ff. Siebe auch Maillat 1991 und 

1989, Kunzmann 1990, Steiner 1990, Camagni 1988, Läpple 1989 und 1986, Aydalot 1988 und 
ders./Keeble 1988, Perrin 1988 und 1986. Zur Bedeutung "innovativer Milieux" für ländliche 
Wirtschaftsräume siebe insbesondere Cappellin, R./Funck, R.H., 1993, S. 55. 



89 

Zentrale Thesen dieser Ansätze hinsichtlich der räumlichen eimelwirtschaftlichen In-
novationsaktivitäten sind218: 

1. Für die Regionalentwiclclung bedeutsam ist nicht nur die Innovationsaktivität ei-
nes eimelnen Betriebes, sondern vor allem die innovationsorientierten Interaktio-
nen der Akteure einer Region im Rahmen komplexer kollektiver Innovationspro-
zesse, die damit technologische, organisatorische, institutionelle und soziale Ver-
änderungen vorantreiben. 

2. Die räumliche Nähe oder die gute Erreichbarkeit von innovationsrelevanten Res-
sourcen (z.B. neues innovationsrelevantes Wissen, innovationsorientierte 
Transfer- und Beratungseinrichtungen) sind von entscheidender Bedeutung für die 
innovativen Aktivitäten in einer Region. 

Camagni spezifiziert in einem konzeptionellen Beitrag die besondere Rolle sowohl 
des "innovativen regionalen Milieus11219 als auch der "Unternehmensnetzwerke" 
für die Regionalentwiclclung. So können das innovative Milieu der Unternehmen und 
die innovationsrelevanten Institutionen einer Region die kollektive Informationssuche 
und -auswahl und den Aufbau eines gemeinsamen Produkt- und Qualitätsimages för-
dern oder durch kollektive Lernprozesse den Unsicherheitsgrad der einzelwirtschaftli-
chen Innovationsaktivitäten vermindern220_ Neben den Netzwerkbeziehungen inner-
halb eines regionalen innovativen Milieus können auch großräumige Netzwerke (z.B. 
zwischenbetriebliche Zusammenarbeit im lnnovationsprozeß durch informellen Wis-
sens-austausch, durch gemeinschaftliche Vertrags- oder Kontraktforschungsprojekte, 
in Gemeinschaftsforschungsvorhaben oder in joint-ventures) über materielle (Zu)-
Lieferbeziehungen innerhalb von Produktionskonzepten, über gemeinschaftliche Inno-
vationsprojekte oder beispielsweise über personale Informations- und Kommuni-
kationsbeziehungen innerhalb anderer innovationsrelevanter Funktionen (z.B. im 
Marketing oder im Bereich Konstruktion und Design) ein "externes" Wissenswachs-
tum in einem Wirtschaftsraum induzieren. Sie ermöglichen damit den potentiellen In-
novatoren, die Grenzen des betrieblichen und des regionalen Ressourcenangebots aus-
zudehnen22J. 

218 vgl. Tödtling, F., 1990, S. 56 f. 
219 Camagni definiert das Innovative Milieu als "a collective opcrator reducing the degree of static 

and dynamic uncertainty for the finns by tacitly or explicitly organising the functional and in-
formal interdepcndence of local actors and inforrnally pcrforming the functions of search, sig-
nalling, selection, transcoding, transforming and control"(Camagni, R., 1989, S. 8). 

220 Bereits bei Marshall (1920) finden sich Überlegungen zu der Bedeutung regionaler 
Unternehmensnetzwerke, den sog. "industrial districts"(vgl. Fritsch, M., 1992, S. 92). 

221 vgl. Camagni, R., 1989, S. 14. Diese Merkmale spezifizieren die in der älteren regionalwissen-
schaftlichen Literatur diskutierten Agglomerationsvorteile als Netzwerkvortelle eines innovati-
ven Milieus, die es ermöglichen sollen, zu erklären, "why innovation creation and diffusion is 
highly enhanced in those special territories like big metropolitan areas, industrial districts, 
'valleys', 'corridors' and 'parks'"(Camagni, R., 1989, S. 9). Das Netzwerk wird in diesem Zu-
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Damit liefern die Arbeiten zu den "innovativen Milieux" und den 
"Unternehmensnetzwerken" einen wesentlichen Beitrag zur Untersuchung der regio-
nalen Bedeutung des Wissens- und Technologietransfers und der innovationsorien-
tierten Informationsbeziehungen zwischen den Akteuren im Rahmen des Diffusions-
prozesses222. 

Die bisherigen Überlegungen dürfen jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß der 
bloße Wissens- und Technologietransfer über interorganisationale Netzwerke für sich 
genommen nur eine notwendige, aber noch keine hinreichende Bedingung dafür ist, 
daß das transferierte technische Wissen von den einzelnen Netzwerkteilnehmern auch 
erfolgreich in Innovationen umgesetzt wird. Ohne den gegebenenfalls erforderlichen 
Transfer weiterer Engpaßfaktoren der betrieblichen Absorptions- und Innovationsfä-
higkeit (z.B. qualifizierte Arbeitskräfte), ohne die Existenz einer ausreichenden 
Marktnachfrage und ohne einen funktionierenden Wettbewerb, der den möglichen 
Nutzen, den das einzelne Unternehmen auf den Absatzmärkten aus den Innovationsan-
strengungen ziehen kann, beeinflußt, sind positive Regionalentwicklungseffekte eher 
unwahrscheinlich. 

Hemmend auf den innovationsstimulierenden Wissens- und Technologietransfer und 
auf die Integration in interregionale Netzwerke dürfte sich auch die periphere Lage 
ländlicher Wirtschaftsräume auswirken. Diese kann dazu führen, daß die dort ansässi-
gen Unternehmen oft erheblich höhere Distanzüberwindungskosten zur Herstellung 
und Unterhaltung der beim innovationsorientierten Informationsverhalten bedeutenden 
persönlichen "face-to-face"-Kontakte aufbringen müssen als ihre Wettbewerber in den 
Ballungszentren223. 

Sowohl das individuell unterschiedliche Bewußtsein hinsichtlich seines innovationsre-
levanten Wissens- und Informationsdefizits - und damit die mögliche Abweichung des 
aus der jeweiligen Problemstellung abgeleiteten "objektiven" Informationsbedarfs von 
seinem "subjektiven" Informationsbedürfnis - als auch die individuell unterschiedliche 
Bereitschaft und Fähigkeit, entsprechende Informationsbedürfnisse erfolgreich in eine 
zielgerichtete Informationsnachfrage umzusetzen, die neuen Informationen zu verar-

sammeohang von Camagni definiert als "a closed set of selccted and explicit linkagcs with prefc-
rential partncrs in firm' s space of complcmentary assets and markct relationsships, having as a 
major goal the reduction of static and dynamic unccrtainty ... Network rclations of a mainly in-
formal and tacit nature, cxist also within thc local cnvironment, linking through opcn chains 
firms and other local actors ... our proposal is to use thc term 'network' ('reseau') only in the 
case of explicit linkages among selccted partners and to refer to the former as 'milieu relation-
ships'" (Camagni, R., 1990, S. 4). 

222 Zu den theoretischen und den empirischen Problemen dieser Ansätze siehe Tödtling, F., 1990, 
S. 60 f. m.w.N. 
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beiten und in Innovationsentscheidungen zu integrieren, scheinen sehr stark von den 
Persönlichkeitsmerkmalen der mit den betrieblichen Wissens- und Technologietrans-
feraufgaben betrauten Personen beeinflußt zu sein.224. Infolge der hohen Unsicherheit 
im lnnovationsprozeß besitzen die Akteure einen erheblichen Verhaltensspielraum. 
Damit haben sie die Möglichkeit, den Prozeßablauf und das Entscheidungsergebnis 
sehr stark zu beeinflussen, weshalb die Analyse der potentiellen Innovationsengpaß-
faktoren um die Persönlichkeitsfaktoren der Akteure im nächsten Abschnitt erweitert 
wird. 

2.2.2 

2.2.2.1 

Persönlichkeitsmerkmale der Akteure im einzelwirtscbaftlichen Inno-
vationsprozeß 

Der innovative Akteur im betrieblichen Kontext 

Mit den Arbeiten Schumpeters, der den "dynamischen Unternehmer" in den Mittel-
punkt seiner ersten Erklärungsansätze der Innovationsaktivitäten stellt225, welcher im 

Gegensatz zum "statischen Wirt" neue Kombinationen der Produktionsfaktoren durch-
setzt und damit die wirtschaftliche Entwicklung vorantreibt, nimmt die theoretische 
Berücksichtigung der Persönlichkeitsfaktoren des Betriebsleiters in der ökonomischen 
Analyse der Innovation ihren Anfang. 

Heuß verfeinert diesen Ansatz mit einer wettbewerbssituationsorientierten Unterneh-
mertypisierung, die den "initiativen" Unternehmer und den "konservativen" Unter-
nehmer unterscheidet226. Der "initiative" Unternehmer zeichnet sich durch Persön-
lichkeitsmerkmale wie Spontaneität, Phantasie, Initiative und Intuition aus. Er ist be-
reit, Althergebrachtes aufzugeben und Neuerungen einzuführen, und er handelt nicht 
aufgrund zwingender Notwendigkeiten, sondern wegen seiner Erfolgsorientierung und 

223 vgl. hierzu die Befunde von Ewers, H.-J., u.a., 1980, S. 37 f.; Täger, U.C./Ublmann, L., 
1984, S. 142; Kleine, J., 1983, S. 95 f., Eilwein, T., 1980, S. 46 f. sowie Genosko, J., 1986, 
s. 109. 

224 vgl. Maas, C., 1990, S. 81. 
225 vgl. Schumpeter, J. A., 1911, S. 110 ff. und S. 122. Bereits 1928 löst sich Schumpeter von der 

strengen Annahme, daß der "dynamische Unternehmer• per se für die Umsetzung von Innova-
tionen zwingend notwendig sei (vgl. Schumpeter, J.A., 1928, S. 361 - 386). Angeregt durch die 
Analyse oligopolistischer Wettbewerbs- und Innovationsprozesse geht in "Kapitalismus, Sozia-
lismus und Demokratie" (1942) die Funktion des innovativen dynamischen Unternehmertyps in 
der von Unternehmensführern wahrgenommenen Unternehmerfunktion auf. Siehe hierzu 
Keßler, U., 1991, S. 27 und S. 37 f. sowie Heertje, A., 1988, S. 80 (und die dort angegebene 
Fußnote zur veränderten Bedeutung des Unternehmers) wie auch Albach, H., 1986, S. 48 und 
Witt, U., 1987, S. 51. 

226 vgl. Heuß, E., 1965, S. 8 ff. 
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seiner Gestaltungsfreude227. Besteht das Ergebnis seines Anpassungs- und Neue-
rungsverhaltens aus Innovationen, wird er als Pionierunternehmer, im Falle der 
spontanen Nachahmung als Imitator bezeichnet. Da der Pionieruntemehmer in einem 
bestimmten Produkt- bzw. Technologiesegment gleichzeitig spontaner Imitator in ei-
nem anderen sein kann, erscheint die ergebnisorientierte Heuß' sehe Typisierung für 
eine situationsunabhängige Kennzeichnung innovatorischer Akteure wenig operatio-
na122s. 

Das Verhalten eines Individuums in einer gegebenen Situation wird ganz wesentlich 
zum einen durch subjektiv empfundene Möglichkeiten und zum anderen durch seine 
Einstellungen und Ziele bestimmt sein. 

Unter den Einstellungen bzw. Attitüden soll ein durch Erfahrungen geprägter, geisti-
ger Zustand der Verhaltens- und Handlungsbereitschaft einer Person verstanden wer-
den, der durch ein System kognitiver (das individuelle Wissen), affektiver (mit dem 
Handlungsgegenstand verbundene Emotionen eines Individuums) und handlungsbezo-
gener Komponenten (individuelle Handlungsneigung des Akteurs bei Wahrnehmung 
eines Attitüdenobjektes) erklärt werden 1cann229_ 

Die Ziele der Akteure, d.h. ihre im Zeitablauf relativ konstanten Vorstellungen über 
erstrebenswerte Sollzustände im Innovationsprozeß, lassen sich hinsichtlich ihres In-
halts, ihrer zeitlichen Dimension und ihres Anspruchsniveaus unterscheiden230_ Die 
Höhe des individuellen Zielanspruchsniveaus hängt ganz wesentlich von den Erwar-
tungen und Erfahrungen des Akteurs ab ("leaming-from-failure" und "learning-from-
success")23J _ Erreicht er sein Anspruchsniveau dauerhaft, so wird er es tendenziell 
erhöhen. Eine dauerhafte Unterschreitung wird jedoch eher zu einer Verminderung 
der Ansprüche führen232. 

Da individuelle Einstellungen wiederum ganz wesentlich durch Motive gelenkt wer-
den können, wird in der wirtschaftswissenschaftlichen Innovationsforschung versucht, 
einzelwirtschaftliche Innovationsaktivitäten auf bestimmte Motive zurückzuführen233. 

227 vgl. Eickhof, N., 1982, S. 184. 
228 vgl. Fleischmann, G., 1972, S. 41 f. 
229 vgl. Krocber-Riel, W., 1975, S. 83 und StJhle, W.H., 1991, S. 157 - 160. 
230 Für einen Überblick siehe Machanina, K., 1993, S. 161 - 179. 
231 vgl. Mantzavinos, C., 1994, S. 149 ff. 
232 vgl. Maas, C., 1990, S. 79. 
233 Dies ist keinesfalls in einem monokausalen Zusammenhang zu verstehen, wonach innovatives 

Verhalten durch ein ganz bestimmtes Verhalten zu erklären ist. So bemerkt Wlswede treffend: 
"Wer also glaubt, daß einige Griffe und Kniffe genügen, um menschliches Verhalten mit Hilfe 
projektiver Techniken oder hintergründiger Befragungsmethoden völlig bloßzulegen, ist entwe-
der der Unkenntnis oder der Anmaßung zum Opfer gefallen"(Wiswcde, G., 1965, S. 169 f.). 
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Eickhof betont das situationsunabhängige Persönlichkeitsmerkmal der Leistungsmo-
tivation, d.h. das Bedürfnis nach Leistung und das Streben nach Erfolg um des Erfol-
ges willen, als die wesentliche personale Determinante des Neuerungsverhaltens234. 

Das Leistungsmotiv gehört zu einer Kategorie von Motiven, die vor allem dann ver-
haltensrelevant werden, wenn Handlungsantriebe, die sich auf die Befriedigung orga-
nischer Bedürfnisse beziehen (z.B. Hunger oder Durst), nicht mehr verhaltensbestim-
mend sind235. 

Neben den von Eickhof betonten motivationalen Eigenschaften werden in der Innova-
tionsforschung als weitere personelle Bestimmungsgrößen des Neuerungsverhaltens 
noch kreative Eigenschaften als notwendige Voraussetzungen hervorgehoben, wie 
etwa die intellektbezogenen Merkmale der Wahrnehmungsfähigkeit für Probleme, die 
Ideenfülle, die Beweglichkeit und Originalität des Denkens sowie die Bereitschaft, ein 
risikobehaftetes Innovationsprojekt in Angriff zu nehmen236. 

Nach Ansoff läßt sich über die realisierten Innovationsstrategien nicht nur die Inno-
vationsbereitschaft und -fähigkeit ermitteln, sondern indirekt auch die Risikoneigung 
des Unternehmers237. Je nach Auswahl und Kombination von alten und neuen Pro-
dukten und Märkten lassen sich vier Musterstrategien ableiten: 
1. Marktdurchdringung: Bei der Marktdurchdringung oder -penetration bezweckt 

man den Erhalt bzw. den Ausbau von Marktanteilen oder die Vergrößerung des 
Marktvolumens mit den derzeitigen Produkten auf den gegenwärtigen Märkten 
durch die Erhöhung der Verwendungsrate bei den bisherigen Nachfragem, die 
Abwerbung von Nachfrage, die sich auf die Wettbewerber richtet oder die Akti-

vierung von latentem Bedarf. 
2. Produktentwicklung: Die Produktinnovationsstrategie hat die Einführung neuer 

Produkte auf den bestehenden Märkten zum Gegenstand. 

Zur Motivforschung in der ökonomischen Analyse der Innovation siehe auch Holderegger, P., 
1988, S. 221 f. und Witt, U., 1987, S. 38. 

234 vgl. Eickhof, N., 1982, S.185. Eickhof greift dabei auf die psychologische Theorie der 
Leistungsmotivation und die Beiträge von McClelland zurück. Siehe hierzu McClelland, D. C., 
1966, S. 89, S. 201 ff., S. 253 ff. und S. 282 ff„ 

235 vgl. Röpke, J., 1977, S. 136. Auf die Bedeutung individueller Merkmale für die Erklärung der 
Neuerungsbereitschaft im Hinblick auf spezifische Technologien weisen auch die Befunde der 
Adoptionsforschung hin. Siehe hierzu etwa Lutschewitz, H./Kutschker, M., 1977, S. 15; Ray, 
G.F., 1970, S. 93 und Johnston, R.E., 1966, S. 169. Den Zusammenhang zwischen Persönlich-
keitsmerkmalen unternehmerischer Entscheidungsträger und der Entscheidungsqualität untersu-
chen auch Taylor/Dunette 1974 und Taylor 1975. 

236 vgl. Marr, R., 1973, S. 84 und Maas, C., 1990, S. 84 f. Zu den Eigenschaften kreativer Per-
sönlichkeiten siehe auch Röpke, J., 1977, S. 107 - 117 und Müller, V./Schienstock, G., 1978, 
s. 76 - 79. 

237 vgl. zum folgenden Ansoff, H.I., 1966, S. 132. Einen guten Überblick liefern auch Hörsehgen, 
H., u.a., 1993, S. 120 - 127. Alternative Meßansätzc zur Ermittlung der Risikoneigung inno-
vatorischer Akteure finden sich in Baumberger, J./Gmür, U./Käser, H., 1973, S. 739 oder in 
Duchesneau, T.D./Cohn, S.F./Dutton, J.E., 1979a, S. 219 und S. 459. 
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3. Marktentwicklung: Diese Strategie hat zum Ziel, den derzeitigen Produkten 
neue Absatzpotentiale durch die Erschließung von räumlich neuen Märkten, 
durch Eindringen in Zusatzmärkte via Produktfunktionserweiterung ("new 
uses") oder durch marktsegmentgerechte Variation der Produkte ("new users") 
zu ermöglichen. 

4. Diversifikation: Diese produkt- und marktinnovative Strategie führt durch die 
Implementierung von neuen Produkten auf neuen Märkten, also dem Verlassen 
des bisherigen Betätigungsfelds des Unternehmens, zu einer Überwindung von 
Wachstumsgrenzen stagnierender Produkt-/Marktkombinationen und zu einer 
Risikodiversifikation im Produktportfolio. 

Mit dem geringer werdenden Grad der Synergienutzung von der Strategie der Markt-
durchdringung über die Strategien der Produkt- und Marktentwicklung bis zur Strate-
gie der Diversifikation nehmen die Erfolgswahrscheinlichkeiten der unterschiedlichen 
Produkt-/Marktstrategien ab238. Geht man davon aus, daß der Anreizwert und die Er-
folgswahrscheinlichkeit der gewählten Strategien in einer inversen Beziehung stehen, 
so kann man annehmen, daß innovationsorientierte Akteure, die die Ungewißheit ei-
ner Neuerung kaum als Gegengründe empfinden239, eine größere Präferenz für die 
Strategien der Marktentwicklung oder der Einführung neuer Produkte in neue Märkte 
entgegenbringen als nicht-innovative Akteure, die aus Angst vor Mißerfolgen viel-
mehr Produkt-/Marktstrategien mit geringem Neuigkeitsgrad und einer niedrigeren 
Fehlschlagswahrscheinlichkeit wählen240. 

Als wesentliche Merkmale kreativer Innovatoren gelten in der Literatur zur Kreativi-
tätsforschung zudem eine hohe Informationsverarbeitungskapazität, Selbstbestimmt-
heit, Kontaktfreudigkeit und ein hohes Ausmaß an intrinsischer Motivation24J _ Sie 
tendieren zur Beschäftigung mit komplexen Problemen, die eine Vielzahl relevanter 
Informationen aus heterogenen Umweltbereichen erfordern, und zeichnen sich durch 
eine hohe persönliche Konflikt- und Frustrationstoleranz aus. Das kreative Individuum 
"besitzt eine gute Beobachtungsgabe, verspürt eine ständige, zumindest latente Unzu-

238 vgl. Hörsehgen, H., u.a., 1993, S. 126. 
239 Nach Schumpcter (1911) reichnen einen Innovator etwa seine Fähigkeit "die Dinge in einer 

Weise zu sehen, die sich dann hinterher bewährt, auch wenn sie im Moment nicht zu begründen 
ist"(Schumpeter, J.A., 1911, S. 126) und seine "Fahigkeit, allein voraus zu gehen, Unsicherheit 
und Gegengründe nicht als Gegengründe zu empfinden, und sodann durch seine Wirkung auf 
andere, die wir mit 'Autorität', 'Gewicht', 'Gehorsamfmden' bereichnen können"(Schumpeter, 
J.A., 1911, S. 128 f.). 

240 Siehe hierzu auch die empirische Untersuchung von Hinterhuber, H.H./Thom, M., 1979, S. 13. 
Zu lihnlichen Ergebnissen kommen auch Heckhausen 1974 und Atkinson/Feather 1966. 

241 "Die Faszination an der Problembewlltigung, die Freude an der Selbstbestätigung, scheinen, 
wenn nicht ausreichende, so doch sehr starke Stimuli zu sein. "(Marr, R., 1973, S. 86). Zur 
Kreativitätsforschung siehe u.a. Marr 1973, Schlicksupp 1977 und Kaspar 1978. 
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friedenheit mit dem status-quo"242 und verfügt über eine schnelle Umsetzungsfähig-
keit früherer Erfahrungen, verbunden mit der Fähigkeit, relevante Informationen mit 
den erkannten Problemen in zum Teil ungewöhnliche Verbindungen zu bringen243. 

Das. Menschenbild vorn "Innovator" beschränkt sich somit keineswegs auf einen ratio-
nal handelnden, den Ansprüchen des logischen und ökonomischen Folgerns gehor-
chenden horno oeconornicus sondern erweitert ihn um irrationale Wesensmerkmale 
wie etwa seine Findigkeit ("alertness"244) oder seine Offenheit ("openness•245), d.h. 
seine ethischen Gefühle und die von der Wissenschaft noch weitgehend unerforschte 
menschliche Fähigkeit, neue Ideen zu entwickeln und urnzusetten246. Nach 
Mantzavinos stimuliert der mit der persönlichen Offenheit und interpersonalen In-
teraktionen zunehmende "spontane" Wissenserwerb die Suche nach "absichtlichem" 
Wissen, indem die im "spontanen" Wissenserwerb übermittelten Technologie- und 
Marktsignale dem Anbieter Lektionen über die zustandegekommenen oder die nicht-
verwirklichten Tauschakte vermitteln ("leaming-frorn-success" und "learning-frorn-
failure"), und ihm somit zeigen, ob seine Pläne richtig sind und ob er auf die Ände-
rung seines Ziel-Mittel-Rahmens mit einer Suche nach absichtlichem Wissen reagieren 
sollte. Je nach dem damit verbundenen subjektiven Urteil der Akteure entstehen indi-
viduell divergente Erneuerungen der einzelwirtschaftlichen Pläne sowie individuelle 
Anpassungs- und Neuerungsstrategien247_ 

In der Unternehmenspraxis wirken an den Innovationsentscheidungen zumeist mehrere 
Akteure rnit248_ Ihre Teilnahme am rnultipersonalen Entscheidungsprozeß und ihr 
Einfluß sind selten gleich stark. Ein Teil dieses Personenkreises übemirnrnt keine ei-
genverantwortlichen Teilaufgaben und sein Einfluß auf das Entscheidungsergebnis ist 

242 Marr, R., 1973, S. 83. 
243 vgl. Marr, R., 1973, S. 82 ff. und Gebert, D., 1979, S. 284 m.w.N. Der Begriff der Kreativität 

bezieht sich jedoch nicht allein auf die individuellen Neigungen und Fähigkeiten zu schöpferi-
scher Leistung ("kreatives Individuum"), sondern auch auf den Prozeß der Entwicklung einer 
neuartigen Problemlösung ("kreatives Verhalten") und auf das materielle Ergebnis der ko-
gnitiven Prozesse, und damit auf die Eigenschaft einer Problemlösung im Rahmen des Ncue-
rungsverhaltens (vgl. Marr, R., 1973, S. 72 und die dort angegebene Literatur). Siehe hierzu 
auch Bloom, B.S., 1972, S. 71 ff. 

244 Kirzncr, 1., 1978, S. 28. 
245 Mantzavinos, C., 1994, S. 146. 
246 Popper, K.R., 1971, S. formuliert dieses irrationale Moment der Innovation wie folgt: "Unsere 

Auffassung ... , daß es eine logische, rational nachkonstruicrbarc Methode, etwas Neues zu ent-
decken, nicht gibt, pflegt man oft dadurch auszudrücken, daß man sagt, jede Entdeckung ent-
halte ein 'irrationales Moment', sei eine 'schöpferische Intuition' (im Sinne Bergsons); ähnlich 
spricht Einstein über ' ... das Aufsuchen jener allgemeinsten ... Gesetze, aus denen durch reine 
Deduktion das Weltbild zu gewinnen ist. Zu diesen ... Gesetzen führt kein logischer Weg, son-
dern nur die auf Einführung in die Erfahrung sich stützende Intuition' • . 

247 vgl. Mantzavinos, C., 1994, S. 149 ff. So zwingt ein hoher Wettbewerbsdruck auch solche Ak-
teure zu Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten, die keine sehr hohen Zielanspruchsniveaus an-
streben und Innovationen eher skeptisch gegenüberstehen. 
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eher indirekt und gering. Im Vordergrund des Interesses stehen deshalb diejenigen 
Akteure, die an der Problemanalyse- und -definition, der Gewinnung, Beurteilung und 
Auswahl von Entscheidungsaltemativen aktiv mitwirken. Sie bilden ein multiperso-
nales Entscheidungssystem. Zwischen ihnen bestehen Kommunikations- und Macht-
beziehungen. Entsprechend der fachlichen Kompetenz und ihrer hierarchischen Stel-
lung differiert ihr Einfluß im Innovationsentscheidungsprozeß. Innerhalb des betrieb-
lichen Entscheidungssystems lassen sich demnach zwei Subsysteme, das Entschei-
dungsträgersystem mit einem großen Einfluß und das Entscheidungsbeteiligtensystem 
mit einem eher geringen Einfluß auf das Entscheidungssystem unterscheiden249. Beide 
Subsysteme lassen sich in der Unternehmenspraxis, bei zudem häufig wechselnden 
Entscheidungsinhalten, kaum voneinander unterscheiden, weshalb in den meisten em-
pirischen Innovationsstudien davon ausgegangen wird, daß das Innovationsverhalten 
des Entscheidungssystems in erster Linie vom Entscheidungsträgersystem gesteuert 
wird - und damit dessen persönliche Merkmale im Vordergrund des Interesses ste-
hen250. Für die in ländlichen Wirtschaftsräumen überwiegend angesiedelten mittel-
ständischen Unternehmen, die sehr häufig von Eigentümerunternehmern geführt wer-
den, dürften die hier relevanten persönlichen Merkmale auf die Mitglieder der Ge-
schäftsleitung zutreffen. Sie nehmen im Wissens- und Technologietransfer eine sog. 
"interface- und gatekeeper-function" ein, indem sie die Technologie- und Marktsi-
gnale aus dem Unternehmensumsystem suchen, aufnehmen, assimilieren, häufig auch 
übersetzen und im Unternehmen verteilen25I. Darüber hinaus steuern und organisie-
ren sie die Realisierung der Innovationen im Betrieb. Damit wird zwar die besondere 
Engpaßrelevanz der Entscheidungsträger beim betrieblichen Anpassungs- und 
Neuerungsverhalten und bei der Organisation geeigneter innerbetrieblicher Kommuni-
kations- und Wertschöpfungsstrukturen betont, ohne jedoch die Bedeutung des Know-
Hows der Entscheidungsbeteiligten und der übrigen Beschäftigten bei der Initiierung 
und Implementierung von Innovationen zu vernachlässigen: "Even when a gatekeeper 
is important, his or her individual absorptive capacity does not constitute the absorp-
tive capacity of his or her unit within the firm. . .. Therefore relying on a small set of 

248 vgl. zum folgenden Bichl, W., 1982, S. 43 ff.; Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 1990, S. 131 -
135 und Duchesneau, T.D./Cohn, S.F./Dutton, J.E., 1979a, S. 196 - 220. 

249 vgl. Bichl, W., 1982, S. 44 f. Eine weitergehende Differenzierung der Entscheidungsträger im 
Innovationsentscheidungsprozeß liefert das "Promotorenmodell" von Wille. Danach lassen sich 
innerhalb des Entscheidungsträgersystems Fachpromotoren, die mit Hilfe ihres Fachwissens und 
ihrer hohen (intrinsischen) Motivation betriebliche 'Fähigkeitsbarrieren" überwinden können, 
und Machtpromotoren, die aufgrund ihrer hierarchischen Stellung und ihrer persönlichen Moti-
vation zur Überwindung betrieblicher "Willensbarrieren" beitragen, unterscheiden (vgl. Witte, 
E., 1973, S. 1 - 22 und S. 56). Daneben zwingen (Fach- und Macht-)Opponenten die Promoto-
ren zu einer sorgfältigen Vorbereitung ihrer Planungen und Entscheidungen und tragen damit zu 
einer Erhöhung der Innovationseffizienz eines Betriebs bei (vgl. Witte, E., 1976, S. 324 - 326). 
Siehe hierzu auch Gemünden 1981 und Hauschild 1977. 

250 vgl. Bichl, W., 1982, S. 73 f. Siehe auch Duchesneau, T.D./Cohn, S.F./Dutton, J.E., 1979a, 
s. 153 - 179. 
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technological gatekeepers may not be sufficient; the group as a whole must have some 
level of relevant background knowledge"252, 

Das akkumulierte Wissen und die Kreativität bzw. die Absorptionsfähigkeit der 
Akteure im Innovationsprozeß, d.h. ihre individuelle Lernfähigkeit ("the capacity to 
assimilate existing knowledge") und ihre Problemlösungskompetenz ("the capacity to 
create new knowledge"), sind aber nicht nur ganz wesentliche Voraussetzungen für 
die Innovationsmöglichkeiten eines Wirtschaftssubjekts (das "Wissen um" bzw. das 
"Können von" Neuerungen)253, sie können auch ganz wesentlich die individuelle In-
novationsneigung (das "Wollen von" Innovationen) beeinflussen. 

Was etwa die Bereitschaft zur Informationsnachfrage im lnnovationsprozeß anbelangt, 
können die Akteure aufgrund der Tatsache, daß sie nicht alle auf sie einströmenden 
Signale erfassen können, ihre komplexe Umwelt nur selektiv wahrnehmen. Sie richten 
ihre Informationsbereitschaft daher bevorzugt auf diejenigen Signale, die zu den von 
ihnen verfolgten Zielen und Anspruchsniveaus, zu ihren Einstellungen, zu ihren bis-
herigen Erfahrungen und zu ihren Erwartungen passen. Informationen, die im Gegen-
satz dazu stehen, werden von ihnen eher ignoriert oder uminterpretiert254. So werden 
technisch ausgebildete oder mit technischen Aufgaben befaßte Personen eher an inno-
vationsrelevanten technischen Informationen interessiert sein als kaufmännisch ausge-
bildete, die vielmehr an entsprechenden marktrelevanten Daten interessiert sind. Mit 
Innovationsvorhaben gewonnene Erfahrungen sensibilisieren zudem für bestimmte 
Aspekte und begünstigen ein gezieltes Informationsverhalten. 

Diese Argumentation unterstützen auch die Forschungen von March und Simon255. 
Danach erscheinen die Technologiestrategien und Innovationsziele nicht nur von der 
wirtschaftlichen Performance des Betriebes (z.B. von der betrieblichen 
Selbstfinanzierungskraft) oder von der jeweiligen Wettbewerbssituation abhängig, 
sondern vor allem von der Absorptionsfähigkeit und Kreativität der am Innovations-
prozeß beteiligten Personen. Je ausgeprägter diese Eigenschaften sind, desto 
intensiver und ziel orientierter scheinen die innovationsorientierten 
Informationsaktivitäten und die Wahrnehmungsfähigkeit von technologischen 

251 vgl. Tushman, M.L., 1977, S. 587 - 605. Siehe hierzu auch Allen 1977. 
252 Cohen, W.M./Lcvinthal, D.A., 1990, S. 132. Siehe auch Maas, C., 1990, S. 85 f. und 

Brasche, U., 1989, S. 167 - 184. 
253 "The prior possession of relevant knowledge and skill is what gives rise to creativity, perrnitting 

the sorts of associations and linkages that may have never been considered before .... Thus ... 
creative capacity and what we call absorptive capacity are quite similar"(Cohen, 
W.M./Lcvinthal, D.A., 1990, S. 130 f.). Siehe hierzu auch Bradshaw/Langley/Simon 1983 und 
Simon 1985. 

254 Die kognitive Ordnung eines Individuums, die die komplexen Signale oder Signalkonfiguratio-
nen zu überschaubaren Sachverhalten vereinfacht, entlastet jeden Akteur. Einen Überblick über 
verschiedene kognitive Stile und ihre einzelwirtschaftlichen Implikationen bietet Fink 1987. 
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Opportunitäten: "Thus organizations with higher levels of absorptive capacity will 
tend to be more proactive, exploiting opportunities present in the environrnent, 
independent of current perforrnance. Alternatively, organizations that have a modest 
absorptive capacity will tend to be reactive, searching for new alternatives in response 
to failure on some perforrnance criterion that is not defined in terrns of technical 
change per se ( e. g. , profitability, market share, etc.). . . . This creates a self-
reinforcing cycle. Likewise, if an organization has a high aspiration level, influenced 
by externally generated technical opportunities, it will conduct more innovative 
activity and thereby increase its awareness of outside opportunities. Consequently, its 
aspiration level will rernain high• 256. 

Individuelle Unterschiede im Anpassungs- und Neuerungsverhalten lassen sich nach 
Simons behavioristischer Theorie der Prozeßrationalität jedoch nicht nur durch die 
interpersonalen Diskrepanzen in der Verfügbarkeit oder der Verarbeitungskapazität 
von Informationen im lnnovationsentscheidungsprozeß, sondern auch durch die indi-
viduell unterschiedlichen Wege, auf denen die Akteure diese Informationen aufneh-
men und ihre Entscheidungen treffen, erklären. So beeinflussen beispielsweise die je-
weilige Reihenfolge der wahrgenommenen Signale ("anchoring-effect") oder der seit 
der ihrer Wahrnehmung vergangene Zeitraum ("availability-effect") die individuellen 
Innovationsentscheidungen257. 

2.2.2.2 Persönlichkeitsmerkmale und Qualifikation 

Die plausibilistischen Thesen zu den Persönlichkeitsmerkmalen der am Innovations-
prozeß beteiligten Personen zeigen bereits die Schwierigkeit bei der Erforschung der 
dem kreativen Neuerungsverhalten zugrundeliegenden Motive, da einem bestimmten 
Verhalten vielmehr ein "Motivgewebe" denn ein einziges Motiv zugrundeliegt258, und 
weil die Akteure häufig anstelle ihrer "wahren Motive" eher "Kulissenrnotive"259 
vorgeben. Problematisch erscheint zudem die Zurechnung von persönlichen Merkma-
len zu dem betrieblichen Innovationsverhalten und -ergebnis im Falle der in praxi zu-
meist auftretenden multipersonalen Innovationsentscheidungsprozesse. Ferner kann 
wohl kaum davon ausgegangen werden, daß das Entscheidungssystem im betriebli-
chen Innovationsprozeß - auch bei den im ländlichen Raum dominierenden kleinen 

255 vgl. March/Simon 1958. 
256 Cohen, W.M./1..evinthal, D.A., 1990, S. 137 f. 
257 vgl. Simon, H.A., 1978 und 1984. 
258 vgl. Bichl, W., 1982, S. 47 ff. 
259 Hcrdcrer, G., 1971, S. 107. 
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und mittelgroßen Unternehmen (KMU) - statisch immer mit den gleichen Entschei-
dungsträgern und Entscheidungsbeteiligten besetzt ist. 

Wenn in der Literatur bei der Hypothesenbildung für die unabhängige Variable 
"Einstellungen der Entscheidungsträger im lnnovationsprozeß" unterschiedliche Ope-
rationalisierungen gewählt werden, so zielen diese doch alle auf einen positiven Zu-
sammenhang zwischen der - wie auch immer definierten - Aufgeschlossenheit gegen-
über Neuerungen und den regionalen Innovationsaktivitäten ab. Auf der Grundlage 
der Annahme, daß die Analyse und die längerfristige Prognose betriebsexterner Rah-

menbedingungen sowie die Ableitung von kreativen Problemlösungsheuristiken die 
Kenntnis entsprechender Techniken und analytische Fähigkeiten voraussetzt, wird in 
empirischen Innovationsstudien häufig als Indikator der kognitiven Merkmale die 
formale Qualifikation der technischen und der kaufmännischen Entscheidungsträger 
einer Unternehmung verwendet, d.h. der Grad der erreichten Ausbildung bzw. die 
fachliche Orientierung einer Person260_ Auch kann die Inanspruchnahme betriebsex-
terner Informationsquellen durch eine höhere formale Qualifikation erleichtert wer-
den26J. So kann eine höhere Qualifikation beispielsweise den Zugang zu bestimmten 
Informationen vereinfachen, weil Kontakte zu Hochschulen und Studienkollegen be-
stehen bzw. weil die Hemmschwellen beim Autbau solcher Kontakte geringer sind262. 

260 Siehe hierzu etwa Acs, Z.J./Audretsch, D.B., 1992, S. 62 ff.; Winter, S.G., 1984, S. 297; 
Strothmann, K.-H., u.a., 1983, Anhang S.9 f.; von Gizycki, R., 1983, S. 3; Bichl, W., 1982, 
S. 74 ff.; Thom, N., 1980, S. 360 ff.; Cohn, S.T., 1980, S. 444 - 449; Brinkmann, G., 1976, 
S. 702; Sahner, H., 1975, S. 157; Etienne, U./Kaupen, W., 1974, S. 69 ff. und S. 144; 
Mansfield, E., 1973, S. 213; Peters, M.P/Venkatesan, M., 1973, S. 313 und Baumberger, 
J./Gmür, U./Käser, H., 1973, S. 863. 

261 vgl. Winter, S.G., 1984, S. 297. Nach Rothwells vergleichender Gegenüberstellung von Fakto-
ren, die einen erfolgreichen Innovator bzw. eine technisch fortschrittliche Unternehmung ausma-
chen, zählen "good communication and effective collaboration" zu den wenigen Faktoren, die 
übereinstimmend in zahlreichen Studien genannt werden (vgl. Rothwell, R., 1977, S. 191 f.). 
Siehe auch Geberts Literaturanalyse (1979) zahlreicher empirischer Studien zum Zusammenhang 
zwischen dem Umfang an professionellen, hochqualifizierten Außenkontakten und der Innovati-
vität von Betrieben. Vgl. auch Dodgson, M., 1990, S. 164 f. und Hull, C.J., 1990, S. 168. 

262 Auch dem Alter des Entscheidungstrlgers wird sehr häufig ein wesentlicher Erklärungswert der 
Innovations- und Imitationsaktivitäten beigemessen, wobei man davon ausgeht, daß mit zuneh-
mendem Alter die Abneigung gegenüber dem Phänomen des Wandels zunimmt, weil die persön-
lichen Einstellungen und Zielsysteme erstarren und routinisierte Verhaltensweisen bevorzugt 
werden (siehe hierzu etwa Bichl, W., 1982, S. 78 und S. 146; Lutschewitz, H./Kutschker, M., 
1977, S. 60; Mansfield, E., 1968, S. 166; Meffert, H., 1976, S. 84; Rogers, E.M., 1961, 
S. 172 ff. und Romeo 1975 und 1977). Die wenigsten Regressionsansätzc - etwa zur Analyse 
des Adoptionslags neuer Verfahrenstechniken - konnten jedoch einen konsistenten und 
signifikanten Einfluß des Alters feststellen (vgl. Duchesneau, T.D./Cohn, S.F./Dutton, J.E., 
1979a, S. 113 - 138; Lutschewitz, H./Kutschker, M., 1977, S. 60; Gebhardt, H./Hatzold, 0., 
1974, S. 51; Baumberger, J./Gmür, U./Käser, H., 1973, S. 863 sowie Mansfield 1968. Anders 
dagegen Bichl, W., 1982, S. 78 und 146 und Globerman, S., 1975, S. 431 ff.). Globcrman 
differenziert in seiner Untersuchung für die kanadische Werkzeugindustrie den Einfluß des 
Alters je nach Qualifikation des Betriebsleiters. Lediglich bei einem geringen formalen 
Qualifikationsniveau nimmt die Anpassungs- und Neuerungsbereitschaft mit dem Alter tendenzi-
ell zu, da das via "leaming-by-doing" und "training--0n-the-job" gestiegene Erfahrungswissen die 
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Differenzierungen allein nach formalen Kriterien der Qualifikation erscheinen jedoch 
keineswegs allein erklärungsfähig, da formale Bildungsprozesse häufig zeitlich vor der 
Innovationsmöglichkeit abgeschlossen wurden und die nicht-formalisierten Lernpro-
zesse, die seither stattfinden konnten (z.B. praktische Berufserfahrung: "leaming-by-
doing"), und die individuelle Begabung unberücksichtigt bleiben. Dazuhin erfordern 
die sich verändernden fachlichen Anforderungen von einem erfolgreichen Anpas-
sungs- und Neuerungsverhalten nicht nur den Besitz hoher kognitiver Fähigkeiten, 
sondern auch deren Aktualisierung263_ 

Neben der Qualifikation der betrieblichen Entscheidungsträger erscheint auch die 
Qualifikation der übrigen Beschäftigten eines Betriebs für die Geschwindigkeit und für 
den Erfolg der innerbetrieblichen Implementierung von entscheidender Bedeutung264. 
So setzt beispielsweise die betriebliche Nutzung extern entwickelter Neuerungen in 
der Regel ein hohes technologisches Verständnis und eine entsprechende Akzeptanz 
für die damit einhergehenden Veränderungen bei den Beschäftigten voraus, die in er-
ster Linie in innovationsorientierten betrieblichen Funktionen, etwa im FuE-Bereich, 
im Bereich der Konstruktion und des Designs oder in der Produktionsprogrammpla-
nung, erworben werden können265_ Dies erscheint besonders vor dem Hintergrund 
bedeutsam, daß die zur Herstellung neuer Produkte häufig benötigten neuen Verfah-

Beurteilungsßhigkeit der mit einer Innovation verbundenen Risiken verbessert und die Neue-
rungsbereitschaft tendenziell erhöht (vgl. Globerman, S., 1975, S. 433). Die Wider-
sprüchlichkeit der Ergebnisse ist auch durch die Methodenvielfalt bedingt. Selbst wenn das Alter 
einen signifikanten Einfluß auf die Neuerungsbereitschaft bitte, so ist dieser mit den zumeist 
gewählten Querschnittsanalysen nicht valide zu ermitteln - hierfür wären Kohortenanalysen ge-
eigneter. 

263 So stellt etwa Bichl in seiner empirischen Analyse des Innovationsentscheidungsverhaltens fest, 
daß sich ein Teil der akademisch Ausgebildeten nicht sehr rational verhielt, was er weniger auf 
einen Mangel an kognitiven Fahigkeiten zurückführt, als vielmehr auf die mangelhafte Aktuali-
sierung (vgl. Biehl, W., 1982, S. 75 f.). Siehe hielZll auch Maas, C., 1990, S. 81. 

264 vgl. Rothwell, R., 1992, S. 224 m.w.N. und Maas, C., 1990, S. 85 f. Zur generellen - raumin-
differenten - Engpaßrelevanz qualifizierter Beschäftigter für das Innovations- und Imitationsver-
halten siehe Brasche, U., 1988, S. 184 f.; Behringer, F./Brasche, U., 1986, S. 87 f.; 
Schmalholz, H./Scholz, L., 1985, S. 110; Meyer-Krahmer, F./Gielow, G./Kuntze, U., 1984, 
S. 184 und Ray, G.F., 1974, S. 221 f. Zum Begriff des regionalen Arbeitsmarkts siehe 
Lauschmann, E., 1976, S. 13; Klemmer, P./Krlmer, D., 1975, S. 16 und Krämer, D., 1975, 
S. 78. Zur Analyse der Beziehungen zwischen technischem Fortschritt, den aus dem 
betrieblichen Wertschöpfungsprozeß entstehenden Qualifikationsanforderungen und dem 
Qualifilcationspotential der Arbeitskräfte siehe Brasche 1988, Gensior 1986, Gerstenberger u.a. 
1974, Fricke/Fricke/Schönwälder 1973, Koch/Backenberg 1971, Koch u.a. 1971 und 
Leminsky/Helfen 1970. 

265 So kommt Rothwell 1978 bei einer vergleichenden Studie von Betrieben im Textilmaschinenbau, 
die entweder grundlegende Neuerungen ("radical innovations") schufen oder bestehende Maschi-
nen weiterentwickelten ("incremental innovations") oder gar beim Innovationsversuch scheiter-
ten, zu dem Ergebnis, daß in FuE-Abteilungen der grundlegenden Neuerer vor allem Hoch-
schulabsolventen beschlftigt sind, wohingegen die Inkrementalisten vergleichsweise viele Inge-
nieure ohne Hochschulabschluß beschäftigen. Behringer, F./Brasche, U., 1986, S. 54 kommen 
bei einem Vergleich der Qualifikationsstrukturen von Betrieben mit und ohne Mikroelektronik in 
ihren Produkten zu dem Ergebnis, daß besonders dem hohen Anteil des qualifizierten techni-
schen Personals eine große Innovationsrelevanz zuzukommen scheint. 
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renstechniken oder die bisher eingesetzten Technologien nur selten mit den bereits 
vorhandenen kompatibel sind266_ Dennoch muß die Übernahme neuer Technologien 
und der Aufbau entsprechender Kenntnisse häufig innerhalb kurzer Zeiträume gelin-
gen. Gelingt dies nicht, so droht den Unternehmen der Verlust ihrer Marktstellung267_ 

Ein entwicklungshemmender Engpaß an innovationsrelevanten Qualifikationen in 
ländlichen Wirtschaftsräumen läßt sich zum einen auf eine geringe Innovationsneigung 
der dort angesiedelten Betriebe zurückführen, zum anderen aber auch auf Beschaf-
fungsprobleme der Betriebe mit entsprechender Neuerungsbereitschaft auf dem jewei-
ligen regionalen Arbeitsmarkt. 

Die Probleme bei der Beschaffung qualifizierter Beschäftigter im ländlichen Raum 
gründen nicht zuletzt auf der Tatsache, daß die stärker differenzierten und größere 
Verdienst-, Aufstiegs- und Mobilitätschancen signalisierenden Arbeitsmärkte der Bal-
lungsräume eine hohe Attraktivität auf qualifizierte Beschäftigte ausüben268_ Zudem 
erkennen die in ländlichen Wirtschaftsräumen dominierenden Klein- und Mittelbe-
triebe nicht immer die Notwendigkeit zu "Personalinvestitionen" bei der Beschaffung 
"externer" Qualifikationen269_ 

Ein Engpaß im Bereich qualifizierter Arbeitskräfte kann nicht nur durch geringe Be-
schaffungsaktivitäten auf dem Arbeitsmarkt erklärt werden, sondern auch durch Män-
gel in der betrieblichen Aus-, Fort- und Weiterbildung. So scheitern innerbetriebliche 
Maßnahmen in KMU häufig an den hierfür fehlenden Weiterbildungskapazitäten, den 

266 So ist die Anpassung des vorhandenen Fenigungsapparates nach einer ifo-Umfrage unter An-
wendern und Herstellern von Industrierobotern eine der schwierigsten und kostenintensivsten 
Aufgaben und erforden ein hohes Know-How der Beschäftigten (vgl. Grefermann, K./Sprenger, 
R.-U., 1977, S. 89). Die Technikakzeptanz hat ihre wesentlichen Ursachen in der prinzipiellen 
Ablehnung von Variationen des Lebensumfelds, der Befürchtungen hinsichtlich der 
Arbeitsplatzsicherheit, der Gefahr einer Dequalifikation und der Befürchtung, den 
Anforderungen nicht gewachsen zu sein (siehe hierzu Hermann 1984). 

267 Beispielhaft sei an den Verlust der Marktanteile der deutschen Uhrenindustrie erinnen, bei der 
die Umstellung von der Feinmechanik auf die Quarztcchnik und die Bedeutungszunahme des 
modischen Zusatznutzens bzw. der Differenzierungsbedürfnisse der Nach frage in sehr vielen 
Fällen nicht oder aber zu spät erfolgte. Hiervon waren in erheblichem Umfang ländliche Win-
schaftsstandone im Süden Baden-Wüntembergs betroffen. Die Bedeutung des rechtzeitigen Er-
kennens und der Bewenung der Signale aus dem Markt- und aus dem Technologiebereich wird 
in diesem Zusammenhang auch an der Feststellung des ehemaligen Präsidenten des europäischen 
Patentamts, van Benthem, deutlich, wonach die Probleme der europäischen Uhrenhersteller auch 
darauf zurückzuführen seien, daß diese die japanische Patentdokumentation des Jahres 1970 
nicht entsprechend zur Kenntnis genommen hätten, aus der die Verwendung von Mikroprozesso-
ren im Uhrenbau bereits erkennbar gewesen sei (o.V., 1983, S. 1). 

268 Dies ist nicht zuletzt auf die qualitativ differenzierten internen Arbeitsmärkte der dort angesie-
delten Großbetriebe zurückzuführen, die ihren Standort häufiger in Agglomerationen haben (vgl. 
etwa Börstler, B ./Steiner, J., 1981, S. 115 - 120). Für eine ausführliche Analyse der Problemla-
gen von KMU im Bereich qualifizierter Beschäftigter siehe Cord!, K., 1986, S. 173 - 229; 
Börstler, B./Steiner, J., 1981, S. 51 - 79; Ewers, H.-J., u.a., 1980, S. 35; Mortsiefer, 
J./Mortsiefer, H.-J., 1981, S. 62; Friedrich, W./von Henninges, H., 1982, S. 14 und Meyer-
Krahmer, F./Gielow, G./Kuntze, U., 1984, S. 185. 
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höheren Pro-Kopf-Kosten bei geringeren Teilnehmerzahlen und an den damit einher-
gehenden Behinderungen des Betriebsablaufs. Externe Aus-, Fort- und Weiterbil-
dungsaktivitäten werden von den Betrieben aufgrund einer als zu gering empfundenen 
betriebsspezifischen Ausrichtung und wegen der mit der steigenden allgemein ver-
wertbaren Qualifikation ansteigenden Verhandlungsmacht und Abwanderungsgefahr 
der Mitarbeiter oftmals eher zurückhaltend gefördert270. 

2.2.3 lnnovationsfmanzierung 

2.2.3.1 Zur Innovationsrelevanz der Innovationsfmanzierung 

Wie bereits gezeigt, können Unternehmen in ländlichen Wirtschaftsräumen ihre Wett-
bewerbs- und Anpassungsfähigkeit nur erhalten, wenn sie in der Lage sind, Produkt-
und Prozeßinnovationen durchzuführen. Zur Realisierung innovativer Investitionen 
benötigen sie deshalb entweder ausreichende finanzielle Ressourcen aus dem betriebli-
chen Wertschöpfungsprozeß (Innenfinanzierung) oder Möglichkeiten, finanzielle Mit-
tel von außen bzw. über den organisierten oder den freien Kapitalmarkt gegen Ein-
räumung eines Rechts an der Unternehmung (Eigenkapital) oder gegen Einräumung 
eines Anspruchs an die Unternehmung (Fremdkapital) zu beschaffen (Außen-
finanzierung)27J _ 

Die regionalen Finanzierungsmöglichkeiten als potentieller Engpaßfaktor der techno-
logischen Möglichkeiten der Unternehmen in ländlichen Wirtschaftsräumen sind vor 
allem dann von Bedeutung, wenn zur Durchführung eines rentabel eingeschätzten In-
novationsvorhabens nicht genügend interne Eigenmittel aus dem betrieblichen Um-
satzprozeß, also aus einbehaltenen Gewinnen (Selbstfinanzierung), aus Abschrei-
bungsgegenwerten oder aus verdienten Pensionsrückstellungen, zur Verfügung ste-

269 vgl. Ewers, H.-J., u.a., 1980, S. 37. 
270 vgl. Cordt, 1986, S. 242 - 264 m.w.N. und Winter, H./Toolen, H.H., 1983, S. 7 f. 
271 vgl. Perridon, L./Steiner, M., 1993, S. 277. Unter Finanzierung sollen hier alle Vorgänge be-

zeichnet werden, die der Deckung eines mit Investitionen verbundenen Kapital- bzw. Zahlungs-
mittelbedarfs, unter Ausnutzung der zur Verfügung stehenden Finanzierungsquellen, dienen. Zu 
dieser "quellenorientierten' Sichtweise der Finanzierung, die auf Preiser 1953 zurückgeführt 
werden kann, vgl. Grochla, E., 1976, Sp. 421. Eine Übersicht zu alternativen Finanzierungsde-
finitionen liefern Hax, H., 1976, Sp. 431 - 441; Lehmann, M., 1977, S. 266 - 288 oder Schnei-
der, D., 1990, S. 31 ff. Kapitalangebot und Kapitalnachfrage treffen auf dem Kapitalmarkt bzw. 
auf seinen Teilmärkten, dem Kreditmarkt für Fremdkapital und dem Markt für Beteiligungstitel 
zusammen und werden aufeinander abgestimmt. Es lassen sich nach dem Organisationsgrad des 
Kapitalmarkts und seinen Trägem Börsen, Finanzintermediäre (insb. Kreditinstitute), Institutio-
nen des paramonetären Sektors ( die bankähnliche Dienste und spezielle Dienste anbieten) und die 
individuellen Beziehungen zwischen Anbietern und Nachfragem auf freien Märkten unterschei-
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hen272 oder keine weiteren Eigenmittel eingesetzt werden sollen. Letzteres trifft be-
sonders für die Eigentümer-Unternehmer der im ländlichen Raum zahlreich angesie-
delten mittelständischen Unternehmen zu, die oft trotz des hohen Erwartungswertes 
eines innovativen Investitionsprojektes von einer Realisierung absehen, weil die ver-
bleibende Verlustwahrscheinlichkeit mangels Teilbarkeit und Diversifizierbarkeit für 
sie nicht tragbar erscheint. Denn sollte sich das Innovationsvorhaben als Fehlschlag 
erweisen und bestehen keine Rückgriffsmöglichkeiten auf die Finanzierungsspiel-
räume bzw. Risikoträger eines Unternehmensverbunds, so vermindern sich infolge der 
Aufzehrung des betrieblichen Eigenkapitals zudem die Chancen, zusätzliches Eigenka-
pital oder Fremdkapital von außen zuzuführen273. 

Ein Mangel an komplementären Außenfinanzierungs- bzw. Risikoatomisierungs- und 
-diversifizierungsmöglichkeiten kann somit eine positive Innovationsentscheidung 
bzw. die Realisierung als vorteilhaft angesehener Projekte verhindern. Das 
Finanzierungsproblem für innovationsorientierte Betriebe kumuliert sich, wenn bei-
spielsweise die Ablehnung von Bankkrediten eine Verweigerung von staatlichen För-
dermitteln nach sich zieht274_ 

Auch die Probleme der Finanzierung von Neuerungsvorhaben lassen sich am 
Prinzipal-Agenten-Modell veranschaulichen275_ Danach kann eine Finanzierungsbe-
ziehung zwischen einer Unternehmung - der Einfachheit wegen soll hier von einer für 
ländliche Wirtschaftsräume recht typischen Ein-Personen-Eigentümer-Unternehmung 
ausgegangen werden276 - , die für ein innovatives Investitionsvorhaben Finanzie-
rungsmittel nachfragt, und dem Finanzier, der dem Kapitalnachfrager Finanzierungs-
mittel in der Form eines sicheren Zahlungsstroms für einen vereinbarten (innovativen) 
Investitionszweck überläßt, als eine Prinzipal-Agenten-Beziehung bezeichnet werden. 

Typisch hierfür ist, daß die Gegenleistung des kapitalnachfragenden Unternehmens, 
des sog. Agenten, also die Verpflichtung, in der Zukunft als Ausgleich Zahlungen an 

den (vgl. Häuser, K., 1976, Sp. 1058 f.; Gräfcr, H./Scheld, G., 1992, 
S. 34 f. und S. 60 und Franke, G./Hax, H., 1988, S. 364 und S. 371). 

272 vgl. Hax, H., 1976, Sp. 435 ff. 
273 vgl. Gcrke, W./van Rüth,V./Schöner, M.A., 1992, S. 16. und Gielow, G., 1987, S. 229. Siehe 

auch Sinn, H.-W., 1986, S. 564. 
274 vgl. Gcnosko, J., 1986, S. 109. 
275 vgl. Hax, H./Hartmann-Wendels, T./von Hinten, P., 1988, S. 705 und Schmidt, R.H., 1988, 

S. 257. Zum Grundmodell des Prinzipal-Agenten-Ansattcs siehe Arrow, K.-J, 1985, S. 37 f. 
Die Übertragung des Prinzipal-Agentcn-Ansattcs auf Finanzierungsbeziehungen läßt sich auf 
Jensen/Meclding 1976 zurückführen. Siehe hierzu auch die Beiträge von Spremann, K., 1987, 
S. 3 ff.; Fama, E.F., 1980, S. 288 ff. und Shavell, S., 1979, S. 55 ff. sowie auch Bar-
nea/Haugen/Senbet 1985. Zum folgenden siehe auch Spremann, K., 1986, S. 34 ff. und Neus, 
w., 1989, s. 20 f. 

276 Damit trifft der Innovator sowohl Investitions- als auch Finanzierungsentscheidungen in pcrsona. 
Mögliche Verzerrungen in der logischen Sekunde vor dem Außenfinanzierungsvertrag zwischen 
den Kapitalgebern und den von ihnen beauftragten Managern werden dadurch ausgeschlossen. 
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den Finanzier, den sog. Prinzipal, zu leisten, immer mit zeitlicher Verzögerung zu 
der Vorleistung des Finanziers erfolgt. Der Rückzahlungsanspruch des Prinzipals läßt 
sich vereinfachend dahingegen unterscheiden, ob er dem Grunde nach über Ge-
winnermittlungsregeln fixiert ist und damit einem Residualanspruch entspricht oder ob 
er im Rahmen eines Festbetragsanspruchs festgelegt wird277_ Die mit den zur Disposi-
tion stehenden Investitionsvorhaben verbundenen Zahlungströme sind nicht ex ante 
exogen vorgegeben. Über ihren Verlauf können die Beteiligten unterschiedliche Vor-
stellungen ("heterogene Erwartungen") und Informationen ("asymmetrische In-
formationsverteilung") haben278, da nicht alle potentiellen Umweltzustände im voraus 
bekannt sind oder aber die "bounded rationality" der Vertragsparteien den Abschluß 
eines vollständig spezifizierten Vertrages verhindert. Grundsätzlich kann davon aus-
gegangen werden, daß der Agent über einen Informationsvorsprung hinsichtlich der 
Erfolgschancen der hier betrachteten Innovationsinvestition verfiigt279_ Dementspre-
chend skeptisch wird der Prinzipal bezüglich optimistisch geschilderter 

277 vgl. Schneider, D., 1990, S. 48 ff. 
278 vgl. Wilhelm, J., 1991, S. 180. Eine Untersuchung der Finanzierungsprobleme der Innovation 

erfordert jedoch eine Erweiterung und Spezifizierung der o.g. quellenorientierten Definition um 
die neo-institutionalistische Sichtweise, die den informationellen Marktunvollkommenheiten auf 
dem Kapitalmarkt und den Beziehungen zwischen Kapitalgebern und Kapitalnachfragern einen 
größeren Stellenwert einräumt. Finanzierung wird daher in diesem Untersuchungskontext als 
vertragliche Interaktion bzw. institutionelle Ausgestaltung der Zahlungs-, Informations-, Kon-
troll- und Sicherungsbeziehungen zwischen Kapitalanbietern und Kapitalnachfragern zum 
Zwecke innovativer Investitionsvorhaben in einer Welt mit unsicheren Erwartungen, asymme-
trisch verteilten Informationen und dadurch ausgelösten Anreizproblemen verstanden (vgl. 
hierzu Schmidt, R.H., 1986, S. 190 ff. und dcrs., 1981, S. 140 ff. sowie Schneider, D., 1990, 
S. 27). In diesem Sinne lassen sich die institutionellen Arrangements realer Finanzierungsformen 
als Reaktion auf bestehende Informationsprobleme deuten, weshalb hier in idealtypischer Weise 
von "institutionenfreien" Interaktionen ausgegangen wird. Diese Informationsprobleme entstehen 
in der Suchphase als Folge der "Informationstransportkosten" für die Kontaktaufnahme mit po-
tentiellen Finanzierungspartnern und deren Überprüfung, womit zum Teil irreversible und trans-
aktionsspezifische Aufwendungen verbunden sind, die sich für alternative Finanzbeziehungen 
kaum verwenden lassen. Von erheblicher Bedeutung sind die Informationsprobleme bei den 
Vertragsverhandlungen und während der Laufzeit der Vertragsbeziehung, die auf die asymmetri-
sche Informationsverteilung zwischen Prinzipal und Agent und den damit möglichen Konflikt-
konstellationen zurückzufilhren sind (vgl. Schmidt, R.H., 1981, S. 140 f. Zu den einzelnen Ar-
ten der asymmetrischen Informationsverteilung siehe Arrow, K.-J., 1985, S. 38 ff., der zwei 
Grundtypen von Agentenbeziehungen nennt, die durch einen Mix an Handlungen und Unsicher-
heit gekennzeichnet sind: "hidden action" des Agenten und "hidden information •. Erstere kenn-
zeichnet den Fall asymmetrischer Informationsverteilung hinsichtlich der Handlungen des 
Agenten. Der Prinzipal kann lediglich das Ergebnis der Aktivitäten des Agenten beobachten, 
nicht jedoch diese selbst. Auch ein Rückschluß vom Ergebnis auf die Handlungen ist nicht mög-
lich, da dieses zusätzlich auch von exogenen Umwelteinflüssen beeinflußt wird. Im Fall der 
"hidden information • lassen sich zwar die Agentenaktivitäten beobachten, eine zutreffende Be-
urteilung scheitert jedoch am fehlenden Sachverstand des Prinzipals oder an fehlenden Informa-
tionen Ober den begleitenden Umweltzustand. Da der "hidden information"-Fall als Erweiterung 
des "hidden action"-Falles verstanden werden kann (vgl. Laux, H., 1989, S. 540), wird im fol-
genden auf Letzteren zurückgegriffen. 

279 Drukarczyk, J., 1987, S. 22 ff. bezeichnet dies als das Informationstransfer-Risiko des Gläubi-
gers. 
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Ertragsaussichten durch den Agenten bei den Vertragsverhandlungen sein280. Weiter-
hin kann angenommen werden, daß Prinzipal und Agent, als rational agierende Ak-
teure, ihre Handlungsalternativen nach dem Bernoulli-Nutzen der mit den 
Alternativen verbundenen Ergebnisse und deren, zumindest subjektiven, 
Eintrittswahrscheinlichkeiten auswählen28J . 

Das Abgehen von quasi-deterministischen Zahlungsströmen, wie sie in der "Arrow-
Debreu-Welt"2B2 der neoklassischen Finanzierungstheorie angenommen werden, re-
sultiert aus der Erkenntnis, daß für den Agenten bei ex-ante unvollkommener Infor-
mation über exogene Ereignisse (sog. ex-ante nicht spezifizierbare Unsicherheit283) 
nach Vertragsabschluß die Möglichkeit besteht, mittels der an ihn delegierten Verfü-
gungsrechte eigenmächtig eigennutzenerhöhende Investitionsentscheidungen zu tref-
fen, die bei Vertragsabschluß mit dem Prinzipal nicht vereinbart wurden (sog. Ver-
haltensunsicherheit infolge opportunistischer Verhaltensspielräume)284_ So kann bei-
spielsweise eine Erhöhung der Risikoposition des Agenten durch Realisierung einer 
nicht vereinbarten Investitionsalternative dem Prinzipal verborgen bleiben oder nur 
unter Inkaufnahme einer Verminderung des von ihm angestrebten Nutzens erkennbar 
werden285. Die engpaßrelevanten Implikationen dieser Finanzbeziehung sollen 
zunächst am Beispiel der Kreditfinanzierung veranschaulicht werden286. 

280 vgl. Schmidt, R.H., 1981, S. 141 und Ballwieser, W., 1986, S. 352. 
281 Zu den Prämissen im einzelnen siehe Schneeweiss, H., 1967, S. 61 und Laux, H., 1982, 

S. 17 ff. Zur Kritik siehe Schneider, D., 1992, S. 455 ff. Zu den verschiedenen Möglichkeiten 
der Ermittlung von Nuttenfunktionen unter Risikoaspekten siehe Laux, H., 1982, S. 170 ff. Zur 
Kritik an den Axiomen des Risikonutzens siehe Pfohl, C./Braun, G., 1981, S. 260 ff. 

282 vgl. Arrow, K.J./Debreu, G., 1954, S. 265 - 290 und Arrow, K.J., 1964, S. 91 - 96. Die 
• Arrow-Debreu-Welt" eines vollkommenen Kapitalmarktes im Sinne der neoklassischen Gleich-
gewichtstheorie impliziert freien Marktzutritt der Kapitalanbieter und -nachfrager, Homogenität 
des Gutes "Kapital", vollkommene Markttransparenz und unbeschränkte Teilbarkeit der Ansprü-
che. Der einmalige Tausch ex-ante exakt defmierbarer Leistungen und Gegenleistungen, der sich 
nur über einen kurzen Zeitraum erstreckt und keinen opportunistischen Verhaltensspielraum er-
öffnet, erfolgt über "klassische" Verträge. Selbst bei Aufgabe der Prämissen der "Homogenität 
des Transaktionsgutes" und der "Existenz vollkommener Information" können die Beteiligten 
Finanzierungsbeziehungen bei vollständiger und symmetrisch verteilter Information über alle 
möglichen Umweltzustände, deren Eintritt ex-ante unsicher ist, über klassische Kontin-
genzverträge, die für jeden möglichen Umweltzustand Leistung und Gegenleistung bereits bei 
Vertragsabschluß festschreiben, gestalten. Vgl. hierzu Swoboda, P., 1986, S. 42; Bilger, U., 
1994, S. 46 f. und Richter, R., 1990, S. 583 m.w.N. 

283 Wie bereits oben angesprochen, lassen sich zwei grundlegende Formen der Unsicherheit über 
zukünftige Umweltzustände, die Marktunsicherheit und die technologische Unsicherheit bzw. 
die Ereignisunsicherheit, unterscheiden (vgl. Hirshleifer, J./Riley, J.G., 1979, S. 1376 f.). 

284 "To be sure, behavioral uncertainties would not pose contractural problems were transactions 
free from exogenous disturbances - since then there would be no occasion to adapt and unilateral 
efforts to alter contracts could and presumably would be voided by the courts or other third 
party appeal"(Williamson, O.E., 1984, S. 207). 

285 vgl. Schmidt, R.-H., 1986, S. 186 unter Verweis aufJensen, M./Meckling, W., 1976, S. 332 f. 
286 Es erfolgt eine Beschränkung auf einperiodische Fälle. Damit erfolgt nicht zwangsläufig eine 

Festlegung auf einen einperiodischen Handlungszeitraum, sondern nur eine Beschränkung auf 
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2.2.3.2 Probleme der Kreditf"manzieruog von Innovationen 

Einern Unternehmer eröffnet sich eine innovative Investitionsmöglichkeit I 1, die mit 
sicheren Anschaffungsauszahlungen von 100 Geldeinheiten (GE) verbunden ist. Die 
damit zusammenhängende Einzahlung erwartet er in Abhängigkeit möglicher Umwelt-
situationen sowie deren Eintrittswahrscheinlichkeiten: 

11: + 300 GE, p=0,2; + 100 GE, p=0,6; 0 GE, p= 0,2 

Als Opportunitätsinvestition 12 kann er die nicht für Konsumzwecke benötigten Mittel 
zu einem ex ante vereinbarten Zinssatz in Höhe von 10% p.a. anlegen, womit 100 GE 
Anschaffungsauszahlung zu einem sicheren Erwartungswert von 110 GE führen. Ver-
fügt der potentielle lnnovator nur über ein Anfangsvermögen von 60 GE, so benötigt 
er einen Finanzier für die Restgeldsumme von 40 GE, um die nutzenmaximale Alter-
native I 1 mit einem Erwartungswert von 120 GE zu realisieren287_ Der innovationsbe-
reite Agent wird also sämtliche Finanzierungsalternativen akzeptieren, die ihm minde-
stens einen residualen Erwartungswert von 66 GE versprechen. 

Geht man bei Vertragsabschluß von gleichartigen Erwartungen der Beteiligten -
sowohl hinsichtlich der Wahrscheinlichkeitsverteilungen als auch der entsprechenden 
Zahlungsüberschüsse - über ein durchzuführendes Innovationsprojekt und bestehender 
Investitionsalternativen aus, so stellt die Tatsache, daß der kapitalnehmende Agent im 
Erfolgsfall den gesamten Nettoertrag aus dem kreditfinanzierten Innovationsprojekt 
vereinnahmen kann und daß dem Prinzipal die Handlungen des Agenten und die damit 
einhergehenden Konsequenzen nach dem Vertragsabschluß und nach der Überlassung 
der Finanzierungsmittel nur eingeschränkt bekannt oder beobachtbar sind 
(asymmetrische Informationsverteilung), für den Agenten einen Anreiz dar, die über-
lassenen Mittel nach dem Kreditvertragsabschluß in ein riskanteres Innovationsvorha-
ben 13 zu investieren (siehe hierzu die Zahlungsstromtableaux des Agenten und des 
festbetragsanspruchsberechtigten Prinzipals in Abbildung B.2.1)288_ Aufgrund der 

einen einperiodischen Planungs:zeitraum. Zu den Unterschieden im ein:zelnen Schneider, D., 
1992, s. 26 ff. 

287 Für beide Parteien handelt es sich bei 11 um eine paretocffiziente ~temative, da sowohl Prinzi-
pal als auch Agent bei jeder Aufteilungsvariante des potentiellen Uberschusses von 11 über den 
Ertrag von½ eine Verbesserung ihres Nutzeoniveaus erreichen können. 

288 Zudem kann der Agent den Kreditgeber nach der Kreditvergabe durch eine veränderte Aus-
schüttungspolitik (z.B. durch erhöhte Gewinnentnahmen oder die Veräußerung unbelasteter 
Vermögensgegenstände), eine "Verwässerung" von Gläubigeransprüchen durch eine nachträgli-
che Erhöhung des Verschuldungsgrades oder durch den Konsum nicht-pekuniärer Vorteile 
("fringe benefits"), die im Rahmen der Unternehmertätigkeit nutzbar sind (z.B. ausgedehnte Ge-
schäftsreisen, luxuriöse Büroausstattung und teuere Geschäftsfabr:zeuge) das Kreditausfallrisiko 
des Kreditgebers erhöhen. Zu diesen moral-hazard-Problemen als Folge von asymmetrisch ver-
teilten Informationen siebe Rudolph, B., 1985, S. 506; Fama, E.F., 1978, S. 272 - 284 und 
Swoboda, P., 1986, S. 167 f. (Fortsetzung siehe nächste Seite). 
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nicht direkt beobachtbaren bzw. kontrollierbaren Verwendung der überlassenen Mittel 
("hidden inforrnation" einer "hidden action•289), die aufgrund des Neuerungscharak-
ters der Investition auch nur schwer zu spezifizieren sein wird, nutzt der Agent den 
gegebenen Handlungsspielraum, um unsichere Zahlungsströme entgegen der Verein-
barung (auf der Grundlage der Plandaten zu 11) mit dem Prinzipal mittels der Hand-
lungsalternative 13 einseitig zu seinen Gunsten zu transferieren (Problem der bewußten 
Vertragsuntreue durch den Kreditnehmer bzw. "moral-hazard"-Problem)290. Der Ka-
pitalgeber partizipiert daher asymmetrisch am Investitionsertrag, da er über die fest-
gelegte Veninsung hinaus nicht an den Gewinnen riskanterer Aktivitäten beteiligt ist, 
aber etwaige Verluste auf sich nehmen muß, falls das haftende Eigenkapital des 
Schuldners aufgezehrt ist29J. 

Abbildung B.2.1: Zahlungsstromtableaux einer kreditfinanzierten Innovations-
investition ohne Kreditsicherheit 

Situation bei Vertragsabschluß ... nach Vertragsabschluß (mit "risk shift") 

Agent: Umweltsituation Agent: Umweltsituation 
Investition s, s, s, Investition s, s, s, 

1, p=0,2 p=0,6 p=0,2 E I, p=0,3 p=0,4 p=0,3 E 

l1 BllUlTO 300 100 0 120 liBRUTTO 300 100 0 130 

-FBA ~o -60 0 -FBA ~o -60 0 

-KS -KS 

= l1 NETTO 240 40 0 72 = l3NFJTO 240 40 0 88 

Alternativ- Alternativ-
anlage 12 66 66 66 66 anlagc l2 66 66 66 66 

Prinzipal: Umweltsituation Lwnlk; 1, (unsichere) Investition 1 
Investition s, s, s, I, (sieben:) Altemlllivanlage 

1, p=0,2 p--0,6 p=0,2 E 1, (unsichere) Investition 3 
l1 BKU1TO 60 60 0 48 S1 -S3 Umweltsituationen 1,2,3 

E Erwartungswert der Zahlungsströme 

FBA Festbetragsanspruch 

KS Kreditsicherheit 
Alternativ-
anlagc 12 44 44 44 44 

Von der Möglichkeit des Agenten, sieb bei vorliegenden Informationsasymmetrien mit den 
überlassenen Mitteln abzuseu.en und sie überhaupt keiner investiven Verwendung zuzuführen 
('bold-up"), wird hier abgesehen, da die zu erwartende Nichterfüllung von Festbetragsansprü-
chen ex ante zu einem Rangfolgewechsel in der Bewertung der Handlungsalternativen des poten-
tiellen Prinzipals bzw. zu einer Ablehnung eines Venragsabscblusses führen würde. 

289 vgl. Arrow, K.J., 1985, S. 38. 
290 Die bewußt herbeigeführte Homogenitllt der Erwartungen bei Venragsabscbluß dürfte auch mit 

der Vermutung der Kapitalnachfrager zusammenhingen, ihre Situation zu verbessern bzw. die 
Zahlungsbereitschaft des Kapitalanbieters zu erhöben, wenn sie bewußt Informationen unter-
drücken bzw. falsche Informationen und Signale liefern. Die Voraussetzung für die erfolgreiche 
Nutzung der bewußt herbeigeführten Informationsasymmetrie besteht allerdings darin, daß Voll-
stllndigkeit und Wahrheitsgehalt nur mit erheblichem Aufwand überprüft werden können. Siebe 
hierzu auch Seidl, C., 1982, S. 197. 

291 vgl. Jensen, M.C./Meclding, W.H., 1976, S. 334 ff.; Gavisb, B./Kalay, A., 1983, S. 21 - 30; 
Bamberg, G./Spremann, K., 1989, S. 135 - 166 und Ewen, R .• 1986, S. 18. 
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Erst bei Eintreten des realisierten Umweltzustands kann der Prinzipal insoweit eine 
(beschränkte) Kontrolle des "risk-shifts" vornehmen, als er den vereinbarten Festbe-
trag aus dem realisierten Investitionsertrag erhält oder nicht. Mittels dieses Beispiels 
läßt sich also veranschaulichen, daß Prinzipale, die in Erwartung unsicherer Festbe-
tragsansprüche Vorleistungen in Form sicherer Zahlungsströme leisten, bei 
Informationsasymmetrien damit rechnen müssen, daß der Agent zu seinen Gunsten ein 
"risk shifting" betreiben kann. Je weniger jedoch die Ziele der beiden Marktseiten 
übereinstimmen, desto stärker behindern die Informationsungleichgewichte einen 
Vertragsabschluß292_ Somit haben Fremdkapitalgeber kaum Interesse an einer hohen 
Einkommensunsicherheit von innovatorischen Investitionen, da sie als Festbetragsbe-
teiligte nur einen Anspruch auf Zins und Tilgung besitzen und von einem hohen Inno-
vationsgewinn nicht profitieren. Während also die Gewinnchancen beschränkt sind, 
kann eine fehlgeschlagene Innovation über den Konkurs des innovatorischen Unter-
nehmens zu einem Totalausfall der Forderung führen293_ 

Nimmt man an, daß die Finanziers die bewußt vertragsuntreuen Unternehmen auf-
grund fehlender Informationen nicht a-priori von den Aufrichtigen unterscheiden kön-
nen und von einem bestimmten erwarteten durchschnittlichen Anteil aufrichtiger Kre-
ditnehmer innerhalb einer Gruppe von Unternehmen mit identischen Charakteristika 
ausgehen, so werden sie aufgrund der Einbußen aus Kreditverträgen mit den unauf-
richtigen Schuldnern ihr Kreditangebot für alle Schuldner reduzieren294. Aufrichtige 

292 vgl. Pratt, J.W./Zeckhauser, R.J., 1985, S. 4. 
293 Aufgrund der hohen Spezifität innovatorischer Investitionen dürfte auch der Liquidationserlös 

der finanzierten Vermögensgüter vergleichsweise gering sein. Investitionen in innovative Pro-
jekte stellen zum überwiegenden Teil Investitionen in die Entwicklung und Umsetzung einer 
Idee dar, denen - im Vergleich zu anderen Investitionsvorhaben- zu Beginn keine oder nur we-
nige Sachaktiva entgegenstehen. Läßt sich die Idee nicht realisieren oder marktlich verwerten, so 
sind die Aufwendungen unwiederbringlich verloren. Aus diesem Grunde hat es ein potentieller 
Innovator insoweit schwerer als andere Investoren, sich Fremdkapital zu beschaffen, da er dem 
Kapitalgeber das Investitionsobjekt nicht als Sicherheit anbieten kann. Die Kreditfinanzierung 
eines Neuerungsvorhabens gegen bankübliche Sicherheiten (z.B. Faustpfandrechte, Register-
pfandrechte und pfandrechtähnliche Rechte) dürfte den im ländlichen Raum ansässigen KMU mit 
einer vergleichsweise geringen Vermögensmasse Schwierigkeiten bereiten. 

294 vgl. Rothschild, M./Stiglitz, J.E., 1976, S. 629. Höhere Zinssätze bzw. Risikoprämien für in-
novative Projekte werden im Zusammenhang mit den aufgezeigten Prinzipal-Agent-Problemen 
der Innovationsfremdfinanzierung kaum zum Einsatz kommen, da sie einen Anstieg des Risikos 
des Kreditportfolios des Finanziers herbeiführen können. Dies zum einen, weil "vertragstreue" 
und "vergleichsweise risikoarme" Investoren von einer Kreditaufnahme bei für sie ungünstigen 
Konditionen abgeschreckt würden (Problem negativer Auslese bzw. "adverser Selection") und 
zum anderen, weil die trotz Zinsaufschlag zum Vertragsabschluß bereiten Kreditnehmer zum 
Engagement in risikoreicheren Projekten - mit geringeren Erfolgswahrscheinlichkeiten aber ho-
hen Gewinnen im Erfolgsfall - angeregt würden. Deshalb werden Finanziers selbst bei entspre-
chender Zahlungsbereitschaft der Unternehmen nicht zu einer Risikoabgeltung bereit sein, son-
dern vielmehr eine Risikobegrenzung durch Rationierung anstreben. Ein Kreditgeber wird daher 
seinen Zinssatz nur solange erhöhen, wie der höhere Zinsertrag die Schmälerung des Gewinnes 
durch das dadurch ausgelöste Schuldnerverhalten übersteigt (vgl. Spremann, K., 1990, S. 277 
ff.). Zur Übertragung der "adverse selection" -Problematik auf die Kreditfinanzierung vgl. auch 
Bilger, U., 1994, S. 174 f. Zur Kreditrationierung bei Informationsasymmetrien siehe auch die 
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Unternehmen können somit durch die Existenz der bewußt Vertragsuntreuen negative 
Externalitäten erleiden und in der Folge einer geringeren Kreditvergabebereitschaft 
ausgesetzt sein. 

Versucht der Fremdkapitalgeber, die Gefahren der bewußten Vertragsuntreue durch 
pessimistischere Erwartungen bzw. höhere Ausfallwahrscheinlichkeiten zu antizipie-
ren295, so können die inhomogenen Erwartungsstrukturen dazu führen, daß ein Kre-
ditgeber das zu finanzierende Projekt riskanter beurteilt als es tatsächlich ist296_ An 

sich für alle Beteiligte vorteilhafte Innovationsvorhaben werden deshalb wegen "zu 
pessimistischer" subjektiver Einschätzungen durch die Finanziers häufig nicht zu-
stande kommen. 

Ihre regionale Bedeutung erhalten diese Gesichtspunkte dadurch, daß Kreditinstitute 
im ländlichen Raum, bei den eher seltenen innovativen Investitionsvorhaben und ei-
nem diesbezüglich entsprechend geringerem Erfahrungsschatz aufgrund der herr-
schenden Informationsdefizite, zu einer eher "konservativ-ablehnenden" Geschäftspo-
litik und einer Kreditrationierung zu neigen scheinen oder nur gegen entsprechende 
Kreditbedingungen und -auflagen oder Haftungsvereinbarungen bzw. Kreditsicher-
heiten Innovationsfinanzierungen durchführen297_ Jedoch wird selbst eine Haftungs-
vereinbarung, d.h. eine erwartete künftige Zahlung für den Mißerfolgsfall der Neue-
rung, den Anreiz zum Wechsel der Risikoklasse kaum vermindern, da ein eigennutz-
maximierender Agent mit einer risikoerhöhenden Strategie auch dann noch einen An-

reiz besitzt, seinen Residualanspruch ex post zu erhöhen ("risk-incentive-effect"). 
Dies läßt sich mit der Einführung einer Kreditsicherheit (45 GE im Falle der Umwelt-
situation S3) in das obige Beispiel verdeutlichen: 

Arbeiten von Jaffe/Russell 1976, Stiglitz/Weiss 1981 und Smith 1983. Einen guten Überblick 
über die Kreditrationierungsdiskussion liefern Baltensperger, E./Devinney, T.M., 1985, S. 475 
- 502. 

295 vgl. Drukarczyk, J., 1987, S. 22 ff. Die dargestellte Problematik trifft auch für den Fall von 
"hiddcn information" bzw. inhomogenen Erwartungen hinsichtlich eines durchzuführenden In-
novationsprojekts zu, wenn beim Prinzipal Unsicherheit bezüglich der Art und Am.ahl der dem 
Agenten bekannten Investitionsstrategien vorliegt. 

296 vgl. Terberger, E., 1987, S. 234. 
297 vgl. Genosko, J., 1986, S. 4. Die Probleme der Informationsasymmetrien zwischen Investor und 

Finanzier und die nicht-identischen Erwartungen der Finanziers scheinen die KMU im ländli-
chen Raum in besonderer Weise zu betreffen, da beispielsweise schriftliche Unterlagen zur Be-
triebsführung oder zur Investitions- und Finanzplanung in Kleinunternehmen häufig nicht oder 
nur in mangelnder Qualitat vorhanden sind. Zu den Möglichkeiten der Kreditsicherung durch 
Kreditbedingungen und Kreditauflagen siehe Stockmayer, A., 1982, S. 221. 
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Abbildung B.2.2: Zahlungsstromtableaux einer kreditftnanzierten Innovations-
investition mit Kreditsicherheit 

Agent: 

Situation bei Vertragsabschluß .. . nach VcrtragsabschluB (mit "risk shift") 

Umweltsituation Umweltsituation 
Investition s, s, s, Investition s, s, s, 

1, p=0,2 p=0,6 p=0,2 E 1, p=0,3 p=0,4 p=0,3 E 

1, ..... 300 100 0 120 1, ..... 300 100 0 130 

-FBA -48 -48 -FBA -48 -48 

-KS -48 -KS -48 

= l1 ncao 252 52 -48 72 =l3Ddl0 252 52 -48 82 
Alternativ- Alternativ-
anlagc 12 66 66 66 66 anlagc 12 66 66 66 66 

Prinzipal: 

Umweltsituation WCJllk;. 1, (unsichere) Investition 1 
Investition s, s, s, 

1, p=0,2 p=0,6 p=0,2 E 

1, ..... 48 48 48 48 

1, (sichere) Alternativanlage 
1, (unsichere) Investition 3 
s, -s, Umweltsituationen 1.2,3 
E Erwartungswert der Zahlungsstrome 
FBA Festbetragsanspruch 

KS Kreditsicherheit 
Alternativ-
anlagc h 44 44 44 44 

Dazuhin muß das verbleibende Zahlungspotential der Kreditsicherheit eines erfolglo-
sen innovativen Agenten keineswegs ausreichen, um den vereinbarten Anspruch des 
kreditgebenden Prinzipals abzudecken. Berücksichtigt der Prinzipal für den Fall der 
Absicherung seines Festbetragsanspruchs die entstehenden Vereinbarungs- und Kon-
trollkosten und möglicherweise geringere Einzahlungen aus der Verwertung der Si-
cherheiten, die sich in einem geringeren Erwartungswert der Forderung niederschla-
gen, so kann auch dies das Zustandekommen an sich vorteilhafter Innovationsfinanzie-
rungen verhindern. 

Auch nach den Ergebnissen zahlreicher empirischer Analysen zum betrieblichen Fi-
nanzierungsverhalten, die die Spezifika des ländlichen Raumes hingegen weitgehend 
unberücksichtigt lassen, kommt der Kreditfinanzierung zur Finanzierung innovativer 
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Investitionen vor allem bei kleinen und mittelständischen Unternehmen nur eine ge-
ringe Bedeutung zu298_ 

Hierfür scheinen jedoch nicht nur die durch die Informationsdefizite eingeschränkten 
Kreditfinanzierungsmöglichkeiten verantwortlich zu sein, sondern auch die geringe 
Bereitschaft vieler lnnovatoren zu einer verstärkten Fremdkapitalaufnahme. So 
schränken etwa die laufenden erfolgsunabhängigen Zins- und Tilgungszahlungen einer 
Kreditfinanzierung die finanziellen Handlungsmöglichkeiten eines Unternehmens dann 
besonders ein, wenn sie einen großen Teil des cash-flow des Unternehmens, der bei 
Innovationsinvestitionen typischerweise erst nach einer gewissen Vorlaufzeit zur Dis-
position steht, binden. Obwohl den Gläubigern zwar das Recht verwehrt ist, auf die 
Geschäftspolitik der innovativen Unternehmung Einfluß auszuüben, nimmt deren 
Machtposition faktisch mit steigendem Fremdkapitalanteil zu. Dadurch kann die Un-
ternehmung in ihren Innovationsmöglichkeiten eingeschränkt sein, etwa im Falle von 
Projektauflagen und Abspracheverpflichtungen bei Investitionen oder bei der Wahl ih-

rer Finanzierungspartner, wenn sie beispielsweise gezwungen ist, mit einem Kreditge-
ber zu kontrahieren, der vergleichsweise ungünstige Konditionen bietet299_ 

2.2.3.3 Probleme der Beteiligungsrmanzierung von Innovationen 

Als alternatives Finanzierungsinstrument innovativer Investitionen kommt daher die 
Eigenfinanzierung von außen durch die Beteiligungs- oder Einlagenfinanzierung in 
Frage, bei der sich die Residualansprüche der Kapitalgeber auf die Gewinne bzw. den 
Liquidationserlös nach Befriedigung sämtlicher bevorrechtigter Forderungen Dritter 
erstrecken300. Diese Anreizstruktur läßt einen besseren Schutz bei den genannten kon-
fliktären Interessen in der Finanzierungsbeziehung und im Hinblick auf die anzuneh-
mende Spezifität der innovativen Mittelverwendung vermuten30J. 

Der wegen ihrer geringen Größe und der zumeist prohibitiv hohen Marktzutrittskosten 
erschwerte Zugang der KMU zu den organisierten Beteiligungskapitalmärkten der be-

298 vgl. Beherens-Ramberg, W., 1986, S. 131; Gielow, G./Meyer-Krahmer, F./Kuntze, U., 1983, 
S. 817 ff.; Hennings, R., 1983, S. 216 - 224 und S. 259 - 291 sowie Hühnert, S., 1981, S. 47 
und S. 51. 

299 vgl. Gerke, W./van Rüth, V./Schöner, M. A., 1992, S. 14 f. und Nydegger, A./Oberhänsli, 
H./Harringer, R., 1983, S. 7. 

300 vgl. Schmidt, R.H., 1981, S. 193. 
301 Siehe in analoger Konklusion Rubin, P.H., 1990, S. 77 und Williamson, O.E., 1988, S. 580. 

Damit wird eine Relevanz güterwirtschaftlicher Eigenschaften für die Organisationsstruktur der 
Finanzierung angenommen. Siehe hierzu auch Krahnen, J .-P., 1991, S. 205 ff. 
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stehenden Börsensegmente302 kann für diese jedoch zu einer Beschränkung ihrer Ei-
genfinanzierungsmöglichkeiten auf den nicht-organisierten Markt zur Beschaffung von 
Eigenkapital führen303. Eine fehlende Marktbewertung und eine Informationspolitik, 
die nur selten den Informationsbedürfnissen der Kapitalanbieter entspricht, kann je-
doch zu sehr heterogenen Vorstellungen über die Qualität der nicht börsenfähigen 
Unternehmen führen, die im "gepoolten" Markt aufgrund ihrer Informationsdefizite 
"gute" und "schlechte" Kapitalnachfrager wie solche von durchschnittlicher Qualität 
behandeln werden304. Diese lntransparenz der Finanzierungssituation kann über einen 
Prozeß der Negativauslese ("adverse selection") zum Marktzusammenbruch des Be-
teiligungsmarktes für innovative Investitionen führen, wenn die Differenzierung zwi-
schen den Kapitalnehmern nicht gelingt und die Beteiligungsqualitäten von den Kapi-
talanbietern nicht mehr akzeptiert werden305. Bei jungen innovativen Unterneh-
mensgründungen erschweren zudem die geringen Erfahrungen über die für die Bil-
dung von Gewinnerwartungen relevanten Bestimmungsgrößen das Zustandekommen 
einer Finanzierungsbeziehung306. 

Ungenügende oder fehlende Informationen werden die Beteiligungsfinanzierungsmög-
lichkeiten der KMU in ländlichen Wirtschaftsräumen besonders dann einschränken, 
wenn auch innerhalb einer Beteiligungsbeziehung im Sinne des Prinzipal-Agenten-
Modells konfliktäre Interessen zu vermuten sind307. Wenn der innovative Investor 
nach der Eigenkapitalaufnahme im Rahmen opportunistischer Verhaltensspielräume 
besonders riskante Innovationsinvestitionen realisiert und diese Risikosteigerung zum 
Erfolg führt, so wird er dies gegenüber dem Kapitalgeber, der die einzelnen Entschei-
dungen und Handlungen des Investors und die den Erfolg dieser Handlungen bestim-
menden Umweltfaktoren weder kostenlos noch vollständig beobachten kann, ex-post 
mit der Qualität seiner Entscheidung rationalisieren und seinen Anteil an der erhöhten 
Innovationsrente fordern bzw. entsprechende Vermögensverschiebungen vorneh-
men308. Führt das Innovationsprojekt hingegen zum Mißerfolg, so kann der beteiligte 

302 vgl. Aignesberger, C., 1987, S. 150. Besonders die Zulassungsanforderungen der deutschen 
Emissionsbanken behindern den Zutritt zur Börse, weil diese die Unternehmensgröße, nicht aber 
die relevanten Marktgrößen, das Risiko oder die Rentabilität in den Vordergrund stellen (vgl. 
Gerke, W., 1974, S. 17). 

303 vgl. Gerke, W./van Rüth, V./Schöner, M. A., 1992, S. 1. 
304 vgl. Spremann, K., 1986, S. 97. 
305 Zur Problematik des "equity rationing" auf dem Beteiligungsmarkt und dem Unterinvestitions-

problem als Folge negativer Signalwirkungen siehe Greenwald, B./Stiglitz, J.E./Weiss, A., 
1984, S. 194 - 200 und Myers, S.C./Majluf, N.S., 1984, S. 187 - 221. 

306 vgl. Gerke, W./Schöner, M.A., 1988, S. 189. 
307 vgl. Eisehen, R., 1988, S. 248 ff. Siehe auch Ballwieser, W., 1985, S. 31 und Pratt, 

J.W./Zeckhauser, R.J., 1985, S. 4. 
308 Neben den bereits im Zusammenhang mit der Kreditfinanzierung genannten "moral-hazard"-An-

rei7.en zum übermäßigen Konsum nicht-pekuniärer Vorteile und zur Vornahme verborgener 
Handlungen bei der Verteilung von Investitionserträgen für den geschäftsführenden Eigentümer 
ist noch das "Arbeitsanrcizproblem" von Bedeutung. Da der Grenzertrag der Arbeit für den 



113 

Prinzipal die Ursache dieses Mißerfolgs infolge der Informationsasymmetrien zugun-
sten des Agenten nicht überprüfen und muß die Überwälzung des Verlustrisikos hin-

nehmen309. Sind sich die Kapitalgeber über die Gefahr bewußt herbeigeführter In-
formationsasymmetrien im klaren, so werden sie versuchen, sich durch anreizkompa-
tible Regelungen zu schützen, die den Kapitalnehmer veranlassen sollen, bei Verfol-
gung seines Eigeninteresses nur Verhaltensweisen zu entwickeln, die mit den Interes-
sen des neuen Beteiligungspartners kompatibel sind oder ein Zustandekommen der Fi-
nanzierungsbeziehung ablehnen3JO. Die zur Schließung des "gap of mistrust" erfor-
derlichen Informations-, Verhandlungs- und Kontrollmaßnahmen bei nicht-emissions-
fähigen Unternehmen bzw. die dabei anfallenden Kosten werden aus Sicht der Kapi-
talgeber die Rendite senken oder - bei Überwälzbarkeit der Kosten - aus Nachfrager-
sicht die Kapitalbeschaffungskosten erhöhen. Sie können damit den Beteiligungsver-
trag nicht nur verteuern, sondern sogar zum Scheitern bringen. 

Ein Scheitern ist auch deshalb zu erwarten, weil der innovative Agent, um die Kapi-
talgeber von der Vorteilhaftigkeit seines Vorhabens zu überzeugen, u. U. mehr miß-
trauensreduzierende Informationen und Kontrollmöglichkeiten bereitstellen muß als er 
aus Geheimhaltungs- und Wettbewerbsgründen gewillt ist zu geben. 

Neben den Informationsproblemen vor und während des Beteiligungsverhältnisses, die 
das "Anlagerisiko" des Eigenkapitalgebers bestimmen, erschweren auch die Austritts-
schwierigkeiten der Beteiligten die Beteiligungsfinanzierung von innovativen Unter-
nehmen auf Kapitalmärkten mit einem geringen Organisationsgrad311 . Der Beteiligte 
muß sowohl die Bedenken der potentiellen Anleger hinsichtlich des Wahrheitsgehalts 
der von ihm in den Vertragsverhandlungen bereitgestellten Informationen beseitigen 
als auch ihr Mißtrauen hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit des Ausnutzens opportuni-
stischer Verhaltensspielräume durch die betrieblichen Entscheidungsträger während 
der Finanzierungsbeziehung. Entsprechend dem geringeren Organisationsgrad und den 
Intransparenz- und Anreizproblemen dieses Beteiligungsmarktsegments dürften auch 
die Such- und Informationskosten bei der Vermittlung der entsprechenden Partner aus 
Anlegerperspektive die Rendite einer Anlageform verringern bzw. aus Sicht der Ka-
pitalnachfager die Kapitalkosten erhöhen und sich damit nachteilig auf das Zustande-
kommen einer Finanzierungsbeziehung bzw. auf die Vertragsabschlußchancen auswir-
ken. 

Teileigentümer geringer ist, verglichen mit dem des Volleigentümers, und er nach wie vor die 
gesamten Opportunitätskosten seines Arbeitseinsatzes (das sog. Arbeitsleid) trägt, wird er nun 
seine Anstrengungen tendenziell reduzieren (vgl. Jensen, M.C./Meckling, W.H., 1976, und 
Krahnen, J.P., 1991, S. 116 ff.). 

309 vgl. Hartmann-Wendels, T., 1987, S. 18. 
310 vgl. Eisehen, R., 1988, S. 249. 
311 vgl. Schmidt, R.H., 1981, S. 193 ff. 
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Als eine Sonderform der externen Eigenfinanzierung ist die Finanzierung durch Ven-
ture-Capital(VC)-Gesellschaften, einer Spezialform der Kapitalbeteiligungsgesell-
schaften, anzusehen, die innovativen, nicht-kapitalmarktfähigen Unternehmen für 
einen Zeitraum von etwa fünf bis zehn Jahren - insbesondere in der Gründungs- bzw. 
in der Early-State-Phase - Beteiligungskapital und innovationsrelevantes Wissen zur 
Verfügung stellen312_ Im Unterschied zu den traditionellen Kapitalbeteiligungsgesell-
schaften verzichten die VC-Gesellschaften in der Regel auf laufende Ausschüttungen 
während der Beteiligungsdauer und lassen sich die akkumulierte Wertsteigerung beim 
Verkauf der Beteiligung vergüten313_ Durch die Mitwirkung an der Geschäftsführung 
des kapitalsuchenden Innovators erhält eine die Interessen der Beteiligungsgeber ver-
tretende VC-Gesellschaft verbesserte Kontrollmöglichkeiten zur Verringerung der 
hemmenden Informationsasymmetrien. Zudem lassen sich durch die delegierte Über-
wachung die Kontrollkosten für die Beteiligungsgeber im Vergleich zur direkten Fi-
nanzierungsbeziehung durch die dabei entstehenden Spezialisierungsvorteile reduzie-
ren314 _ Diese Finanzierungsformen erscheinen daher gerade für die in ländlichen 
Wirtschaftsräumen angesiedelten innovativen mittelständischen Unternehmen ohne 
Börsenreife von Bedeutung, spielen aber zur Zeit in der Bundesrepublik Deutschland 
nur eine untergeordnete Rolle. Dies dürfte nicht zuletzt auch auf die Vorbehalte sei-
tens der Eigentümer-Unternehmer nicht-börsennotierter KMU zurückzuführen sein, 
die eine Abneigung gegen die Offenlegung ihres innovativen Know-Hows und ihrer 
privaten Vermögensverhältnisse scheuen und zudem private Beteiligungsgeber anony-
men Finanziers vorziehen315_ 

2.3 Zusammenfassung 

Ziel dieses Kapitels war es, die komplexe einzelwirtschaftliche Neuerungsaktivität, 
welche in die Forschungs- und Entwicklungsphase, in die Inventionsphase, in die In-
novationsphase und in die Diffusionsphase differenziert werden kann, hinsichtlich ih-

rer wesentlichen Merkmale und der potentiellen Engpaßfaktoren im ländlichen Raum 
darzustellen, um im weiteren Verlauf der Arbeit auf dieser Grundlage mögliche infra-
strukturelle Ansatzpunkte ableiten zu können. 

312 Für einen Überblick über Kapitalbeteiligungsgesellschaften und VC-Gesellschaften in der Bun-
desrepublik Deutschland siehe Sauer, R., 1992, S. 139 ff.; Dettmering, W.H., 1990, S. 126; 
Leopold, G./Grüner, D., 1990, S. 592 und Beyel, J., 1987, S. 657. 

313 vgl. Maas, C., 1990, S. 186. Einen Überblick über die verschiedenen Formen der Venture-Ca-
pial(VC)-Finanzierung liefern Glogowski, E./Münch, M., 1990, S. 292 ff. und auch Fischer 
1987. Eine Gegenüberstellung von VC-Kapital und anderen Beteiligungskapitalformen liefert 
Mann, A., 1985, S. 17 - 23. 

314 vgl. Neus, W., 1994, S. 123. 
315 vgl. Kück, M., 1990, S. 25 und Arnold, W., 1989, S. 276 f. 
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Hierbei wurde deutlich, daß für die regionalentwicklungsrelevanten einzelwirtschaftli-
chen Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten vor allem die rasche Diffusion der tech-
nologischen Fortschritte bzw. ein funktionierender Wissens- und Technologietransfer 
von Bedeutung sind. Damit die potentiellen und angewandten Technologien und die 
Markt- bzw. Nachfragesignale in einer Volkswirtschaft überhaupt zu Innovations-
bzw. Imitationsaktivitäten führen, müssen die Betriebe im ländlichen Raum mit ihren 
Zulieferern, Abnehmern und Konkurrenten des Unternehmens- bzw. Technologiebe-
reichs sowie mit dem Wissenschaftsbereich und den entsprechenden Wissens- und 
Technologietransfereinrichtungen umfangreiche Informationsnetze aufbauen, um sich 
zum einen die notwendige unternehmensinterne Wissensbasis und Absorptionsfähig-
keit zu schaffen und um sich zum anderen diejenigen Ressourcen, die sie für eine In-
novation benötigen, aber selbst nicht effizient im erforderlichen Umfang bereitstellen 
können, wie etwa untemehmensextern entwickeltes neues Wissen und Fi-
nanzierungsmittel, zu erschließen. 

Eine intensive Vernetzung der Betriebe scheint, insbesondere bei den durch Informa-
tionsasymmetrien zwischen den Transaktionspartnern im Wissens- und Technologie-
transfer und bei den bei der Beschaffung von Finanzierungsmitteln für innovative 
Investitionen ausgelösten Schwierigkeiten, von besonderer Bedeutung zu sein. Aus 
Sicht der Institutionenökonomik können die vertrauensvollen Netzwerkbeziehungen zu 
einer Reduktion der Transaktionskosten bei der Beschaffung innovationsrelevanter 
spezifischer Ressourcen beitragen, bei denen sich Leistung und Gegenleistung häufig 
über einen längeren Zeitraum erstrecken und die innerbetrieblich nicht oder nicht 
wirtschaftlich bereitgestellt werden können. Hohe ex-ante Transaktionskosten können 
etwa bei der Beschaffung innovationsrelevanten Wissens, bei der Suche eines passen-
den Transaktionspartners, aber auch bei den Vertragsverhandlungen oder bei der 
Etablierung eines Kontrollsystems, in Anbetracht der Schwierigkeiten bei der Of-
fenlegung bzw. bei der ex-ante-Spezifikation und der Bewertung des Transaktionsge-
genstands "Wissen", anfallen. Damit eröffnet sich ein Verhaltensspielraum für oppor-
tunistisches, möglicherweise sogar unfaires Verhalten seitens des Wissenslieferanten 
und es entstehen erhöhte ex-post-Anpassungkosten für die informationssuchenden 
Unternehmen. Bei hohen irreversiblen Kosten für den Autbau einer vertrauensvollen 
Netzwerkbeziehung könnte opportunistisches Verhalten einem Akteur zwar eventuell 
einen einmaligen Nutzen verschaffen, er riskiert bei einem Abbruch der Beziehung je-
doch einen Verlust dieser "sunk costs" und einen Schaden seiner Reputation, was für 
zukünftige Transaktionen zu einem Anstieg der Transaktionskosten führen wird. Mit 
der Zahl der ins Netzwerk integrierten Partner sinkt zudem die Abhängigkeit und da-
mit die Gefahr der Ausbeutung. Zudem verbessert sich die Möglichkeit der Übertra-
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gung einer Vielzahl von Verfahrensweisen, mit denen gute Erfahrungen gemacht 
wurden, sowie die Chance einer Diversifizierung des Wissensstandes der Beteiligten. 

Zudem wurde deutlich, daß neben der Vernetzung in innovative Netzwerke weitere 
angebotsseitige Faktoren wie etwa die Risikobereitschaft und die Qualifikation der an 
den Innovationsprozessen beteiligten Personen und die betrieblichen Lernmöglichkei-
ten (z.B. funktionale Kompetenzen der Betriebe in den Bereichen FuE, Konstruktion 
und Design oder Produktionsprogrammplanung oder Fort- und Weiterbildungsmög-
lichkeiten) sowie die regionalen Finanzierungsmöglichkeiten relevant sind. Darüber 
hinaus ergab die Analyse, daß auch nachfrageseitige Faktoren (das Volumen und das 
Wachstum der relevanten Märkte sowie entsprechende Nachfrageelastizitäten) für die 
Innovationsbereitschaft und die Innovationsmöglichkeiten der in ländlichen Wirt-
schaftsräumen ansässigen Betriebe von entscheidender Engpaßrelevanz sind. 

Für das weitere Vorgehen stellt sich nunmehr die Frage, ob bzw. wie die derzeit exi-
stierenden Innovationsinfrastruktureinrichtungen zum Abbau dieser Innovationshemm-
faktoren beitragen, damit die in ländlichen Wirtschaftsräumen ansässigen Unterneh-
men die bestehenden gesamtwirtschaftlichen technologischen Möglichkeiten erfolg-
reich nutzen. 

Während industrieökonomische Ansätze den lnnovationsprozeß in der Regel aus der 
Perspektive des einzelnen Unternehmens oder der einzelnen Industrie untersuchen, er-
gänzt die regionalökonomische Analyse diese Sichtweise um den Aspekt der 
"innovativen Region". Das Unternehmen bzw. das einzelwirtschaftliche Anpassungs-
und Neuerungsverhalten wird bei der Untersuchung der potentiellen engpaßrelevanten 
Wirkungen der Infrastrukturpolitik also gleichsam als mögliches Produkt seiner regio-
nalen Umgebung aufgefaßt. Letztere wird damit gleichsam als "lnnovationsinkubator" 
vorstellbar: "The firm, and the innovating firm, are not viewed as pre-existing in or 
separate of the local environment, but as being products of it. Local milieux are re-
garded as the nurseries, the incubators of innovations and innovative firms .... Access 
to technological know-how, the availability of local industrial linkages and inputs, the 
irnpact of close market proxirnity, the existence of a pool of qualified labour - these 
are the innovation factors which will determine areas of greater or lesser innovative 
activity within national space .... This line of argument leads naturally to the hypothe-
sis that it is often the local environment, which is, in effect, the entrepreneur and the 
innovator, rather than the firm" 316. 

316 Aydalot, P./Keeble, D., 1988, S. 9. 
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3. Innovationsinfrastruktur und Engpaßfaktoren der einzelwirt-
schaftlichen Innovationsaktivitäten in ländlichen Wirtschafts-
räumen 

Die Analyse der potentiellen Engpaßfaktoren der einzelwirtschaftlichen Anpassungs-
und Neuerungsaktivitäten in ländlichen Wirtschaftsräumen legen ein Infrastrukturkon-
zept für ländliche Wirtschaftsräume nahe, welches staatliches Handeln bei der Verfol-
gung regionalpolitischer Zielsetzungen auf den Abbau bzw. die Verminderung dieser 
Engpässe eingrenzt. Die inhaltliche Ausfüllung orientiert sich an den jeweiligen eng-
paßorientierten Leistungspotentialen der darunter subsumierbaren Infrastrukturkatego-
rien und konfligiert keinesfalls mit der Forderung der Vertreter des Deregulierungs-
konzepts hinsichtlich der Gestaltung von innovationsbeeinflussenden Rahmenbedin-
gungen3l7_ Staatliches Handeln konzentriert sich in dieser regionalen Entwicklungs-
konzeption auf den engpaßorientierten Abbau der oben analysierten Innovations-
hemmnisse318 _ 

Anstelle eines unter Anmaßung von Lenkungswissen vorgenommenen innovatorischen 
Interventionskonzepts werden im Rahmen einer innovationsorientierten Infrastruktur-
politik einzelwirtschaftliche Neuerungsaktivitäten in ländlichen Wirtschaftsräumen 
dergestalt unterstützt, daß die Richtung des Innovationsprozesses immer noch dem 
wettbewerblichen Suchprozeß überlassen bleibt. Damit soll eine "möglichst reibungs-
lose Anpassung an wirtschaftliche Veränderungen sowie die möglichst verlustarrne 
Suche und Einführung von Neuerungen ermöglicht werden•3J9_ 

Bevor die Bedeutung der genannten Engpaßfaktoren und der entsprechenden Infra-
struktur für das einzelwirtschaftliche Anpassungs- und Neuerungsverhalten Ge-
genstand empirischer Analysen in einigen ländlichen Wirtschaftsräumen Baden-Würt-
tembergs sind, werden im folgenden die potentiellen engpaßrelevanten Leistungen der 
existierenden innovationsorientierten Infrastrukturkategorien auf der Basis mikroöko-
nomischer Erklärungsansätze analysiert. Zuvor ist jedoch die begriffliche Klärung und 
systematische Einordnung der Innovationsinfrastruktur in die in der Literatur disku-
tierten Infrastrukturkonzeptionen sowie eine Darstellung ihrer Arten und Spezifika 
notwendig. 

317 Zum Dercgulierungskonzcpt siehe Kruse 1989. 
318 vgl. Schroeder, K./Fuhnnann, F.U./Heering, W., 1991, S. 57. 
319 Streit, M.E., 1991, S. 112. 
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3.1 Zu den allgemeinen Konzeptionen der Infrastruktur 

Obwohl - oder vielleicht gerade weil - der abstrakte Terminus "Infrastruktur" weder 
über eine einheitliche noch über eine allgemein anerkannte Definition verfügt, stellt er 
in der Terminologie der Wachstums-, der Struktur- sowie der Regionaltheorie und der 
diesbezüglichen Politikmaßnahmen eine Art Schlüsselgröße dar320, 

Unter dem Hinweis des Fehlens einer exakten und operationalen Definition wird die 
Infrastruktur in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur sehr uneinheitlich kon-
sumtiv oder investiv, substitutiv oder komplementär, untemehmensorientiert oder 
haushaltsorientiert, als Bestandsgröße im Sinne von Sachkapital (als Inputfaktor) oder 
als das Ergebnis bestimmter Sektoren (als Outputfaktor), nur mit materiellem oder 
häufig auch mit immateriellem (personellem und institutionellem) Gehalt interpre-
tiert321. 

In Anbetracht eines derartigen heterogenen Sprachgebrauchs muß für die Analyse der 
Möglichkeiten, mit Hilfe infrastruktureller Maßnahmen die regionalen einzelwirt-
schaftlichen Innovationsaktivitäten zu unterstützen, noch eine als zweckmäßig anzuse-
hende Begriffsbestimmung gesucht werden322. Hierbei wird jedoch der methodologi-
schen Anweisung Poppers gefolgt, den Begriffen "so wenig Gewicht wie nur möglich 
beizumessen"32J. 

Um den allgemeinen Bedeutungsinhalt der Infrastruktur zu beschreiben, werden 
zunächst die in der Literatur gebräuchlichsten Konzepte kurz dargestellt (siehe hierzu 
Abbildung B.3.1), um auf dieser Grundlage später die hier relevanten Innovationsin-
frastrukturkategorien entsprechend zu charakterisieren und einzuordnen. 

320 Borchardt spricht von einem "beträchtlichen Voluntarismus in der Bildung desjenigen Aggre-
gats, das mit Infrastruktur zu bezeichnen wäre"(Borchardt, K., 1970, S. 13). 

321 Einen guten Überblick hierzu vermitteln Trunzer, H. F., 1980, S. 3-43 und Filzen, R., 1982, 
s. 19 - 85. 

322 So bemerkt auch Simonis, daß "bei der Konzipierung dieses Bandes nicht von einem einzigen, 
wohldefinierten Infrastrulcturbegriff ausgegangen (wurde). Vielmehr sollte seine Differenzierung 
je nach Fragestellung, Periode und System deutlich werden"(Simonis, U. E., 1977, S. 11). 

323 "Wir nehmen ihren (der Begriffe, B.N .) Sinn nicht allzu ernst. Wir sind uns des Umstandes be-
Wllßt, daß sie ein wenig vage sind ( denn wir haben ihren Gebrauch nur in der praktischen An-
wendung gelernt), und wir erreichen Präzision nicht indem wir ihren Halbschatten von Vagheit 
reduzieren, sondern indem wir uns von ihm entfernt halten .... Auf diese Weise vermeiden wir 
einen Streit über bloße Worte"(Popper, K. R., 1975, S. 27.). 
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Abbildung B.3.1: Systematik der allgemeinen Konzepte der Infrastruktur 

funktionale und merkmals-
basierte Konzepte: 

Konzepte zur Definition 
der Infrastruktur 

(1) Konzept öffentlicher Güter 

(2) Externalitätenkonzept 

(3) institutionelles Konzept 

(4) funktionales Konzept 

enumerative 
Konzepte 

Am weitesten in der Literatur verbreitet sind die enumerativen Konzepte324, wobei 
keiner der Autoren einen Anspruch auf Vollständigkeit der von ihm erfaßten Infra-
strukturbereiche geben oder gar eine theoretisch valide Begründung für diese eher 
plausibilistische Klassifizierung liefern kann. Die Kritik richtet sich jedoch nicht nur 
gegen die untheoretische und häufig geradezu willkürliche Vorgehensweise bei der 
Klassifizierung volkswirtschaftlicher Sektoren als Infrastrukturbereiche, sondern auch 
gegen die wenig trennscharfe Abgrenzung der Infrastrukturbereiche untereinander325. 

Die funktionalen und merkmalsorientierten Dermitionskonzepte nehmen häufig 
eine enumerative Aufzählung von infrastrukturkonstituierenden Merkmalen zum Aus-
gangspunkt ihrer Typisierung. In der herrschenden Literatur zählen vor allem fol-
gende Merkmale als infrastrukturtypisch326: 

Technische Merkmale: Die Infrastruktur ist durch ihren Vorleistungscharakter 
für die Produktion und den Konsum gekennzeichnet. Ihre Nutzungen sind stand-

324 Siehe hierzu etwa Biehl, D., 1986; S. 87 - 96 und S. 102 - 109; Heckhausen, S., 1976, S. 1 f.; 
Formanek, J./Helms, E., 1974, S. !; Schröder, D., 1971, S. 58 und Jansen, P. G.fföpfer, K., 
1970, s. 414. 

325 vgl. Trull7.er, H. F., 1980, S. 16. Häufig wird auch keine Grell7.e gezogen und die kasuistische 
Aufzählung mit "usw." beendet. 

326 vgl. Bichl, D., 1986, S. 87 - 113; des weiteren auch Trull7.er, H. F., 1980, S. 11 f.; Stohler, J., 
1965, S. 281; Jochimsen, R./Gustafsson, K., 1970, S. 40 ff.; Hirschrnan, A. 0., 1967, 
S. 78 ff.; Musgrave, R. A., 1971, S. 43 ff. und Cootner, P. H., 1963, S. 262 ff. 
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ortgebunden auf einen relevanten Einzugsbereich. Ihre raumstrukturelle Organi-
sation kann als Band-, Punkt- oder Netzwerkinfrastruktur erfolgen. Ein derivati-
ver Systemnutzen entsteht, wenn Infrastruktursingulärgüter in ein ganzheitliches 
Konzept integriert werden und der Gesamtnutzen, der sich aus der Interaktion der 
Systemkomponenten ergibt, größer ist als die Summe der einzelnen Singulär-
nutzen. Handelt es sich dabei um Realkapitalgüter, so zeichnen sich die Anlagen 
durch hohe Kapitalkoeffizienten, technologische Unteilbarkeiten, lange Ausrei-
fungszeiten und Nutzungsdauern aus. Sie sind in der Regel nicht importierbar 
bzw. räumlich immobil und besitzen zumeist polyvalente Verwendungsmöglich-
keiten. 
Ökonomische Merkmale: Aus den technischen Merkmalen sind der sprungfixe 
Kostenverlauf, economies of scale bzw. diseconomies of scale, die geringe Kapi-
talproduktivität und die hohe Einkommensunsicherheit ableitbar. In diesem Zu-
sammenhang wird auch häufig die Ungültigkeit des Ausschlußprinzips, das 
Versagen des Marktes sowie das Auftreten externer Effekte der Produktion und 
des Konsums angeführt. 
Institutionelle Merkmale: Das Infrastrukturangebot erfolgt durch den Staat oder 
durch Private, die der öffentlichen Kontrolle bzw. Regulierung unterliegen. 

Dieser Merkmalskatalog macht bereits deutlich, daß insbesondere die ökonomischen 
und institutionellen Merkmale vorrangig am Kapitalgut- und öffentlichen 
Gutscharakter der Infrastruktur festmachen und dabei die immateriellen Infrastruktur-
komponenten grob vernachlässigen327. Was die technischen Merkmale anbelangt, so 
können diese genauso auf den verbleibenden Teil des gesamtwirtschaftlichen Realka-
pitalstocks ( die sog. "Superstruktur" 328) zutreffen329. Allein auf der Grundlage der 
genannten Merkmale, soviel wird bereits an dieser Stelle deutlich, ist eine eindeutige 
Abgrenzung wohl kaum möglich. Es findet sich nicht ein Merkmal, das ausschließlich 
der Infrastruktur zurechenbar wäre. Zudem fehlt eine Klärung der Frage, ob diese 

327 Bezog sich die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Infrastruktur in den Anfängen vor 
allem auf die materielle Kapitalgüterkomponente, so erfolgt seit den sechziger Jahren eine ver-
stärkte Beschäftigung mit den Sektoren Bildung und Forschung oder dem Geld- und 
Kreditsystem. Mit dem wachsenden Umweltbewußtsein und der steigenden individuellen Frei:zeit 
konnte auch eine zunehmende Beachtung der Umweltschut:zeinrichtungen (z.B. Entsorgung) und 
der Kultur-, Sport- und Frei:zeiteinrichtungen in der wissenschaftlichen Gemeinde beobachtet 
werden. Siehe hierzu auch Stohler, J., 1965, S. 294; Ehrlicher, W., 1963, S. 106; Steinmann, 
B., 1970, S. 475. 

328 Die den Kapitalgutcharakter der Infrastruktur betonenden Ansät:ze sind vor allem in der angel-
sächsischen Literatur (social overhead capital bzw. fixes Sozialkapital) zu finden. So unterschei-
det Tinbergen Superstruktur von der Infrastruktur, worunter die "investments in the basic in-
dustries" (Basiseinrichtungen einer Volkswirtschaft) zu subsumieren sind (vgl. Tinbergen, J., 
1962, S. 133). Auch Hirschman unterstreicht den materiellen Gehalt der Infrastruktur und stellt 
ihr den verbleibenden Teil des gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks bzw. die "direkt pro-
duktiven Aktivitäten" gegenüber (vgl. Hirschman, A.O., 1967, S. 7 und 78). 
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charakteristischen Eigenschaften für alle Teilbereiche der Infrastruktur in gleichem 
Ausmaß relevant sind. Unklar bleibt zudem, welche Merkmale letztendlich für die 
Bestimmung einzelner Teilbereiche hinreichend oder notwendig sind. Die Versuche, 
mittels einer Vielzahl von infrastrukturrelevanten Kriterien zu einer komparativen 
Abgrenzung - im Sinne einer mehr oder weniger eindeutigen Zuordnung - zwischen 
Infrastruktur und Superstruktur zu kommen, enden daher zumeist in einer enumerati-
ven Aufzählung bzw. Begriffsbegrenzung der Bereiche, die aufgrund von 
Plausibilitätsgründen zur Infrastruktur gerechnet werden. 

Ein umfassender Kriterienkatalog in dieser Hinsicht findet sich bei BiebJ330. Indem er 
die Abgrenzung der Infrastrukturinvestitionen von den übrigen Kapitalinvestitionen 
mit Hilfe zahlreicher Indikatoren des Merkmals "Kollektivgutcharakter der Infra-
struktur" durchführt, stellt er die Charakteristika der öffentlichen Güter implizit als 
das entscheidende Abgrenzungskriterium heraus. Die übrigen Merkmale dienen dann 

in zweiter Linie einer Beurteilung der "infrastructureness" der potentiellen Infra-
strukturbereiche. Er folgt damit der Auffassung Stoblers, der als einer der ersten die 
Teilbereiche der Infrastruktur als öffentliche Güter (1) bezeichnet33J. Auch 
Jochimsen nimmt in seiner "Allgemeinen Theorie der Infrastruktur einer Marktwirt-
schaft'' diese Eingrenzung vor, da die Infrastruktur nach seiner Auffassung besonders 
in entwicklungstheoretischer Hinsicht zu einem Problem wird, "das nicht ohne wei-
teres als vollständig gelöst - im Sinne eines Nebenergebnisses des marktwirt-
schaftlichen Prozesses - unterstellt werden kann"332. In einer realtypischen Markt-
wirtschaft ist der Marktmechanismus, bei Vorhandensein externer Effekte und einer 
mangelhaften Antizipation zukünftiger Entwicklungen durch die Wirtschaftssubjekte, 
nicht in der Lage, gewissermaßen entwicklungsoptimale Infrastruktur entsprechend 
den Modellen der statischen Gleichgewichtstheorie zu schaffen333. Auf der Basis die-
ser Überlegungen weist er dem Staat die Schaffung einer entwicklungsorientierten In-
frastruktur als wirtschaftspolitische Aufgabe zu, um dadurch "den Ausgleich der Ent-
gelte für gleiche Faktorbeiträge bei zweckmäßiger Allokation der Ressourcen, d.h. 
vollständige Integration und höchstmögliches Niveau der Wirtschaftstätigkeit, zu er-
möglichen „334. 

329 Nach einer derartigen Definition würden nur noch die Konsumgüter nicht als Infrastrukturgüter 
in Frage kommen. 

330 vgl. Bichl, D., 1986, S. 87 - 96 und S. 102 - 109. 
331 vgl. Stohler, J., 1965, S. 287. 
332 Jochimsen, R., 1966, S. 216. 
333 vgl. Jochimsen, R., 1966, S. 146. Des weiteren führt er aus, daß hier "in aller Regel der Fall 

zugrunde(licgt), daß die private Wirtschaft die notwendige Erzeugung (z.B. der öffentlichen 
Güter) ... nicht selbst zustande bringt" (Jochirnscn, R., 1966, S. 220). 

334 Jochimsen, R., 1966, S. 147. Diese grundlegende Arbeit für die lnfrastrukturforschung trägt be-
reits den Untertitel "Grundlagen der marktwirtschaftlichen Entwicklung". Der Infrastruktur 
kommt als zentrale Aufgabe also die Funktion zu, trotz raum- und sektordiffcrenzicrender Gege-
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Obwohl durch die Verbindung von Infrastrukturdefinition und Kollektivgutkonzept die 
genannten definitorischen Probleme gelöst zu sein scheinen335, sind die Merkmale 
reiner öffentlicher Güter, wie etwa "Ungültigkeit des Ausschlußprinzips" und "Zwang 
zur Inanspruchnahme"336, in ihrer absoluten Form nicht immer für eine hinreichende 
Abgrenzung der Infrastrukturbereiche geeignet. Es wird sich vielmehr häufig auch um 
intermediäre Güter zwischen den rein kollektiven und den rein privaten Gütern han-
deln337, Kritisch anzumerken ist außerdem, daß die Kollektivgutkriterien keinesfalls 
in der Lage zu sein scheinen, das differenzierte und breite Spektrum der 
infrastrukturtypischen Eigenschaften abzudeckenJJB. So kritisiert Trunzer, daß eine 
problemlose Einordnung der Infrastruktur in die Kollektivguttheorie vor allem deshalb 
gelinge, weil die Infrastruktur ex-ante bereits mit Merkmalen abgegrenzt wird, welche 
die Definition des Kollektivgutes integrieren339. 

Die Erweiterung des Begriffs der öffentlichen Güter auf jene Güter mit sowohl inter-
nen als auch externen Effekten340, bei denen der Marktmechanismus nur teilweise 
versagt, erfolgt im Rahmen des Externalitätenkonzepts (2)341 , d.h. eine generelle 
Theorie des Marktversagens342 ermöglicht die begrifflich integrierte Einordnung der 
angebots- und der nachfragespezifischen Merkmale einzelner Infrastruktursektoren34J. 
Die Erfordernis staatlicher Bereitstellung bzw. Einflußnahme ist damit nicht in jedem 
Falle zwingend, was das Spektrum der Träger im Infrastrukturbereich wesentlich er-

benheiten wie den Friktionen, den Diskontinuitäten und den externen Effekten, desintegrative 
Phänomene zu beseitigen und ein hohes Wirtschaftswachstum zu fördern (vgl. Jochimsen, R., 
1966, s. 101). 

335 Dieser Gleichsetzung schließt sich auch Tuchtfeld an, wenn er Infrastruktur definiert als "die 
Gesamtheit aller vorwiegend von der öffentlichen Hand vorgenommenen Investitionen .. , die 
Voraussetzung für die Integrations- und Entwicklungsfähigkeit einer Volkswirtschaft 
sind"(Tuchtfeld, E., 1970, S 127 f.). Dazuhin berücksichtigt Musgrave, daß infrastrukturelle 
Einrichtungen sowohl Output-(Konsumgut) als auch lnput-(Produktionsgut)Charakter besitzen, 
indem er Infrastruktur als soziale Kapitalgüter definiert, die durch Eigenschaften der Nichtriva-
lität bei Konsum und Produktion und durch vom Markt nicht internalisierte Effekte ge-
kennzeichnet sind (vgl. Musgrave, R.A., 1971, S. 47 f.). In Musgraves Theorie des öffentlichen 
Kapitalguts lassen sich entsprechend definierte Infrastrukturgüter einordnen. 

336 Weitere Merkmale, wie die Unterversorgung über den Markt und die natürlichen Monopole, er-
gänzen die Erfordernis der öffentlichen Bereitstellung, zu der auch die öffentliche Überwachung 
und Förderung zählt. Siehe hierzu auch Streit, M.E., 1991, S. 92 ff. und S. 88 ff.; Varian, H. 
R., 1991, S. 541 ff. und S. S. 390 ff. sowie Musgrave, R.A./Musgrave, P.B./Kullmer, L., 
1990, s. 53 ff„ 

337 "This similarity is especially marked when ... the public intermediate good is accumulated as a 
stock"(McMillan, J., 1978, S. 665). Siehe auch Head, J. G., 1962, S. 200 ff. und Frey, R. L., 
1969, s. 74. 

338 vgl. Trunzer, H. F., 1980, S. 37. 
339 vgl. Trunzer, H. F., 1980, S. 37. . 
340 Diese Unterscheidung fmdet sich auch bei Musgrave, der vollständige öffentliche Güter, unvoll-

ständige öffentliche Güter mit teilweise externen Effekten (mixed cases) und meritorische Güter 
mit individueller Informationsbegrenzung unterscheidet (vgl. Musgrave, R. A., 1969, S. 143). 

341 Zum Externalitätenkonzept siehe Tietzel 1972. Zur Weiterentwicklung dieses Ansatzes zu einer 
Theorie des Marktversagens siehe Bartei 1975. 

342 vgl. Bartei, K., 1975, S. 50. 
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weitert344. Somit erscheint das umfassendere Externalitätenkonzept besser als die 
Theorie der öffentlichen Güter geeignet zu sein, die Spezifika der Infrastruktur zur 
Klassifizierung der volkswirtschaftlichen Sektoren zu erfassen345_ 

Problematisch erscheint nur, daß der Rahmen potentieller Infrastruktursektoren durch 
dieses Konzept so weit ausgedehnt wird, daß kaum noch Güter und Leistungen vor-
stellbar sind, die nicht darunter subsumierbar scheinen346_ 

Das institutionelle Konzept (3) schränkt den Infrastrukturbegriff auf diejenigen Be-
reiche ein, die unter staatlicher oder gemeinwirtschaftlicher Trägerschaft stehen. 

Es gilt jedoch, nach den obigen Erkenntnissen, an dieser Stelle die Frage zu beant-
worten, ob die Einrichtungen der Infrastruktur in öffentlicher Trägerschaft stehen 
müssen oder ob nicht eine rahmensetzende öffentliche Verantwortung genügt347, da ja 
ganz offensichtlich selbst in marktwirtschaftlichen Systemen nicht nur von der öffent-
lichen Hand Infrastrukturgüter angeboten werden, sondern auch Private, die den Ge-
setzen des Marktes unterliegen, die gleichen Funktionen erfüllen können348_ Eine Be-
schränkung der begrifflichen Abgrenzung der Infrastruktur auf die staatliche oder ge-
meinwirtschaftliche Trägerschaft als konstitutives Merkmal würde also Güter nur des-
halb nicht integrieren, weil sie privater Bestimmung unterliegen, obwohl sie äquiva-
lente entwicklungsrelevante Funktionen ausüben. Ein derartiger ordnungspolitischer 
Infrastrukturbegriff, der zwischen Infrastrukturkapitalstock bzw. -investitionen und 
privatem Kapitalstock bzw. -investitionen unterscheidet und der die Infrastruktur in 
ein Komplementärverhältnis zum Markt bringt, um dessen Funktionsfähigkeit zu er-
höhen349, wird vor allem den sich - je nach den wirtschaftlichen und sozialen Wand-
lungen eines Wirtschaftsraumes - ändernden Zielsetzungen und Aufgabenstellungen 
der lnfrastrukturpolitik durch seine Fixierung auf die Art der Trägerschaft kaum ge-
recht. 

Zudem wäre - je nach den historisch und international unterschiedlichen Arbeitstei-
lungen zwischen privater und öffentlicher Hand - in marktwirtschaftlichen Volkswirt-

343 vgl. Trunzer, H. F., 1980, S. 35 f. 
344 vgl. Cansier, D., 1972, S. 436. 
345 vgl. Trunzer, H. F., 1980, S. 36. 
346 vgl. Mishan, E. J., 1969, S. 343. 
347 vgl. Mlding, H., 1978, S. 29. 
348 vgl. Bubr, W., 1975, S. 20. Auch Jochimsen verweist darauf, daß im Laufe der historischen 

Entwicklung nur wenige Bereiche der Infrastruktur auf7Jihlbar sind, in denen eine privatwirt-
schaftliche Regelung zu keiner Zeit existent war (vgl. Jochimsen, R., 1966, S. 108 und auch 
Littmann, K., 1957, S. 105). 

349 vgl. Eisholz, G., 1972, S. 2. 
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schaften der Inhalt von Infrastruktur neu festzulegen und nicht generell verwend-
bar350. 

Auf die entwicklungstheoretischen Funktionen der Infrastruktur stellt das funktionale 
Klassif'lzierungskonzept (4) ab. So systematisiert Jochimsen unter Infrastruktur "die 
Gesamtheit aller materiellen, institutionellen und personalen Anlagen, Einrichtungen 
und Gegebenheiten ... , die den Wirtschaftseinheiten im Rahmen einer arbeitsteiligen 
Wirtschaft zur Verfügung stehen und die mit dazu beitragen, 
1. die Entgelte für gleiche Leistungen der Produktivkräfte auszugleichen und 
2. zugleich die größten Zuwachsraten der Gesamtwirtschaft herbeizuführen"35J. 

"Mit Infrastruktur werden somit die wachstums-, integrations- und versorgungsnot-
wendigen Basisfunktionen einer Gesamtwirtschaft umschrieben•352. 

Unter die materielle Infrastruktur lassen sich diejenigen Realkapitalstockbestandteile 
subsumieren, die überwiegend als Vorleistungen in die Sachgüter- und Dienst-
leistungsproduktion eingehen, die die Endnachfrage aufnimmt353. Da hierunter zu-
meist auch das Sachkapital der institutionellen und der personalen Infrastruktur sub-
sumiert wird, kann diese Infrastruktur als primär wirtschaftliche bzw. wirtschafts-
nahe bezeichnet werden, die überwiegend als Input in die Superstruktur eingeht und 
erst indirekt dem Menschen dient354. 

Zur institutionellen Infrastruktur zählen die gewachsenen und gesetzten Normen, 
die organisatorischen Einrichtungen und Verfahrensweisen einer Volkswirtschaft, die 
den Rahmen für die Erstellung und Verwirklichung der einzelwirtschaftlichen Pläne 
und die materielle wie die personale Infrastruktur abgeben355. 

Die personale Infrastruktur umfaßt die quantitativen und qualitativen Merkmale des 
Humankapitals eines Wirtschaftsraumes, das in Abhängigkeit von seinen Fähigkeiten 
sowohl zur Niveausteigerung als auch zur Erhöhung des Integrationsgrades der Wirt-
schaftsaktivitäten beitragen kann356. 

350 vgl. Trunzcr, H. F., 1980, S. 39. 
351 Jochimsen, R., 1966, S. 145. 
352 Jochimsen, R./Gustafsson, K., 1970, S. 38. 
353 vgl. Jochimsen, R., 1966, S. 103. Hierzu zählt er 'l. die Gesamtheit aller Anlagen, Ausrüstun-

gen und Betriebsmittel in einer Volkswirtschaft ... , die zur Energieversorgung, Verkehrsbedie-
nung und Telekommunikation dienen; hierzu kommen 2. die Bauten, usw. zur Konservierung 
der natürlichen Ressourcen und Verkehrswege im weitesten Sinne und 3. die Gebäude und Ein-
richtungen der staatlichen Verwaltung, des Erziehungs- und Forschungs- sowie des Gesundheits-
und Fürsorgewesens"(ebd., S. 103). 

354 vgl. auch Trunzcr, H. F., 1980, S. 16. 
355 vgl. Jochimsen, R., 1966, S. 117. 
356 vgl. Jochimsen, R., 1966, S. 133. 
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Kommen die Leistungen der Infrastruktur dem Menschen direkt zugute und erst indi-
rekt über eventuelle Humankapitaleffekte357 den jeweiligen Wirtschaftsaktivitäten, so 
läßt sich diese Infrastruktur auch als soziale358oder haushaltsorientierteJ59 Infra-
struktur definieren. 

Jochimsen integriert die Infrastruktur in einen Entwicklungsmechanismus, der auf 
dem "Prinzip der zirkulären, selbstverstärkenden Verursachung" von Entwicklungs-
prozessen aufbaut, welches vor allem durch das menschliche Verhalten (das erst nach 
Erreichen eines entwicklungsstufenabhängigen Existenzminimums bestimmte ökono-
mische Formen annimmt) und durch die sog. "historische Komponente" (insb. das 
Beharrungsvermögen von Institutionen) gesteuert wird360_ Der Infrastrukur kommt 
nach dieser entwicklungstheoretischen Vorstellung vor allem im Entwicklungsstadium 
der quasi-stagnierenden Wirtschaft eine entwicklungsstimulierende Rolle bei der 
Durchbrechung "fehlerhafter" Kreisläufe zu361. Insbesondere von der durch Infra-
strukturinvestitionen möglichen Initiierung multiplikativer Nachfrage- und Einkom-
menseffekte (Outputwirkung) und von der Möglichkeit einer Produktivitätserhöhung 
regionaler Wertschöpfungsprozesse (lnputeffekt) durch Infrastrukturinvestitionen, die 
als Vorleistungen in den Leistungserstellungsprozeß der Akteure eingehen, wird eine 
positive Beeinflussung der Regionalentwicklung angenommen362_ 

Der Infrastruktur werden also im funktionalen Konzept eine Reihe von Wirkungen 
zugeschrieben, durch die auch eine Beseitigung regionaler Entwicklungsschranken, 
wie etwa der regionalen Innovationshemmnisse in ländlichen Wirtschaftsräumen, 
möglich erscheint. Im Rahmen einer engpaßorientierten Infrastrukturpolitik be-

357 Die direkt humankapitalorientiertcn immateriellen Infrastrukturleistungen werden daher von 
Gatzweiler/Irmen/Janich als sog. humankapitalorientierte Infrastrukrur bez.eichnet (vgl. 
Gatzweiler, H.-P./Irmen, L./Janich, H., 1991, S. 21 und insb. S. 33). 

358 vgl. Trunz.er, H. F., 1980, S. 16. 
359 vgl. Gatzweiler, H.-P./Irmen, E./Janich, H., 1991, S.70. 
360 vgl. Jochirnsen, R., 1966, S. 147 - 154 und S. 192. Dieses Entwicklungsprinzip stellt Jochirnsen 

gegen das stabile und labile Gleichgewicht sowie die Tendenz zum Gleichgewicht: "In der z.eitli-
chen Perspektive einer Wirtschaft treten Faktoren auf, die in wechselseitiger Abhängigkeit zu ei-
ner Kumulation ("mutual reinforcernent") derart führen, daß das Ergebnis der Verursachung er-
neuernd und verstärkend auf die Ursache zurückwirkt und den Vorgang beschleu-
nigt"(Jochirnsen, R., 1966, S. 150). Er greift somit die Überlegungen von Myrdal, G., 1956, 
S. 15 ff.; Hirschman, A.O., 1958, S. 5 und Rostow, W. W., 1960, S. 37 auf. 

361 vgl. Jochimsen, R., 1966, S. 156 ff. und 192. 
362 vgl. Filz.en, R., 1982, S. 84 f. Zu den ebenfalls in der Literatur genannten regionalwirtschaftli-

chen Auswirkungen der Infrastrukturmaßnahmen, wie etwa die standortrelevanten Kapazitätsef-
fekte, die Potentialeffekte, die Bodennutzungseffekte, die Anreizeffekte, die Verteilungs- und 
Versorgungseffekte, die Stabilisierungseffekte und die Erreichbarkeitseffekte siehe u.a. Frey, 
R.L., 1972, S. 45 ff. und S. 68; Zeller, K., 1975, S. 25 ff. und Treuner, P., 1971, S. 324 ff. 
und S. 338. 
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steht nach dieser Auffassung eine Möglichkeit, regionale Engpaßeffekte, sofern sie ei-
ner infrastrukturellen Beeinflussung zugänglich sind, zu vermindern36J. 

3.2 Zur Innovationsinfrastruktur 

Im Rahmen dieser Arbeit soll nicht versucht werden, den diversen Infrastrukturbe-
griffskonzepten ein weiteres hinzuzufügen. Ein solcher Versuch ist darüber hinaus 
auch gar nicht notwendig, da sich unter die innovationsrelevanten Teilbereiche der In-
frastruktur nach dem funktionalen Konzept alle diejenigen Einrichtungen und Bereiche 
der allgemeinen Infrastruktur einordnen lassen, die potentiell aufgrund ihrer Lei-
stungscharakteristika in der Lage sind, die oben genannten Engpaßfaktoren eiozelwirt-
schaftlicher Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten der Unternehmen in ländlichen 
Wirtschaftsräumen zu vermindern oder gar abzubauen364. 

In diesem Sinne Jassen sich unter die Innovationsinfrastruktur 
die unternehmensextemen Wissens- und Technologieangebotseinrichtungen 
(Hochschulen, außeruniversitäre Forschungsinstitute, etc.), die primär auf die 
Schaffung neuen Wissens spezialisiert sind, und 
die Innovationsberatungseinrichtungen bzw. Wissens- und Technologietransfer-
stellen der Hochschulen, der außeruniversitären Forschungseinrichtungen und der 
diversen unternehmensorientierten Selbsthilfeeinrichtungen, die primär auf die 
Vermittlung des bei Dritten vorhandenen neuen Wissens spezialisiert sind, 

subsumieren365. 

Ein intensivierter Informationsaustausch und eine vermehrte Zusammenarbeit mit un-
temehmensextemen Wissens- und Technologieanbietern und mit den intermediären 
Innovationsberatungseinrichtungen und Wissens- und Technologietransfereinrichtun-
gen sollen auch den Unternehmen mit geringen innovationsrelevanten Ressourcen die 
Möglichkeit geben, neue technologische Erkenntnisse zu gewinnen bzw. 
betriebsintern fehlende innovationsrelevante Ressourcen zu beschaffen, am 

363 vgl. Gatzweiler, H .-P./lrmen, E./Janich, H., 1991 , S. 31. 
364 vgl. auch Funck, R. H., 1989, S. 117 f. und Schroeder, K./Fuhrmann, F.U./Hecring, W. , 

1991 , S. 56 f . Es ist unmittelbar einsichtig, daß die hier verwendete funktionale Definition mit 
den "traditionellen" Kategorien verknüpfbar ist. So läßt sich die o.g. Innovationsinfrastruktur 
auch als wirtschaftsnahe, sowohl sachkapital- als auch humankapitalorientierte, Infrastruktur 
einordnen. 

365 siehe hieIZU Böhler, H ., u.a., 1989, S. 24 ff. ; Malccki, E.J./Tödtling, F ., 1994, S. 8 ff. und 
S. 15 ff. sowie Charles, D./Howells, J. , 1992, S. 25 ff. m.w.N. Siehe auch Gatzweiler, H .-
P./Irmen, E./Janich, H ., 1991, S. 60 ff. und Klönne, A./Borowczak, W./Voelzkow, H . , 1991, 
s. 25 - 36. 
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technischen Wandel teilzuhaben und auf diese Weise ihr eigenes Innovationspotential 
- und damit auch das ihres Wirtschaftsraumes - zu erhöhen366. 

Seit Ende der siebziger Jahre wurden an vielen Hochschulen und außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen Wissens- und Technologietransferstellen eingerich-
tet. Diese forschungsnahen Transferstellen sollen vor allem dazu beitragen, den Zu-
gang zu dem in den Hochschul- und Forschungsinstituten produzierten neuen techni-
schen Wissen für Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft zu erleichtern. Zudem 
soll die allgemeine Transparenz für das Angebot an weltweit existierenden FuE-Er-
gebnissen verbessert werden (sog. "Fensterfunktion")J67_ Dies erfolgt in praxi bei-
spielsweise durch 

die Beratung von potentiellen Anwendern und Käufern bzw. Lizenznehmern von 
FuE-Ergebnissen, 
die Beratung von Wissenschaftlern bei der Anmeldung und Verwertung von 
Schutzrechten, 
die Weitergabe von innovationsrelevanten Informationen auf Anfrage 
(Literaturrecherchen oder Kurzauskünfte zu technischen und marktlichen Innova-
tionsfragestellungen) oder auf Eigeninitiative (Dokumentation und Präsentation 
von FuE-Ergebnissen auf Messen, workshops, Präsentationen und Weiterbil-
dungsveranstaltungen), 
die Vermittlung wissenschaftlicher Berater (Vermittlung und Anwerbung von 
FuE-Aufträgen und industriellen Forschungsarbeiten) oder qualifizierten Perso-
nals aus dem eigenen Mitarbeiterbereich (Personaltransfer) und 
sonstige Vermittlungs- und Beratungsdienste (Vermittlung von Risikofinanzie-
rungskapital, Hilfestellung und Betreuung bei Forschungsförderanträgen, Über-
setzungsdienste) 

erfolgen368. 

Daneben bieten auch die untemebmensorientierten Selbsthilfeeinrichtungen, wie 
etwa die Kammern und Verbände über ihre Transfer- und Innovationsberatungs-
stellenJ69, ein breites Spektrum von innovationsorientierten Beratungs- und Vermitt-
lungsleistungen zur Förderung des Wissens- und Technologietransfers an, wie etwa 

die Aufbereitung und Dokumentation von Forschungsergebnissen der angewand-
ten Forschung und der Grundlagenforschung, 

366 vgl. Briunling, G./Maass, M., 1989, S. 16 und Klönne, A./Borowczak, W./Voelzlcow, H., 
1991, s. 25 f. 

367 vgl. Böhler, H., u.a., 1989, S. 129 f. 
368 vgl. Böhler, H., u.a., 1989, S. 129 und S. 132. 
369 In der Praxis finden sich für diese Einrichtungen auch Bezeichnungen, wie Technologie-Ver-

mittlungsagentur, Technologie-Transfer-Institut, Kontaktstelle, Transfer-Zentrum u.a.m. 
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die Weitergabe von innovationsrelevanten Infonnationen auf Anfrage 
(Literaturrecherchen oder Kurzauskünfte zu technischen und marktlichen Innova-
tionsfragestellungen) oder auf Eigeninitiative (Dokumentation und Präsentation 
von FuE-Ergebnissen auf Messen, workshops, Präsentationen und Weiterbil-
dungsveranstaltungen), 
die Vennittlung von Beratern oder von Kooperationspartnern bei technischen, 
wirtschaftlichen und juristischen Fragestellungen, 
die Beratung bei der Finanzierung von Neuerungsvorhaben bzw. bei der Beschaf-
fung von nationalen oder supranationalen lnnovationsfördennitteln und 
die Durchführung oder Beratung bei Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen370_ 

Die Venninderung regionaler Wissens- und Technologiedefizite durch diese infonna-
tionsvermittelnden Infrastruktureinrichtungen zielt auch auf eine positive Beeinflus-
sung der sog. "funktionalen Unterentwicklung" der Wirtschaftsaktivitäten in ländli-
chen Wirtschaftsräumen, worunter der regionale Mangel an innovationsrelevanten 
Faktoren (Humankapital und regionale Wissensbasis) und die unterentwickelten inno-
vationsrelevanten Unternehmensfunktionen und -kompetenzen der dort ansässigen Be-
triebe (z.B. FuE, Konstruktion und Design, Produktionsprogrammplanung) zu verste-
hen ist. 

Neben diesen Wissens- und Technologietransferleistungen können die genannten In-

novationsinfrastruktureinrichtungen auch zur Venninderung der Infonnationsprobleme 
bei der Finanzierung von Innovationsvorhaben in ländlichen Wirtschaftsräumen bei-
tragen, indem sie den kapitalsuchenden Unternehmen Infonnationen über nationale 
und supranationale lnnovationsfördennaßnahmen bereitstellen oder indem sie zur Ver-
ringerung der genannten Infonnationsasymmetrien zwischen den kapitalsuchenden in-
novativen Unternehmen ihres Wirtschaftsraumes und interessierten Kapitalanbietern 
durch Vennittlung anlagerelevanter Infonnationen beitragen. 

Bevor in Abschnitt C eine empirische Untersuchung der Bedeutung der o.g. lnnovati-
onsengpaßfaktoren und der diesbezüglichen Wirksamkeit der praktizierten In-
novationsinfrastrukturpolitik in einigen ländlichen Wirtschaftsräumen Baden-Würt-
tembergs durchgeführt wird, erfolgt zunächst eine vertiefte Analyse der potentiellen 
Funktionen der Innovationsinfrastruktur hinsichtlich der genannten lnnovationseng-
paßfaktoren. Als analytischer Bezugsrahmen wird auf die bereits im Zusammenhang 
mit der Innovationsengpaßanalyse dargestellten organisationstheoretischen Erklärungs-
ansätze der "Neuen Institutionenlehre" zurückgegriffen. Hauptanknüpfungspunkte der 
potentiellen Innovationsinfrastrukturleistungen - das ergab bereits die Beschreibung 

370 vgl. Böhlcr, H., u.a., 1989, S. 133 f.; Gatzweilcr, H.-P./Irmcn, E./Janich, H., 1991, S. 59 und 
Braunling, G./Maass, M., 1989, s. 43. 
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des Leistungsspektrums der unter die Innovationsinfrastruktur subsumierbaren lnfra-
strukturkategorien - sind die engpaßrelevanten Wissens- und Informationsmängel im 
Rahmen einzelwirtschaftlicher Innovationsaktivitäten, also die Informationsprobleme 
der Akteure im Wissens- und Technologietransfer und bei der Finanzierung von 
Neuerungsvorhaben. 

3.3 Zu den Engpaßfunktionen der Innovationsinfrastruktur 

3.3.1 Zu den Engpaßfunktionen der Innovationsinfrastruktur im Wissens-
und Technologietransfer 

Die Analyse des Innovationsengpaßfaktors "Wissen und Information" in Kapitel 
B.2.2.1 ergab die folgenden Schwierigkeiten bei der Verringerung individueller Wis-
sensdefizite im Rahmen des Wissens- und Technologietransfers: 

Grenzen der Informationsverarbeitungsmöglichkeiten der potentiellen Inno-
vatoren, 
Informationsvorteile der Wissensanbieter bei den unkodifizierten und oftmals an 
Personen gebundenen Kenntnisse eines bestimmten Marktes oder das Wissen über 
ein innovatives Herstellungsverfahren und die damit verbundene Unsicherheit der 
informationssuchenden Akteure über die Fähigkeiten der Anbieter 
(Qualitätsunsicherheit im Wissens- und Technologietransfer) und deren Neigung, 
existierende und auch ex-post kaum oder nur kostenaufwendig kontrollierbare 
Verhaltensspielräume bei einem Informationstausch opportunistisch (d.h. unfair 
oder ohne die erwartete Anstrengung) auszunutzen (Vertrauensproblematik bzw. 
Verhaltensunsicherheit im Wissens- und Technologietransfer), 
Informationskosten bei der Suche von entsprechend qualifizierten und vertrau-
enswürdigen Wissensanbietern und 
Aushandlungs- und Vertragsabschlußkosten sowie Kontroll- und Durch-
setzungskosten mißtrauensreduzierender Austauschbedingungen im Wissens- und 
Technologietransfer. 

Die Integration unternehmensexterner innovationsrelevanter Wissenspotentiale mit ho-
hem Neuigkeitsgehalt erfolgt daher weniger über Markttransaktionen kodifizierten 
Wissens mit den Wissensanbietern371 , sondern eher über kooperative Netzwerk-

371 Der marktorganisierte Transfer von innovationsrelevantem Know-How erscheint lediglich bei 
denjenigen Wissensbestandteilen zu niedrigen Transaktionskosten möglich, die durch Produkte 
(z.B. die Einbettung einer neuen Technologie in einer Anlage) oder durch schriftliche Kodifizie-
rung (z.B. in einem Patent) hinreichend genau - d.h. bei geringen Informationsasymmetrien und 
Verhaltensunsicherheiten zwischen den Kontraktparteien - übertragen werden können. 
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beziehungen zum Wissenschaftsbereich (Hochschulen und außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen) und zum Technologiebereich (Abnehmer, Zulieferer und 
Wettbewerber)372. Mit einem interorganisationalen Informationsnetzwerk wird durch 
die Beteiligten eine Organisationsform für den Wissens- und Technologietransfer ge-
schaffen, die den Anreiz zu opportunistischen Verhaltensweisen seitens der Wissens-
geber vermindern soll und so darauf abzielt, teuere Designs zum Schutz des informa-
tionssuchenden Unternehmens zu ersparen. Dies läßt sich vor allem darauf zu-
rückführen, daß die Beteiligten an vertrauensvollen und langfristigen Beziehungen im 
Netzwerk interessiert zu sein scheinen und mit ihrer Reputation eine Wohlstandsposi-
tion in diese Beziehungen einbringen, die durch eine Nichterfüllung beim vereinbarten 
Wissensaustausch ganz oder teilweise zerstört wird37J. 

Die genannten Informationsprobleme können sowohl auf den Wissensaustausch zwi-
schen Unternehmen in einem interorganisationalen Netzwerk zutreffen, deren Fä-
higkeiten und deren Neigung zu opportunistischem Verhalten jedoch bei länger beste-
henden Beziehungen zumeist recht zutreffend beurteilt werden können, als auch auf 
den Wissens- und Technologietransfer mit wissenschaftlichen Hochschul- und For-
schungseinrichtungen, über deren Arbeitsweise und Fähigkeit zur problemadäquaten 
bzw. technologischen Informationsgenerierung und über deren Kooperationsbereit-
schaft bei den informationssuchenden Betrieben - wenn überhaupt - häufig nur ge-
ringe Kenntnisse vorzuliegen scheinen374. Hier können unabhängige Experten und Be-

372 vgl. Powell, W.W., 1990, S. 324 f. 
373 vgl. Powell, W.W., 1990, S. 324 f. Bereits oben wurde ausgeführt, daß, wenn die Fähigkeit des 

Informationsanbieters, dessen Qualifikation bzw. die Qualität der von ibm zu erbringenden Lei-
stung ex-ante verborgen und nur zu hohen Informationsbeschaffungkosten zu erfahren sind, indi-
rekte Informationsbeschaffungsstrategien bzw. Signale der besser informierten Seite (z.B. durch 
Reputation) zum Abbau der Informationsdefizite im Wissens- und Technologietransfer beitragen 
können (vgl. Spremann, K., 1990, S. 626). So sind beispielsweise der gute Ruf und das Anse-
hen, solange die Reputation unbelastet besteht, für die Netzwerkbeteiligten eine wertvolle Wohl-
fahrtsposition, die im Falle der Nachrede durch den Informationsnachfrager vermindert werden 
kann. Dadurch ließe sich das Nutzennivcau des Wissensgebers so empfindlich reduzieren, daß 
die bloße Strafandrohung aus Eigeninteresse faires Verhalten und Sorgfalt induziert. Die Repu-
tation fördert somit eine bestimmte Erwartung hinsichtlich der vermittelten Information, da sie 
in der Vergangenheit unter denselben Bedingungen aufgebaut wurde, die sie nun erwarten läßt. 

374 Siehe hierzu auch die empirischen Ergebnisse von Böhler, H., 1989, S. 99; Täger, 
U.C./Uhlmann, L., 1984, S. 183 ff. und S. 189 f.; Meyer-Krahmer, F., u.a., 1984, S. 172 ff. ; 
Bichl, W., 1982, S. 62; Finke, R., 1980, S. 46 ff.; Grefermann, K./Sprenger, R.-U., 1977, 
S. 82; Etienne, U./Kaupen, W., 1974, S. 57 f. und Müller, J., 1973, S. 30 ff., wonach nur ein 
sehr geringer Anteil der untersuchten Unternehmen Forschungs- und Hochschulinstitute im Wis-
sens- und Technologietransfer nutzt, wohingegen vor allem KMU - wenn auch in geringer Inten-
sität - die Innovationsberatungs- und Transferstellen der Industrie- und Handelskammern, der 
jeweiligen Fachverbände und des Rationalisierungskuratoriums der deutschen Wirtschaft (RKW) 
als Informationsquellen im Innovationsprozeß heranziehen. Insbesondere die Betriebe mit einem 
geringeren Innovationsaktivitätsniveau scheinen den unternehmensorientierten Informationsver-
mittlern eine besondere Bedeutung bei der Erschließung des Informationsangebots wissen-
schaftsnaher Infrastrukturen beizumessen (vgl. Böhler, H., 1989, S. 100). Siehe hierzu auch die 
Studien von Dumbleton, J.H., 1986, S. 26 ff.; Trommsdorf, V., 1990, S. 6 ff. und Pfeiffer, 
W./Weiss, E., 1990, S. 55 ff. 



131 

rater der unternehmensnahen Technologietransfer- und Innovationsberatungsstellen 
von Kammern und Verbänden, die über eine gute Reputation bei den informationssu-
chenden Betrieben verfügen dürften, in stärkerem Maße als die wissenschaftsorien-
tierten Wissensanbieter - gerade wenn diese nicht über entsprechende Beziehungen zur 
Industrie verfügen - zu einem Abbau der Qualitätsunsicherheit beitragen375_ Verfügen 
die intermediären Transferstellen und die Wissensanbieter noch dazu über ein gemein-
sames Werte- bzw. Sanktionssystem, das erstere in die Lage versetzt, ein unfaires 
Ausnützen des Verhaltensspielraumes des Informationsanbieters zu sanktionieren 
(beispielsweise durch zukünftige Nichtberücksichtigung bei entsprechenden Transak-
tionen und durch Nachrede bei den anderen Netzwerkteilnehmern), so kann dies den 
Informationsnachfrager vor dem Ausnutzen von opportunistischen Verhaltensspiel-
räumen im Wissens- und Technologietransfer schützen und einen Informationsaus-
tausch mit dem Wissenschaftsbereich ermöglichen. 

Die potentiellen Leistungen der intermediären Innovationsinfrastruktureinrichtungen 
sind jedoch nicht auf die Vertrauensproblematik im Wissens- und Technologietransfer 
beschränkt, sondern können auch komplexitätsreduzierende und informationskosten-
sparende Funktionen wahrnehmen, durch die das Technologietransferdilemma zwi-
schen dem komplexen und mehrdimensionalen Informationsangebot und den individu-
ellen Grenzen der Informationsverarbeitungskapazität der Nachfrager lösbar erscheint. 
So ermöglicht beispielsweise das Zusammenfassen von Einzelinformationen zu größe-
ren Einheiten (sog. chunks bzw. Superzeichen) einem informationssuchenden Akteur, 
bei gleicher Kapazität mehr Qualitätsinformationen zu verarbeiten oder seine Infor-
mationskosten zu verringern376. Diese Schlüsselinformationen beinhalten zudem auch 
diejenigen Wissensbestandteile, die für die Minderung der Qualitätsunsicherheit wich-
tig erscheinen (z.B. Erfahrungsberichte erfolgreicher Projekte und Fallstudien)377_ 

375 vgl. Fritsch, M., 1992, S. 91. 
376 vgl. Berndt, H., 1983, S. 135 m.w.N. und Heidrich, H., 1981, S. 167 ff. 
377 vgl. Kröber-Riel, W., 1984, S. 278 f. In diesem Zusammenhang ist auch die Feststellung inter-

essant, wonach sich sehr häufig innerhalb einer Organisation bzw. im Unternehmensbereich und 
im Wissenschaftsbereich eine eigene Sprach- und Symbolkultur bildet, die eine interorgani-
satorische Diffusion innovationsrelevanter Informationen erschwert, da den "Externen• semanti-
sche Anknüpfungspunkte bzw. der Verstehensaspekt und der Aufforderungscharakter der Infor-
mationen fehlt (vgl. Armour, H.O./Tcecc, D.J., 1980, S. 471 und von Weizsäcker/von 
Weizsäcker 1972 und von Weizsäcker, E.U., 1974, S. 99 ff.). Boisot bringt den Diffusionsver-
lauf von unkodifiziertem und schlecht strukturiertem neuem Wissen wie folgt zum Aus-
druck: "Uncodificd information is generally more difficult to transmit in other than face-to-face 
situations. Thal being so, the number of parties that can effectively participate in any one 
transaction is necessary limitcd. Tue second is that the very lack of structure of the information 
uscd, increases the uncertainty and risks associatcd with the transaction. There is a nccd for trust 
and an ability for the parties to get on the same 'wave-length'"(Boisot, H.M., 1986, S. 144). 
"Tue more one's experiencc has been compresscd into some kind of structure (i.e. codified) the 
more specdly and the more extensively it can be diffused"(Boisot, H.M., 1986, S. 139). 
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Besteht für die informationssuchenden Unternehmen zudem die Möglichkeit, sich in-
nerhalb kürzester Zeit einen Überblick über die Qualifikationen, die Preisverteilung 
und die räumliche Verteilung potentieller Anbieter zu niedrigen Such- und 
Informationskosten bei den entsprechenden Innovationsberatungs- und Technologie-
transfereinrichtungen zu verschaffen, so kann die erhöhte Transparenz über das Wis-
sensangebot die Möglichkeiten einer verdeckten Qualitätsverschlechterung für die 
Wissensgeber reduzieren, da eine rasche Verbreitung von Signalen über "gute" und 
"schlechte" Qualitäten eine Bewertung und Sanktionierung bzw. eine verstärkte Aus-
lese unter den in Frage kommenden Anbietern erleichtert. Durch eine mögliche quan-
titative, qualitative und räumliche Ausdehnung der Angebotsoptionen verringern sich 
tendenziell auch die Anbieterwechselkosten und das "small-numbers-problem" im 
Wissens- und Technologietransfer. Dies scheint besonders für Akteure in peripheren 
ländlichen Wirtschaftsräumen von großer Bedeutung zu sein, da der Großteil der wis-
senschaftlichen Hochschul- und Forschungseinrichtungen in den Ballungszentren lo-
kalisiert ist, zu denen rudern nur selten persönliche Beziehungen zu bestehen schei-
nen378_ 

Ähnlich verhält es sich bei der Nachfrage innovativer Betriebe nach Qualifizierungs-
maßnahmen ihrer Mitarbeiter. Die Investitionen in die Weiterbildung der Beschäftig-
ten erscheint in hohem Maße unternehrnensspezifisch und die Zahl entsprechend 
qualifizierter Anbieter in ländlichen Wirtschaftsräumen eher gering, so daß bei 
entsprechenden Informationsdefiziten seitens der Qualifikationsleistungen 
nachfragenden Betriebe (meistens wird die Qualität der Ausbildung erst nach einer 
bestimmten Erfahrungszeit einruschätzen sein) die Gefahr der Abhängigkeit von 
einem Anbieter als hoch einruschätzen ist. Auch in diesem Fall kann eine 
intermediäre lnnovationsinfrastruktureinrichtung denjenigen Betrieben, deren geringe 
Betriebsgröße eine innerbetriebliche Fortbildung der Mitarbeiter wenig vorteilhaft 
erscheinen läßt, Informationen über qualifizierte Bildungsanbieter und deren 
Leistungen vermitteln. 

Diese Inkubator- bzw. Einschleusefunktion von Wissensbestandteilen mit hohem 
Neuigkeitsgehalt aus dem Wissenschafts- und dem Technologiebereich durch die in-
termediären Innovationsinfrastruktureinrichtungen erscheint besonders im Fall 
"geschlossener Wissens- und Technologietransferkreisläufe" innerhalb eines informa-
tionalen Netzwerks von besonderer Bedeutung. 

378 vgl. Ewers, H.-J., u.a., 1980, S. 37. Der Einfluß der räumlichen Distanz auf das Zustande-
kommen von Netzwerkbeziehungen wurde bereits in zahlreichen empirischen Untersuchungen 
überprüft. Während etwa Rothwell 1987, Rotbwell/Beesley 1988 und Lay/Wengel 1989 einen 
signifikanten Einfluß der räumlichen Entfernung zwischen potentiellen Partnern für das Zustan-
dekommen einer Beziehung feststellen konnten, wird dieser Zusammenhang von Meyer-Krabmer 
u.a. 1984, Genosko 1986 und Herden 1991 nur eingeschränkt bestätigt. 
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So kann die Stabilität der innovationsstimulierenden Informationsaustausch- und Wis-
sensstrukturen innerhalb von informellen Netzwerken für die Entwicklung einer Re-
gion dann problematisch werden, wenn sie die Anpassungsflexibilität der Netz-
werkakteure an.neue angebots- und nachfrageseitige Signale vennindert379. In Ab-
hängigkeit von den im Netzwerk herrschenden funktionalen Interdependenzen, inner-
halb der die heterogenen Nachfragebedürfnisse mit dem heterogenen Angebot an Res-
sourcen, Aktivitäten und Akteuren des Netzwerks kombiniert werden, und in Abhän-
gigkeit von den internen Machtstrukturen eines Netzwerks, die sich aus der Möglich-
keit der Kontrolle über Aktivitäten und Ressourcen ergeben, werden häufig sowohl 
die Informationsströme und die Wissensstrukturen als auch die Innovationsintensität 
und -richtung des einzelwirtschaftlichen Informationsverhaltens beeinflußt380. Dies 
legt auch die Bemerkung Hemers nahe, der feststellt, daß "the close and cooperative 
relations between SME and !arge clients (especially electrical equipment finns and 
automobile industries), which have often grown over many years, have resulted in 
sufficient information being available for the development and fabrication of compo-
nents or special systems but, at the same time, have produced dependency and the loss 
of the capability in these finns to start new initiatives in other markets with their own 
resources or carry out new developments independently, without there being any spe-
cific demands for customers yet"381_ 

Sind diese Beziehungen eng (sog. "strong ties", etwa im Fall vertikaler Zuliefererbe-
ziehungen) und stabil, so kann die Entstehung eines "geschlossenen lnnovationssy-
stems•382 zu einer Verengung der Informationssuche auf traditionelle Geschäftsfelder 
und eine Vernachlässigung marktlicher, technischer und organisatorischer Neuent-
wicklungen außerhalb des traditionellen Anwendungsgebiets führen383. 

379 vgl. Priscbing, M., 1985, S. 182. Siebe hierzu auch die empirischen Befunde für altindustriali-
sierte Wirtschaftsräume von Grabber 1988a, 1989, 1990a und 1990b. Zur systemtbeoretiscben 
Begründung der Stabilisierung und Routinisierung von Verhaltensweisen im Zeitablauf siebe 
Kay, N.M., 1979, S. 51 f. 

380 vgl. Hakansson, H./Jobanson, J., 1984, S. 9. 
381 Hemer, J., 1984, S. 112. Jobanson und Mattson bemerken hierzu: "Tbis mutual orientation is 

manifested in a common language regarding tccbnical matters, contracting rules, and standardi-
zation of processes, products, and routines. Less overt aspccts of tbe mutual orientation may in-
volve views on business etbics, tccbnical pbilosopby, and bandling of organization problems. A 
most important aspcct of tbe mutual orientation is mutual knowlcdge, knowlcdge which tbe par-
ties assume each has about tbe otber and upon wbich tbey draw in communicating witb each 
otber. Tbis mutual knowlcdge may refer to resources, strategies, needs, and capabilities of tbe 
parties and, in particular, to tbeir relationships witb otber firms"(Johanson, J./Mattsson, L.G., 
1987, s. 39). 

382 Herden, R., 1991, S. 84. 
383 vgl. Herden, R., 1991, S. 84. Siebe hierzu auch Axelsson, A., 1988, S. 14; von Hippe!, E., 

1988, S. 76 ff. und Hakansson, H., 1987, S. 177 ff. Diese Argumentation wird auch durch die 
Vertreter der Behavioristischen Schule gestützt, nach deren Auffassung die Stabilität bestehender 
"erwartungsnutzcn-suboptimaler" Informationsnetzwerke eines Wirtschaftsraumes durch die be-
grenzten Informationsverarbeitungskapazitäten der Wirtschaftssubjekte und durch die damit ver-
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Durch die genannten Intermediär- und Inkubatorfunktionen der den Wissens- und 
Technologietransfer unterstützenden Informationsangebots- und -vennittlungsein-
richtungen der Innovationsinfrastruktur erscheint 

die Heranführung der regionalen Wirtschaftsakteure an den Stand der angewand-
ten Technik in den jeweiligen Leistungsprozessen, 
die Heranführung der Wissensträger eines Wirtschaftsraumes, die noch nicht auf 
dem Höchststand des anwendungsrelevanten technischen Wissens sind, an den 
Stand der Technologie, und 
die Erhöhung der Zahl der Wissensträger und damit der potentiellen Anwender in 
einem Wirtschaftsraum 

und damit die Stirnulierung der Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten in einem Wirt-
schaftsraum möglich. 

Erst dadurch werden die wirtschaftlichen Nutzungsmöglichkeiten auch in ländlichen 
Wirtschaftsräumen ausgeschöpft, die durch die Ausweitung des technischen Wissens 
bei der Heranführung der Wissensträger an dieses neue Wissen und durch die Erhö-
hung der Zahl der Wissensträger entstehen. Durch eine steigende Zahl von Technik-
und Wissensanwendern in einem Wirtschaftsraum werden neue Techniken regional 
verbreitet, es erfolgt eine interregionale Diffusion neuen innovationsrelevanten Wis-
sens. Wenn die Anwender auf den sog. "neuesten" Stand der Technik gebracht wer-
den, werden bei ihnen neue Produktionsmöglichkeiten geschaffen. Beides hat unrnit-

bundenen Anomalien im Entscheidungsverhalten erkllirt werden kann. Die aus den begrenzten 
Informationssucb- und -verarbeitungsfäbigkeiten der Wirtschaftssubjekte resultierende 
"procedural uncertainty" scheint dazu zu führen, daß ein potentieller Innovator Fehler bei der 
W ab! seiner Informationsquellen macht. Da der W ecbsel der Informationsbeziehung durchaus zu 
Verschlechterungen führen kann, wenn sieb der Informationsnachfrager aufgrund seiner be-
grenzten Kompetenz wiederum für eine falsche Handlungsaltemative entschließt, kann es für ihn 
in einer dynamischen Umwelt durchaus sinnvoll sein, sieb inflexibel zu verhalten und sieb bei 
seinen Informationsaktivitäten auf eine begrenzte Anzahl von Handlungsmöglichkeiten zu be-
schränken. Haben also die Entscheidungsträger in einem induktiven Sucbprozeß die technologi-
schen Probleme ihrer Marktaufgabe strukturiert und für jedes Subproblem Lösungsroutinen er-
worben, so versuchen sie, auf Variationen dieses Problems mit den etablierten Lösungsroutinen 
zu reagieren, um die "procedural uncertainty" zu verringern. Sie müssen dann das Problem nicht 
mehr von Grund auf neu strukturieren und zwischen vielen alternativen Lösungsansätzen bzw. 
Impulsquellen für solche wählen, sondern können sieb im Rahmen einer ihnen bekannten Pro-
blemstruktur durch Variation einer begrenzten Zahl von Routinen anpassen. Für welche Verhal-
tensweisen sieb ein potentieller Innovator entscheidet, hängt also von seinen bisherigen Aktivi-
täten, von seiner Ressourcenausstattung, vom vermuteten Wettbewerber- und Nacbfragerverbal-
ten und auch vom Zufall ab. 
Siebe hierzu insbesondere Priscbing, M., 1985, S. 182 f. und die ausführliche Analyse der Be-
deutung der "procedural uncertainty" für die Erklärung der Stabilität technologischer Paradig-
men in Elßer, S., 1992, S. 121 ff. Auch Reiner, R. A., 1983, 562 ff., der mit Hilfe eines einfa-
chen mikroökonomiscben Modells Phänomene von inflexiblem Verhalten untersucht und be-
schreibt. Eine systemtbeoretiscbe Begründung liefert Kay, N.M., 1979, S. 51 f. 
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telbare Auswirkungen auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der jeweiligen Re-
gion384. 

Eine problem- und zieladäquate Innovationsinfrastrukturpolitik, die einzelwirtschaftli-
che Verhaltensänderungen, neue Ideen und marktrelevante Innovationen in ländlichen 
Wirtschaftsräumen initiieren will, wird die praktizierten Informationsverhaltensmuster 
und eventuell existierende Substitutionswiderstände beriicksichtigen. Eine entwick-
lungsstimulierende Wirkung öffentlicher Innovationsinfrastruktureinrichtungen ist nur 
dann zu erwarten, wenn sie den Transaktionsgegenstand "innovationsrelevante Infor-
mationen" zu niedrigeren Transaktionskosten bereitstellt als die alternativen In-
formationsquellen oder wenn sie den höheren Transaktionsnutzen ihrer potentiellen 
Leistungsfähigkeit vermitteln kann385. 

Mögliche Ansatzpunkte sind - neben den motivationalen Persönlichkeitsfaktoren -
auch die kognitiven Kompetenzen der Akteure eines Wirtschaftsraumes, die jedoch 
kurz- bis mittelfristig kaum veränderbar erscheinen. 

Kurzfristig beeinflußbar erscheint hingegen die Mehrdimensionalität des vermittelten 
Wissens386_ Ist die Eigenkomplexität der innovationsrelevanten Entscheidungsträger 
zu gering, um eine komplexe mehrdimensionale Information zu verarbeiten, können 
die Innovationsberater der Technologieanbieter und der Transfereinrichtungen auf das 
Filtern und Vereinfachen der Transferinformationen setzen und beriicksichtigen, daß 
sich die informationellen Außenbeziehungen vor allem in KMU besonders dann als 
Engpaß erweisen, wenn sie auf wenigen Beteiligten oder einem traditionellen und ge-
schlossenen Informations- und Innovationssystem beruhen387_ Zudem kann man wohl 
davon ausgehen, daß insbesondere diejenigen Akteure das Informationsangebot der 
regionalen Informationsvermittlungsstellen nicht nutzen, obwohl ein subjektiver In-
formationsbedarf ihrerseits vorliegt, die aufgrund ihres geringen wirtschaftlich-tech-
nologischen Know-Hows und fehlender freier Kapazitäten für die Informationssuche, 
-übertragung und -verarbeitung nicht in der Lage sind, sämtliche Informa-
tionsmöglichkeiten auszuschöpfen. "Vorgeschaltete" Maßnahmen zur Verringerung 
der Qualitätsverifikationskosten (z.B. durch Chunking von Informationen oder durch 
"Übersetzung" der wissenschaftlichen Sprach- und Symbolkultur) können in diesen 
Fällen eine Aktivierung der Bereitschaft zur Nutzung von untemehrnensfemen Inno-
vationsinfrastrukturen herbeiführen. Dies ist vor allem auch deshalb von Bedeutung, 
da gerade die Eigentümer-Manager der KMU in ländlichen Wirtschaftsräumen oft 

384 vgl. Genosko, J., 1986, S. 2. 
385 vgl. Sydow, J., 1992, S. 143. 
386 vgl. Ernst, M., 1990, S. 74. 
387 vgl. Eilwein, T., 1980, S. 389. 
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eine distanzierte Haltung gegenüber Infonnationsquellen außerhalb des Unterneh-
mensbereichs aufzuweisen scheinen388_ 

3.3.2 Zu den Engpaßfunktionen der Innovationsinfrastruktur bei der 
Innovationsfmanzierung 

Als mögliche Engpaßfaktoren regionaler Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten, die 
als Ansatzpunkte einer regionalen Innovationsinfrastrukturpolitik vorstellbar sind, 
wurden neben den Wissensdefiziten der betrieblichen Entscheidungsträger im Innova-
tionsprozeß und den Problemen im Wissens- und Technologietransfer auch die Infor-
mations- und Anreizprobleme bei der Finanzierung innovativer Unternehmen in länd-
lichen Wirtschaftsräumen erkannt. Im Gegensatz zu den Modellen der klassischen Fi-
nanzierungstheorie, in deren Arrow-Debreu-Welt sich selbst bei Einführung von Un-
sicherheit stets paretianische Marktgleichgewichte bei transaktionskostenfreier Ver-
sicherbarkeit aller Risiken und völliger Markträumung ergeben, existieren auf den 
"realen" Kapitalmärkten bei der Aufnahme von Fremd- oder Eigenkapital zur Finan-
zierung innovativer Investitionen Infonnationsungleichgewichte zwischen den Kapital-
nachfragern und den Kapitalanbietern389. 

Als Gründe für das Entstehen der Agency-Probleme bei der Finanzierung von einzel-
wirtschaftlichen Neuerungsvorhaben wurden folgende Ursachen genannt: 
1. die Verhaltensunsicherheiten hinsichtlich der Innovationsfähigkeit bzw. der Qua-

lität der Kapitalnachfrager und hinsichtlich ihrer Möglichkeit, ihren diskretio-
nären Handlungsspielraum bei der Verwendung des überlassenen Kapitals nach 
Vertragsabschluß zum eigenen Nutzen und zu Lasten der Kapitalgeber auszunut-
zen (z.B. durch Erhöhung des Risikogehalts der innovativen Investition bzw. 
nicht-vereinbarungsgemäße Verwendung der überlassenen Finanzierungsmittel), 

2. die hohen Infonnationsbeschaffungskosten zur Venninderung der Verhaltensunsi-
cherheit sowie die schwierige und überdies kostenträchtige Reglementierung und 
Kontrolle des Verhaltens des Kapitalnachfragers und 

3. die Grenzen der Infonnationsverarbeitung der Kapitalanbieter. 

Zusätzliche Infonnationen zur Venninderung der Infonnationsasymmetrien werden 
nur von risikoaversen Kapitalgebern, die sich ihrer Infonnationsnachteile gegenüber 
den innovativen Unternehmen bewußt sind, nachgefragt, da nur sie bereit sein wer-
den, für eine Minderung der Qualitätsunsicherheit und des "moral-hazard"-Risikos 

388 vgl. Rothwell, R./Zegveld, W., 1982, S. 50 und Liouville, J., 1985, S. 20. 
389 vgl. Schmidt, R. H., 1988, S. 245. 



137 

Transaktionskosten aufzuwenden390_ Dieser Zusammenhang soll in Abbildung B.3.2 
graphisch verdeutlicht werden39J. 

Abbildung 8.3.2: Anlageentscheidungen risikoaverser Kapitalanbieter bei der 
Innovationsfinanzierung 

Risiko 

IR 

EWl EW3 
• IK 

EW2 .. 
Quelle: Gerke, W./van Rüth, V./Schöner, M.A., 1992, S. 30 

Rendite 

Wird einem risikoaversen Kapitalgeber, der durch das lndifferenzkurvensystem IND 
gekennzeichnet ist, neben einer Investition 1 mit der von ihm erwarteten Rendite EW 1 
und der das Risiko abbildenden Standardabweichung der Erträge SA 1 noch eine 
alternative innovative Investition 2 mit einer wesentlich höheren in der Zukunft zu 
erwartenden Rendite EW 2 angeboten, so wird er diese Alternative der ersten vorzie-
hen, sofern ihr Risiko kleiner als SA2 ist. Um dies zu überprüfen, wendet der Kapi-
talgeber, der sich der Qualitätsunsicherheit bewußt ist, renditemindemde Informati-
onskosten 1K (EW 2 sinkt auf EW 3) auf. Übersteigt die informationskostenbedingt ge-
sunkene Rendite diejenige der alternativen Mittelverwendung (EW 1 < EW 3 < EW 2), 

390 vgl. Gerke, W./van Rüth, V./Schöner, M.A., 1992, S. 29. 
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so entscheidet das verbleibende sog. "moralische Informationsrisiko"392 hinsichtlich 
eines nicht einmal ex-post zweifelsfrei feststellbaren unfairen Verhaltens des Kapital-
nachfragers über das Zustandekommen der Beteiligungsfinanzierung. Schätzt der risi-
koaverse Entscheider dieses Informationsrisiko IR größer als SA3 - SA1 ein, so wird 
die Finanzierung der innovativen Unternehmung bzw. des Neuerungsvorhabens 
scheitern. 

Ist ein Ausschluß anderer Kapitalanbieter der uninformierten Marktseite von den be-
schafften und verarbeiteten Informationen nicht möglich oder unwirtschaftlich, so 
kann der Informationsproduzent nicht den Gesamtnutzen der Informationen, sondern 
nur ihren Teilnutzen internalisieren39J_ Da die anderen Kapitalmarktteilnehmer diese 
Informationen zu Grenzkosten von Null aufnehmen können, wird jeder unter ihnen 
abwarten, bis andere die Informationen ausfiltern ("Screening"), und die hierbei an-
fallenden Informationskosten vermeiden. Als Folge davon kann ein Defizit an ent-
scheidungsrelevanten Informationen entstehen und das Zustandekommen der Innovati-
onsfinanzierung verhindern394. 

Aufgrund "fehlender" Informationen können die Kapitalanbieter "vertragstreue und 
vergleichsweise risikoarme kapitalsuchende Unternehmen" kaum von den "unfairen 
risikoträchtigeren Unternehmen" unterscheiden und werden daher beide wie solche 
von durchschnittlicher Qualität behandeln - der Markt ist "gepoolt"395_ Sind sich die 
Unternehmen von überdurchschnittlicher Qualität und Fairness sowohl über die Dis-
kriminanzprobleme und die Informationskosten der Kapitalanbieter als auch über ihre 
relative Benachteiligung durch die am Durchschnittsrisiko orientierte Renditeforde-
rung im klaren, so werden sie selbst bestrebt sein, durch Signaling-Aktivitäten die 
Unterschiede zwischen den Kapitalnachfragern transparent zu machen - und damit den 
"gepoolten Markt" verlassen396_ 

391 Zum gewählten Beispiel siehe Gerke, W./van Rüth, V./Schöner, M.A., 1992, S. 30 f. 
392 Gerke, W./van Rüth, V./Schöner, M.A., 1992, S. 31. 
393 vgl. Hopf, M., 1983, S. 93. 
394 vgl. Sprernann, K., 1986, S. 43 - 45. 
395 vgl. Sprernann, K., 1990, S. 634. 
396 Risikoaufschläge für die im "gcpoolten Markt" verbleibenden Unternehmen werden im Zusam-

menhang mit den aufgezeigten Prinzipal-Agent-Problemen der Innovationsfinanzierung kaum 
zum Einsatz kommen, da sie das durchschnittliche Risiko dieses Marktes noch weiter erhöhen 
würden. Dies zum einen, weil dann weiter "vertragstreue" und "vergleichsweise risikoarme" In-
vestoren von einer Kapitalaufnahme bei für sie ungünstigen, am durchschnittlichen Risiko des 
Beteiligungsmarktes für innovative Unternehmen orientierten Konditionen abgeschreckt würden 
(Problem negativer Auslese bzw. • adverser Selection ") und zum anderen, weil die im • gcpoolten 
Markt• verbleibenden Kapitalnachfrager zum Engagement in risikoreicheren Projekten - mit ge-
ringeren Erfolgswahrscheinlichkeiten aber hohen Gewinnen im Erfolgsfall - angeregt würden. 
Deshalb werden Finanziers selbst bei entsprechender Zahlungsbereitschaft der kapitalsuchenden 
Unternehmen ab einem bestimmten Durchschnittsrisiko nicht mehr an einer Risikoabgeltung in-
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Neben den Such- und Informationskosten entstehen zur Herstellung einer Finanzie-
rungbeziehung noch weitere Transaktionskosten zur Schließung des "gap of mistrust", 
wie etwa die Verhandlungs- und Vertragsabschlußkosten, die Überwachungs- und 
Durchsetzungskosten anreizkompatibler Verhaltensregeln zum vorbeugenden Schutz 
oder zur Immunisierung vor unfairen Verhaltensweisen des Kapitalnachfragers (z.B. 
Festlegung der Höhe der Eigenkapitaleinlage des kapitalsuchenden Unternehmens, 
Garantien, Haftungszusagen, Beteiligung externer Berater zur Überwachung der Inve-
stitionsvorhaben) sowie die Opportunitätskosten der eingeschränkten Handlungs-
freiheit durch finanzierungsrelevante Aktivitäten397. Diese Kosten werden aus Sicht 
der Kapitalnachfrager die Kapitalbeschaffungskosten erhöhen oder, bei Überwälzbar-
keit der Kosten, die Rendite der Kapitalanbieter senken. Sie können damit den Betei-
ligungsvertrag nicht nur verteuern, sondern sogar zum Scheitern bringen398. 

Im Extremfall können hohe Transaktionskosten somit prohibitiv wirken und zu einem 
Scheitern der Finanzierungen führen. Wenn es den Kapitalanbietern möglich ist, auf 
Kapitalmarktsegmente mit niedrigeren Transaktionskosten bei gleicher Verzinsung 
auszuweichen, müssen die kapitalsuchenden Unternehmen, die auf die Refinanzierung 
auf einem wenig effizient organisierten Kapitalmarkt angewiesen sind, unter sonst 
gleichen Bedingungen entweder höhere Renditen erwirtschaften oder auf die Neue-
rungsvorhaben verzichten. 

Hinsichtlich der entstehenden Such- und Informationskosten können die Informations-
vermittlungsleistungen der lnnovationsberatungs- und Technologietransferstellen zur 
Verringerung der Transaktionskosten und zur Effizienzerhöhung des Kapitalmarkt-
segments "innovative KMU in ländlichen Wirtschaftsräumen" beitragen, indem sie 
entscheidungsrelevante Informationen über die innovativen Unternehmen mit Kapital-
bedarf einerseits und über die beteiligungsinteressierten Kapitalanbieter andererseits 
kostengünstig beschaffen (häufig unter Nutzung von Skalenerträgen, z. B. durch Spe-
zialisierung bei der Auswertung der Informationen, ihren regionalen Marktüberblick 
oder infolge von Synergieeffekten aus den langjährigen Verbindungen zu den Trans-
aktionspartnern) und auf Anfrage bereitstellen399. Im Hinblick auf die Kapitalanbieter 
betrifft dies etwa den Bedarf an Informationen über die technischen Fähigkeiten der 
kapitalsuchenden Unternehmen und die Marktfähigkeit des geplanten Neuerungsvor-

teressiert sein und vielmehr eine Risikobegrenzung anstreben und das Kapitalangebot rationieren 
(vgl. Spremann, K., 1986, S. 97). 

397 vgl. Eisehen, R., 1988, S. 249. 
398 vgl. Hübner, B., 1993, S. 2 f. 
399 vgl. Mortensen, D., 1982, S. 252; Campbell, T./Kracow, W., 1980, S. 874 - 880. Siehe auch 

Genosko, J., 1986, S. III; Benston, G./Smith, C., 1976, S. 215 und Chan, Y.-S., 1983, 
s. 1545. 
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habens. Das Engagement einer "lnformationsbörse"400 muß sich jedoch nicht auf die 
bloße Übermittlung unverarbeiteter Informationen beschränken, sie kann diese Infor-
mationen auch fortlaufend verarbeiten und bereitstellen und damit eine laufende Qua-
litätsverifikationsfunktion - etwa in Form eines "Bonitätsratings" - oder sogar eine 
Überwachungs- und Kontrollfunktion wahrnehmen. Ist die "Informationsbörse" an ei-
ner langfristigen Zusammenarbeit mit den Kapitalanbietern und -nachfragern interes-
siert, wird sie zur Erhaltung ihrer Reputation eine Übervorteilung der Finanziers 
durch opportunistisches Verhalten vermeiden und daher aus Sicht beider Parteien ver-
trauenswürdig sein401 _ 

Ein wesentliches Hindernis derartiger Informationsbörsen in ländlichen Wirtschafts-
räumen wird jedoch die Diskrepanz zwischen den subjektiven Informationsbedürfnis-
sen der Kapitalanleger und der Informationsbereitschaft der kapitalsuchenden lnnova-
toren sein. Dies betrifft etwa den Konflikt zwischen der transaktionskostensenkenden 
Institutionalisierung von Publizitätspflichten der Kapitalnachfrager, von Haftungsbe-
stimmungen für die Verbreitung falscher oder unzureichender Informationen und die 
erforderliche Einräumung von Kontroll- und Mitspracherechten einerseits und dem 
Wunsch der lnnovatoren nach Diskretion im Hinblick auf die Veröffentlichung von 
Informationen zu geplanten neuen Produkten, zu Investitionsvorhaben, zur Ertrags-
lage und zu den Marktanteilen bzw. den Kundenstrukturen andererseits402. Die In-
formationsbereitschaft ist besonders gering, solange die Marktgegenseite den Kapital-
nachfragern unbekannt ist und das Bekanntwerden kompetitiver und vertraulicher 
Unternehmensinformationen (Befürchtung verdeckter Betriebsspionage durch die 
Konkurrenz), eine Übernahme durch ein anderes Unternehmen oder eine externe Ein-
flußnahme auf die Geschäftspolitik zu befürchten ist ("Herr-im-Hause-Mentalität")403_ 

400 Gerke, W./van Rüth, V./Schöner, M.A., 1992, S. 3. Siehe don auch das von den Autoren ge-
nannte Beispiel des U .S.-arnerikanischen "Private Investors Network" in South 
Carolina/U .S.A., das die Anlagewünsche und die Beteiligungsangebote über einen EDV-
gestützten Informations- und Beteiligungsmarkt vermittelt. 

401 vgl. Aignesberger, C., 1987, S. 119. Damit wird die von Genosko von den intermediären Inno-
vationsinfrastruktureinrichrungen gefordene Vermittlung von Informationen über öffentliche Fi-
nanzierungsmöglichkeiten von Neuerungsvorhaben um die Vermittlung von Informationen über 
potentielle private Kapitalgeber und über kapitalsuchende Innovatoren einer Region erweitert 
(vgl. Genosko, J., 1986, S. 5). 

402 vgl. Gerke, W./van Rüth, V./Schöner, M.A., 1992, S. 35. 
403 vgl. Gerke, W.ivan Rüth, V./Schöner, M.A., 1992, S. 38 und 48 f. 
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4. Ergebnis der bisherigen Analysen und Aufgabe der empirischen 
Untersuchung 

Die Wirtschaftsaktivitäten in der Bundesrepublik Deutschland befinden sich in einem 
Wandel, der durch tiefgreifende Veränderungen der weltwirtschaftlichen Arbeitstei-
lung, eine Abschwächung und Differenzierung der Nachfrageentwicklung und durch 
eine bemerkenswerte Dynamik bei der Entstehung technologischer und organisatori-
scher Neuerungen hervorgerufen wird. So befinden sich die angebotenen Güter der in 
den ländlichen Wirtschaftsräumen angesiedelten Betriebe mit arbeits- und flächenin-
tensiven Wertschöpfungsprozessen zum Großteil jenseits des Gipfels des Produktle-
benszyklus. Diese Betriebe sind daher mit einer zunehmenden Marktsättigung, einer 
großen Zahl von Wettbewerbern und einem starken Preiswettbewerb konfrontiert. Für 
die Produktion dieser Güter verbessern sich zunehmend die Chancen von Anbietern, 
die in Regionen ansässig sind, welche z.B. einen hohen Anteil an- und ungelernter 
Arbeitskräfte aufweisen oder über sonstige Produktionskostenvorteile (beispielsweise 
aufgrund niederer Lohn- und Flächenkosten) verfügen, so daß eine zunehmende Ver-
lagerung entsprechender Produktionsaktivitäten aus den ländlichen Wirtschaftsräumen 
hochentwickelter Volkswirtschaften in weniger entwickelte Regionen, etwa nach Ost-
europa oder in den asiatisch-pazifischen Raum, erfolgt. 

Diese Entwicklungstendenzen schlagen sich nicht nur direkt bei den Gütern nieder, 
die die Betriebe einer Region im Rahmen der internationalen bzw. -regionalen Ar-
beitsteilung produzieren bzw. nicht mehr produzieren, sondern sie beeinflussen über 
den damit häufig einhergehenden Bedeutungsverlust der "traditionellen" komparativen 
Standortvorteile ländlicher Wirtschaftsräume auch deren zukünftige Entwicklungs-
chancen. So ist ein weiteres Zurückbleiben derjenigen ländlichen Regionen zu erwar-
ten, denen anpassungs- und neuerungsfähige Betriebe fehlen und die deren Standorter-
fordernisse, wie etwa qualifizierte Arbeitskräfte für innovationsrelevante betriebliche 
Funktionen (z.B. FuE, Konstruktion und Design oder Produktionsprogrammplanung 
sowie betriebswirtschaftliche Planungs- und Entscheidungsfunktionen), nicht befriedi-
gen können. 

Damit auch ländliche Wirtschaftsräume bzw. die in ihnen angesiedelten Betriebe und 
ihre Beschäftigten diese Wandlungsprozesse erfolgreich bestehen, müssen diese Ent-
wicklungstendenzen erkannt, und es müssen durch regional gezielte innovationsinfra-
strukturelle Unterstützungsmaßnahmen der einzelwirtschaftlichen Anpassungs- und 
Neuerungsaktivitäten die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß die regionale 
Wirtschaft dieser Räume auch in Zukunft wettbewerbsfähig bleibt und daß sich die 
interregionalen Einkommens- und Beschäftigungsdisparitäten zwischen prosperieren-
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den Regionen und ländlichen Wirtschaftsräumen nicht vergrößern. Für die Entwick-
lung ländlicher Wirtschaftsräume erscheint weniger die schnelle Verbreitung von wis-
senschaftlichem Fortschritt bzw. neuestem technischen Wissen von Bedeutung als 
vielmehr die rasche Diffusion der technologischen Fortschritte durch ein Heranführen 
der regionalen Akteure an den Stand der angewandten Technik und des anwendungs-
relevanten technischen Wissens und durch eine Erhöhung der Zahl der Wissensträger 
bzw. der potentiellen Technikanwender. Die durch die "Erstinnovation" bezeichnete 
Heranführung des Standes der praktizierten Technik an den Stand der Technologie hat 
zunächst nur eine auf den lnnovator "beschränkte" Wirkung. Erst durch interregionale 
und interpersonale Diffusionsprozesse werden die wirtschaftlichen Nutzungsmöglich-
keiten der potentiellen und der bereits von anderen Betrieben angewandten Technolo-
gien auch in ländlichen Wirtschaftsräumen einer Volkswirtschaft genutzt und die da-
mit verbundenen Entwicklungseffekte möglich. 

Die regionale lnfrastrukturausstattung bzw. ihre Integration in interregionale Infra-
strukturen nimmt eine Wachstums-, eine Integrations- und eine Versorgungsfunk-
tion im Entwicklungsprozeß eines Wirtschaftsraumes wahr. Obwohl in diesem Zu-
sammenhang prinzipiell alle üblicherweise aufgelisteten Infrastrukturbestandteile rele-
vant erscheinen (etwa die Verkehrs-, die Telematik-, die Verwaltungsinfrastruktur 
u.a.), muß eine regionale Infrastrukturpolitik zur Unterstützung des Anpassungs-
und Neuerungsvertialtens der Unternehmen in den vom Strukturwandel besonders be-
troffenen ländlichen Räumen vor allem den Einflußfaktoren für Innovationsaktivität 
und Innovationserfolg intensive Beachtung schenken. Sie muß unternehmerische Inno-
vationsstrategien und das Innovationsverhalten der Betriebe im ländlichen Raum ver-
stehen, wenn sie diese Entscheidungen und die damit zusammenhängenden Verhal-
tensweisen beeinflussen möchte. 

Die regionale Infrastruktur-, Wirtschafts- und Technologieförderung bekommt damit 
eine neue Aufgabe: Abstinenz von direkten Eingriffen in das Marktgefüge oder der 
Förderung bestimmter Technologien und Hinwendung zu einer Politik der Verbesse-
rung standörtlicher Rahmenbedingungen zur Förderung von institutionellen, organi-
satorischen und kommunikativen Prozessen, die die betrieblichen Innovations- und 
Diffusionsprozesse in einem Wirtschaftsraum unterstützen (sog. "Enabling"-Politik). 

Vor dem Hintergrund der Anpassungsprobleme ländlicher Räume im Strukturwandel 
wird daher die Innovationsinfrastruktur, d.h. die Infrastruktur zur Beseitigung re-
gionaler Innovationsengpässe bzw. zur Setzung regionaler Entwicklungsimpulse, 
in das Zentrum der Untersuchung gestellt. 
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Als potentielle Engpaßfaktoren der einzelwirtschaftlichen Anpassungs- und Neue-
rungsaktivitäten in ländlichen Wirtschaftsräumen erscheinen besonders 

die Wissensdefizite der an den betrieblichen Innovationsaktivitäten beteiligten 
Personen und die Schwierigkeiten bei der Bewertung, Offenlegung und beim 
Austausch der zu ihrer Verminderung notwendigen Informationen im Rahmen des 
Wissens- und Technologietransfers, 
der Mangel an entsprechend qualifizierten Arbeitskräften als notwendige Voraus-
setzung für betriebliche Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten, die Erschlie-
ßung diverser unternehmensexterner Informationsquellen und die erfolgreiche 
Implementierung neuer Produkte und Verfahren, ein Mangel an kreativen, dem 
Fortschritt aufgeschlossenen und risikofreudigen Entscheidungsträgern, die eine 
eher offensive Haltung und Wagnisbereitschaft bei der von Ungewißheit gekenn-
zeichneten betrieblichen Innovation und der Adoption von Neuerungen aufweisen 
und 
die Informationsasymmetrien zwischen den innovativen Akteuren mit Kapitalbe-
darf und den investitionsbereiten Kapitalanbietern 

von Bedeutung. 

Die wirtschaftswissenschaftliche Diskussion möglicher einzelwirtschaftlicher 
Schwachstellen im lnnovationsprozeß wird sehr häufig auf die Vorteile verschiedener 
Unternehmensgrößen im lnnovationsprozeß reduziert404. So wird der relative inno-
vatorische Vorteil großer Unternehmen etwa auf die großen internen Ressourcenpo-
tentiale bei den funktionalen innovationsrelevanten Kompetenzen (z.B. im FuE-Be-
reich) oder bei der Finanzierung innovatorischer Projekte und auf die Möglichkeit der 
Erzielung von Skalenerträgen bei der Massenproduktion - als Folge eines unterpro-
portionalen Wachstums der benötigten Ressourcen für die Erhöhung der Auflagenhöhe 
des Outputs - zurückgeführt. Daneben können große Unternehmen auch Vorteile bei 
Innovationsprojekten realisieren, die durch hohe Fixkosten und Unteilbarkeiten 
gekennzeichnet sind405. Bei einer Vielzahl von firmeninternen Anwendungsfeldern 
für neuentwickelte Technologien können Großbetriebe auch eher 
Risikodiversifikationseffekte realisieren als KMU, die ihre Ressourcen meist auf 
wenige Projekte konzentrieren406. 

Demgegenüber scheinen jedoch auch kleine und mittelgroße Unternehmen, bei denen 
die betrieblichen Funktionen häufig auf wenige Entscheidungsträger verteilt sind und 
deren Entscheidungs- und Realisationsprozesse nur selten formell und hierarchisch or-

404 Siehe hierzu die theoretische Diskussion und die empirischen Überprüfungen in Elßer 1993, 
Keßler 1992, Pflmnann 1991, Acs/Audrctsch 1990, Rothwell 1989, Fritsch 1987, Scherer 
1984, Geiser 1983, Geiling 1982, Kamien/Schwarz 1982, Bergmann 1972 und Tabben 1974. 

405 vgl. Galbraith, K.J., 1956, S. 87. 
406 vgl. Nelson, R.R., 1959, S. 297 ff. 
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ganisiert sind, die Möglichkeit zu besitzen, bei entsprechender Innovations- und Fer-
tigungsflexibilität kurzfristig auf veränderte Marktbedürfnisse zu reagieren und - bei-
spielsweise durch Produktdifferenzierung bzw. durch Schaffung von Marktnischen -
Innovationserfolge zu erzielen407. Von entscheidender Bedeutung scheint daher weni-
ger die Unternehmensgröße zu sein als vielmehr die Innovationsbereitschaft der in-
nerbetrieblichen Ressourcen und ihre Innovationskompetenzen sowie existierende 
Möglichkeiten, interne Innovationsengpässe abzubauen408. Diese engpaßorientierten 
Möglichkeiten kann die Innovationsinfrastruktur bereitstellen. 

Zur Innovationsinfrastruktur gehören dementsprechend sämtliche Einrichtungen zur 
Förderung der Verbreitung neuen technischen und ökonomischen Wissens und zur 
Unterstützung der Innovationsaktivitäten der Wirtschaftsakteure im ländlichen Raum. 
So geben ein intensivierter Informationsaustausch und vermehrte Kooperationen mit 
unternehmensexternen Technologieanbietern (Hochschulen, Forschungsinstitute, etc.) 
und intermediären Wissens- und Technologietransfereinrichtungen (beispielsweise an 
Hochschulen oder die Innovationsberatungseinrichtungen der diversen unternehmenso-
rientierten Selbsthilfeeinrichtungen, etc.) vor allem der Masse der in ländlichen Wirt-
schaftsräumen angesiedelten kleinen und mittelgroßen Unternehmen mit geringen ei-
genen Forschungs- und Entwicklungskapazitäten die Möglichkeit, neue und bereits 
angewandte technologische Erkenntnisse zu gewinnen und betriebsintern fehlende in-
novationsrelevante Ressourcen (z.B. Risikokapital) zu beschaffen, am technischen 
Wandel teilzuhaben und auf diese Weise ihr eigenes Innovationspotential - und damit 
das ihres Wirtschaftsraumes - zu erhöhen. Insbesondere Transfereinrichtungen mit 
entsprechender Reputation bei den im ländlichen Raum angesiedelten Betrieben kön-
nen zur Verminderung der durch die Qualitäts- und Verhaltensunsicherheit ausgelö-
sten Schwierigkeiten beim Transfer von neuem Wissen - und damit zur Entstehung 
und Verbreitung von technologischen Spillovers - und bei der Beschaffung von Finan-
zierungsmitteln für innovative Investitionsvorhaben beitragen. 

Wenn die Frage nach der Gestalt einer adäquaten Innovationsinfrastruktur gestellt 
wird, so ist zu bedenken, daß es wissenschaftlich nicht begründbar ist, eine derartige 
Infrastruktur positiv zu definieren. Auch Infrastruktursysteme sind offene Systeme, 
die in unterschiedlichen Ausprägungen zieladäquat sein können, deren jeweilige Eig-
nungen sich ändern können und die in einem marktwirtschaftlichen Such- und 
Entdeckungsprozeß immer wieder neu gefunden werden müssen. Es kann daher auch 

407 vgl. Scherer, F.M., 1988, S. 4 f. und ders., 1980, S. 422 und Comanor, W.S., 1967, S. 646. 
Siehe hierzu auch die empirischen Srudien von Caves/Pugel 1980, wonach KMU in Branchen 
mit überwiegend großen Unternehmen sich häufig mit einer innovativen Produktdifferenzie-
rungsstrategie von ihren Wettbewerbern abzugrenzen versuchen. 
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in dieser Arbeit nicht darum gehen, vermeintlich optimale Innovationsinfrastrukturen 
für ländliche Wirtschaftsräume deterministisch festzulegen. Der hier vertretene Ansatz 
ist - marktwirtschaftskonform - ein negativer. Es geht darum, die zentralen Hemm-
nisse für offene ökonomische Entwicklungen, insbesondere für Innovationen und für 

die Diffusion von Innovationen im ländlichen Raum zu ermitteln409. 

Im empirischen Teil der Arbeit wird deshalb eine regionsspezifJSChe Analyse einiger 
bedeutsamer Engpaßfaktoren des Anpassungs- und Neuerungsverhaltens der Un-
ternehmen in ausgewählten ländlichen Wirtschaftsräumen, der diesbezüglichen 
Funktion der derzeit relevanten Innovationsinfrastrukturen und der potentiell 
möglichen infrastrukturellen Ansatzpunkte zur Förderung entwicklungsrelevanter 
Innovationsaktivitäten durchgeführt. 

Nach einigen Bemerkungen zum Stand der empirischen Forschung zur Innovationsin-
frastruktur, zur Methodik und zur Konzeption der empirischen Untersuchung und zu 
den ausgewählten Untersuchungsräumen in Kapitel C. l werden in Kapitel C.2 meh-
rere angebots- und nachfrageseitige Engpaßfaktoren der einzelwirtschaftlichen Inno-
vationsaktivitäten dargestellt, die zum Teil jedoch durch die potentiellen Infrastruk-
turleistungen - zumindest kurz- bis mittelfristig - kaum beeinflußbar erscheinen (z.B. 
die Absatzmarktreichweite bzw. Exportquote der Betriebe) oder wenn, dann nur auf 
indirekte Weise (z.B. die Verbesserung der Qualifikation und der Wagnisbereitschaft 
der betrieblichen Akteure durch Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen zu neuen 
Verfahrenstechniken, neuen Märkten oder neuen Produkten und Dienstleistungen) be-
einflußt werden können. Sie tragen jedoch ganz wesentlich zum Verständnis der 
Analyse der Bedeutung der Innovationsinfrastruktur bei der Verminderung von Infor-
mationsproblemen im Wissens- und Technologietransfer und bei der Finanzierung in-
novativer Investitionen in Kapitel C. 3 bei. 

Besondere Aufmerksamkeit wird dabei vor allem der interorganisationalen Vernetzung 
der Betriebe gewidmet. Diese Vernetzung scheint besonders für die in ländlichen 
Wirtschaftsräumen angesiedelten Klein- und Mittelbetriebe von erheblicher Bedeutung 
bei der Beschaffung intern nicht oder nicht wirtschaftlich erstellbarer innovationsrele-
vanter Leistungen zu sein. Es ist daher zu prüfen, ob diesbezüglich innovationshem-
mende Informations- bzw. Vernetzungsdefizite in den Untersuchungsräumen bestehen 

408 "No single firm size is uniquely conducive to technological progress. There is room for firms of 
all sizes. What we want, therefore, may be a diversity of sizes, each wilh its own spccial advan-
tages'(Scherer, F.M., 1980, S. 418). 

409 Wie es - um einen anderen Bereich der Wirtschaftspolitik heranzuziehen - nicht darum gehen 
kann, eine optimale Wettbewerbsintensität zu definieren, sondern - negativ formuliert - Wettbe-
werbsbeschränkungen zu identifizieren und abzubauen. 
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und welche Bedeutung die derzeit bestehende Innovationsinfrastruktur beim Abbau 
derartiger Hemmnisse in den ländlichen Untersuchungsräumen hat. 

Auf dieser Grundlage lassen sich dann im abschließenden Abschnitt D der Arbeit 
Handlungsempfehlungen zur Gestaltung einer innovationsorientierten lnfrastrukturpo-
litilc für ländliche Wirtschaftsräume ableiten. 
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Kapitel C: Engpaßfaktoren der einzelwirtschaftlichen Innovationsak-
tivitäten und Innovationsinfrastruktur: empirische Be-
funde in ländlichen Wirtschaftsräumen Baden-
Württembergs 

1. Zur Begründung einzelner Positionen bezüglich Ansatz, Metho-
dik und Konzeption der Untersuchung 

1.1 Zur empirischen Analyse der Innovationsinfrastruktur 

Seit Beginn der achtziger Jahre wurden zum Forschungsfokus "Innovations-
infrastruktur" zahlreiche empirische Studien publiziert, die die unterschiedlichsten 
Teilaspekte analysieren. Bei der Mehrzahl der Untersuchungen stehen Fragen der 
Steigerung der Effektivität des Wissens- und Technologietransfers im Vorder-
grund. Das Spektrum reicht von speziellen Fördermaßnahmen (Allesch/Fiedler/Martin 
1983 und Rohrbach/Krähenhofer/Ballerstedt 1987) bis hin zu den Charakteristika der 
in der Bundesrepublik Deutschland mit Wissens- und Technologietransfer befaßten In-
stitutionen (Allesch/Preiß-Allesch/Spengler 1987; Täger/Uhlmann 1984). Thematisch 
anders gelagert sind die Studien von Wolf (1985), Böhler u.a. (1989) und 
Schroeder/Fuhrmann/Heering (1991) und der Abschlußbericht "Modellversuch Tech-
nologietransfer" (1986). Während erstere die Bedeutung des Technologietransfers 
für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in ausgewählten strukturschwachen 
Regionen zum Gegenstand haben, untersucht die zweite exemplarisch für die Trans-
ferstelle an der Universität Tübingen Aufgaben, Ziele und Wirkungsweisen einer 
Wissens- und Technologietransfereinrichtung. Klönne/Borowczak/Voelzkow 
(1991) und Dehler (1989) befassen sich mit Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwi-
schen Hochschulen, gesellschaftlichen Vereinigungen und Betrieben. 

Die Studien lassen sich auch danach unterscheiden, welche der drei am Wissens-
und Technologietransferprozeß beteiligten Institutionen, 

die Informationsanbieter aus dem Unternehmensnetzwerk oder aus dem Innovati-
onsinfrastrukturnetzwerk, 
die Informationsnachfrager (i.d.R. Unternehmen) und 
die intermediären Institutionen der Innovationsinfrastruktur (z.B. Innovationsbe-
ratungseinrichtungen der diversen unternehmensorientierten Selbsthilfeeinrichtun-
gen der Wirtschaft oder Transferstellen der Hochschulen, Steinbeis-Transferzen-
tren, etc.) 
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untersucht werden (zur Systematik von Anbietern, Intermediären und Nachfragern im 
Wissens- und Technologietransfer siehe Abbildung C.1.1). 

Abbildung C.1.1: Informationsquellen und Wissens- und Technologietransfer-
beziehungen der Unternehmen im ländlichen Rauml 

Informationsanbieter Intermediäre 

Transfer- und 
Innovations• 
beratungsein-
richtungen 

innovationsorientierte Informationsbeziehungen über das 

~ .. lnnovationsinfrastrukturnetzwerk 

H „ Unternehmensnetzwerk 

Informations-
nachfrager 

Zahlreiche Studien befragen entweder nur Wissens- und Technologieanbieter und 
Unternehmen unter Ausschluß der intermediären Transfereinrichtungen (Tödtling 
1990, Kok/Offerman/Pellenbarg 1985, Kok/Pellenbarg 1987, Rohrbach/ 
Krähenhofer/Ballerstedt 1987 und Witte/Malchor/Nisius 1988) oder aber lediglich 

Zu den unternehmensexternen Informationsquellen technischen Wissens allgemein siehe Cohen, 
W.M./Levin, R.C., 1989, S. 1085; Herden, R., 1991, S. 145 ff.; Böhler, H., u.a., 1989, 
S. 23 ff.; Kok, J.A./Pellenbarg, P.H., 1987, S. 156 ff. und Shapiro, C., 1985, S. 25. Zum 
Wissens- und Informationsaustausch der Unternehmen mit dem lnnovationsinfrastrukturnetzwerk 
und seiner Bedeutung für den technischen Fortschritt und die Industrieentwicklung siehe u.a. 
Böhler, H., u.a., 1989, S. 121 ff.; Geisler, E./Rubinstein, A.H., 1989, S. 43 ff.; van 
Dierdonck, R./Debackere, K./Engelen, B., 1990, S. 551 ff.; Morone, J./lvins, R., 1982, S. 35 
ff.; Freeman, C., 1990, S. 74 ff. und auch Charles/Howells 1992, Bongaerts/Heinrichs 1987, 
Cyert 1985, Fusfeld/Haklisch 1984, Azaroff 1982, Roberts/Peters 1982. Zur Kommunikation 
mit den Nachfragern siehe Rothwell, R., u.a., 1974, S. 258 ff.; Freeman, C., 1982, S. 105 ff.; 
Lundvall, B., 1988, S. 350 ff. und ders. 1985; Rosenberg, N., 1982, S. 120 ff.; von Hippe!, 
E., 1988, S. 11 ff. und Habermeier, K.F., 1990, S. 271 ff. Zum Wissensaustausch mit Zulie-
ferern, Anbietern komplementärer Produkte und Wettbewerbern siehe von Hippe!, E., 1987, S. 
291 ff.; Jacquemin, A., 1988, S. 552 und auch Kuhlmann/Kuntze 1992 und Boehme 1986. 
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Innovationsinfrastruktureinrichtungen bei Vernachlässigung der Unternehmen 
(Allesch/Preiß-Allesch/Ballerstedt 1987; Modellversuch Technologietransfer 1986), 
oder sie befragen ausschließlich Unternehmen und Transfereinrichtungen, ohne die 
wissenschaffenden Hochschul- und Forschungseinrichtungen zu beriicksichtigen 
(Täger/Uhlmann 1984). Lediglich die Effektivitätsanalysen von Schroeder/Fuhr-
mann/Heering (1991) und die von Böhler u.a. (1989) beriicksichtigen sowohl die In-
formationsanbieter und -nachfrager als auch die Transferinstitutionen im Wissens- und 
Technologietransfer. Die bisher genannten Untersuchungen beschränken sich auf die 
Leistungen der Innovationsinfrastruktur bei der Verbesserung der Wissensbasis bzw. 
der Absorptionsfähigkeit der Akteure und beriicksichtigen bei der Überwindung von 
Finanzierungshemmnissen lediglich die Beratungsleistungen bei der Beschaffung von 
öffentlichen Innovationsfinanzierungsmitteln und die in diesem Zusammenhang er-
stellten Gutachten zur Innovationsfähigkeit der Kapitalnachfrager für potentielle Ka-
pitalanbieter sowie die Vermittlung von Kooperationspartnern, die neben innovations-
relevantem Know-How häufig auch Kapital bereitstellen. Dies liegt darin begriindet, 
daß die intermediären Transfereinrichtungen im wesentlichen auf ihre Engpaßfunktio-
nen im Wissens- und Technologietransfer fokussiert sind und durch ihre 
"ergänzenden" Beurteilungsaktivitäten und Informationsvermittlungsleistungen für in-
teressierte Kapitalanbieter - vor allem bei nationalen und supranationalen Finanzie-
rungsfördermaßnahmen - derzeit nur sehr begrenzt zu einer spürbaren Verminderung 
der ex-ante-Qualitätsunsicherheit bzw. zu einer Verminderung des moralischen Infor-
mationsrisikos bei der Innovationsfinanzierung der Masse der nicht-kapitalmarktfähi-
gen KMU in ländlichen Wirtschaftsräumen beitragen. Auf der Grundlage einer Ana-
lyse der existierenden Informationsasymmetrien und der Hemmfaktoren bei der 
Innovationsfinanzierung von KMU in Baden-Württemberg (1992) priifen deshalb 
Gerke/van Rüth/Schöner den Bedarf einer "Informationsbörse für Beteiligungen an 
mittelständischen Unternehmen" und die Möglichkeiten einer diesbezüglichen Erwei-
terung des Leistungsspektrums der derzeitigen Innovationsinfrastrukturen. 

Methodisch basieren die meisten der hier beriicksichtigten Studien auf einer Mi-
schung aus Dokumentenanalyse, standardisierter Befragung und Experteninterviews. 
Diese Mischung ermöglicht eine relativ hohe Absicherung der empirischen Ergebnisse 
(durch Befragung einer größeren Zahl von Informationsanbietern, -nachfragern und 
Intermediären) und verbindet diese mit detaillierten Zusatzinformationen durch Ex-
perteninterviews. 

Dabei gehen alle Studien davon aus, daß insbesondere KMU auf den Wissens- und 
Technologietransfer angewiesen sind, da sie über keine bzw. eine zu geringe For-
schungs- und Entwicklungskapazität verfügen. Das urspriingliche Transfermodell, das 
den mangelnden Informationsaustausch zwischen Wissenschaft und Wirtschaft vor al-
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lern auf unzureichende Informationen zurückführt, wird zunehmend von einem inte-
grierten Transfermodell abgelöst, das neben der regionalen Vernetzung der Transfer-
stellen auch die Bereitstellung weitergehender Dienstleistungen beinhaltet. Der naive 
Glaube, daß sich in Hochschulen und anderen Forschungseinrichtungen gleichsam 
eine "Wissens- und Technologiehalde" aufgebaut habe, die es nur für die regionalen 
Wirtschaftsakteure nutzbar zu machen gelte, scheint überwunden. 

Die Spezifika ländlicher Wirtschaftsräume - z.B. ein überwiegend kleinbetrieblich 
strukturierter industrieller Sektor, der für sich genommen durch den gewaltigen An-
passungsdruck überfordert scheint und in seinen Kernbereichen durch abnehmende 
Beschäftigung sowie erhebliche Störungen und Verzögerungen im technologischen 
Angleichungs- und Anpassungsprozeß charakterisiert ist - werden in den bisherigen 
Forschungsarbeiten nur unzureichend als Ansatzpunkte einer zieladäquaten Innova-
tionsinfrastrukturpolitik berücksichtigt. 

Vor dem Hintergrund der Stärken und Schwächen der früheren Analysen und um ein 
möglichst geschlossenes Bild der potentiellen lnfrastrukturengpässe im ländlichen 
Raum zu gewinnen, wurden im Rahmen dieser Arbeit nicht nur die infonnationssu-
chenden Unternehmen befragt, sondern auch zahlreiche Technologietransfer- und In-
novationsberatungseinrichtungen, z.B. 

die Innovationsberatungsdienste der regional zuständigen Industrie- und Handels-
kammern und der Industrie- und Fachverbände, 
der Steinbeis-Stiftung, 
des Rationalisierungskuratoriums der Deutschen Wirtschaft RKW, 
des Verbandes Deutscher Ingenieure VDI sowie des Verbandes Deutscher Elek-
trotechniker VDE, 
die Technologieberatungs- und -vennittlungsdienste des Landesgewerbeamts 
Baden-Württemberg, 
die Technologietransferstellen der regionalen Hochschulen und 
die Wirtschaftsförderer der untersuchten Landkreise sowie 
die Technologieangebotseinrichtungen der Innovationsinfrastruktur (z.B. die re-
gionalen oder im nächsten räumlichen Einzugsbereich in ca. ein bis zwei Stunden 
Fahrtzeit erreichbaren Universitäten und Fachhochschulen und einige außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen) 

in die Untersuchungen einbezogen. 



151 

1.2 Methodik und Konzeption der Untersuchung 

Die Analyse der Engpaßfaktoren des einzelwirtschaftlichen Innovationsverhaltens der 
Unternehmen im ländlichen Raum und der diesbezüglichen Bedeutung der 
Innovationsinfrastruktur wurde als strukturierte schriftliche Befragung von 893 Betrie-
ben2 des verarbeitenden Gewerbes mit zwanzig und mehr Beschäftigten von Septem-
ber 1993 bis Februar 1994 durchgeführt und erstreckt sich auf den Untersuchungszeit-
raum 1988 bis 1993 (zur Konzeption der Befragung siehe Anschreiben und Fragebo-
gen in Anhang Abbildung 2 und 3)3. Die Beschränkung der Befragung auf die Be-
triebe des verarbeitenden Gewerbes ist in ihrer dominierenden Rolle für die 
Regionalentwicklung im ländlichen Raum Baden-Württembergs im Untersuchungszeit-
raum und ihre Betroffenheit von den in Kapitel A. l skizzierten Entwicklungen be-
gründet4. Von ihren Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten an die genannten Ent-
wicklungstendenzen sind zudem auch Impulse für die im ländlichen Raum angesie-
delten Dienstleistungsbetriebe zu erwarten. 

Die Daten der strukturierten schriftlichen Betriebsbefragung wurden mit Hilfe der 
Statistiksoftware SAS durch sog. Existenzanalysen und durch bivariate und multiva-
riate Dependenzanalysen ausgewertet5. Ziel der Existenzanalysen ist eine Beschrei-
bung beispielsweise der in der schriftlichen Befragung erhobenen Netzwerkbeziehun-
gen hinsichtlich ihrer Intensität, ihrer Inhalte und der integrierten Netzwerkteilneh-
mer. Ziel der Dependenzanalysen ist die Überprüfung von a-priori angenommenen 
Zusammenhängen zwischen einer (oder mehreren) determinierten Variablen und einer 

2 Untersuchungsobjekt sind bewußt Betriebe und nicht Unternehmen, um nicht Betriebe auszu-
schließen, deren Unternehmenssitz nicht im untersuchten ländlichen Raum liegt. Nach der Dik-
tion des Statistischen Bundesamts wurden also die "örtlichen Niederlassungen" befragt und nicht 
"die kleinste, rechtlich selbständige Einheit, die aus handels- und/oder steuerrechtlichen Grün-
den Bücher führt und bilanziert". Die Nettorücklaufquote betrug rd. 22 % (194 von 893 Betrie-
ben). 
Der Verzicht auf Kleinstbetriebe unter zwanzig Beschäftigten ist pragmatisch begründet, da bei 
ihrer Integration die Grundgesamtheit der zu befragenden Einheiten so stark angestiegen wäre, 
daß eine Vollerhebung mit den gegebenen Mitteln nicht möglich gewesen wäre. Zudem wären 
dadurch auch erhebliche Auswertungsprobleme entstanden, da für diese Grundgesamtheit keine 
zuverlässigen Strukturdaten zur Verfügung stehen. Daneben ist die Rücklaufquote bei diesem 
Betriebstyp erfahrungsgemäß sehr gering, so daß ein Anspruch auf statistische Repräsentativität 
kaum hätte gestellt werden können. 

3 Die Aggregationsebene der Untersuchung ist also mikroanalytisch, was die unmittelbare Erfas-
sung der Entscheidungen, der Handlungen und der entsprechenden Ergebnisse der relevanten 
Akteure, d.h. der am innerbetrieblichen Innovationsprozeß beteiligten Entscheidungsträger er-
laubt. Zum anderen ermöglicht sie den weitgehenden Verzicht auf eine umfassende und in sich 
konsistente Theorie der Infrastruktur und eine Theorie der Innovation im allgemeinen bzw. des 
Wissens- und Technologietransfers im speziellen, die gegenwärtig noch nicht existieren. 

4 vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg: Reihe A VI 5 - vj 4 , Sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitnehmer, 1988, S. 7; 1989, S. 7; 1990 bis 1993, S. 11; dies.: Monatsbericht 
Verarbeitendes Gewerbe, Tab. A 11, 1988 bis 1993, S. 59; dies.: Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung, Bruttowertschöpfung (unbereinigt) zu Marktpreisen in den Stadt- und Landkreisen 
1988 bis 1993 und auch Vaubel, R./Schabhüser, B., 1992, S. 13 - 17. 
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(oder mehreren) unabhängigen bzw. determinierenden Variablen, wie etwa die Bezie-
hungen zwischen ausgewählten betrieblichen und betriebsexternen Merkmalen mit 
unterstelltem Engpaßcharakter und den betrieblichen Innovationsaktivitäten. Die be-
trieblichen Innovationsaktivitäten werden in diesem Falle als determinierte bzw. ab-
hängige Variable betrachtet. 

Zur Ermittlung des Vorhandenseins und/oder der Stärke einer assoziativen Beziehung 
bzw. der Neigung der Variablen miteinander zu korrelieren im Rahmen der bivaria-
ten Dependezanalysen kommen die Verfahren der Kreuztabellierung, bei der die 
möglichen Kombinationen nominaler bzw. in Gruppen skalierter Variablen in einer 
Kreuztabelle dargestellt werden, und die bivariate Kontingenzanalyse, mit deren 
Hilfe Zusammenhänge zwischen zwei nominal bzw. in Gruppen skalierten Variablen 
aufgezeigt und auf Signifikanz überprüft werden, zur Anwendung6. 

Um etwaige signifikante Unterschiede zwischen nominal klassierten abhängigen Vari-
ablen und metrisch skalierten unabhängigen Variablen zu ermitteln, werden mit Hilfe 
der Varianzanalyse Mittelwertvergleiche durchgeführt7. Üblicherweise kann man mit 
sog. F-Tests systematische Unterschiede zwischen den Mittelwerten aus zwei Meßrei-
hen (z.B. Gruppen von Betrieben, etwa innovative und nicht-innovative Betriebe) er-
mittein8. Dieser parametrische (verteilungsabhängige Test) setzt aber eine Normal-

5 vgl. hierzu Götsche 1990 und Dufner/Jensen/Schumacher 1992. 
6 Der Kontingenzkoeffizient C nimmt den Wert Null an, falls beide Variablen voneinander unab-

hängig sind, und bewegt sich mit steigendem Chiquadrat auf den Wert 1 zu. Aufgrund der Ab-
hängigkeit der Kontingenzkoeffizienten von der Tabellengröße wird hier der korrigierte Kontin-
p;enzkoeffizient K berechnet, d.h. der Quotient aus C und dem Maximalwert von C, C 
(Cm,.= J(M -1) / M) wobei M das Minimum aus der Zeilenzahl und der Spaltenzahl darstelit). 
Siehe hierzu auch Benze, A., 1994, S. 85. 
Was die Festlegung des Signifikanzniveaus bzw. der Höhe der Irrtumswahrscheinlichkeit der 
Dependenzanalysen anbelangt, anhand derer man die Ergebnisse der statistischen Hypothesen-
tests beurteilt, so stellt sich das Problem, daß beim Prüfen der Nullhypothese gegen die Alterna-
tivhypothese zwei Fehlentscheidungen möglich sind. Es besteht zum einen die Gefahr, daß man 
sich, obwohl die Nullhypothese vorliegt, für die Alternativhypothese entscheidet (Fehler 1. Art). 
Zum anderen kann aber auch eine Entscheidung für die Nullhypothese getroffen werden, obwohl 
die Alternativhypothese zu aheptieren gewesen wäre (Fehler 2. Art). Die Zufallswahrschein-
lichkeit, eine gültige Nullhypothese abzulehnen, wird als Irrtumswahrscheinlichkeit a bezeich-
net, die Wahrscheinlichkeit, eine falsche Nullhypothese beizubehalten, wird mit ß bezeichnet. 
Dabei besteht zwischen dem Fehler 1. Art und dem Fehler 2. Art ein reziprokes Verhältnis, 
weshalb eine Abwägung zwischen beiden vorzunehmen ist. Da eine genaue Festlegung der bei-
den Fehler nicht möglich erscheint, wird üblicherweise die Höhe des a-Fehlers mit der Wahl des 
sog. Signifikanzniveaus vereinbart. Für die vorliegende Arbeit wird für die Dependenzanalysen 
ein Signifikanzniveau von 5% vereinbart, womit weitgehend den Empfehlungen der Literatur 
gefolgt wird. Die Ergebnisse statistischer Tests gelten dann als signifikant oder statistisch gesi-
chert, wenn die Irrtumswahrscheinlichkeit a.!,,0,05 beträgt. Unter hochsignifikant soll ein Signi-
fikanzniveau von a.!,,0,01 verstanden werden. Für nicht signifikante Zusammenhänge werden im 
Text keine Kontingenzkoeffizienten angegeben. Siehe hierzu auch Bauer, F., 1986, S. 40 f. und 
Sachs, L., 1984, S. 94 f. Zur Kontingenzanalyse in SAS siehe ausführlich Dufner, J ./Jensen, 
U./Schumacher, E., 1992, S. 179- 188. 

7 vgl. Sachs, L., 1984, S. 381. 
8 vgl. Hartung, J., 1984, S. 612. 
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verteilung der Merkmalsbeobachtungen dieser Meßreihen voraus (z.B. des Exportan-
teils am betrieblichen Umsatz der innovativen und der nicht-innovativen Betriebe), die 
aber für das untersuchte Sample nicht vorlag. Bedingt dadurch werden hier keine pa-
rametrischen, sondern nur nicht-parametrische (verteilungsfreie) Tests angewendet. So 
prüft etwa der hier verwendete Wilcoxon-Rangsummentest (oder auch Mann-
Whitney-U-Test genannt), ob die Mittelwerte von zwei Meßreihen (Gruppen, unab-
hängigen Stichproben) - die auch unterschiedlichen quantitativen Umfangs sein dürfen 
- als signifikant verschieden angesehen werden können9. Dabei werden die Meßwerte 
der abhängigen Variablen zunächst für die Gesamtstichprobe in eine Rangreihe ge-
bracht. Anschließend berechnet man für jede Gruppe die Summe der Ränge 
(Rangpositionen), die den Meßwerten der betreffenden Gruppe zugeordnet ist. Mit 
Hilfe der Rangsumme und den jeweiligen Gruppenumfängen wird eine Prüfgröße U 
errechnet. Unter Berücksichtigung des gewählten Signifikanzniveaus wird die berech-
nete Prüfgröße mit einem tabellierten kritischen Wert verglichen und so der mögliche 
signifikante Unterschied zwischen den Mittelwerten zweier Gruppen bestimmt/0. An-

schaulich betrachtet bedeutet dies für den Vergleich von Gruppenpaaren, daß sich die 
Verteilungsfunktionen eines metrischen Merkmals in ihrer Lage und/oder ihrer Ver-
teilungsbreite auf einem zu wählenden Signifikanzniveau unterscheiden. Werden die 
Unterschiede zwischen mehr als zwei Meßreihen bzw. Gruppen untersucht (z.B. die 
diversen Industriebranchen untereinander), so wird der sog. Kruskal-Wallis-Test 
durchgeführt, der eine Verallgemeinerung des Wilcoxon-Rangsummentests darstellt 
und ebenfalls auf einer Analyse der Rangzahlen der Stichprobenwerte basiert II. 

Konzeptionell werden zwei Vorgehensweisen bei der Engpaßanalyse verknüpft, der 
Vergleichsgruppenansatz und die direkte Befragung12. 

Beim Vergleichsgruppenansatz werden die Betriebe zu Gruppen zusammengefaßt, 
die sich in der Ausprägung des untersuchten Kriteriums (z.B. innovative und nicht-in-
novative Betriebe) unterscheiden. Die Unterschiede in der Verteilung der Prädiktoren 
bzw. der unabhängigen Variablen werden dann entsprechend der theoretischen Eng-

9 vgl. Lienert, G.A., 1973, S. 229 f. 
10 vgl. Lienert, G.A., 1973, S. 230. 
11 vgl. Dufner, J./Jensen, U./Schumacher, E., 1992, S. 173 ff. und Hartung, J., 1984, S. 613 f. 
12 Siehe zu diesen methodischen Untersuchungsansätzen besonders auch die Innovationsstudien von 

Maas 1990, Tödtling 1990, Brasche 1989, Kok/Pellenbarg 1987, Oakey/Thwaites/Nash 1980, 
Freeman 1982 und Rothwell u.a. 1974. Zu diesen Studien ist jedoch kritisch anzumerken, daß 
sich bei ihrer überwiegend positivistischen Vorgehensweise die als innovationsrelevant anzu-
nehmenden Faktoren auch bei gleichartigem Erhebungsdesign einmal als signifikant und ein an-
deres Mal als nicht signifikant herausstellen. Dies scheint wohl daran zu liegen, daß sie zwar 
notwendige Bedingungen, jedoch keineswegs hinreichende Bedingungen einzclwirtschaftlicher 
Innovationsaktivitäten sind. Sie machen sieb in offenen ökonomischen Prozessen eben erst als 
Engpaßfaktor oder im Zusammenwirken mit anderen Engpaßfaktoren bemerkbar. Zudem gelingt 
es wohl auch einigen Betrieben, Engpässe in einem bestimmten Bereich (z.B. hinsichtlich eines 
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paßanalyse der Innovation in Zusammenhang mit der jeweiligen Ausprägung der 
Analysevariablen gebracht - etwa lnnovativität und Qualifikation der BeschäftigtenB. 
Die in diesem Zusammenhang durchgeführten Kontingenzanalysen erfordern eine re-
lativ große Besetzung der jeweiligen Vergleichsgruppen und sind daher nur für die 
Datensätze durchführbar, in denen nach der Gruppenbildung noch ausreichend große 
Fallzahlen verfügbar sind. Zu berücksichtigen ist auch, daß in der bivariaten Analyse 
nicht berücksichtigte bzw. nicht erhobene oder unentdeckte "Hintergrundvariablen" zu 
irreführenden Ergebnissen führen können. 

Bei der direkten Befragung wird der Befragte direkt nach dem Zusammenhang zwi-
schen der analysierten Kriteriumsvariablen (Innovation) und einem bestimmten Prä-
diktor bzw. Engpaßfaktor befragt, indem in der Fragestellung ein bestimmter Ursa-
che-Wirkungs-Kontext vorformuliert wird und damit implizit andere Alternativen in 
den Hintergrund gedrängt werden. Geht man davon aus, daß sich unter denjenigen 
Betrieben, die die Teilnahme an der Untersuchung verweigerten, möglicherweise 
mehr Betriebe mit Innovationsproblemen befmden als unter den Teilnehmern, so kann 
man annehmen, daß die Situation im ländlichen Raum durch den Ausfall der Kritiker 
tendenziell zu positiv dargestellt ist (sog. Selbstselektion der Befragten). Es darf auch 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß die Einstufung als Innovationshemmnis auf per-
sönlichen Einschätzungen der Befragten beruhen, die nicht immer der Realität ent-
sprechen müssen. 

Zufriedenheit mißt die Distanz zwischen den Erwartungen bzw. den Ansprüchen und 
der vorgefundenen Situation. Sie ist dabei vom individuellen Anspruchsniveau, aber 
auch von Stimmungen oder den Erfahrungen aus zurückliegenden Ereignissen abhän-
gig. Der Zusammenhang zwischen subjektiven Bewertungen und objektiven Tatbe-
ständen ist nicht immer hoch. Zufriedenheit kann auch dann geäußert werden, wenn 
die objektiven Bedingungen schlecht sind. Umgekehrt führen objektiv gute Bedingun-
gen nicht automatisch zu einer höheren Zufriedenheit. So läßt sich kaum überprüfen, 
ob ein wahrgenommener Engpaß objektiv vorhanden ist, ob es sich um eine Fehlein-
schätzung handelt und/oder ob er sich nicht durch ein fähigeres Management beseiti-

Defizits in der formalen Primärausbildung der Beschäftigten) durch erhöhten Einsatz in anderen 
Bereichen zu kompensieren (z.B. durch verstärkte betriebliche Weiterbildungsaktivitäten). 

13 "When the two halves of a pair differ with respect to a particular characteristic or a set of cha-
racteristics, this indicates a possible 'explanation' of innovative success or failure. Where there 
is a significant and repeated variation betwecn the pattem of 'success' and 'failure', across a 
!arge number of pairs, those provides systematic evidence for the validity of particular hypothe-
ses or groups of hypotheses. Such explanations as appear to havc a significant statistical founda-
tion may thcn be tested again on a new sample of innovations. In this way a structurcd and tested 
foundation for theoretical work may be built up'(Freeman, C., 1982, S. 113 f.). Zur Verwen-
dung dieses Ansatzes in den Naturwissenschaften siehe McKay, A.L./Bcmal, J.D., 1966, 
s. 319 - 328. 
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gen ließe. Darüber hinaus schließt eine allgemeine Zufriedenheit erhebliche Detailkri-
tik nicht aus14. 

Von wissenschaftlichem und praktischem Interesse ist aber auch die Frage, welche 
Engpaßfaktorenkombination das eimelwirtschaftliche Innovationsverhalten in den 
Untersuchungsräumen am stärksten hemmt. Die abschließende Bewertung der unter-
suchten Engpaßfaktoren der Innovation im ländlichen Raum wird daher durch multi-
variate Analysen mit Hilfe der logistischen Regression unterstützt, mit der die Be-
ziehungen zwischen zwei oder mehreren unabhängigen Variablen bzw. Prädiktoren 
(z.B. den Anteil diverser formaler Qualifikationssegmente an der Gesamtzahl der Be-
schäftigten eines Betriebs) und einer abhängigen dichotomen Variablen (z.B. innovati-
ver Betrieb vs. nicht-innovativer Betrieb) untersucht werden können15. Die Verwen-
dung multipler Regressionsrechnungen setzt lineare Unabhängigkeit der Prädiktoren 
untereinander voraus. Ist diese nicht gegeben - liegt also Multikollinearität vor-, dann 
werden die Größe und das Vorzeichen der Regressionskoeffizienten sowie ihr Stan-
dardschätzfehler unzulässigerweise beeinflußt. Aufgrund des Postulats der Unabhän-
gigkeit der erklärenden Variablen führen lineare Abhängigkeiten zwischen den Prä-
diktoren daher zum Ausschluß einer oder mehrerer Variablen im Rahmen des hier 
verwendeten Regressionsmodells. 

Das Modell der logistischen Regression ist definiert als 

P(x) = 
l + eZ 

wobei P(x) die Eintrittswahrscheinlichkeit eines zu schätzenden Ereignisses und Z die 
folgende Linearkombination darstellt: 

14 Siehe hierzu die Ergebnisse zahlreicher Studien aus anderen Bereichen sozialwissenschaftlicher 
Zufriedenheitsforschung in Aust 1994 m. w. N. 

15 vgl. zum folgenden Alderman, N ., u.a., 1982, S. 7 ff. Zum Logit-Modell siehe auch Harnerle, 
A./Kemeny, P./Tutz, G., 1984, S. 212 - 244; Malhotra, N.K., 1984, S. 20 - 31 und Anninger, 
G., 1983, S. 49 - 64 sowie grundlegend Fienberg 1980 und Wrigley 1981 und 1985. In dieser 
Untersuchung wird die einzelwirtschaftliche Innovationstätigkeit nicht quantifiziert, wie dies 
beispielsweise im Rahmen von Diffusionsstudien in Form von Adoptions-timelag-Berechnungen 
für die Einführung neuer Verfahrenstechniken häufig erfolgt (siehe hierzu die Synopse in Pfirr-
mann 1991), sondern in Nominalskalen gemessen. Zur empirischen Operationalisierung siehe 
ausführlich Kapitel C.2.1. 
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x1, xz, usw. repräsentieren die unabhängigen Variablen und B1,Bz, usw. deren Koef-
fizienten16. 

Als Maß für die Stärke des Einflusses eines Prädiktors bzw. eines Engpaßfaktors auf 
die analysierte abhängige Variable "einzelwirtschaftliche Innovationsaktivität" werden 
Exp(B)-Werte bzw. "odds-ratios" angegeben, für die gilt: 

P(x) 
eBo eBIXI eB2X2 eBnXn 

1 - P(x) 

Der jeweilige Exp(B)-Wert bzw. "odds-ratio" eines Prädiktors gibt den Faktor an, mit 
dem sich das geschätzte Wahrscheinlichkeitsverhältnis (P(x)/1-P(x)) eines Ereignisses 
ändert, wenn sich die Prädiktorvariable um eine Einheit erhöht. Ist B positiv, dann ist 
der entsprechende "odds-ratio" größer als 1, d.h. die Eintrittswahrscheinlichkeit des 
zu untersuchenden Ereignisses hat sich erhöht. Die zu erklärende einzelwirtschaftliche 
Innovation wird somit nicht als deterministisches Ergebnis der relevanten Engpaßfak-
toren gesehen, sondern als ein wahrscheinliches Ereignis. Bei einem negativen B-Wert 
ist der dazugehörige "odds-ratio" kleiner als 1 und die Eintrittswahrscheinlichkeit des 
zu untersuchenden Ereignisses hat sich vermindert. Bei einem B-Wert von O ist der 
dazugehörige "odds-ratio" gleich 1 und die Eintrittswahrscheinlichkeit bleibt unverän-
dert. Je größer (kleiner) also der "odds-ratio" Exp(B) relativ zum "neutralen" Wert 
ist, desto stärker ist der positive (negative) Zusammenhang zwischen dem Kriterium 
und dem jeweiligen Prädiktor. Je näher der Exp(B)-Wert bei dem "neutralen" Wert 1 
liegt, desto schwächer ist der analysierte Zusammenhang zwischen den Variablen17_ 

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist jedoch zu beachten, daß die statistischen De-
pendenzanalysen keine Aussagen über die Kausalität der untersuchten Zusammen-
hänge erlauben. 

16 In das Modell wurden unabhängige Variablen nur bei einem Signifilcanzniveau von maximal 5 % 
aufgenommen. 

17 Im Rahmen des Stepwisc-Algorithmus der logistischen Regression des SAS-Statistikprogramms 
werden nur diejenigen Pradilctorcn berilclcsichtigt, die linear unabhängig und auf dem 5%-Ni-
veau signifikant sind. Zur Stepwisc-Option im Rahmen der logistischen Regression in SAS siehe 
auch den SAS/STAT Uscr's-Guide, Release 6.03 Edition. 
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1.3 Die untersuchten Raum- und Betriebskategorien im ländlichen Raum 

Vor dem Hintergrund der regionalen Förderung von Innovationsaktivitäten mit Hilfe 
von Wissens- und Technologietransfereinrichtungen sind vor allem diejenigen ländli-
chen Räume von Interesse, in denen wirtschaftliche Aktivitäten zwar Gewicht haben, 
in denen aber erhebliche Anpassungsprobleme an den Strukturwandel zu beobachten 
sind. Zu diesen ländlichen Wirtschaftsräumen zählen etwa die Landkreise Alb-
Donau, Sigmaringen, Zollemalb im Südosten Baden-Württembergs und die 
Landkreise Hohenlohe, Main-Tauber und Schwäbisch Hall im Nordosten des 
Landes18. Sie sind durch ihre periphere Lage zu den Wachstumspolen Baden-
Württembergs, Stuttgart, Karlsruhe und Mannheim, ihre dünne Besiedelung 
(unterdurchschnittliche Werte für die Siedlungsflächendichte und die Bevölkerungs-
dichte), einen überdurchschnittlichen Anteil landwirtschaftlich genutzter Wirtschafts-
flächen und die ökonomische Schwäche der Branchen des verarbeitenden Gewerbes 
(unterdurchschnittliche Produktivität, niedrige Steuerkraftsumme und Steuerkraftmeß-
zahl und hohe Arbeitskräftefreisetzungen) gekennzeichnet. Die ausgewählten ländli-
chen Räume enthalten also Regionen mit offenbar erheblichen Entwicklungsrückstän-
den bzw. erkennbaren Anpassungsproblemen19. 

Jedoch nicht nur hinsichtlich ihres derzeitigen ökonomischen Entwicklungsstands, 
sondern auch was ihre Entwicklungsperspektiven anbelangt, scheinen die ausgewähl-
ten Regionen erhebliche Probleme aufzuweisen. Geht man angesichts der Heterogeni-
tät der Raumstruktur, der Infrastrukturausstattung, der ökologischen Eigenschaften, 
der regionalen Bevölkerungsstruktur und der Wirtschaftsaktivitäten in einem Wirt-
schaftsraum davon aus, daß nicht jeder Teilraum des ländlichen Raumes aufgrund sei-
ner Ausstattung mit derartigen "Potentialfaktoren" über dieselben komparativen 
Standortvorteile und Anpassungs- und Neuerungspotentiale verfügt, so erscheint es 
sinnvoll, bestimmte Teilräume bzw. Teilraumgruppen im ländlichen Raum mit ihren 
spezifischen komparativen Stärken und Schwächen zu identifizieren. Auf der Grund-
lage einer derartigen Typisierung des ländlichen Raumes, wie sie von 
Treuner/Winkelmann für Baden-Württemberg seit 1994 vorliegt, könnten dann Teil-
räume des ländlichen Raumes mit bestimmten ökologisch und/oder ökonomisch ver-
gleichbaren Ausgangslagen bzw. Eigenschaften zu "Programmräumen" zusammenge-

18 Diese Landkreise liegen gemäß Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 1983 alle im länd-
lichen Raum, teilweise im Verdichtungsbereich im ländlichen Raum und teilweise total im länd-
lichen Raum i.e.S. 

19 vgl. Genosko, J./Herdzioa, K./Stiltzle-Leinmüller, S., 1992, S. 28 - 32. Auch gemäß der Typi-
sierung im Raumabgrenzungsgutachten von Genosko/Herdzina/Stützle-Leinmüller (1992) liegen 
diese Landkreise im ländlichen Raum, und zwar: 
- in Cluster D: "ländlich geprägt mit ökonomischen Schwächen und Dominanz der Landwin-

schaft" bzw. (siehe nlichste Seite) 
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faßt werden, um in ihnen besondere Stärken zu fördern oder zur Verminderung gra-
vierender Probleme beizutragen. Die Einordnung der ausgewählten ländlichen Unter-
suchungsräume entsprechend der funktionsräumlichen und potentialorientierten 
Treuner/Winkelmann-Typisierung zeigt20, daß zwar einige der in ihnen lokalisierten 
Nahbereiche über bestimmte komparative Vorteile, d.h. beispielsweise über eine 
überdurchschnittliche Qualität und Quantität des Arbeitskräftepotentials und der mate-
riellen Infrastrukturausstattung, verfügen, daß dem Großteil der weniger verdichteten 
und peripheren Nahbereiche diese Standortvorteile eines Wirtschaftsraumes jedoch 
weitgehend zu fehlen scheinen21. Die unterdurchschnittliche Existenz bzw. das Fehlen 
entsprechender Potentialfaktoren in diesem "Raumtyp" gibt bereits einen ersten Hin-
weis darauf, daß diesen Räumen die Anpassung der regionalen Güter- und 
Produktionsfaktoren an die oben genannten Strukturwandelsprozesse schwerfallen 
dürfte. Differenzierte Aussagen darüber, welche Faktoren im einzelnen das 
entwicklungsrelevante betriebliche Anpassungs- und Neuerungsverhalten in diesen 
Räumen besonders hemmen und welche infrastrukturpolitischen Ansatzpunkte sich 
daraus ableiten lassen, ist mit dieser "Grobtypisierung" noch nicht möglich. Dennoch 
liefert sie wertvolle erste Hinweise auf mögliche Problemlagen im ländlichen Raum. 

Im Hinblick auf die Verteilung der Branchenanteile in den untersuchten ländlichen 
Räumen fallen die beträchtlichen Anteile der Wirtschaftszweige22 Elektrotech-
nik/Feinmechanik/Eisen-, Blech- und Metallwaren (EBM) (22,7%), Leder-, Textil-
und Bekleidungsgewerbe (21,1 %) sowie Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 
(17,5%) an der Gesamtzahl der Betriebe auf (siehe Abbildung C.1.2)23. 

- in Cluster B: "eher ländlich geprägt mit hoher ökonomischer Stärke" (vgl. Genosko, 
J./Herdzina, K./StOtzle-Leinmüller, S., 1992, S. 26). 

20 Siehe hierzu im Anhang die Abbildung 1. 
21 vgl. Treuner,P./Winkelmann, U., 1994, S. 153 und S. 168 f. 
22 Die Systematik der Winschaftszweige bzw. der Branchen des verarbeitenden Gewerbes orientien 

sich am Winschaftszweigeschlüssel der Industrie- und Handelskammern in Deutschland. Im 
Rahmen dieser Arbeit umfaßt der Bereich des verarbeitenden Gewerbes bzw. der Industrie die 
zweistelligen Winschaftszweige 21 bis 29. 

23 Siehe Frage 1.1 des Fragebogens im Anhang. Vergleicht man die Winschaftsstruktur des ländli-
chen Raumes mit der der verdichteten Räume in Baden-Württemberg, so kristallisieren sich ei-
nige Besonderheiten heraus: Stellt man den Anteil der Raumkategorie "Ländlicher Raum" an al-
len Beschäftigten dem entsprechenden Anteil des Verdichtungsraumes gegenüber, so lassen sich 
bei deutlich abweichenden "Regionalanteilen" von ca. 31 % Beschäftigtenanteil des ländlichen 
Raumes und von ca. 69% der verdichteten Räume (vgl. Arbeitsstlittenzählung 1987) räumliche 
Branchenkonzentrationstendenzen festellen. Danach sind etwa 50, I % der Beschäftigten des 
Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbes, 34.6% jener im Stahl- und Leichtmetallbau, 36,6% 
jener im Maschinenbau, 27,8% aller mit der Herstellung von Büromaschinen/ADV, 24,1 % aller 
in der elektrotechnischen Industrie Beschäftigten und 4 7 % aller in der feinmechanischen und der 
optischen Industrie Beschäftigten im ländlichen Raum Baden-Württembergs beschäftigt. Diese 
Anteile variieren innerhalb der Raumkategorie "Ländlicher Raum" ganz beträchtlich. In der 
Winschaftsgruppe "Stahl- und Leichtmetallkonstruktionen" zählen der Alb-Donaukreis, im 
"Kessel- und Behälterbau" der Main-Tauberkreis, im "Maschinenbau" der Zollemalb- und der 
Alb-Donaukreis, bei der "Herstellung von Büromaschinen/ADV" der Zollemalbkreis, im Be-
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Abbildung C .1.2: Branchen- und Betriebsgrößenverteilung der Grundgesamtheit 
und des Rücklaufs 
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Ein Strukturvergleich der in die Untersuchung einbezogenen Betriebe nach Sektoren-
bzw. Branchenzugehörigkeit und Betriebsgrößenklasse mit der Grundgesamtheit (siehe 
Abbildung C.1.2) läßt einen nur geringfügigen sektoralen Bias im Leder-, Textil- und 
Bekleidungsgewerbe und im Bereich Elektrotechnik/Feinmechanik und EBM erken-
nen, so daß die hier dargestellten Aspekte einen Anspruch auf statistische Repräsenta-
tivität erheben können24. 

Wie die Werte in Abbildung C.1.2 zeigen, sind im untersuchten ländlichen Raum 
zahlenmäßig nur sehr wenige Großunternehmen (6,7%) und sehr viele kleine Betriebe 
(mit 20 bis 49 Beschäftigten) und kleinere mittelständische Betriebe (mit 50 bis 199 
Beschäftigten) ansässig (78,9%)25. Die beiden letzteren erwirtschaften 1993 jedoch 

reich "Elektrotechnik" der Hohenlohekreis, in der "Feinmechanik/Optik" der Zollemalbkreis, 
im "Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe" (der von den hier betrachteten Branchen am 
stärksten im ländlichen Raum vertreten ist) der Zollemalbkreis (in dem 15% aller in Baden-
Württemberg im Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe Beschäftigten lokalisiert sind, womit 
der entsprechende Sektoranteil bei etwa 52 % liegt), der Alb-Donaukreis und der Landkreis Sig-
maringen zu den bedeutendsten Standorten (vgl. Vaubel, R./Schabhüser, B., 1992, S. 40 - 79 
und S. 90 - 102). 

24 Zur Problematik der Repräsentativität siehe u.a. Griesmeier 1961 und die dort zitierte Literatur. 
25 Eine allgemeine Definition des Mittelstands bzw. der kleinen und mittelgroßen Betriebe konnte 

sich trotz zahlreicher Ansätze in der ökonomischen und der juristischen Literatur bisher nicht 
durchsetzen. In der Regel erfolgt eine Abgrenzung anhand quantitativer (z.B. die Zahl der Be-
schäftigten, Umsatz- oder Bilanzsummengrößen) und/oder anhand qualitativer Indikatoren (z.B. 
die rechtliche und wirtschaftliche Selbständigkeit, die beschränkte Kapitalgröße und Kreditfähig-
keit, die Einheit von Leitung und Eigentum, die eingeschränkten Möglichkeiten der externen 

50 
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lediglich 27,5%, erstere knapp 50% des Umsatzvolumens der untersuchten Betriebe 
im ländlichen Raum26_ 

Die o.g. drei anteilsmäßig dominanten Branchen sind durch einen auffälligen Dualis-
mus von hohen Kleinbetriebsanteilen zwischen 59 und 90 % einerseits und andererseits 
durch Großunternehmensanteile zwischen 5 und 18% - womit sie 85% der Großunter-
nehmen im ländlichen Raum stellen - gekennzeichnet (siehe Abbildung C.1.3). 

Abbildung C .1. 3: Betriebsgrößenstruktur der Branchen des verarbeitenden Gewerbes 
im ländlichen Raum 
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Umsatzmäßig spielen die kleinen und die kleineren mittelständischen Betriebe jedoch 
nur in der Leder-, Textil- und Bekleidungsindustrie mit 50,1 % Umsatzanteil eine be-
deutendere Rolle in den Untersuchungsräumen als die Großunternehmen (27% Um-
satzanteil am Branchenumsatz 1993). Letztere erwirtschaften im Stahl-, Maschinen-
und Fahrzeugbau und im Bereich Elektrotechnik, Feinmechanik und EBM 71,2% 

Kapitalbeschaffung und das personale Wirtschaftsprinzip). Wenn man berücksichtigt, daß Be-
triebe bei einer Ranglclassifikation anband ihrer quantitativen Merkmalsgrößen für die eim.elnen 
Größen nur selten die gleichen Rangplätze erhalten, daß nur sehr wenige dieser Merkmale unter-
einander eine hohe Korrelation aufweisen und daß diese Merkmale einem zeitlichen Wandel un-
terliegen können {so verdoppelt sieb etwa der Umsatz allein bei einer konstanten Inflation von 
3 % innerhalb von rd. 24 Jahren), so erscheint ein gewisser Pragmatismus bei der Größenbe-
schreibung unter Berücksichtigung des jeweiligen Untersuchungsziels unumgänglich. Da hier 
Engpaßfaktoren eines bestimmten betrieblichen Leistungsergebnisses im Mittelpunkt der Analyse 
stehen, soll die Betriebsgröße als "Proxy" durch eine lnputgröße bzw. eine Determinante der 
Leistungsbereitschaft, die Zahl der Beschäftigten, abgebildet werden. Die Klassenbildung orien-
tiert sieb sowohl an der Notwendigkeit einer ausreichenden Besetzung als auch zu Zwecken der 
Vergleichbarkeit an der Klassenbildung bereits etablierter Umfragen, wie beispielsweise den ifo-
Umfragen zum betrieblichen Investitions- und Innovationsverhalten. Zur Problematik der Grö-
ßenbeschreibung von Betrieben siebe Pfobl, H.C./Kellerwessel, P., 1990, S. 3 und S. 12 
m.w.N.; Marwede, E., 1983, S. 18 ff. und S. 42 ff. und Moczadlo, R., 1988, S. 121 ff. 

26 Siebe hierzu auch Frage 1.5 und im Anhang die Tabellen C.1.3. 
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bzw. 52,6% der Umsätze gegenüber einem Umsatzanteil von 9,6% bzw. 34,5% der 
kleinen und kleineren mittelständischen Unternehmen27. 

Der Erfolg der betrieblichen Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten in den unter-
suchten Branchen des verarbeitenden Gewerbes findet seinen Niederschlag in der Fä-
higkeit, "alte" Produkt-/Marktkombinationen im betrieblichen Angebot - für die in 
der Schrurnpfungsphase beispielsweise abnehmende Gewinnraten und ein zunehmen-
der Preiswettbewerb typisch sind - durch "junge, innovative" Produkt-
/Marktkombinationen in der Markteinführungsphase zu ersetzen28. Aufgrund unaus-
gereifter Verfahrenstechnologien und noch unsicherer Nachfragerpräferenzen sind in 
der Markteinführungsphase wechselnde Produktionsverfahren, häufige Produktmodi-
fikationen und (noch) kleine Losgrößen kennzeichnend. Die Zahl der Wettbewerber 
ist gering und es herrscht Qualitätswettbewerb. Trotz monopolistisch oder oligopoli-
stisch organisierter Märkte ist aufgrund hoher Grenzkosten der Produktion und einer 
geringen Absatzmenge erst zum Ende der Markteinführungsphase mit Gewinnen zu 
rechnen29. Erhebliche Bedeutung kommt in dieser Phase dem innovationsrelevanten 
Wissen zu, da die kaum routinisierten Entwicklungs-, Konstruktions- und Produkti-
onsaktivitäten in besonderem Maße den Einsatz qualifizierter Beschäftigter und hohe 
Aufwendungen für FuE erfordern. Die Marktsättigung und der intensive Preiswettbe-
werb in der Schrurnpfungsphase gehen hingegen mit einem steigenden Kapitalbedarf 
für Ersatz- und Rationalisierungsinvestitionen und einer abnehmenden Humankapital-
intensität einher30. 

In den Untersuchungsräumen erzielen 1993 durchschnittlich nur rd. 21 % der Betriebe 
einen höheren Umsatzanteil mit "jungen, innovativen" Produkten als mit Produkten in 

27 Siehe hierzu im Anhang die Tabellen C .1. 3. 
28 Die Erneuerungsfähigkeit des betrieblichen Produktportfolios als Ergebnis der Innovationsan-

strengungen eines Betriebs wird hier ermittelt als die Differenz des Umsatzanteils von Produkten 
in der Einführungsphase abzüglich des Umsatzanteils der Produkte in der Schrumpfungsphase 
ihres Produktlebenszylclusses (siehe Frage 2.4 des Fragebogens im Anhang; vgl. zur Vorge-
hensweise auch Scholz, L., 1991, S. 65). Die zeitliche Bezugsbasis ist das Untersuchungsjahr 
1993. Dieses Meßkonzept läßt keine Rückschlüsse auf den technologischen Gehalt der Innova-
tionen zu, erscheint jedoch geeignet, den Erfolg der eingesetzten Ressourcen und das Ergebnis 
der betrieblichen Innovationsprozesse zu erfassen. Das Kriterium der subjektiven Beurteilung 
wird besonders dann zum Schwachpunkt des Meßkonzepts, wenn der befragte betriebliche Ent-
scheidungsträger nur über eine ungenügende Markttransparenz und ein geringes Verständnis 
ökonomischer Zusammenhänge verfügt, oder eine Verzerrung aufgrund einer interessengerich-
teten Selbstdarstellung vorliegt. 
Erste Untersuchungen zum betrieblichen Innovationserfolg auf der Basis der Umsatzanteile sei-
ner neuen Produkte wurden bereits von Comanor, W.S., 1965, S. 182 ff. gemacht. Seitdem hat 
dieses Konzept zahlreiche Modifikationen erfahren und findet in den für die bundesdeutsche For-
schung wesentlichen Umfragen des Stifterverbandes, des ifo-Institutes und der Befragung zu den 
Innovationsaktivitäten im Rahmen der Antragstellung für die FuE-Personalkostenzuschüsse seine 
Anwendung. Siehe hierzu beispielsweise Echterhoff-Severitt u.a. 1980, Schmalholz/Scholz 1985 
und Schmalholz/Penzkofer 1994. 

29 vgl. hierzu Pfirrmann, 0., 1991, S. 103 ff. und Tödtling, F., 1990, S. 51 ff. 
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der Schrumpfungsphase des Produktlebenszyklus. Besonders den technologieintensi-
ven Branchen Maschinenbau (38%) und Elektrotechnik (25%), aber auch einem 
großen Teil der Betriebe der Leder-, Textil- und Bekleidungsindustrie (32%) gelingt 
es jedoch, "alte" durch "junge" Produkte zu ersetz.en (siehe Abbildung C.1.4). Damit 
wird das sehr einfache und klare räumliche Zentrum-Peripherie-Muster von den 
innovativen Agglomerationen und den nicht-innovativen ländlichen Wirtschaftsräu-
men, das sehr häufig in der Literatur gezeichnet wird31, in Frage gestellt32_ 

Die mitunter sehr starke Streuung der Erneuerungsfähigkeit innerhalb der Branchen 
des verarbeitenden Gewerbes33 und die in sieben von acht untersuchten Branchen 
fehlenden signifikanten Korrelationen zwischen den Merkmalen "Branche" und 
"Erneuerungsfähigkeit des Produktportfolios bzw. Innovationserfolg" verdeutlichen34, 

daß eine häufig in der Literatur anzutreffende direkte Schlußfolgerung von der regio-
nalen Branchenkonzentration in bestimmten Wirtschaftsräumen auf besondere regio-
nale Anpassungs- und Neuerungsprobleme äußerst problematisch ist35_ Der Grad der 
Betroffenheit scheint letztlich allein von den individuellen Adaptationspotentialen 
bzw. von den diesbezüglichen Stärken und Schwächen jeder einzelnen Unternehmung 
abzuhängen36. 

30 vgl. Malecki, E.J., 1991, S. 128 - 132 m.w.N. 
31 vgl. u.a. Malecki, E.J., 1991, S. 131; Pflmnann, 0., 1991, S. 105; Tödtling, F., 1990, S. 53; 

Schätz!, L., 1988, S. 140; Smith, D.M., 1981, S. 325 - 348 und Dicken, P., 1976, S. 410. 
32 Die empirischen Analysen des hierarchischen Zentrum-Peripherie-Musters der Innovation von 

Herdzina, K./Nolte, B., 1994, S. 25 ff.; Pflmnann, 0., 1991, S. 143 ff.; Schackmann-Fallis, 
K.-P., 1985, S. 262 ff. und Bade, F.-J., 1979, S. 275 weisen bereits darauf hin, daß eine deter-
ministische räumlich-dichotome Sichtweise der Innovation zu undifferenziert ist. Harris, R.I., 
1988, S. 371 gibt diesbezüglich jedoch zu bedenken, daß die Relativierung der Zentrum-Peri-
pherie-Hypothese des Produktlebenszyldusmodells wohl auf die in ländlichen Wirtschaftsräumen 
0berdurchschnittlichen Innovationsaktivitäten im Verfahrensbereich zurOckgeführt werden kann, 
welche jedoch gerade für Produkte typisch seien, die sich in einer späten Phase des Produktle-
benszyldus befinden. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, daß die betrieblichen Verfahrensinnova-
tionen nur selten ohne entsprechende Neuerungen im Produktbereich erfolgen (auch Malecki, 
E.J., 1991, S. 122). 

33 So bestehen zwischen den Betrieben innerhalb der technologieintensiven und "innovativ" er-
scheinenden Branchen Maschinenbau und Elektrotechnik mit Branchenstandardabweichungen 
von 16,15 und 21,37, besonders aber innerhalb der Leder-/Textil- und Beldeidungsindustrie (mit 
der höchsten gemessenen Standardabweichung von 37,39) doch erhebliche Disparitäten der Er-
neuerungsfähigkeit. Der häufig in empirischen Arbeiten verwendete Variationskoeffizient wird 
hier nicht verwendet, da er nur dann ein sinnvolles Maß darstellt, wenn ausschließlich positive 
Merkmalsausprägungen verwendet werden (vgl. Hartung, J., 1984, S. 47). 

34 Lediglich für die Betriebe des Maschinenbaus ist ein Zusammenhang statistisch feststellbar (Sig.: 
0,007; K: 0,2687). 

35 Diese Ergebnisse werden auch durch den Kruskal-Wallis-Test bestätigt, wonach keine signifi-
kanten Unterschiede auf dem 5%-Niveau zwischen den Gruppenpaaren der untersuchten Bran-
chen des verarbeitenden Gewerbes hinsichtlich der durchschnittlichen Erneuerungsfähigkeit des 
Produktportfolios festzustellen sind. 

36 "Thus it is more important to know what a firm is actually doing at a location than to know 
simply to which industrial sector it has been allocated. The point is often acknowledged, but the 
constraints imposed by data shortcomings typically prevent a suitable analysis at the establish-
ment level unless extensive survey research is conduced"(Maleclci, E.J., 1991, S. 179). Siehe 
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Abbildung C.1.4: Erneuerungsfähigkeit der Betriebe des verarbeitenden Gewerbes im 
ländlichen Rawn 
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hierzu auch die empirischen Studien in Baden-Wüntemberg in Herdzina, K./Nolte, B.,1994, 
S. 18 ff. Zur Problematik der Annahme der Branchenhomogenität in Regionalanalysen siebe 
auch TOdtling, F., 1990, S. 63. Siehe hierzu auch Bade 1984 und Grabher 1988a. 
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Daher erscheint es wenig sinnvoll, regionale Unterschiede im Anpassungs- und Neue-
rungsverhalten der Unternehmen vorschnell einzig etwa an der historisch entstandenen 
Sektoral- oder Branchenstruktur der ländlichen Untersuchungsräume festzumachen. 
Grundlage der weiteren Untersuchung der Engpaßfaktoren des betrieblichen Innovati-
onsverhaltens, die sowohl die betrieblichen Innovationsmöglichkeiten (das "Wissen 
um" und "Können von" Neuerungsaktivitäten) als auch die Innovationsneigung (das 
"Wollen" von Innovationsaktivitäten) beeinflussen, ist deshalb nicht die Branchen-
bzw. Mesoebene, sondern die Mikroebene des Betriebs37_ 

Bevor jedoch die Relevanz der durch die Innovationsinfrastruktur direkt beeinflußba-
ren bzw. strategiefähigen Engpaßfaktoren im Wissens- und Technologietransfer und 
bei der Beschaffung von Finanzierungsmitteln für innovative Investitionen in den Un-
tersuchungsräumen und die diesbezügliche Rolle der Innovationsinfrastruktur Gegen-
stand der empirischen Analyse sind, werden einige für das Verständnis des einzelwirt-
schaftlichen Innovationsverhaltens charakteristische betriebliche Merkmale dargestellt. 

37 Zur Unterscheidung der Meso- von der Makro- und der Mikroebene der ökonomischen Analyse 
siehe Meißner, W./Fassing, W., 1989, S. 3 - 9. 
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2. Einzelwirtschaftliche Innovationsaktivitäten und Engpaßfakto-
ren der Innovation in ländlichen Wirtschaftsräumen 

Staatliche Infrastrukturpolitik zur Unterstützung des Anpassungs- und Neuerungsver-
haltens der Unternehmen in vom Strukturwandel besonders betroffenen ländlichen 
Räumen darf die Einfluß- bzw. Engpaßfaktoren für Innovationsaktivitäten und In-
novationserfolg nicht ignorieren. Sie muß unternehmerische Innovationsstrategien und 
das Innovationsverhalten der Betriebe im ländlichen Raum verstehen, wenn sie diese 
Entscheidungen und die damit zusammenhängenden Verhaltensweisen beeinflussen 
möchte. Daher werden im weiteren Verlauf zunächst einige betriebliche Spezifika der 
innovierenden und der nicht-innovierenden Betriebe in den ländlichen Untersu-
chungsräumen dargestellt und analysiert, die in engem Zusammenhang mit den nach-
frageseitigen und mit den angebotsseitigen Engpaßfaktorenkomplexen "Wissen und 
Information", "Persönlichkeitsmerkmale der an den Innovationsprozessen beteiligten 
Akteure" und "Innovationsfinanzierung" zu sehen sind bzw. die die latenten Variablen 
der genannten Engpaßfaktoren operationalisieren. Die Kenntnis dieser Spezifika wird 
zudem ganz wesentlich zum Verständnis der sich anschließenden Analyse der Bedeu-
tung der derzeitigen Innovationsinfrastrukturen bei der Verminderung der diagnosti-
zierten lnnovationshemmfaktoren beitragen. So kann etwa die Feststellung von techni-
schen und kaufmännischen Qualifikationsdefiziten und geringen funktionalen Kompe-
tenzen bei den nicht innovativen Betrieben - im Vergleich zu ihren innovativen 
Wettbewerbern - für das Verständnis ihres Informationsverhaltens im Wissens- und 
Technologietransfer und die Ableitung von dementsprechenden Ansatzpunkten der 
Innovationsinfrastrukturpolitik von Bedeutung sein. 

Bei den untersuchten Ursache-Wirkungsbeziehungen handelt es sich keinesfalls um 
monokausale Zusammenhänge, sondern vielmehr um interdependente komplexe Be-

ziehungen, die noch keinesfalls als vollständig erforscht gelten dürfen. So hat bei-
spielsweise die Qualifikation der an den Innovationsprozessen beteiligten Akteure Ein-
fluß auf den Informationsradius und den Wissensstand. Von letzteren hängt es jedoch 
nicht unwesentlich ab, ob von den Akteuren auch ein hoher Wissensstand angestrebt 
wird, ob entsprechende Wissens- und Informationsdefizite und die Opportunitätsko-
sten des "Nicht-Informiertseins" überhaupt erkannt werden und ob bzw. welche der 
existierenden Informationsquellen (z.B. Innovationsberatungs- und Technologietrans-
fereinrichtungen) für den Wissens- und Technologietransfer genutzt werden. Die in-
novationsrelevanten Informations- und Lernprozesse der Akteure wiederum werden 
auch von den Erfahrungen mit den bisherigen betrieblichen Anpassungs- und Neue-
rungsaktivitäten ("learning by doing") oder auch von der Reichweite der Absatz-
märkte bzw. der Wettbewerbsposition auf Auslandsmärkten beeinflußt (et vice versa). 



166 

Entsprechend der untersuchungsleitenden Frage nach der funktionalen Engpaßrelevanz 
der Innovationsinfrastruktur in den untersuchten ländlichen Wirtschaftsräumen erfolgt 
eine Fokussierung auf diejenigen Engpaßfaktoren, 

von denen nach dem Stand der theoretischen und der empirischen Erkenntnisse 
angenommen werden kann, daß sie das einzelwirtschaftliche Anpassungs- und 
Neuerungsverhalten beeinflussen, und 

die einer kurz- bis mittelfristigen Beeinflussung durch das Leistungsspektrum der 
derzeitigen Innovationsinfrastruktur zugänglich erscheinen. 

Aus diesem Grunde stehen die Schwierigkeiten der Betriebe beim Wissens- und Tech-
nologietransfer und bei der Finanzierung innovativer Investitionen im Mittelpunkt der 
empirischen Analysen. Dabei werden an einigen Stellen auch motivationale und ko-
gnitive Persönlichkeitsmerkmale der Akteure erkennbar38. 

Zunächst muß noch die empirische Operationalisierung der zu erklärenden Variable 
"betriebliche Innovation" erfolgen, um dann die im Verein mit ihr auftretenden spezi-
fischen einzelwirtschaftlichen Merkmale bzw. Engpaßfaktoren im Systemkontext zu 
untersuchen. Die phasenspezifische Analyse des Innovationsprozesses in Kapitel B.1.2 
hat bereits deutlich gemacht, daß von den einzelwirtschaftlichen FuE-Aktivitäten und 
dem hierfür anfallenden FuE-Aufwand (Personalkosten, Sachausgaben und Investitio-
nen) als einem Innovations-Input-Indikator, der sich beispielsweise in Blaupausen, in 
Pilotanlagen oder in Prototypen niederschlägt, nicht zwangsläufig "linear" bzw. mo-
nokausal auf den Output des Innovationsprozesses, die marktfähigen Innovationen, 
geschlossen werden kann39. 

38 Siehe hierzu die in der betriebswirtschaftlichen Innovationsforschung durchgeführten Analysen 
von Ewers u.a. 1980, Kaspar 1980, Brugger 1984 und ders./Stuckey 1987, 
Nydegger/Oberhänsli/Harringer 1983, Lilien/Yoon 1989 und Kotzbauer 1992, die zu eim.elnen 
dieser Fragen wohl spezifische, jedoch sehr widersprüchliche Antworten liefern und die bislang 
Spezifika des ländlichen Raumes weitgehend unberücksichtigt ließen. 

39 Dennoch verwenden auch noch jüngere Innovationsstudien die betrieblichen FuE-Aufwendungen 
als Maßstab des Innovationsoutputs, wie etwa Link/Bozcman 1991, Schwalbach/Zimmermann 
1991 und Acs/Audretsch 1988, Bound u.a. 1984 und Scherer 1982 und 1980. Zur Klassifizie-
rung der diversen Indikatoren der eim.elwirtschaftlichen Innovationsaktivitäten siehe Meyer-
Krahmer, F./Schmoch, U., 1993, S. 4 ff. m.w.N. Zur kritischen Analyse zur Verwendung die-
ser Indikatoren in der empirischen Innovationsforschung siehe insbesondere Chakrabarti 1989. 
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2.1 Zur Operationalisierung einzelwirtschaftlicher Innovationsaktivitä-
ten 

Sehr häufig werden deshalb in der Innovationsforschung die Patentanmeldungen eines 
Betriebs oder die ihm erteilten Patente als Outputindikator des Innovationspro:zesses 
verwendet40. Dies erscheint für diese Untersuchung aus folgenden Gründen äußerst 
problematisch41: 

Nicht alle ökonomisch bedeutsamen Erfindungen und Entwicklungen sind in 
technischer Hinsicht patentierfähig und nicht immer erscheint die kostenaufwen-
dige Patentierung - gerade den Entscheidungsträgern in KMU - als eine wirt-
schaftlich erfolgversprechende Strategie zur Erzielung von Wettbewerbsvorteilen 
und Innovationsrenten. 
Der Pro:zeß der Anmeldung bis zur Erteilung unterliegt einem erheblichen Zeit-
verzögerungseffekt, der von der Neigung der Akteure, einen Ptiifantrag zu stel-
len, von den länderspezifischen Rechts- und Geset:zesvorschriften und nicht zu-
letzt von der Prufungskapazitätsauslastung im Patentamt abhängt. 
Entsprechend der vorgenannten Unterscheidung von Invention und Innovation 
operationalisieren Patente ein noch nicht am Markt eingeführtes technisches Wis-
sen oder potentielle Technologien und erscheinen deshalb eher als "Throughput"-
lndikator des lnnovationspro:zesses bzw. zur Messung von FuE- und Inventions-
hemmnissen geeignet. 

Zur Analyse der Engpaßfaktoren ein:zelwirtscbaftlicher Innovationsaktivitäten in länd-
lichen Wirtschaftsräumen und der diesbezüglichen Bedeutung der Innovationsinfra-
struktur scheint vielmehr ein Outputindikator des lnnovationspro:zesses geeignet zu 
sein, der die Einführung von Produktneuerungen, die entweder vollkommen neu für 
den relevanten Markt waren (Marktneuheiten) oder bereits von Wettbewerbern einge-
führt wurden (Betriebsneuheiten), und die Einführung von Verfahrensinnovationen, 
d.h. von wesentlichen Änderungen der Produktionsanlagen, der Ptiif- und Steue-
rungseinrichtungen etc., in einem Betrieb erfaßt. 

40 vgl. hierzu etwa Audrctsch/Mahmood 1994, Hall/Griliches/Hausman 1986, Jaffee 1986, 
Kok/Offerman/Pellenbarg 1985 und Pakes/Griliches 1980. Vor der Verwendung von patentier-
ten Inventionen als Indikator für den betrieblichen Innovationsoutput warnen etwa Scherer 1983, 
Mansfield 1984 und Griliches 1990. So argumentieren etwa Pakes, A./Griliches, Z., 1989, S. 9, 
daß "patents are a flawed measure of innovative output; particulary since not all new innovations 
are patented and since patents differ greatly in their economic impact". So resümiert Griliches, 
Z., 1990, S. 1669: "ldeally, we might hope that patent statistics would provide a measure of the 
(innovative) output .... The reality, however, is very far from it". 

41 vgl. auch Hagemeister, S., 1988, S. 235; Camagni, R./Rabellotti, R., 1986, S. 20; Hall, 
B.H./Griliches, Z./Hausman, J.A., 1986, S. 266; Schmalholz, H./Scholz, L., 1985, S. 7; 
Meyer-Krahmer, F., 1984, S. 177, Scherer, F.M., 1983, S. 197 f.; Stoneman, P., 1983, S. 18; 
Ewers, H.-J./Wettmann, R.W., 1980, S. 167 und Pakes, A./Griliches, Z., 1980, S. 378. 
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In den hier untersuchten strukturschwachen ländlichen Wirtschaftsräumen lassen sich 
innovative Betriebe, d.h. solche, die in den letzten 5 Jahren neue Produkte und/oder 
neue Fertigungsverfahren eingeführt haben, von den nicht-innovativen Betrieben un-
terscheiden. Da von den 143 innovativen Betrieben die meisten (59,4% bzw. 85 Be-
triebe) im Untersuchungszeitraum sowohl produkt- als auch verfahrensinnovativ wa-
ren, und lediglich 24,5% (35 Betriebe) der Innovatoren als "reine" Produktinnovato-
ren und nur 16,1 % (23 Betriebe) als "reine" Verfahrensinnovatoren typisiert werden 
können, werden in den weiteren Untersuchungen die innovativen Betriebe nicht weiter 
nach der Art bzw. dem Schwerpunkt der Innovationsaktivitäten differenziert42. Eine 
Trennung der Produkt- und Verfahrensinnovationsaktivitäten ist zwar im Hinblick auf 
die Überprüfung der Hypothese, daß in ländlichen peripheren Räumen Betriebe mit 
überwiegend standardisierten Produkten in "späten" Produktlebenszyklusphasen ange-
siedelt seien, die ihre Innovationsaktivitäten vor allem auf produktivitäts- und ko-
stenorientierte Verfahrensinnovationen beschränken, interessant43. Diese Hypothese 
scheint jedoch der betrieblichen Praxis der überwiegenden Mehrproduktbetriebe, die 
durch einen Mix an "alten" und "jungen" Produkten und Verfahrenstechnologien ge-
kennzeichnet sind, kaum gerecht zu werden44. Während von den reinen Produktinno-
vatoren (35 Betriebe) meistens Betriebsneuheiten (in 41,3% der Fälle), die seit weni-
ger als 5 Jahren am Markt eingeführt sind, und absolute Marktneuheiten (in 39,1 % 
der Fälle) und nur selten Produkte, die seit mehr als 5 Jahren am Markt etabliert sind 
(in 19,6% der Fälle), eingeführt werden, neigen die reinen Verfahrensinnovatoren 
zumeist zur Einführung bereits langjährig etablierter Verfahren45. Was die produkt-
und verfahrensinnovativen Betriebe anbelangt, so unterscheiden sie sich hinsichtlich 
der Einführung neuer Produkte kaum von den reinen Produktinnovatoren. In 46,9% 
der Fälle führten sie Marktneuheiten ein und in 31,9% der Fälle Betriebsneuheiten, 
die seit weniger als 5 Jahren am Markt sind. Was den Neuigkeitsgehalt ihrer Verfah-
rensinnovationen anbelangt, so kennzeichnet sie eine höhere Wagnisbereitschaft und 
ein geringeres Adoptionslag als die ausschließlich verfahrensinnovativen Betriebe (in 
32% der Fälle haben sie Verfahrensneuheiten sofort eingeführt und in 38,8% der 
Fälle nur bis zu 5 Jahren mit der Einführung neuer Verfahren gewartet). 

In diesen Auswertungen spiegelt sich sehr anschaulich die große Bedeutung 
"eigenständiger" Neuerungsleistungen und die zügige Adoption von Neuerungen auf 

42 Siehe Frage 3.1 und Frage 3.2 des Fragebogens und die Tabellen C.2.a im Anhang. 
43 vgl. hierzu etwa die jüngsten Untersuchungen von Davelaar, E.J., 1991, S. 103 und S. 264 f. 

m.w.N. 
44 Zu ähnlichen Einschätzungen gelangen Schmalholz, H./Penzlcofer, H., 1994, S. 8 im ifo-Inno-

vationstest für den entsprechenden Zeitraum für die Industriebetriebe in den alten Bundesländern 
der Bundesrepublik Deutschland. 

45 In 40% der Fälle werden Verfahrensinnovationen, die älter als 5 Jahre sind, eingeführt, in 36% 
der Fälle Verfahren, die seit bis zu 5 Jahren am Markt sind, wohingegen in nur 24% der Fälle 
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der Basis bereits angewandter und potentieller Technologien, insbesondere für die 
produkt- und verfahrensinnovativen Betriebe und für die reinen Produktinnovatoren, 
wider, die durch ihre offensive Modernität versuchen, Kundenpräferenzen zu aktivie-
ren und die Marktnachfrage auf sich zu ziehen46. 

Bei der Beurteilung der Relationen muß jedoch berücksichtigt werden, daß die Einstu-
fung als Markt- oder als Betriebsneuheit auf den persönlichen Einschätzungen der Be-
fragten beruht, die nicht immer der Realität entsprechen müssen. Geht man davon 
aus, daß sich unter den auf die Befragung antwortenden Betrieben vor allem innova-
tive Betriebe, mit Interesse an den damit zusammenhängenden Fragen einer wissen-
schaftlichen Untersuchung, befinden, dürfte die Neuigkeitsstruktur in den untersuch-
ten Räumen tendenziell zu positiv dargestellt sein. Bedenklich erscheint vor diesem 
Hintergrund ein Adoptionslag von mehr als 5 Jahren bei 40% der Innovationsfälle der 
reinen Verfahrensinnovatoren, in rund 20% der Fälle bei den reinen Produktinno-
vatoren und in rund 29% der Verfahrensinnovationsfälle bzw. in rund 21 % der Pro-
duktinnovationsfälle der produkt- und verfahrensinnovativen Betriebe. 

Was die betriebliche Erneuerungsfähigkeit der betrieblichen "Innovationstypen" in 
den Untersuchungsräumen anbelangt, so ist in Abbildung C .2 .1 erkennbar, daß die 
innovativen Betriebe (73,7% aller untersuchten Betriebe) eine hochsignifikant höhere 
Erneuerungsfähigkeit ihrer Umsatzbasis - also auch einen größeren Innovationserfolg 
als die nicht-innovativen Betriebe (26,4% aller untersuchten Betriebe) - aufweisen47. 

So ergibt sich für immerhin rund 24% der innovativen Betriebe ein Umsatzüberhang 
mit Produkten in der Einführungsphase über die Produkte in der Schrumpfungsphase 
ihres Produktlebenszyklus, während dies für lediglich 4% der nicht-innovativen Be-
triebe zutrifft. 

Verfahrensneuheiten sofort eingeführt werden. Siehe hierzu die Fragen 3.1 und 3.3 des Frage-
bogens und die Tabellen C.2.a im Anhang. 

46 Was die Motive zur Innovation anbelangt, so reagieren die ausschließlich verfahrensinnovativen 
Betriebe besonders auf Absatzprobleme bei den angestammten Produkten durch kostenorientierte 
Verfahrensinvestitionen (Sig.: 0,000; K: 0,6081; siehe hierzu Frage 3.7 des Fragebogens im 
Anhang), während die ausschließlich produktinnovativen Betriebe vor allem mit Produktneuhei-
ten neue Märkte zu erschließen versuchen. Letzteres Motiv dominiert auch bei 80,4% der pro-
dukt- und verfahrensinnovativen Betriebe vor der kostenorientierten Einführung von neuen Ver-
fahrenstechniken (Sig.: 0,001; K: 0,4723). Siehe zu diesen Auswertungen auch die Tabellen 
C.2.a im Anhang. 

47 Sig.: 0,000; K: 0,3451. Diese Ergebnisse werden auch durch den Wilcoxon-Rangsummentest 
auf signifikante Unterschiede zwischen innovativen und nicht-innovativen Betrieben bestätigt 
(Sig.: 0,0183). 
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Abbildung C.2.1: Erneuerungsfähigkeit der Innovationstypen im ländlichen Raum 
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Quelle: eigene Berechnungen 

Dies wird nicht zuletzt auch darauf zurückzuführen sein, daß die etablierten Produkte 
in der Wachstumsphase ihres Produktlebenszyklus nur durchschnittlich etwa 12% zum 
Umsatz der nicht-innovativen Betriebe beitragen, während diese Produkte immerhin 
rund 28% zum Umsatz der Innovativen beisteuern. Damit bilden die erfolgreichen 
Innovationen der Vergangenheit der Innovativen eine vergleichsweise größere wirt-
schaftliche Basis für innovative Zukunftsinvestitionen48. 

Die niedrigen Durchschnittswerte beider Betriebstypen hinsichtlich der betrieblichen 
Erneuerungsfähigkeit (-2% bei den innovativen Betrieben vs. -19% bei den nicht-in-
novativen Betrieben) weisen jedoch auf die bestehenden Probleme eines großen Teils 
der Industriebetriebe in den untersuchten strukturschwachen ländlichen Räumen bei 
der Generierung marktfähiger Innovationen hin. 

Obgleich man annehmen kann, daß Betriebe, deren Produkte sich zu einem wesentli-
chen Teil in einer späten Produktlebenszyklusphase befinden, intensiver nach neuen 
Betätigungsfeldern suchen werden, also eine größere Innovationsneigung aufweisen 
müßten, dürften sich ihre eher angespannte Finanzsituation - die Tatsache also, "daß 
man sich einen weiteren Fehlschlag möglicherweise nicht leisten kann" - und die mit 
der "innovativen Abstinenzzeit" tendenziell steigenden Informations-, Umstellungs-

48 Diese Ergebnisse werden auch durch den Wilcoxon-Rangsummcntest auf signifikante Unter-
schiede zwischen innovativen und nicht-innovativen Betrieben bestltigt (Sig.: 0,0001). 
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und Investitionserfordernisse negativ auf ihre Innovationsbereitschaft auswirken und 

zu einem verstärkten "Innovationsattentismus"49 führen50. 

Innerhalb der untersuchten Raumkategorien sind die beiden einzelwirtschaftlichen 
"Innovationstypen" räumlich sehr ungleich verteilt. So fällt auf, daß die Landkreise 
im Südosten Baden-Württembergs einen nahezu doppelt so hohen Anteil nicht-innova-
tiver Betriebe (34,3%) aufweisen, verglichen mit denjenigen im Nordosten Baden-
Württembergs (17,4%). Vor allem die Landkreise Zollernalb (46,2% nicht-innovative 
Betriebe) und der Alb-Donau-Kreis (34,2%) sind hiervon stark betroffen (siehe Abbil-
dung C.2.2). Diese Landkreise sind aber nicht nur deshalb weniger innovativ, weil in 
ihnen weniger innovative Branchen überproportional bzw. sehr innovative Branchen 
unterproportional angesiedelt sind (Struktureffekt), sondern vielmehr auch deshalb, 
weil die Betriebe in den betreffenden Branchen weniger innovativ sind als ihre Bran-
chenwettbewerber in anderen Landkreisen (Regionaleffekt). So können etwa lediglich 
48% der Betriebe der Leder-, Textil- und Bekleidungsindustrie im Zollernalbkreis als 
innovativ bezeichnet werden im Vergleich zum Branchendurchschnitt des Samples von 
86%51. Was den Alb-Donau-Kreis anbelangt, so sind die unterdurchschnittlichen An-
teile innovativer Betriebe in den Branchen Elektrotechnik, Feinmechanik und EBM 
(57% vs. 89%) und Steine/Erden/Glas/Keramik (29% vs.42%) besonders auffällig52. 

49 Schroeder, K./Fuhrmann, F.U./Heering, W., 1991, S. 33. 
50 Diese Hypothese wird durch den Wilcoxon-Rangswnmentest auf signifikante Unterschiede zwi-

schen den Betrieben mit positiven bzw. mit negativen Differell7.Cn zwischen dem Umsatzanteil in 
der Einführungsphase und dem Umsatzanteil in der Schrumpfungsphasc hinsichtlich ihres durch-
schnittlichen Umsatzanteils mit Produkten in der Schrumpfungsphasc gestützt (Sig.: 0,0001). 

51 vgl. hierzu die Tabellen C.2.2 im Anhang. Dieser "Regionaleffekt" sorgt also beispielsweise im 
Zollernalbkreis dafür, daß nicht 86% aller Leder-, Textil- und Bekleidungsbetriebe bzw. nicht 
82 % aller don ansässigen Industriebetriebe (bei angenommener konstanter Innovationsquote in 
den Branchen) innovativ sind. Damit scheint die große Betroffenheit des Zollernalbkreises von 
den Entwicklungstendell7.Cn im Strukturwandel weniger ein Problem überproponional vieler 
Leder-, Textil- und Bekleidungsindustriebetriebe zu sein, als vielmehr ein Problem überdurch-
schnittlich vieler nicht-innovativer Betriebe in dieser Branche. 

52 Im Alb-Donau-Kreis sorgt der "Regionaleffekt" für eine Abweichung der Innovationsquote von 
derzeit 66 % zu potentiellen 70 % . 
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Abbildung C.2.2: Regionale Verteilung der Innovationstypen im ländlichen Raum 
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2.2 Zu den angebotsseitigen Engpaßfaktoren der einzelwirtscbaftlicben 
Innovationsaktivitäten 

Einen ersten Anhaltspunkt zur Bedeutung der Schwierigkeiten im Wissens- und Tech-
nologietransfer und bei der Finanzierung innovativer Investitionen, die im Rahmen 
einzelwirtschaftlicher Anpassungs- und Neuerungsaktivitäten in ländlichen Wirt-
schaftsräumen zu überwinden sind, liefern die persönlichen Einschätzungen der be-
fragten Betriebsleiter zu den Innovationshemmnissen bei ihren Innovationsaktivitäten 
zwischen 1988 und 1993 (siehe Abbildung C.2.3)53. 

Abbildung C.2.3: Innovationshemmfaktoren der innovativen Betriebe im ländlichen 
Raum 
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Bereits oben ergab die theoretische Analyse einen anzunehmenden großen Bedarf an 
zusätzlichem Wissen bei den innovativen Betrieben. So führt selbst rein imitierendes 
Lernen durch die Absorption von vorhandenen Informationen und durch den 
Wissensaustausch mit der externen Umwelt - im Sinne eines zielgerichteten Problem-
lösungsverhaltens - oft zu einem neuartigen, vorn bisherigen abweichenden Verhalten 
der Akteure, sofern es gelingt, die vorhandenen Wissensbestandteile mit dem neuen 

53 Siehe Frage 3.9 des Fragebogens im Anhang. Da sich bei der Befragung nach den diversen In-
novationshemmnissen nur wenige Betriebe zu einer subjektiven Gewichtung und Abwägung der 
Hemmnisse entschließen konnten und sich die meisten Befragten zu einem Ankreuzen der Fakto-
ren entschlossen, muß auf eine entsprechende Untersuchung der subjektiven Betroffenheit ver-
zichtet werden. 
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externen Wissen zu einer neuen Lösung zu verknüpfen54. Vor allem ein Mangel an 
marktrelevanten Informationen (43% der innovativen Betriebe), aber auch ein Mangel 
an neuen technischen Informationen (13%) scheinen nach Einschätzung der innovati-
ven Akteure diese Lernprozesse und die damit verknüpften Innovationen in den unter-
suchten Wirtschaftsräumen stark zu behindern.55. Bei rund 22% der innovativen Be-
triebe führen auch die Qualifikationsdefizite der Beschäftigten zu Problemen bei der 
Einführung neuer Verfahrenstechniken oder neuer Produkte. Die Einschleusung neuen 
Wissens und die Implementierung von Innovationen wird bei 22 % der innovativen 
Betriebe auch durch Probleme bei der Beschaffung entsprechend qualifizierter Be-
schäftigter erschwert56. Etwas weniger schwierig als die Beschaffung von neuem in-
novationsrelevantem Wissen scheint die Finanzierung von Neuerungsvorhaben in den 
untersuchten ländlichen Räumen zu sein. Immerhin beklagen jedoch rund 15% der In-
novatoren Schwierigkeiten bei der Kreditfinanzierung, während lediglich 7% über 
solche bei der Beteiligungsfinanzierung berichten57. 

Problematisch erscheinen die genannten Innovationshemmnisse vor allem in ihrer 
Kumulation. Etwa 36% aller innovativen Betriebe bemängeln mehr als zwei Engpaß-
faktoren im Wissens- und Technologietransfer und bei der Außenfinanzierung innova-
tiver Projekte (siehe Abbildung C.2.4). 

Abbildung C.2.4: Engpaßbetroffenheit der innovativen Betriebe im ländlichen Raum 
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54 vgl. Reber, G., 1m, Sp. 1242 und Duncan, R./Weiss, A., 1979, S. 89 • 94. 
55 Zu ähnlichen Feststellungen gelangen Meyer-Krabmer, F./Gielow, G./Kunt7.e, U., 1984, 

s. 171 ff. 
56 vgl. hierzu auch die entsprechenden Ergebnisse von Böbler u.a. (1989) zu den besonderen 

Hemmfaktoren einzclwirtschaftlicbcr Innovationsaktivitliten in llndlichen Wirtschaftsrlumen 
Ostbayerns im Vergleich mit den Innovationsbemmfaktoren von Industriebetrieben im Ballungs-
raum Mittlerer Neckar (vgl. Böbler, H., u.a., 1989, S. 108 ff.) oder für österreichische ver-
dichtete und Ilndlicbe Rlumc Tödtling, F., 1990, S. 297. 

57 Worauf diese Schwierigkeiten zurückgeführt werden können, wird in Kapitel C.2.3.5 geklärt. 
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Es ist an dieser Stelle noch einmal darauf hinzuweisen, daß die Einstufung als Innova-
tionshemmnis bzw. -hemmfaktor auf persönlichen Einschätzungen der Befragten be-
ruht, die nicht immer der Realität entsprechen müssen. Zufriedenheit mißt die Distanz 
zwischen den Erwartungen bzw. den Ansprüchen und der vorgefundenen Situation. 
Sie ist dabei vom individuellen Anspruchsniveau, aber auch von Stimmungen oder 
den Erfahrungen aus zurückliegenden Ereignissen abhängig. Der Zusammenhang zwi-
schen subjektiven Bewertungen und objektiven Tatbeständen ist daher nicht immer 
hoch. Vertiefte Einsichten sind somit erst von den Vergleichsanalysen zu erwarten, 
die die ersten Einsichten von der Bedeutung der Engpaßfaktoren der innovativen Be-
triebe um die Schwierigkeiten der nicht-innovativen Betriebe ergänzen. 

2.2.1 Zur Struktur und Entwicklung der Beschäftigung der Betriebe 

Die Qualifikation der Beschäftigten eines Betriebs bildet eine ganz wesentliche Be-
stimmungsgröße der technischen und der kaufmännischen "Kompetenz" seiner Mitar-
beiter für innovatorische Aktivitäten. Der Einfluß der formalen Qualifikation bzw. der 
Ausbildung der Beschäftigten ergibt sich aus der Tatsache, daß etwa die Analyse und 
die längerfristige Prognose betriebsexterner Rahmenbedingungen die Kenntnis ent-
sprechender Techniken und gute analytische Fähigkeiten voraussetzt. Auch kann die 
Inanspruchnahme externer Informationsquellen und die Fähigkeit, Nutzen aus 
Spillover-Informationen zu ziehen, nach der oben dargestellten Lernthese von Co-
hen/Levinthal (1989) durch eine höhere formale Qualifikation erleichtert werden. So 
kann eine höhere Qualifikation beispielsweise den Zugang zu bestimmten Wissens-
bereichen erleichtern, weil Kontakte zu Hochschulen und ehemaligen Studienkollegen 
bestehen bzw. weil die Hemmschwellen beim Aufbau solcher Kontakte geringer sind. 
Zudem setzt die betriebliche Nutzung extern entwickelter Neuerungen für gewöhnlich 
ein hohes technologisches Verständnis und eine entsprechende Akzeptanz für die da-
mit einhergehenden Veränderungen voraus. In diesem Zusammenhang dürfte es von 
besonderer Bedeutung sein, daß die zur Herstellung neuer Produkte häufig benötigten 
neuen Verfahrenstechniken nur selten mit den bereits vorhandenen kompatibel sind58. 
Dennoch muß die Übernahme neuer Technologien und der Aufbau entsprechender 

58 So ist die Anpassung des vorhandenen Fertigungsapparates, nach einer ifo-Umfrage unter An-
wendern und Herstellern von Industrierobotern, eine der schwierigsten und kostenintensivsten 
Aufgaben und erfordert ein hohes Know-How der Beschlftigten (vgl. Grefennann, K./Sprenger, 
R.-U., 1977, S. 89). Die Technikakzeptanz hat ihre wesentlichen Ursachen in der prinzipiellen 
Ablehnung von Variationen des Lebensumfelds, der Befürchtungen hinsichtlich der Arbeitsplatz-
sicherheit, der Gefahr einer Dequalifikation und der Befürchtung, den Anforderungen nicht ge-
wachsen zu sein (siehe hierzu Hennann 1984 ). 
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Kenntnisse oft innerhalb kurzer Zeiträume gelingen. Gelingt dies nicht, so droht den 
Unternehmen der Verlust ihrer Marktstellung. 

Das personengebundene Vermögen, bestimmte an die Person gebundene Anforderun-
gen bei der Ausübung betrieblicher Funktionen (z.B. FuE, Konstruktion und Design, 
Produktionsprogrammplanung, Finanzierung, Marketing) zu erfüllen, umfaßt jedoch 
nicht nur die formal erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten aus den ab-
solvierten Bildungsprozessen (Erst- und Grundausbildung), wie sie im Ausbildungsab-
schluß einer Person beschrieben sind, sondern auch die akkumulierten Berufs- und 
Lebenserfahrungen der Beschäftigten, die sich einer exakten empirischen Erhebung 
weitestgehend entziehen59. Vor dem Hintergrund des zu untersuchenden Zusammen-
hangs zwischen den Innovationsaktivitäten und der Qualifikationsstruktur der Betriebe 
in ländlichen Wirtschaftsräumen erscheint die Verkürzung der Definition und die Ope-
rationalisierung von "Qualifikation" durch einen Mix der formalen Bildungsabschlüsse 
der Beschäftigten und ihres Status im Betrieb praktikabel. Dadurch wird es möglich, 
die innovationsrelevant erscheinenden (formalen) technischen und kaufmännischen 
Qualifikationen der überwiegend mittelständischen Unternehmen auf die betrieblichen 
Einsatzbereiche mit tendenziell dispositiven Aufgabenschwerpunkten (höhere kauf-
männische Angestellte und Hochschulingenieure) - sog. hochqualifizierte Beschäftigte-
und solche mit eher objektbezogenen Einsatzbereichen und entsprechender Be-
rufsausbildung (sonstige kaufmännische Angestellte und Facharbeiter) - sog. mittel-
hochqualifizierte Beschäftigte - aufzuteilen. Unter die gering qualifizierten Beschäf-
tigten werden die angelernten Arbeiter und die Hilfsarbeiter subsumiert. 

Eine Differenzierung in Qualifikationselemente, wie etwa die personelle Besetzung 
der Funktionsbereiche FuE, Konstruktion und Design oder Produktionsprogrammpla-
nung, die als Näherung für technologiespezifische Anforderungs- und Qualifikations-
potentiale dienen könnte, wird nicht vorgenommen, da sie der zumeist geringen Ar-
beitsteilung in KMU und der personellen Redundanz dieser Funktionen kaum gerecht 
werden dürfte. Nachteilig erscheint an der hier getroffenen Kategorisierung ihre In-
homogenität und Indifferenz bezüglich konkreter innovationsrelevanter Personen, 
Qualifikationselemente, Tätigkeitsinhalte und Arbeitsplätze. Dies mußte in Kauf ge-
nommen werden, da nur dann mit einem erfolgreichen Abschluß der Befragung ge-
rechnet werden konnte, wenn die Befragten bei der Beantwortung auf Informationen 
zurückgreifen konnten, die aus der betrieblichen Statistik (z.B. der Lohn- und Ge-
haltsbuchhaltung) in angemessener Zeit verfügbar waren. 

Die größere Bedeutung, die innovative Betriebe hochqualifizierten (durchschnittlicher 
Beschäftigtenanteil 6,8% vs. 5,5%) und mittelhochqualifizierten Beschäftigten 

59 vgl. hierzu ausführlich Brasche, U., 1989, S. 75 - 86. 
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(durchschnittlicher Beschäftigtenanteil 45,6% vs. 39,9%) im Wertschöpfungsprozeß 
einräumen60, sind sowohl ein Hinweis auf ihre wichtige Rolle als Anbieter qualifi-
zierter und wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze6I und auf ihre Funktion bei der Schaf-
fung eines qualifizierten und flexiblen Humankapitalstocks (als Grundlage weiterer 
Innovationsprozesse in den betreffenden Wirtschaftsräumen) als auch auf die Bedeu-
tung qualifizierter Arbeitskräfte für die Innovationsprozesse im ländlichen Raum 
(siehe Abbildung C.2.5 auf der nächsten Seite)62. 

Auf die entwicklungsrelevante Bedeutung eines hohen Anteils innovativer und inno-
vationserfolgreicher Betriebe für den ländlichen Raum weist auch deren Beschäfti-
gungsentwicklung seit 1988 hin. So ist bei 51 % der innovativen Betriebe nicht nur 
einen Zuwachs bei den hochqualifizierten Beschäftigten festzustellen63, sondern auch 
bei 53 % unter ihnen einen Zuwachs bei den mittelhochqualifizierten Beschäftigten64 
im Vergleich zu lediglich 14% bzw. 33% bei den nicht-innovativen Betrieben (siehe 
Abbildung C.2.6 auf der übernächsten Seite)65. 

60 Siehe Frage 1.4 des Fragebogens im Anhang. Der Wilcoxon-Tcst auf signifikante Unterschiede 
zwischen den durchschnittlichen Beschäftigungsanteilen hochqualifizierter und rnittelhochqualifi-
zierter Beschäftigter der innovativen und der nicht-innovativen Betriebe ergibt signifikante Un-
terschiede bei den Hochqualifizierten (Sig.: 0,0512) und keine signifikanten Unterschiede bei 
den Mittelhochqualifizierten (Sig.: 0,1561). Dieses Ergebnis verdeutlicht die große Bedeutung 
der nicht-berufsspezifischen Schlüsselqualifikationen der im Hochschulbereich ausgebildeten, 
formal hochqualifizierten Beschäftigten für die einzelwirtschaftlichen Anpassungs- und Neue-
rungsaktivitäten. 

61 Einschrinlcend hierzu muß jedoch angemerkt werden, daß die Meßergebnisse keine Aussagen 
über die Kompatibilität der am Arbeitsplatz erforderlichen und der tatsächlich eingesetzten Qua-
lifikationen enthalten. So könnte durch ein gestiegenes Neuangebot an formal höher qualifizier-
ten Erwerbspersonen in den untersuchten Räumen deren Einsatz in Tätigkeitsbereichen erfolgen, 
in denen vorher geringer qualifizierte Personen beschäftigt waren. Zwar würde sich dementspre-
chend die formale Qualifilcationsstrulctur des Arbeitskräfteeinsatzes der untersuchten Betriebe 
verbessern, verbunden jedoch mit einem "unterwertigen" Einsatz der Beschäftigten. 

62 Zur generellen - raumiodifferenten - Engpaßrelevanz qualifizierter Beschäftigter für das Innova-
tions- und Jrnitationsverhalten siehe Tödtling, F., 1990, S. 270; Maas, C., 1990, S. 85 f.; 
Brasche, U., 1989, S. 184 f.; Bchringer, F./Brasche, U., 1986, S. 87 f.; Schmalholz, 
H./Scholz, L., 1985, S. llO; Meyer-Krahmer, F./Gielow, G./Kuntze, U., 1984, S. 184 und 
Ray, G.F., 1974, S. 221 f. Zur Analyse der Beziehungen zwischen technischem Fortschritt, den 
aus dem betrieblichen Wertschöpfungsprozcß entstehenden Qualifilcationsanforderungen und 
dem Qualifilcationspotential der Arbeitskräfte siehe Brasche 1989, Gensior 1986, Gerstenberger 
u.a. 1974, Fricke u.a. 1973, Koch/Hackenberg 1971, Koch u.a. 1971 und Lerninslcy/Helfert 
1970. 

63 Sig.: 0,000; K: 0,4723. 
64 Sig.: 0,015; K: 0,2475. 
65 Für den Fall, daß die Befragten keine Veränderungen angegeben haben, sind drei Interpretatio-

nen möglich: 
1. Es haben tatsächlich keine Beschäftigungsveränderungen im Betrieb stattgefunden. 
2. Stattgefundene Veränderungen wurden vom Befragten nicht wahrgenommen - was unwahr-

scheinlich erscheint angesichts der in den meisten Fällen erfolgten Weiterleitung des Fragebo-
gens in die Personalabteilung oder in die Buchhaltung und der Genauigkeit der Zahlenangaben 
bei stichprobenhaften Rückfragen. 



178 

Abbildung C.2.5: Beschäftigungsstruktur der Innovationstypen im ländlichen Raum 
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Zwar verzeichnen auch 43 % der innovativen Betriebe eine Beschäftigungszunahme 
bei den geringqualifizierten Beschäftigten66, sie fällt jedoch deutlich geringer aus als 
bei den höherqualifizierten Beschäftigtengruppen, wohingegen unter den nicht-
innovativen Betrieben mehr Betriebe ein Wachstum bei den geringqualifizierten 
Beschäftigten aufweisen (24%) als bei den Hochqualifizierten (14%) . 

3. Es gab Antworthemmnisse bei der Beantwortung der Frage. Dies dürfte am ehesten auf die er-
hobene Erwartungshaltung der Befragten im Hinblick auf die zukOnftigen Beschäftigungsver-
änderungen der drei Segmente zutreffen. 

66 Sig.: 0,015; K: 0,2461. 
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Abbildung C.2.6: Beschäftigungsentwicklung der Innovationstypen im ländlichen 
Raum seit 1988 
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Auch hinsichtlich der erwarteten Beschäftigungszunahme für die drei Qualifikations-
gruppen unterscheiden sich die innovativen Betriebe hochsignifikant von den nicht-in-
novativen Betrieben. Während immerhin 32 % der innovativen Betriebe einen weiteren 
Anstieg der beiden höherqualifizierten Mitarbeitergruppen erwarten und nur noch 
19% einen solchen bei den Geringqualifizierten (44% weniger Betriebe als noch 
1993!), so erwarten lediglich 6% der nicht-innovativen Betriebe einen zukünftigen 
Zuwachs an hochqualifizierten Beschäftigten67 und nur 12 % einen weiteren Anstieg 
der Mittelhochqualifizierten68, während immerhin noch 20 % unter ihnen weitere ge-
ringqualifizierte Beschäftigte einstellen wollen. 

Die festgestellte Bedeutung qualifizierter Beschäftigter für die innovativen Betriebe 
schlägt sich auch in ihren Standortanforderungen nieder69. Insbesondere dem Angebot 
an Ingenieuren und Technikern auf dem regionalen Arbeitsmarkt - und damit der re-
gionalen Verfügbarkeit an "technischen" und "dispositiven" Kompetenzen - räumen 
die innovativen Betriebe eine wesentlich größere Bedeutung ein als die Nicht-Innova-
tiven. Während zwischen 41 und 53% der ersteren diesen technischen Kompetenzen 
eine wichtige Bedeutung als Standortfaktor beimessen, trifft dies lediglich für 20 bis 
30% der Nicht-Innovativen zu (siehe Abbildung C.2.7)70 . Auf die zukünftigen Be-

67 Sig.: 0,000; K: 0,3691. 
68 Sig.: 0,005; K: 0,2871. 
69 Siehe hierzu Frage 4. 7 des Fragebogens im Anhang. 
70 Die Kontingenztests ergeben einen Kontingenzkoeffizienten K von 0,2758 (Sig.: 0,006) für die 

Innovationsbedeutung des regionalen Angebots an Ingenieuren und ein K von 0,2814 (Sig. : 
0,005) für dasjenige an Technikern. 
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schäftigungschancen in diesem Arbeitsmarktsegment weist auch der mit rund 65 % 

recht hohe Anteil an lnnovatoren hin, die ein zu geringes regionales Angebot dieser 
für sie wichtigen Schlüsselqualifikationen bemängeln. 

Abbildung C.2.7: Standortfaktor "regionaler Arbeitsmarkt" 
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Aber auch das Angebot an kaufmännisch ausgebildeten Fachkräften ist für rund 40% 
der Betriebe im ländlichen Raum von erheblicher Bedeutung und scheint für 87% un-
ter ihnen bislang keinesfalls ausreichend. Etwas besser wird die Angebotssituation auf 
dem äußerst bedeutsamen Arbeitsmarktsegment der Facharbeiterqualifikationen einge-
schätzt, auf dem nur circa 50% der Betriebe, die diesen Standortfaktor als wichtig 
einstufen, eine regionale Unterversorgung bemängeln. 

Diese Ergebnisse bestätigen nicht nur den Einfluß der Qualifikation der Beschäftigten 
für die einzelwirtschaftlichen Innovationsaktivitäten im ländlichen Raum und die dies-
bezügliche Bedeutung eines entsprechenden regionalen Arbeitsmarkts, sondern sie 
zeigen auch die Wechselwirkungen zwischen den regionalen Wirtschaftsaktivitäten 
und den Standortanforderungen der Betriebe im Sinne Storpers: "As sectors (oder ge-
nauer "finns"; B.N.) generate their innovations ... , so it can be said, that they gene-
rate their own input histories" 71. Diese Qualifikationsstrukturunterschiede dürften sich 
auch in der Aktivitäten- und Punktionenstruktur der untersuchten Betriebe nieder-
schlagen, was im weiteren zu überprüfen ist. 

71 Storper, M., 1986, S. 62. 
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2.2.2 Zur funktionalen Kompetenz der Betriebe 

In engem Zusammenhang mit dem Innovationsengpaßfaktor "qualifizierte Arbeits-
kräfte" ist die funktionale Kompetenz der Betriebe im ländlichen Raum zu sehen, 
d.h. die innerbetriebliche Existenz von Aktivitäten in den innovationsorientierten Be-
reichen FuE, Konstruktion und Design und von sonstigen dispositiven Unternehmens-
planungs- und -entscheidungsfunktionen (z.B. Produktionsprogrammplanung, Ko-
sten-, Investitions- und Finanzplanung oder Marketing)72. Fehlen einem Betrieb diese 
zu den Fertigungsprozessen komplementären Aktivitäten und die hierfür erforderli-
chen qualifizierten Arbeitskräfte mit einem entsprechenden Wissen, so ist anzuneh-
men, daß in diesen Betrieben nicht nur eine geringere Bereitschaft und ein geringeres 
Interesse an Neuerungen vorliegen wird, sondern daß diesen Betrieben mangels Erfah-
rungen mit der Informationsbeschaffung und dem organisationalen Verknüpfen von 
Lernelementen der diversen Akteure die Entwicklung und der Einsatz neuer und 
konsensfähiger Produktionsverfahren und Produkte vergleichsweise schwer fallen 
dürften: "Involving many functional specialists in the innovation process fosters the 
diversity of inputs required for creative new product development and builds 
crossfunctional commitment for a project. Not only do marketing and R&D need to 
be involved from the project's initiation, but the design, manufacturing and service 
arms of the firm do also" 73. 

Die Betonung dieser innovationsrelevanten Funktionen scheint der Masse der kleinen 
und mittelgroßen Ein-Betriebs-Unternehmen in ländlichen Wirtschaftsräumen eher ge-
recht zu werden als die häufig in der empirischen Innovationsforschung vor-
genommene Analyse des funktionalen Spezialisierungsgrades einer Unternehmung74. 
Gegenstand solcher Analysen ist die Untersuchung, in welchem Ausmaß die Gesamt-
aufgabe einer Organisation in Teilaufgaben aufgespalten ist, welche auf spezialisierte 
organisatorische Einheiten - meßbar auf der Basis der größten organisatorischen Un-
tereinheiten mit spezifischen Aufgaben, deren Leiter der Unternehmensleitung direkt 
unterstellt ist, oder auf der Basis der kleinsten organisatorischen Einheit ( einer 
Stelle)75 - übertragen werden76. Bereits in den Pretests stellte sich aber heraus, daß in 
den untersuchten kleinen und kleinen mittelständischen Ein-Betriebs-Unternehmen 
selten eine organisatorische Einheit (Abteilung oder Gruppe) existiert, die sich bei-

72 vgl. Coombs, R./Saviotti, P./Walsb, V., 1987, S. 11 und Freeman, C., 1982, S. 117, S. 123 
und S. 129. Siebe hierzu auch Pfirrmann, 0., 1991, S. 82 f.; Biebl, W., 1980, S. 93 ff.; Bade, 
F.J., 1979, S. 253 ff. und ders., 1984, s. 121 ff. 

73 Jobne, F.A./Snclson, P.A., 1988, S. 125; siebe hierzu auch die empirische Evidenz in Gupta, 
A.K./Raj, S.P./Wilcmon, D., 1987, S. 38; Coopcr, R.G., 1982, S. 222; Kolodny, H.F., 1983, 
S. 446; Baker, N.R./Green, S.G./Bcan, A.S., 1985, S. 35 ff. und Rotbwcll, R., u.a., 1974, 
s. 259. 

74 vgl. etwa Bichl, W., 1982, S. 92 oder die Beispiele in Maas, C., 1990, S. 166 - 171. 
75 vgl. Kicscr, A., 1974, S. 28. 
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spielsweise ausschließlich mit Forschungs- und Entwicklungsaufgaben oder mit Kon-
struktionsaufgaben beschäftigt, sondern daß diese Aufgaben bzw. Funktionen meist 
mit den betrieblichen Produktions- und Marketingaktivitäten verknüpft werden und 
sich auf die Person des Unternehmers oder auf einen kleinen Kreis von Entschei-
dungsträgern und fallweise hinzugezogenen Entscheidungsbeteiligten, die auch maß-
geblich den Erfolg der Implementierung einer neuen Verfahrenstechnologie oder eines 
neuen Produktes bestimmen, konzentriert (typischerweise die Geschäftsführung, die 
nicht selten durch den Eigentümer bzw. Miteigentümer verkörpert wird, der Betriebs-
bzw. Produktionsleiter und einen/mehrere Meister)77_ 

Knüpft man demgegenüber an der funktionalen Kompetenz an, so zeigt sich, daß be-
sonders die Funktionen FuE78 sowie Konstruktion und Design79 in den untersuchten 
Betrieben wichtige Voraussetzungen, sowohl für die systematische Aufnahme und 
Verarbeitung von innovationsrelevanten Umweltinformationen als auch für deren Um-
setzung bzw. die Implementierung von Innovationen, zu sein scheinen (siehe Ab-
bildung C.2.8)80_ 

Abbildung C.2.8: Funktionale Kompetenzen der Innovationstypen im ländlichen 
Raum 
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Auch die Funktion "Produktionsprogrammplanung"81 kennzeichnet hochsignifikant 
jene innovativen Betriebe, die versuchen, über die tägliche Routine hinaus Orientie-
rungen und Konzeptionen zu entwickeln und somit in höherem Maße die für die Inno-

76 vgl. auch Maas, C., 1990, S. 167 f. m.w.N. 
77 vgl. auch Böhler, H., u.a., 1989, S. 48; Bechte, H., 1985, S. 21; Freeman, C., 1982, S. 126 

und Mensch, G., 1979, S. 75. 
78 Siehe Frage 1.6 des Fragebogens im Anhang. Sig.: 0,000; K: 0,4483. 
79 Sig.: 0,000; K: 0,3550. 
80 vgl Freeman, C., 1982, S. 111. 
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vationsaktivitäten notwendigen Such- und Kommunikationsprozesse entfalten (siehe 
Abbildung C.2.8). 

Insbesondere die Stammbetriebe und Unternehmenszentralen (15% bzw. 29 Betriebe) 
der im ländlichen Raum angesiedelten Mehr-Betriebs-Unternehmen (MBU/29% bzw. 
56 Betriebe) weisen eine wesentlich vollständigere Funktionalkompetenz (FuE, Kon-
struktion und Design sowie Produktionsprogrammplanung) im Vergleich zu den 
MBU-Zweigbetrieben (14% bzw. 27 Betriebe) auf, deren Unternehmenszentralen in 
einer anderen Region angesiedelt sind82. Während rund 80% der untersuchten Zweig-
betriebe im Rahmen der innerbetrieblichen Arbeitsteilung im wesentlichen auf 
"ferngesteuerte" Produktionsaufgaben spezialisiert zu sein scheinen und kaum dispo-
sitive Planungs- und Entscheidungskompetenzen83 oder innovationsrelevante Kompe-
tenzen im Bereich Konstruktion und Design84 aufweisen, sind die Unternehmenszen-
tralen in stärkerem Ausmaß für die Entwicklung, Konstruktion und Erprobung neuer 
Produkte und Verfahren, in Zusammenarbeit mit den zentralen Marketing-, Unter-
nehmensplanungs- und den Unternehmenssteuerungsbereichen am Unternehmenssitz, 
zuständig85. Im FuE-Bereich überwiegen hingegen dezentrale Strukturen bei den un-
tersuchten MBU. Hierbei dürfte es sich überwiegend um anwendungsorientierte Ent-
wicklungsaktivitäten handeln, die mit den von der Unternehmenszentrale aus gesteu-
erten Produktionsaktivitäten in den Zweigbetrieben verbunden sind86. 

Erwartungsgemäß den höchsten Anteil innovativer Unternehmen (86% bzw. 25 von 
29 Betrieben) weisen die Stammbetriebe der MBU auf (siehe hierzu Abbildung 
C.2.9). Während immerhin rund 74% der Zweigbetriebe (48% aller in den ländlichen 
Untersuchungsräumen angesiedelten MBU) im Rahmen der innerbetrieblichen Ar-

81 Sig.: 0,003; K: 0,2984. 
82 Siehe Frage 1.3 des Fragebogens im Anhang. Während in den MBU-Stammbetrieben 82,8% der 

Betriebe (24 von 29 Betrieben) zwei bzw. drei der innovationsrelevanten Funktionen wahrge-
nommen werden und keiner durch ein funktionales Defizit gekennzeichnet ist, verfügen immer-
hin 22,2 % (6 von 27 Betrieben) der MBU-Zweigniederlassungen über keine FuE-, 
Konstruktions- und Design- oder Planungskompetenzen und lediglich 59,2% (16 von 27 Betrie-
ben) über zwei bzw. alle drei Kompetenzbereiche (Sig.: 0,022; K: 0,5431). 

83 Sig.: 0,004; K: 0,5134. 
84 Sig.: 0,030; K: 0,3932. 
85 vgl. hierzu auch Tödtling, F., 1990, S. 68 f. m.w.N. Für einen guten Überblick über die stand-

önliche Spezialisierung und räumlich funktionale Arbeitsteilung innerhalb multiregionaler MBU 
vgl. Malecki, E.J., 1991, S. 207 - 255. Siehe hierzu auch die empirischen Studien zu den öko-
nomischen Implikationen von multiregionalen MBU auf der Basis von schriftlichen oder von 
mündlichen Betriebsbefragungen in den U.S.A. von Saxenian 1983a und 1983b und 
Schmenner/Huber/Cook 1987, im europäischen Raum von Wcstaway 1974, Firn 1975, Marshall 
1978, Gudgin/Crum/Baily 1979 und Thwaites/Oakey/Nash 1981, Lloyd/Reeve 1982, 
Tbwaites/Edwards/Gibbs 1982 und Clarke 1985 für Großbritannien, von Planque/Lazzeri 1980, 
Planque 1982 und Sallez 1982 für Frankreich, von Müller 1981, Geilinger 1982 und 
Arend/Stuckey 1984 für die Schweiz, von Tödtling 1981 und 1990 für Österreich und von 
Bade/Eickelparsch 1983, Ewers 1983 und Schackmann-Fallis 1985 für die Bundesrepublik 
Deutschland. 
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beitsteilung zwischen 1988 und 1993 die Produktion neuer Produkte aufgenommen 
und/oder neue Verfahrenstechniken eingeführt haben, haben rund 26% keine neuen 
Produkte und Verfahren eingeführt, womit sie hinsichtlich des Anteils innovativer 
Betriebe als nur geringfügig innovativer einzuschätzen sind als die in den untersuchten 
Räumen angesiedelten EBU (mit einem Anteil innovativer Betriebe von 71 % bzw. 98 
von 138 Betrieben). Während letztere in stärkerem Maße von den regionalen Stand-
ortbedingungen und ihrer interregionalen und -personalen Vernetzung bei der Akqui-
sition von innovationsrelevanten Ressourcen abhängig sind87, haben erstere eigentlich 
die besseren Innovationsmöglichkeiten, da sie mit den "Innovationskompetenzen" in-
nerhalb des MBUs vernetzt sind und auch auf die Markt- und Vertriebskanäle und die 
finanziellen Ressourcen zurückgreifen können88. Ihre tatsächliche innovationsorien-
tierte Nutzung dürfte jedoch nicht zuletzt von der Aufgabenstellung der abhängigen 
Betriebe im Rahmen der geplanten Arbeitsteilung und von den Entscheidungs- und 
Handlungsfähigkeiten eines Zweigbetriebs sowie den diesbezüglichen Möglichkeiten 
innerhalb des Unternehmensverbunds begrenzt sein89_ Zudem dürfte ihnen angesichts 
ihrer funktionalen Minderausstattung auch die Übernahme von Produkt- und Verfah-
rensneuerungen entsprechend schwer fallen. Da den abhängigen Zweigniederlassun-
gen oft auch Marketingfunktionen fehlen90 und sie einen großen Teil ihres Outputs an 
die Betriebe des MBUs absetzen oder weil der Vertrieb zentral organisiert ist, haben 
sie auch größere Schwierigkeiten, marktrelevante Veränderungsprozesse frühzeitig 
wahrzunehmen91. Auch die stärkere Produktionsorientierung, die eher routinemäßige 
Anforderungen an die Beschäftigten stellt, trägt kaum zur Entdeckung und Nutzung 
von Neuentwicklungen bei. 

86 vgl. Malccki, E.J., 1991, S. 191. 
87 vgl. Malccki, E.J./Tödtling, F., 1994, S. 10 fund S. 14 f. 
88 vgl. Malccki, E.J., 1991, S. 208 ff. und Tödtling, F., 1990, S. 68. Siebe hierzu auch die empi-

rischen Befunde von Arcnd, M./Stuckey, B., 1984, S. 31 und auch Tbwaites/Oakey/Nasb 1981, 
Tödtling 1981 und Bade/Eickelparscb 1982, Ewers 1983 und Maier/Sbeppard/Tödtling 1988. 

89 vgl. Malccki, E.J., 1991, S. 123 und Maier, G./Sbeppard, E./Tödtling, F., 1988, S. 7. Siebe 
hierzu auch die empirischen Befunde in peripheren und strulcturscbwacben Regionen Österreichs 
von Tödtling 1981. 

90 Während immerhin 75% (15 Betriebe) der innovativen Zweigniederlassungen über eine eigene 
Marketingfunktion verfügen, nehmen nur 57 % der nicht-innovativen Zweigniederlassungen 
diese Funktion eigenständig wahr (Sig.: 0,373; K: 0,2390). Im Vergleich dazu erscheint die 
Marketingkompetenz innerhalb der Zweigniederlassungen immer noch vergleichsweise gering, 
da rund 96% der innovativen EBU (94 Betriebe) und auch 90% der nicht-innovativen EBU über 
ein eigenes Marketing verfügen (Sig.: 0,229; K: 0,1612). 

91 Lediglich 14% (1 Betrieb) der nicht-innovativen Zweigniederlassungen haben ein von den übri-
gen Verbundunternehmen unabhängiges Produktprogramm, während dies bei 60% der Innovati-
ven der Fall ist (Sig.: 0,037; K: 0,5261). 
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Abbildung C.2.9: Organisatorischer Status der Innovationstypen im ländlichen Raum 
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Die Schwierigkeiten, eigenständig Innovationsproz.esse bei einer geringen internen 
Wissensbasis und einer starken Abhängigkeit von externem Know-How durchzufüh-
ren, verdeutlicht auch der Vergleich der EBU mit den MBU-Zweigniederlassungen in 
den Untersuchungsräumen. Während lediglich 5 bis 6% der innovativen Betriebe die-
ser beiden Organisationstypen auf einen permanenten Wissens- und Technologietrans-
fer durch ihre Abnehmer angewiesen sind, sind rund dreimal soviele (zwischen 15 
und 18%) unter den entsprechenden nicht-innovativen Betrieben im Untersuchungs-
reitraum ständig auf die Überlassung von Kunden-Know-How angewiesen (siehe Ab-
bildung C .2 .10 auf der nächsten Seite)92. 

92 Bei den von externem Know-How abhängigen nicht-innovativen Betrieben handelt es sich größ-
tenteils um Zulieferbetriebe, deren Abnehmer den Innovationsprozeß in der Regel von der Ent-
wicklung bis zur Konstruktion eines Prototypen gestalten, um dann dem Zulieferer entsprechend 
seiner Funktion innerhalb der arbeitsteiligen Wertschöpfungskette das aufgabenrelevante Wissen 
zur Verfügung zu stellen. Nach den Studien von Mansfield (1985), Gemünden (1980, 1981, 
1985, 1988), Rothwell (1976 und 1987) und von Hippe! (1977, 1978a, 1978b, 1980, 1982, 
1986, 1988 und 1989) kann eine enge Zusammenarbeit mit innovativen Abnehmern und ein in-
tensiver Wissensaustausch durchaus eine innovationsstimulierende Wirkung für einen Zu-
lieferbetrieb haben. Dies ist etwa in den Fällen zu vermuten, in denen einem Zulieferunterneh-
men Entwicklungsaufgaben in bestimmten Aufgabenbereichen übertragen werden, in denen es 
als Experte gilt. Hat das im Rahmen der zwischenbetrieblichen Arbeitsteilung transferierte Wis-
sen jedoch nur einen geringen Neuigkeitsgehalt, so scheint eine externe Know-How-Abbängig-
keit von den Abnehmern eigenständige Neuerungs- und Anpassungsleistungen erheblich zu er-
schweren, da die umgesetzten Lösungen eher den (nicht-innovativen) Nachfragervorstellungen 
entsprechen als bei einer Entwicklung auf der Grundlage von allgemeinen Marktanalysen. Der 
Kontingenztest für die EBU ergibt: Sig.: 0,026; K: 0,3663. Für die MBU-Zweigniederlassungen 
ergibt sich: Sig.: 0,047; K: 0,6756. Der Kontingenztest für die innovativen und die nicht-inno-
vativen Betriebe (unabhängig vom organisatorischen Status) ergibt: Sig.: 0,000; K: 0,4130. 
Wlihrend lediglich 5 % (7 Betriebe) der Innovatoren im Untersuchungszeitraum vom Know-How-
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Abbildung C.2.10: Organisatorischer Status, Innovationsaktivitäten und Abhängigkeit 
von Kunden-Know-How 
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Mit der Funktionalkompetenzanalyse ist jedoch noch keine Aussage darüber möglich, 
welche Qualität die einzelnen Funktionen in den untersuchten Betrieben haben und 
wie gut die technisch-betrieblichen Funktionen und die kaufmännischen Aufgabenbe-
reiche im Sinne marktorientierter Innovationsaktivitäten aufeinander abgestimmt und 
in die Innovationsprozesse integriert sind. Diesem internen Wissensaustausch, der 
dazu dient, das auf verschiedene Funktionsbereiche im Betrieb verteilte Wissen zu 
mobilisieren, zeitadäquat auszutauschen und zielgenau in die Innovationsprozesse ein-
zubauen, und der nicht zuletzt auch auf die Integration des von den Mitarbeitern 
aufgenommenen neuen externen Wissens im Rahmen der innerbetrieblichen 
Zusammenarbeit abzielt, räumen 81 % der innovativen Entscheidungsträger eine be-
deutsame Funktion im Diffusionsprozeß ein, wohingegen dies nur 61 % der Nicht-In-
novativen erkannt haben93. Zweifel an der hinreichenden Nutzung der innerbetriebli-
chen Vernetzung der Know-How-Rezeptoren ergibt nicht nur der empirische Befund, 
daß rund 24 % aller untersuchten Betriebe dieser keine Innovationsbedeutung zu-
schreiben (19% aller Innovativen und 39% aller Nicht-Innovativen), sondern auch 
zahlreiche Interviews im Rahmen der Pretests, die eine unverkennbare Neigung vieler 
Geschäftsführer und Betriebsleiter zum Engagement im technisch-betrieblichen Be-

Transfer seitens der Kunden abhängig sind, sind dies rund 16% der nicht-innovativen Betriebe 
(8 Betriebe). 
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reich - verbunden mit einer geringen Einsicht hinsichtlich der Vorteilhaftigkeit einer 
intensiven Verknüpfung von technischen mit kaufmännischen Aktivitäten im Sinne ei-
nes marlet-orientierten Innovationsergebnisses - erkennen lassen94. Dies dürfte nicht 
zuletzt auf deren technisch-ingenieurmäßigen Bildungshintergrund zurückzuführen 
sein95. 

Was die Intensität, mit der bestimmte Innovations-Input-Funktionen in einem Betrieb 
ausgeübt werden, anbelangt, so hat bereits die phasenspezifische Analyse des einzel-
wirtschaftlichen Innovationsprozesses deutlich gemacht, daß von den FuE-Aktivitäten, 
deren Ergebnis sich beispielsweise in Inventionen - wie Prototypen oder Pilotanlagen -
niederschlägt, nicht zwangsläufig auf Innovationen geschlossen werden kann. Betrieb-
liche FuE-Aktivitäten sind jedoch zumeist auf die Generierung gewerblicher Innova-
tionen ausgerichtet und scheinen nach den lemtheoretischen Erkenntnissen zudem die 
Beurteilung technischer und marktrelevanter Entwicklungstendenzen und die Über-
nahme und Umsetzung neuen Wissens ganz wesentlich zu erleichtern (sog. "adaptives 
FuE"96)97: "R&D is a necessity for fums to be innovators and successful adopters, 
and through the efforts of these fums, the regions in which they are located maintain 
a comparative advantage in technology, new products, and new industries•98. 

Angesichts geringerer Risikodiversifikationsmöglichkeiten über eine Vielzahl von 
Produkt-/Marktkombinationen investieren die überwiegend kleinbetrieblich struktu-
rierten Unternehmen ihre Ressourcen besonders in den Bereichen der anwendungsori-

93 Sig.: 0,004; K: 0,2899. Siehe hierzu Frage 4.1 des Fragebogens im Anhang. Zur Innovations-
relevanz des unternehmensintemen Wissenstransfen siehe auch die Studie von 
Lullies/Bollinger/Weltz 1993. 

94 "The critical rote of the 'entrepreneur' (whatever individual or combination of individuals fulfil 
this rote) is to 'match' the technology with the market, i.e. to undentand the user requirements 
bener than competitive anempts, and to ensure that adequate resources are available for 
development and launch"(Freeman, C., 1982, S. 125 f.). Zur Vorteilhaftigk:eit der Verknüpfung 
(sog. "coupling" oder "overlapping" technischer und betriebswirtschaftlicher Funktionen im In-
novationsprozeß siehe Malecki, E.J., 1991, S. 118 und S. 122; Freeman, C., 1982, 
S. 111 f., S. 123 f. und S. 129 sowie Casson, M., 1987, S, 21 f. Siehe hierzu auch die Studien 
von Hippels 1976 und 1978 zum "konsumentenorientierten Paradigma" bei der Produktent-
wicklung und die Analysen von Teubal u.a. 1976 zur "Marktbestimmtheit" in der israelischen 
medizinaltechnischen Industrie. 

95 Dieses Verhalten charakterisieren Litvak/Maule in ihrer Erfolgs-und Mißerfolgsfaktorenstudie 
treffend: "The marketing performance of the entrepreneurs was weak, and was a major factor for 
the apparent high mortality rate of the projects. Most of the entrepreneun were unable to see the 
linkage between product innovation and marketing innovation .... Most of the new product de-
velopment was carried out and implemented before any anempt was made to assess the market 
potential and the costs of penetrating the market. .. . The point to be made is the love that the 
entrepreneur has for his product innovation often blinds him from perceiving his real opportuni-
ties and the state of the market competition"(Litvak, I.A./Maule, C.J., 1972, S. 47). 

96 Freeman, C., 1982, S. 129. 
97 vgl. Acs, Z.J./Audretsch, D.B., 1992, S. 34. Zur empirischen Relevanz von FuE-Aufwendun-

gen filr die betrieblichen Innovationsaktivitäten siehe etwa Audretsch/Mahmood 1994, Feldman 
1994a und 1994b, Acs/Audretsch/Feldman 1994 und 1992, Tödtling 1990, Jaffee 1989, 
Coombs/Savioni/W alsh 1987, Howells 1984, Malecki 1979 und Griliches 1979. 
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entierten Forschung und Entwicklung (z.B. Konstruktionsarbeiten im Produktbereich 
und Produktionsvorbereitungen im Rahmen des angestammten Produktionsprogramms 
auf der Basis bereits existierender angewandter und potentieller Technologien), aus 
denen zwar nicht die Innovationsrenten von Basisinnovationen zu erwarten sind - die 
meist im Zusammenhang mit intensiven Grundlagenforschungsaktivitäten entstehen-, 
die jedoch schneller Markterfolge, entsprechend ihrer stärkeren Nachfrageorientierung 
und ihres geringeren Ressourcenbedarfs, erwarten lassen99. 

Eine quantitative Größe zur Beschreibung der FuE-Intensität der Akteure sind die be-
trieblichen Aufwendungen für FuE (z.B. die Personalkosten, die Sachausgaben und 
die Investitionen), die nicht nur im Zusammenhang mit der Durchführung eigener 
FuE-Vorhaben anfallen, sondern auch bei der Beschaffung extern erforschter und 
entwickelter Wissensbestandteile, vor allem wenn in einem bestimmten Wissens- und 
Technologiebereich keine eigenen oder nicht in dem erforderlichen Ausmaß qualifi-
zierte Kapazitäten innerbetrieblich verfügbar sind. Auch sie bestimmen damit ganz 
wesentlich die technologische Kompetenz eines Betriebes sowie die betriebliche Ab-
sorptionsfähigkeit, Nutzen aus extern verfügbarem Wissen zu ziehenlOO_ 

Hier waren die innovativen Betriebe in der untersuchten Innovationsperiode zwischen 
1988 bis 1993 nicht nur deutlich FuE-intensiver - 1988 verwendeten sie durchschnitt-
lich rund 2,4% ihrer Umsatzerlöse für FuE, 1993 3,2% - als ihre nicht-innovativen 
Nachbarn (1988: 0,5% und 1993: 0,6%101), sie erhöhten ihren vergleichsweise höhe-
ren FuE-Anteil am Umsatz mit einer durchschnittlichen Wachstumsrate von 25,5% 
auch signifikant stärker in diesem Zeitraum als die nicht-innovativen Betriebe, diele-
diglich eine durchschnittliche Wachstumsrate von 5% aufweisen (siehe Abbildung 
C.2.11)102_ Die nicht-innovativen Betriebe in den ländlichen Untersuchungsräumen 
scheinen die Bedeutung von Innovationsvorleistungen durch FuE - zumindest was die 

98 Malecki, E.J., 1979, S. 322. 
99 vgl. hierzu die empirischen Evidenzen in Pfirrmann, 0., 1991, S. 139; Tödtling, F., 1990, 

S. 77 und S. 195 f. und Meyer-Krahmcr, F./Gielow, G./Kuntzc, U., 1982, S. 155 f. 
100 vgl. Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 1989, S. 569 ff. und dies., 1990, S. 29 ff. Siehe hierzu 

beispielsweise auch die empirischen Arbeiten von Meyer-Krahmer 1984 und Kuhlmann/Kuntzc 
1992, die einen engen Zusammenhang zwischen betriebsinterner und externer FuE-Intensitllt 
feststellen. 

101 Siehe Frage 1.5 des Fragebogens im Anhang. Der Wilcoxon-Test auf signifikante Unterschiede 
zwischen den durchschnittlichen FuE-Quoten 1988 und 1993 ergibt sowohl fOr den Beginn der 
Untersuchungsperiode 1988 (Sig.: 0,0001) als auch für 1993 (Sig.: 0,0001) hochsigniftlcante 
Unterschiede. 

102 Die Signifikanz der Gruppenunterschiede nach dem Wilcoxon-Test nimmt etwas ab (Sig.: 
0,0319), was auf den relativ hohen Anteil von rd. 9% der innovativen Betriebe zurückgeführt 
werden kann, die zwischen 1988 und 1993 ihre FuE-Quote - jedoch auf einem vergleichsweise 
hohem Niveau - reduziert haben. Dieser Anteil wird jedoch deutlich von dem hohen Anteil an 
innovativen Betrieben mehr als überkompensiert (30 % vs. 6 % ) , die ihre FuE-Quote in dieser 
Zeit signiftlcant - 15% von ihnen sogar um über 90% - erhöht haben (Sig.: 0,000; K: 0,3437). 
Vgl. hierzu auch die Ergebnisse von BOhler, H., u.a., 1989, S. 98. 
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Ausgabenneigung dafür anbelangt - bislang kaum erkannt zu haben und verharren 
zum Großteil auf ihrem geringen FuE-Niveau von 1988. 

Abbildung C.2.11: FuE-Intensität der Innovationstypen im ländlichen Raum 

# 
50 

.e 
"'° j 30 

~ 20 

J 10 · 

0 
>0'11, 

70 . 

60 

50 
# .e "'°. j 30 

~ 20 

J 
0 

>0'11, 

>=1%. >=2"' >:a::3% >=4"' >=5" 
FuE-Arteil am u....., 

>= 1 % >=2'11, >=3"' >=4" >=5%. 
FLE-Arteil am Urrutz 

Quelle: eigene Berechnungen 

Neben den Wissensdefiziten der nicht-innovativen Akteure hinsichtlich formal erwor-
bener Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten dürften auch die fehlenden Lernef-
fekte und das geringe Erfahrungswissen aus der Ausübung von innovationsrelevanten 
Funktionen die Akzeptanz von Änderungs- und Neuerungsprozessen in den betreffen-
den Betrieben, die Kreativität der Akteure bei der Integration und Implementierung 
neuen Wissens in neue Produkte und Verfahren und auch deren Absorptionsfähigkeit 
bei der Aufnahme und Verarbeitung neuer technologischer und marktrelevanter In-
formationen im Wissens- und Technologietransfer erheblich vermindern. Ob sich dies 
auch auf die Nutzungsintensität der diversen Diffusionskanäle im Wissens- und Tech-
nologietransfer niederschlägt und ob die Akteure der nicht-innovativen Betriebe in-
folge individuell niedriger Wissensniveauziele bzw. geringer Opportunitätskosten des 
"Nicht-lnformiertseins" auch geringere Informationsaktivitäten im Wissens- und 
Technologietransfer aufweisen, soll im nächsten Kapitel geklärt werden. 
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2.2.3 Zum Informationsverhalten der Betriebe im Wissens- und Technolo-
gietransfer 

Die oben skizzierten raschen wirtschaftlichen und technologischen Entwicklungen füh-

ren nicht nur zu einer unübersichtlichen Fülle an ökonomischen und technologischen 
Informationen, sondern auch zu einem starken Bedürfnis der Betriebe bzw. der an den 
betrieblichen lnnovationsentscheidungspro:zessen Beteiligten nach ausreichenden 
Markt- und Technikdaten, um die für ihre Aktivitäten nötigen Entscheidungsgrundla-
gen zu schaffen. Unternehmensinteme Informationsquellen allein reichen hierfür nur 
selten aus, so daß die Notwendigkeit externer Wissensbeschaffung steigtlOJ_ Die be-
trieblichen Entscheidungsträger als Träger des Innovationspro:zesses versuchen des-
halb, sowohl die Signale aus dem Bereich der technischen Entwicklung von Seiten der 
Technologieanbieter (sog. technology-push-Signale) als auch die Signale über die Be-
dürfnisse der Nachfrager (sog. demand-pull-Signale) über ihre externen Informations-
beziehungen zum Unternehmensnetzwerk und zum lnnovationsinfrastrukturnetzwerk 
(Hochschulen, außeruniversitäre Forschungsinstitute und Transfer- und Innovationsbe-
ratungseinrichtungen) aufzunehmen, um diese Signale dann zu verarbeiten und in 
neue Produkte und Verfahren umzuset:zen. 

Hinsichtlich der Nutzung der Diffusionskanäle für die Adoption neuen technischen 
Wissens - etwa über den Kauf von Patenten und Li:zenzen oder von neuen Ferti-
gungstechnologien, über FuE-Aktivitäten und über die Weiterbildung der Mitarbeiter-
weisen die innovativen Betriebe eine wesentlich stärkere Informationsorientierung auf 
als ihre nicht-innovativen Wettbewerber (siehe hierzu obere Bildhälfte der Abbildung 
C.2.12)104. Während Patente und Li:zenzen bei der Einschleusung neuen Wissens für 
beide Innovationstypen kaum eine Rolle spielen, gelangt neues markt- und tecbnikre-
levantes Wissen sowohl bei den hier untersuchten innovativen (89%) als auch bei den 
nicht-innovativen Betrieben (77%) in erster Linie im Rahmen von Fort- und Weiter-
bildungsaktivitäten ins Untemehmen/05_ Der zweitbedeutendste Diffusionskanal neuen 
Wissens liegt für die Innovativen in den innerbetrieblichen FuE-Aktivitäten (79% der 
innovativen Betriebe vs. 20% der Nicht-Innovativen). Sie set:zen ihre funktionalen und 
qualifikatorischen Kompetenzen bei der Verknüpfung intern vorhandener und externer 
Wissensbestandteile zu marktgerechten Neuerungen ein. Die nicht-innovativen Be-
triebe nehmen neue Informationen hingegen am 

103 vgl. Schrader, S., 1989, S. 149. 
104 Sig.: 0,000; K: 0,6647. Siehe hierzu die Fragen 3.11 und S.l des Fragebogens im Anhang. 

Aufgrund der geringen Zellhäufigkeiten der Kreuztabellen mr Frage 3 .11 werden die diversen 
untemehmenscxtcmen Panncr für die Kontingcnzanalyse mr Kategorie "extern" kumuliert. Zu 
den möglichen Diffusionskanlilen im Wissens- und Technologietransfer siehe auch Herden, R., 
1991, S. 165 oder Hagcmeister, S., 1988, S. 106 f. 
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zweithäufigsten mit dem Kauf neuer Fertigungstechnologien auf (35%), was ange-
sichts ihres geringeren Know-Hows und der geringeren Offenlegungs-, Bewertungs-
und Übertragungsprobleme der inkorporierten und häufig bereits in anderen Unter-
nehmen angewandten Technologien meist ohne entsprechende externe Beratung er-
folgt. Die letztmalige Nutzung dieses Diffusionskanals durch die nicht-innovativen 
Betriebe liegt jedoch mehr als fünf Jahre zurück, da sie im Untersuchungszeitraum 
keine Verfahrensinnovationen eingeführt haben. 

Abbildung C.2.12: Diffusionskanäle der Innovationstypen im ländlichen Raum 
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Quelle: eigene Berechnungen 

Was die Zusammenarbeit der Betriebe in den untersuchten ländlichen Räumen im 
Rahmen des Wissens- und Technologietransfers anbelangt, fällt auf, daß nur im Fall 
der Weiterbildungsaktivitäten von beiden Innovationstypen externes Wissen und Un-
terstützung häufiger in Anspruch genommen bzw. hinzugezogen wird, d.h. daß bei 
einem überwiegenden Teil der Betriebe ein großes Vertrauen in das innerbetriebliche 
Know-How vorzuliegen scheint (siehe hierzu die untere Bildhälfte von Abbildung 
C.2.12). Dies trifft zwar auf die innovativen Betriebe in relativ stärkerem Maße zu als 
auf die nicht-innovativen106, weist jedoch in Anbetracht der vergleichsweise geringen 
funktionalen und qualifikatorischen Kompetenzen der nicht-innovativen Betriebe auf 

105 Sig.: 0,040; K: 0,2560. Zur Bedeutung des Lizenzverkehrs für den Wissens- und Technologie-
transfer siebe auch die Untersuchungen von Mittag 1985 und Robe 1980. 

106 Sig.: 0,000; K: 0,5940. 
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deren Probleme bei der Erschließung neuen, extern generierten Wissens und bei der 

Erneuerung des innerbetrieblichen Wissensbestands hin. 

Daran anknüpfend stellt sich zum einen die Frage, welche externen 
Informationsquellen die Unternehmen im ländlichen Raunt im Rahmen des innovati-

onsorientierten Informationsaustauschs wählen, und zum anderen, ob sich die innova-
tiven Betriebe in der Kenntnis, in der Wabl und in der Intensität der Inan-
spruchnahme dieser Informationsquellen von den nicht-innovativen unterschei-

den107 _ Aussagen darüber, in welchem Umfang eine verbesserte Informationsversor-

gung die Wahrscheinlichkeit und den Erfolg betrieblicher Innovationsaktivitäten er-

höht, lassen sich jedoch kaunt treffen, da die von den diversen Informationsquellen 

zur Verfügung gestellten und für ganz bestimmte Innovationsprojekte nachgefragten 

Informationen kaunt "quellengerecht" zu erfassen und und in ihrer Quantität und 

Qualität dem jeweiligen Neuerungsvorhaben zuzuordnen sind. Man muß daher mehr 

oder weniger zwangsläufig auf das allgemeine innovationsorientierte Informationsver-

halten der an den betrieblichen Innovationsprozessen beteiligten Akteure zurückgrei-

fen, d. h. auf ihre Kenntnis und ihre Nutzung der diversen Informationsquellen im In-

novationsprozeßl08_ Deshalb wurden die Unternehmen danach befragt, welche inno-

vationsrelevanten Informationsquellen sie derzeit kennen und welche sie zur Befriedi-

gung ihrer Informationsbedürfnisse im Innovationsprozeß (zumindest gelegentlich) 

nutzen (siehe Abbildung C.2.13)109. 

107 Siehe hieIZU auch die empirischen Studien des Informationsverhaltens im Innovationsprozeß der 
Industrie von Townroe/Mallalieu 1991, Herden 1991 (Kapitel 11.4 und 11.7 - 8), von Hippe! 
1989, Tödtling 1990 (Kapitel V.4 und V.5), Maas 1990 (Kapitel IIl.3.5 und IIl.4.3), Becher 
u.a. 1989, Kolc/Pellenbarg 1987, Wolf 1985, Maas/Ewers 1983, Krist 1983, Nydeg-
ger/Oberhänsli/Harringer 1983, Freeman 1982 (Kapitel 5), Bichl 1982 (Kapitel 3.3 und 3.4.1), 
Finke 1980, Strebei u.a. 1979, Etienne/Kaupen 1974, Hakanson 1974, Müller 1973, Baumber-
ger/Gmür/Käser 1973, Hayward 1972, Myers/Marquis 1969 und Rogers 1961. Illre Ergebnisse 
zur Inanspruchnahme betriebsexterner Informationsquellen im Innovationsprozeß sind jedoch 
nicht konsistent, da sie sich zum Teil auf unterschiedliche Phasen im lnnovationsprozeß bezie-
hen, ihren Datensätren unterschiedliche Branchen- und Betriebsgrößenstrukturen oder unter-
schiedliche Erhebungszeiträume bzw. unterschiedliche Untersuchungsräume (mit regional ver-
schiedenartigen Informationsmöglichkeiten) zugrundeliegen, in ihnen unterschiedliche Entschei-
dungssystembeteiligte befragt wurden oder sie sich auf die Untersuchung der Informati-
onsquellen und der Adoptionsdauer einzelner ausgewählter Produkt- und/oder Verfahrensinno-
vationen beschränken. Zudem wird die Nutzungsintensität zu den diversen Informationsquellen 
nur selten berücksichtigt. Die Spezifika ländlicher Wirtschaftsräume spielen in den genannten 
Studien mit Ausnahme der Untersuchungen von Townroe/Mallalieu (Großbritannien), Tödtling 
(Österreich) sowie Wolf und Böhler u.a. (Bayern) keine oder nur eine untergeordnete Rolle. 

108 Mit der hier ermittelten Nutrerquote ist jedoch nur eine begrenzte Aussage über den Nutren ei-
ner Informationsquelle im Innovationsprozeß möglich, da der jeweilige Informationsnutzen ganz 
entscheidend auch von der Motivation und den kognitiven Fähigkeiten der am Wissensaustausch 
Beteiligten abhängt (vgl. Maas, C., 1990, S. 139 f.). 

109 Zur Ermittlung der Nutrerquote im Unternehmensnetzwerk und im angebotsorientierten Infra-
strukturnetzwerk werden diejenigen Informationsbeziehungen verwendet, die vom Befragten als 
nicht unwichtig im Wissens- und Technologietransfer eingestuft werden (Frage 4.1 des Fragebo-
gens im Anhang). Zur Analyse der Nutzung der diversen Transfereinrichtungen im Wissens- und 
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Mit einer durchschnittlichen Kennerquote in Höhe von 100% (Kenner in % aller er-
faßten Betriebe) und einer durchschnittlichen Nutzerquote von rd. 75% (Nutzer in % 
aller erfaßten Betriebe) ist das Untemehmensnetzwerk110 von wesentlich größerer 
Relevanz als die Technologieangebotseinrichtungen (Hochschulinstitute und außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen)111 und die Technologietransfer- und Innovations-
beratungsstellen der Innovationsinfrastruktur (siehe Abbildung C.2.13)112. 

Technologietransfer werden nur diejenigen Beziehungen herangezogen, die zumindest gelegent-
lich (aufgrund positiver Erfahrungen) aktiviert werden (Frage 4.2). Durch diese Eingrenzung 
werden unwichtige und lediglich singuläre Informationsbeziehungen, von denen keine innova-
tionsstimulierende Wirkung innerhalb des Untersuchungszeitraums von 5 Jahren auszugehen 
scheint, nicht berücksichtigt. Die Ergebnisse der Pretests führten dazu, daß nur die Kennerquo-
ten der intermediären Transfer- und Innovationsberatungseinrichtungen originär erhoben wur-
den, während für die Informationsquellen im Unternehmensnetzwerk und im Hochschul- und 
Forschungsbereich eine Kennerquote von 100 % durchaus angenommen werden kann (hierfür 
sprechen auch die entsprechenden originär erhobenen Kennerquoten in ländlichen Räumen Ost-
bayerns von Böhler, H., u.a., 1989, S. 196 ff.). 

110 Nach den Ergebnissen zahlreicher Industriestudien werden im Rahmen des informellen 
Wissensaustausches innerhalb von Unternehmensnetzwerken zwar zumeist Informationen trans-
feriert, die nur zu inkrementalen Verbesserungen führen, die hingegen in ihrer Kumulation für 
den Innovationserfolg von erheblicher Bedeutung sein können. Siehe hierzu beispielsweise die 
Befunde von Schrader/Sattler 1993, Gold 1979, Hollander 1965 und Enos 1962. 

111 Mit einer durchschnittlichen Kennerquote von 100% und einer Nutzerquote von rd. 37%. 
112 Mit einer Kennerquote von rd. 58% und einer Nutzerquote von rd. 18%. Zu ähnlichen Ergeb-

nissen gelangen auch Böhler u.a. (1989) und Wolf (1985) in ihren Untersuchungen des innovati-
onsorientierten Informationsverhaltens von Betrieben in ländlichen Wirtschaftsräumen Ostbay-
erns (vgl. Böhler, H., u.a., 1989, S. 41 und S. 99 f. sowie Wolf, J., 1985, S. 35 f. und 
S. 39 f., zit. in Genosko, J., 1986, S. 109). Selbst in 'innovativen Modellregionen', wie dem 
Silicon Valley oder dem Südosten Englands, wurden nur recht lose Kontakte von KMU zurre-
gionalen Innovationsinfrastruktur festgestellt (vgl. Oakey 1984 und Gordon/Dilts 1988). 
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Abbildung C.2.13: Kenner- und Nutzerquoten der potentiellen Infonnationsquellen 
(getrennt nach Innovationstypen) 
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Quelle: eigene Berechnungen 

innovative 
Unternehmen 
• Kennerquote 
• Nutzerquote 
nicht-innovative 
Unternehmen 
• Kennerquote 
• Nutzerquote 

innovative 
Unternehmen 
• Kennerquote 
• Nutzerquote 
nicht-innovative 
Unternehmen 
• Kennerquote 
• Nutzerquote 

innovative 
Unternehmen 
•Kennerquote 
Cl Nutzerquote 
nicht-innovative 
Unternehrnen 
• Kennerquote 
• Nutzerquote 

lnfonnationen über die zu erwartenden Entwicklungen auf Absatz- und Beschaf-
fungsmärkten, beispielsweise lnfonnationen über die Anzahl und die Präferenzen po-
tentieller Nachfrager oder über vergleichbare Aktivitäten und Reaktionsmöglichkeiten 
der Wettbewerber, sind aber nicht nur für Produktinnovationen, sondern auch für die 
Bewertung der Prognose der Erfolgsaussichten einer Erforschung oder Adoption neuer 
Fertigungsprozesse bedeutend. Die Entwicklungen auf den relevanten Absatzmärkten 
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bestimmen die Anforderungen an die Flexibilität und Qualität der betrieblichen 
Leistungen sowie die optimale Kapazität der Verfahrenstechnologien. Beispielhaft sei 
hier die informelle Zusammenarbeit zwischen Textilmaschinenherstellern, Elektronik-
betrieben und Textilindustriebetrieben bei der Verbesserung und Weiterentwicklung 
von Fertigungsverfahren genannt. Den Wissenstransfer und die dadurch später verbes-
serten Absatzchancen der Neuentwicklungen (auch an Konkurrenten des Wissenslie-
feranten) belohnen die Equipment-Zulieferer häufig durch sog. "Iead-user-
agreements", durch die der Textilbetrieb einen Zeitvorsprung bei der Nutzung der 
neuen Technologie vor seinen Wettbewerbern erhält. Auch die Entwicklungen auf den 
Beschaffungsmärkten können die Kosten und die Wirtschaftlichkeit neuer Prozesse 
wesentlich beeinflussenl 13. Für eine zutreffende Beurteilung bereits am Markt 
verfügbarer Technologien sind deshalb Informationen über die Existenz und 

Leistungsfähigkeit alternativer Hersteller und deren Produkte, über die 
Bestimmungsgrößen der mit dem jeweiligen Fertigungsprozeß verbundenen Kosten 
und Erträge sowie über die in der Zukunft zu erwartenden technologischen 
Entwicklungen einzuholen114. Als Beispiel läßt sich hier der Informationsaustausch 
zwischen ewgen untersuchten Elektronikindustriebetrieben und ihren 
Komponentenlieferanten anführen. Zudem kann bereits in der Entwicklungsphase von 
Neuerungen eine gezielte Nutzung von bereits vorhandenen "Forschungshalden" 
Effizienzvorteile und Ressourcenersparnisse mit sich bringen. So läßt sich durch die 
Nutzung bereits vorliegenden Wissens verhindern, daß dieses noch einmal geschaffen 

113 vgl. hierzu auch von Hippe), 1989, S. 24 ff. und ders., 1986, S. 791 ff. sowie Bierfelder, 
W.H., 1989, S. 69 ff. 

114 Zu den dem eigentlichen Wissens- und Technologietransfer vorgelagerten Informationsmärkten 
zählen Messen, Ausstellungen und Kongresse, die jeweils relevanten Fach7.eitschriften oder die 
Patentdatenbanken des Patentamts. Diese Informationsmärkte werden von den innovativen Be-
trieben im Vergleich zu den Nicht-Innovativen intensiver genutzt. Während rund 91 % der Inno-
vativen (130 Betriebe) Messen, Ausstellungen und Kongresse nutzen, ist dies lediglich bei 77% 
der Nicht-Innovativen (39 Betriebe) der Fall (Sig.: 0,008; K: 0,2630). Entsprechend ihrer gerin-
geren Absorptionsflihigkeit messen nur 73 % der Entscheidungsträger der nicht-innovativen Be-
triebe der Lektüre von Fachliteratur, der neue technische Entwicklungen und häufig auch deren 
marktorientierte Implementierung entnommen werden können, eine Bedeutung im Wissens- und 
Technologietransfer bei, während dies bei rund 85 % der lnnovatoren der Fall ist (Sig.: 0,0042; 
K: 0,2021). Auch die Nutzung der Patentdatenbanken ist nur für 16% der nicht-innovativen Be-
triebe relevant (von denen nur 12,5% bzw. 1 Betrieb patentierte Informationen lciuflich 
erwirbt), was für immerhin 38% (54 Betriebe) der Innovativen zutrifft, von denen dann 48% (26 
Betriebe) patentiertes Wissen im lnnovationsprozeß durch den Kauf von Lizenzen wirtschaftlich 
verwenden (Sig.: 0,004; K: 0,2825). Siehe hierzu Frage 4.1 des Fragebogens im Anhang. Die 
hier ermittelten Ergebnisse entsprechen etwa den Ergebnissen der Vergleichsgruppenanalyse für 
Betriebe nicht-forschungsintensiver und forschungsintensiver Industriebranchen 
(Elektrotechnik/Feinmechanik/Optik und Maschinen-, Werkzeug-, Apparate- und Fahrzeugbau) 
von Böhler u.a. (1989) für IAndliche Wirtschaftsräume in Nordostbayern (vgl. Bilhler, H., u.a., 
1989, S. 41). Die dort ermittelten geringeren Disparitäten bei der Nutzung von Messen und 
Ausstellungen, von Fachliteratur und von Patentspeichern ddrften auch auf die bereits oben an-
gesprochene Branchenheterogenität hinsichtlich des einzelwirtschaftlichen Innovations- und In-
formationsverhaltens zurückzuführen sein. Zur Bedeutung des Lizenzverkehrs für den Wissens-
und Technologietransfer siehe auch die Untersuchungen von Mittag 1985 und Rohe 1980. 
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wird, und Lösungswege eingeschlagen werden, die aufgrund der vorliegenden 
Erfahrungen wenig erfolgversprechend erscheinenl 15. 

Die Nutzerquoten der diversen Informationsquellen sind bei den innovativen Betrieben 
hinsichtlich jeder Informationsquelle der beiden Informationsnetzwerke höher, was 
auf deren größeres Problembewußtsein für die Fragen des Wissens- und Technologie-
transfers (Informationsneigung) und ihre größere Absorptionsfähigkeit im Sinne der 
Lernthese Cohen/Levinthals schließen läßt. Die große Bedeutung der Wettbewerber-
analysell6 und der Informationen von Abnehmern deutet auf die starke Nachfrageori-
entierung der Innovationsaktivitäten der erfolgreichen Innovatoren hin, während Ko-
operationspartner eine vergleichsweise geringe Rolle spielen117. Die Beobachtung von 
Konkurrenten ermöglicht es zudem, von deren unternehmensspezifischen Erfahrungen 
zu profitieren, um dadurch den Ressourcenaufwand für die Lösung eines Problems zu 
verringernllB. Die vergleichsweise starke Inanspruchnahme der Hochschul- und der 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen bei der Entwicklung neuer Produkte und 
Verfahren verdeutlichen die Innovationsrelevanz der zu den Marktinformationen 
komplementären Aufnahme von technischem Wissen mit hohem Neuigkeitsgehalt119. 

115 So ließe sich beispielsweise durch eine Auswertung von bereits veröffentlichtem FuE-Know-
How nach Schätzungen von Marr der einzelwirtschaftliche FuE-Aufwand um bis zu 45 % redu-
zieren (vgl. Marr, R., 1980, Sp. 953). 

116 Sig.: 0,004; K: 0,2899. 
117 Unter Kooperationen wird hier eine auf vertraglichen Vereinbarungen beruhende Zusammenar-

beit zwischen rechtlich und wirtschaftlich selbständigen Unternehmen durch Funktionsabstim-
mung oder Funktionsausgliederung (z.B. der Funktionen Einkauf, Produktion, Marketing oder 
FuE) auf einen Kooperationspartner und einem entsprechenden Ergebnisaustausch verstanden 
(zum Kooperationsbegriff siehe Blohm, H., 1980, Sp. 1112 f. und auch Bochme, J., 1986, 
S. 24 und S. 32). Obgleich Kooperationspartner lediglich für 49% aller untersuchten Betriebe im 
Diffusionsprozcß von Bedeutung sind, so spricht dieser vergleichsweise hohe Anteil - zahlreiche 
Untersuchungen in den achtziger und neunziger Jahren ermitteln lediglich Anteile von Industrie-
betrieben, die vertraglich fixierte FuE-Kooperationen durchführen, zwischen 11 und 26% (etwa 
die von Becher, G., u.a., 1989, S. 134; Täger, C., 1988, S. 18; Strothmann, K.-H., 1984, S. 
25 oder von Schmalholz, H./Scholz, L., 1986, S. 36 f. - anders hingegen Böhler, H., u.a., 
1989, S. 200, die im ländlichen Raum Nordostbayerns eine FuE-Kooperationsquote von bis zu 
50% ermitteln) - für die Vermutung Herdens, daß die Annahme, daß lediglich im Rahmen von 
FuE-Kooperationen ein innovationsrelevanter Wissenstransfer zu erwarten ist, der innovations-
stimulierenden Wirkung von Unternehmenskooperationen in anderen Funktionsbereichen (z.B. 
bei der Beschaffung, im Bereich der Produktion oder im Marketing) nicht gerecht werden und 
tendenziell zu einer Unterschätzung der Kooperationsintensitlt im Innovationsprozcß führen 
(vgl. Herden, R., 1991, S. 156 ff.). Der etwas höhere Kooperationsanteil der innovativen Be-
triebe (51 % vs. 43% der Nicht-Innovativen: Sig.: 0,33; K: 0,0990) spricht tendenziell für die 
Vermutung, daß innovative Betriebe für potentielle Partner von höherer Attraktivität sind und 
die Zusammenarbeit mit ausgewählten Unternehmenspartnern wiederum das Hervorbringen von 
Innovationen fördert (siehe hierzu auch die Ergebnisse von Kösel, M.A., 1992, S. 104 f.). Zur 
genaueren Überprüfung dieses Zusammenhangs wäre jedoch eine Prüfung wichtiger Details zu 
den jeweiligen Kooperationsbeziehungen, wie etwa die Innovationsneigung oder die Innovati-
onsmöglichkeiten der Kooperationspartner und die Ausgestaltung der Kooperationen erforderlich 
gewesen, was den Rahmen der vorliegenden Untersuchung gesprengt hätte. 

118 vgl. von Hippe!, E., 1987, S. 291 und Jacquemin, A., 1988, S. 552. 
119 Die Kontingenztests hinsichtlich der Unterschiede bei der bloßen Inanspruchnahme des Unter-

nehmensnetzwerks und des Infrastruktumetzwerks im Wissens- und Technologietransfer ergeben 



197 

Hier kann beispielhaft die Zusammenarbeit einiger untersuchter Unternehmen aus dem 
Bereich der Meß- und Regeltechnik oder aus der feinmechanischen, der medizinal-
technischen oder der optischen Industrie mit Hochschul- und Forschungseinrichtungen 
bei der Integration der Mikroelektronik in neue Produkte und Verfahren angeführt 
werden. Der Wissens- und Technologietransfer findet hierbei etwa durch folgende 
Formen der Zusammenarbeit statt: 

fachliche Gesprächskreise oder Seminare, 
die Zusammenarbeit mit Diplomanden und Promoventen im Rahmen wissen-
schaftlicher Arbeiten oder in Auftragsforschungsprojekten, 
regelmäßige Kontaktpflege zum Betrieb zwecks eigener Personalplanung, 
das Einholen von Prüfleistungen und Gutachten oder 
durch Nutzungsvereinbarungen für apparative Einrichtungen der Institute. 

Die nicht an die genannten Technologieanbieterinfrastrukturen angegliederten Tech-
nologietransfer- und Innovationsberatungseinrichtungen der Industrie- und Handels-
kammern (IHK), der Verbände (FV), des Rationalisierungskuratoriums der Deutschen 
Wirtschaft (RKW), der Steinbeis-Stiftung (SB), des Verbands Deutscher 
Ingenieure/Verbands Deutscher Elektrotechniker (VDI/VDE), des Landesgewerbe-
amts (LGA) oder der Wirtschaftsförderer der Kreise (LK) können im Prozeß des Wis-
sens- und Technologietransfers sehr vielfältige Funktionen übernehmen, wie etwa 

die Vermittlung von Informationen über neue Technologien bzw. über deren An-

bieter oder über relevante Marktentwicklungen, 
die Unterstützung der Unternehmen bei der Suche nach geeigneten FuE-Koopera-
tionspartnern (andere Unternehmen oder Forschungseinrichtungen), die neben 
technologischem Know-How auch Finanzierungsmittel in die Kooperation ein-
bringen können, 
die Beratung oder Vermittlung bei der Finanzierung innovativer Projekte oder bei 
innerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen, 
die Beratung und Unterstützung bei der Beantragung öffentlicher FuE-Förderpro-
gramme, 
die Beratung oder Unterstützung bei Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen 
oder 
die Beratung in Patent- und Lizenzierungsfragen. 

lediglich einen netzwerlcspczifischen signifikanten Unterschied hinsichtlich der Nutzung des 
Technologieanbietemetzwerlcs zwischen den innovativen (mit einem durchschnittlichen Nut-
zungsgrad von 42%) und den nicht-innovativen Betrieben (mit einem durchschnittlichen Nut-
zungsgrad von 22%; Sig.: 0,002). Hinsichtlich der Nutzung des Know-How-Pools der Hoch-
schulinstitute (Sig.: 0,002; K: 0,3125) und der außcruniversitären Forschungseinrichtungen 
(Sig.: 0,051; K: 0,1966) unterscheiden sich die innovativen Betriebe also in signifikanter Weise 
von den Nicht-Innovativen. Der Unterschied hinsichtlich des informellen Wissensaustauschs mit 
dem Unternehmensnetzwerk ist hingegen lediglich auf einen 10%-Nivcau signifikant (Sig.: 
0,0814). 
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Beachtliche Unterschiede in der Inanspruchnahme der einzelnen Vermittlungsinstitu-
tionen sind jedoch nicht zu übersehen. Bei diesem Vergleich schneiden die Transfer-
stellen der Kammern (durchschnittliche Nutzerquote 40%) und der jeweiligen Indu-
striefachverbände (durchschnittliche Nutzerquote 31 %) am besten ab, was in An-

betracht ihrer langjährigen und vertrauensvollen Kontakte zu den Betrieben kaum 
überrascht. Die in einigen untersuchten Landkreisen gut funktionierende Zusam-
menarbeit zwischen dem Innovationsberater der Kammer, dem Wirtschaftsförderer 
des Landkreises und den RKW-Einrichtungen ist vermutlich eine Erklärung für die 
relativ starke Inanspruchnahme (durchschnittliche Nutzerquote 18%) der RKW-Bera-
tungseinrichtungen (interessanterweise auch durch rund 20% der "noch"-Nicht-Inno-
vativen), verglichen etwa mit den Einrichtungen der Steinbeis-Stiftung. Letztere wer-
den zwar von den innovativen Betrieben häufiger im Wissens- und Technologie-
transfer genutzt (17%) als von den Nicht-Innovativen (8%), mit einem Einschalt-
bzw. Nutzungsgrad von durchschnittlich rund 14% erreichen sie jedoch nicht die Be-
deutung der entsprechenden Kammer- und Verbandseinrichtungen. Die Beratungsein-
richtungen des Landesgewerbeamtes, des VDI/VDE und der Kreisverwaltungen, mit 
Nutzungsgraden jeweils unter 10%, spielen bislang nur eine vergleichsweise geringe 
Rolle im Diffusionsprouß in den ländlichen Raum. 

Vor dem Hintergrund des geringen Bestands und Zuwachses an qualifizierten Mitar-
beitern und der geringen funktionalen Kompetenz der nicht-innovativen Betriebe 
- insbesondere im FuE- , im Konstruktions- und im Designbereich - ist deren geringes 
Informationsaktivitätsniveau zum einen durch eine geringe Sensibilität der relevanten 
Entscheidungsträger hinsichtlich der Notwendigkeit einer umfassenden Erneuerung 
des betrieblichen "Wissenspools" erklärbar. Die geringe informationelle Außenorien-
tierung der nicht-innovativen Betriebe dürfte jedoch nicht nur auf die geringeren Wis-
sensansprüche und die geringe Informationsneigung ihrer Akteure zurückzuführen 
sein, sondern auch auf die Probleme ihrer "Reuptoren" bzw. der für die Informati-
onsbeschaffung zuständigen Personen eines Betriebs bei der Erschließung neuen Wis-
sens für ihre Technologie- und Geschäftsfelder bei den eher wissenschaftsorientierten 
und "unternehmensfernen" lnfrastruktureinrichtungen. Entsprechend nutzen nur rund 
22% der nicht-innovativen Unternehmen die ihnen bekannten Wissens- und Technolo-
gieanbieter im Wissenschaftsbereich, während dies immerhin doch 42 % der Innovato-
ren gelingt. Die erheblichen Kenner-Nutzer-Lücken zwischen 51 % und 81 % in die-
sem Bereich deuten auf erhebliche Transferprobleme neuen Wissens aus der Wissen-
schaft in die Industrie im ländlichen Raum hin, die sich keineswegs nur auf die nicht-
innovativen Betriebe beschränken. Aber auch die großen Kenner-Nutzer-Lücken der 
Innovationsberatungsdienste des Landesgewerbeamtes (44%) und der Steinbeis-
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Stiftung ( 48 % ) Jassen auf ein entsprechend ungenutztes Transferpotential seitens der 
lntermediärinfrastruktur schließen. 

Auf dieser Basis läßt sich bereits an dieser Stelle die Vermutung äußern, daß der von 
den infrastruktureJlen Technologieangebotseinrichtungen und von den meisten Infor-
mationsvermittlungseinrichtungen ausgehende innovative Stimulus, um Unternehmen 
in peripheren Wirtschaftsräumen zu Innovationsaktivitäten zu bewegen, bislang als 
eher gering einzuschätzen ist. Die Innovationsinfrastrukturen werden vermutlich von 
den Unternehmen genutzt, weil und insoweit sie bereits innovativ sind. Denn gerade 
innovative Unternehmen sind im Rahmen ihrer Entwicklungs- und Innovationsaktivi-
täten häufig auf hochspezialisierten Gebieten tätig, in denen sie die entsprechenden 
Partner an den relevanten Hochschulen und Forschungseinrichtungen bereits aus einer 
langjährigen Zusammenarbeit kennen - in vielen Fällen bereits seit der Studienzeit. So 
ergaben die vertiefenden Interviews mit einigen Betriebsleitern im Alb-Donau-Kreis 
überraschenderweise, daß eine große Zahl unter ihnen die noch junge und nur wenige 
Kilometer entfernte Wissenschaftsstadt Ulm "überspringt" und sich neues Wissen bei-
spielsweise über bestehende Kontakte aus dem Studium an der RWTH Aachen oder an 
den Universitäten Karlsruhe oder Darmstadt erschließt. Obwohl die bestehende Trans-
ferinfrastruktur gleichwohl durch Informationsveranstaltungen, Informationsmaterial 
und auf Beratungsanfragen der Betriebe hin oft wertvolle Vermittlungsdienste leistet, 
wird sie hierfür (mit Ausnahme der Kammer-, der Fachverbands- oder der RKW-Ein-
richtungen) bislang noch eher selten genutzt. 

In Kapitel C. 3 zur Bedeutung der Innovationsinfrastruktur wird weiter zu klären sein, 
für welche (innovativen und nicht-innovativen) Betriebe ein besonders innovations-
hemmender Informationsmangel bei der Akquisition innovationsrelevanter Ressourcen 
(z.B. neues Wissen oder Finanzierungsmittel) besteht und welche infrastrukturellen 
Ansatzpunkte zur Förderung des Innovationsverhaltens im ländlichen Raum sich dar-
aus ableiten Jassen. 
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2.2.4 Zur Produktionsweise der Betriebe 

Eng verbunden mit der Qualifikation der Beschäftigten und der betrieblichen Funktio-
nalkompetenz ist die Produktionsweise der Betriebe im ländlichen Raum. Von der 
im Fertigungsprozeß gewählten Verfahrenstechnik und der entsprechenden Auflagen-
höhe des Outputs ist wiederum die Realisation von produktionsspezifischen Vorteilen 
im Wettbewerb abhängig. Großunternehmen besitzen beispielsweise einen Wettbe-
werbsvorteil, wenn es ihnen gelingt, eine Steigerung der Produktionsmenge bei unter-
proportionalem Wachstum der hierfür benötigten Produktionsfaktoren zu erzielen 
(sog. economies of scale). 

Versuchen kleine und kleine mittelständische Betriebe im verarbeitenden Gewerbe, 
sich durch eine hohe Qualität, eine fortschrittliche Technologie, ein ansprechendes 
Design und ein flexibles Reagieren auf veränderte Nachfragestrukturen ihrer Markt-
segmente Wettbewerbsvorteile zu verschaffen, so setzen sie zur Erzielung rentabler 
l..osgrößen häufig vielseitig verwendbare Anlagen, eine ausgeprägte innerbetriebliche 
funktionale Kompetenz und qualifizierte Mitarbeiter ein120. Besonders der in den 
letzten Jahren gestiegene Einsatz computergesteuerter NC-Maschinen und -Roboter 
übt einen positiven Einfluß auf die Variabilität der Produktionsfaktoren bzw. die Fle-
xibilität der Produktion ausl21. 

Entsprechend einer etablierten Auffassung in der Industrieökonomik, nach der die 
herrschende Technologie innerhalb eines technologischen Paradigmas eine wesentliche 
Determinante der Marktstruktur zu sein scheint, spricht viel dafür, daß die flexiblen 
computergestützten Fertigungstechniken - wenn ihre Anschaffung nicht die finanziel-
len Möglichkeiten der KMU übersteigt - die Größenvorteile tendenziell verringern, 
die Lebensfähigkeit innovativer KMU bei einer erhöhten Rentabilität kleiner l..os-

120 vgl. Scherer, F.M., 1980, S. 422 und Acs, Z.J./Audretsch, D.B., 1990, S. 65 ff. Siehe hierzu 
auch die empirischen Studien von Mills/Schumann 1985, die die Existenz von KMU in kapital-
intensiven Industrien, in denen ein Großteil der Wertschöpfung von Großunternehmen erbracht 
wird, vor allem auf den Einsatz "variabler" Produktionsfaktoren bzw. computergesteuerter fle-
xibler Technologien und entsprechend qualifizierter BeschAftigter durch die KMU zurückgeführt 
werden kann. Ähnlich argumentieren auch Dogdson 1990 und Caves/Pugel 1980. Zur ökonomi-
schen Relevanz kleiner Produktionseinheiten mit einem hochspezialisierten, in kleinen Serien 
produzierten Angebot vgl. ausführlich Piore, M.J./Sabel, C.F., 1985, S. 186 ff. 

121 vgl. Dodgson, M., 1985, S. 98 und Carlsson, B., 1984, S. 91. Der hier verwendete Flexibili-
tätsbegriff bezieht sich nicht allein auf die durch die computergestützten Verfahrenstechnologien 
geschaffene Möglichkeit, die Produktion bei Nachfrageschwankungen mit geringeren Kosten als 
bei traditionellen Verfahrentechniken auf die Herstellung einer vom Abnehmer gewünschten Va-
riante des Grundprodukts oder eines neuen Produktes umzustellen, sondern integriert auch die 
Fähigkeit einer flexiblen Unternehmung, "ihren Standort innerhalb eines Marktes neu zu be-
stimmrnen, ihre Pläne zu verändern oder ihre Strategien zu wechseln, wenn ihre Kunden nicht 
mehr attraktiv genug sind"(Harrigan, K.R., 1985, S. 1). Damit beschränkt sich die Flexibilität 
eines Betriebs nicht auf den Einsatz einer bestimmten Verfahrenstechnologie, sondern integriert 
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größen erhöhen und demgemäß in vielen Branchen für technologiebedingt verbesserte 
Innovationsmöglichkeiten von KMU gesorgt haben122. 

Interessant im Zusammenhang mit den damit einhergehenden funktionalen und quali-
fikatorischen Anforderungen an KMU erscheint auch die Studie von Poutsma/Zwaard 
1989, die im Zusammenhang mit der zunehmenden Verbreitung von CNC-Maschinen 
bei Kleinunternehmen feststellen, daß ein CNC-Programm in kleinen Unternehmen 
und zur Produktion kleiner Serien häufiger von den Maschinenbedienern am Standort 
der Anlage als vom Aufsichtspersonal oder etwa an zentralen Stellen eines Mehr-Be-
triebs-Unternehmens programmiert wird, was das Vorhandensein entsprechender 
Qualifikationen und innovationsrelevanter Funktionen im Betrieb erfordert123_ 

Auch in den untersuchten ländlichen Wirtschaftsräumen unterscheiden sich besonders 
die innovativen kleinen (unter 50 Beschäftigte) und kleinen mittelständischen Betriebe 
(zwischen 50 und 199 Beschäftigte) - die zusammen immerhin etwa 78% aller inno-
vativen Unternehmen im ländlichen Raum stellen und denen es im Untersuchungszeit-
raum gelang, durch vergleichsweise höhere Umsatzwachstumsraten124 ihren Anteil 
am Industrieumsatz von 21,3% auf 23,1 % zu erhöhen und die Unternehmensgrößen-
verteilung im ländlichen Raum zu ihren Gunsten zu beeinflussen (siehe hierzu und 

zum Folgenden Abbildung C.2.14 und die Tabellen C.2.14 im Anhang) - von ihren 
nicht-innovativen Wettbewerbern im Hinblick auf die gewählten Fertigungsarten, in-
dem viele von ihnen in Kleinserienfertigung differenzierte kundenspezifische Lösun-
gen anbieten125, die vielseitig einsetzbare Anlagen (mit wirtschaftlichen Umrüstungs-
aufwendungen) und den Einsatz entsprechend qualifizierter Mitarbieter erfordern. 

Das bei den nicht-innovativen Kleinbetrieben vergleichsweise stärker auf die Erzie-
lung von Größenkostenvorteilen ausgerichtete Wettbewerbsverhalten beinhaltet hinge-
gen das Risiko, bei einem entsprechend großen Teilmarkt und rivalisierendem Kon-
kurrenzverhalten Marktanteile an ressourcenstärkere Unternehmen zu verlieren126_ 
Verglichen mit den innovativen Kleinbetrieben im ländlichen Raum versuchen sie, 
ohne den Einsatz neuer Verfahrenstechniken Kostenvorteile durch die standardisierte 
und wenig flexible Produktion größerer Stückzahlen ihrer traditionellen Produkte zu 

auch die damit verbundenen Möglichkeiten der Akteure, die Nachfrage in den relevanten Märk-
ten durch außergewöhnliche neue Produkte und Verfahren zu beeinflussen. 

122 vgl. Dosi, G., 1988, S. 1155 f. Siehe hierzu bereits Blair 1948 und Phillips 1956. Zu der empi-
rischen Validierung dieser Hypothese siehe auch die Ergebnisse empirischer Untersuchungen in 
den U.S.A. von Acs, Z.J./Audrctsch, D.B., 1990, S. 91 f. 

123 vgl. Poutsma, E./Zwaard, A., 1989, S.42 f. 
124 Ihre Umsatzwachstumsraten betragen im Untersuchungszeitraum rd. 76% im Vergleich zu 

Wachstumsraten von rd. 15% ihrer kleinen und kleinen-mittelständischen nicht-innovativen 
Wettbewerber. 

125 Siehe Frage 2.2 des Fragebogens im Anhang. Sig.: 0,000; K: 0,5487 für die Kleinbetriebe und 
Sig.: 0,0121; K: 0,3861 für die kleinen mittelständischen Industriebetriebe. 
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erzielen. Sie scheinen zudem bislang kaum geneigt, durch die Strategie der Pro-
duktentwicklung neue Produkte in ihren angestammtenl27 oder in neuenl28 Märkten 
(Diversifikationsstrategie) einzuführen. Es gelingt ihnen daher erwartungsgemäß 
kaum, durch eine hohe Produktqualitätl29, den Einsatz fortschrittlicher Verfah-
renstechnologienHO oder eine flexible Befriedigung von KundenbedürfnissenHI Dif-
ferenzierungsvorteile im Wettbewerb zu erzielen. Der Verlust von Kundenpräferenzen 
durch technische oder modische Veralterung sowie Sättigungstendenzen in den ange-
stammten Marktsegmenten können diese Betriebe angesichts ihrer geringen funktio-
nalen Kompetenzen in den Bereichen FuEI32, Konstruktion und DesignIJJ sowie in 
der Produktionsprogrammplanungl34 und in Anbetracht ihres geringen Erfahrungs-
wissens mit betrieblichen Innovationsprozessen vor erhebliche Anpassungs- und Neue-
rungsprobleme stellen (trotz ihrer vergleichsweise guten Qualifikationsstruktur135). 
Auch die von ihnen vorrangig verfolgte Strategie der Erzielung von Preisvorteilen ge-
genüber ihren Wettbewerbern erscheint angesichts ihrer geringen Bestrebungen, Pro-
duktivitätsgewinne durch Einführung neuer Verfahrenstechnologien zu realisieren, äu-
ßerst problematisch. Diese Problematik wird verstärkt durch ihre geringe Neigung zur 
Erschließung neuer Märkte für ihre "traditionellen" Produkte136 und ihre geringen 
Möglichkeiten zur Risikostreuung über ein diversifiziertes Portfolio an Produkt-/ 
Marktkombinationenl 37_ 

126 vgl. Geiser, J., 1983, S. 98. 
127 Siehe Frage 2.7 des Fragebogens im Anhang. Sig.: 0,000; K: 0,6718. 
128 Sig.: 0,000; K: 0,6194. 
129 Siehe Frage 2.6 des Fragebogens im Anhang. Sig.: 0,000; K: 0,3649. 
130 Sig.: 0,012; K: 0,2517. 
131 Sig.: 0,023; K: 0,2277. 
132 Sig.: 0,000; K: 0,3889. 
133 Sig.: 0,002; K: 0,3111. 
134 Sig.: 0,003; K: 0,3238. 
135 Nach dem Wilcoxon-Test bestehen keine signifikanten Unterschiede zwischen den kleinen inno-

vativen Betrieben und ihren nicht-innovativen Wettbewerbern hinsichtlich der Qualifikations-
struktur ihrer Beschäftigten (für die hochqualifizienen Beschäftigten: Sig.: 0, 1233 und für die 
mittelhochqualifizienen Beschäftigten: Sig.: 0,9229). Die Engpaßrelevanz der Qualifikation der 
Beschäftigten in den ländlichen Untersuchungsräumen ist daher weniger auf Qualifikationsdispa-
ritliten innemalb der Betriebsgrößenlclassen zurückzuführen (lediglich zwischen den nicht- inno-
vativen und den innovativen Betrieben mit 200 - 499 Beschiftigten sind signifikante Unter-
schiede feststellbar: Sig.: 0,0393), als vielmehr auf die Unterschiede zwischen den Betriebsgrös-
senklassen - allerdings zugunsten der kleineren Betriebe. Dieses Resultat erscheint vor dem 
Hintergrund der Fenigungs- und Wettbewerbsstrategien der analysienen Betriebe nachvollzieh-
bar. Diese Ergebnisse verdeutlichen jedoch auch die eingeschränkte Bedeutung formaler, in der 
Vergangenheit erworbener Wissensbestandteile fOr die eimelwirtschaftlichen Innovationsaktivi-
täten und lenken die Aufmerksamkeit auf die Innovations- und Informationsbereitschaft der Ak-
teure - etwa ob und wie Akteure ihre Wissensbasis aktualisieren und verbessern bzw. ob und wie 
sie sich mit innovationsrelevanten neuen technischen und mark:trelevanten Infonnationen versor-
gen. 

136 Sig.: 0,006; K: 0,4130. 
137 Sig.: 0,000; K: 0,6194. 
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Abbildung C.2.14: Betriebsgröße, Umsatzentwicklung und Fertigungsarten der 
Innovationstypen im ländlichen Raum 
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Bei einer spezialisierten und "engen" technologischen Wissensbasis ihres Produktan-
gebots laufen die nicht-innovativen Betriebe daher Gefahr, daß sie bei einem techno-
logischen Wandel dazu gezwungen sind, entweder neue Anwendungsfelder ihrer ange-
stammten Technologien im Produkt- oder im Marktbereich zu finden (z.B. durch An-
bieten ihrer traditionellen Produkttechnologien auf neuen Marktsegmenten) oder die 
neuen Technologien in ihr Angebot zu integrieren. Dies dürfte besonders den nicht-
innovativen KMU angesichts ihrer begrenzten Ressourcen und fehlender Erfahrungen 
mit entsprechenden Innovationsaktivitäten schwerfallen. 

2.2.S Zu den Problemen bei der Finanzierung innovativer Investitionen 

In der theoretischen Analyse konnte gezeigt werden, daß auf Kapitalmärkten mit ei-
nem geringen Organisationsgrad, wie etwa auf dem "Markt für innovative Investitio-
nen nicht börsennotierter Unternehmen", vor allem die Probleme der Verhaltensunsi-
cherheit bei gleichzeitiger Existenz eines exogenen Ereignisrisikos das Zustandekom-
men und die konkrete Ausgestaltung der Kapitalüberlassungsverträge zwischen den 
nicht-börsennotierten innovativen Kapitalnehmern und den Kapitalgebern erschweren. 
So implizieren die Informationsasymmetrien und die Interessenkonflikte innerhalb der 
Delegationsbeziehung zwischen den Vertragsparteien erhebliche opportunistische Ver-
haltensspielräume für den Kapitalnehmer. Entsprechend der Intransparenz dieser Fi-
nanzierungsbeziehung können daraus resultierende Negativausleseprozesse und die 
potentiellen "moral-hazard" -Probleme dazu führen, daß die Kapitalgeber die Investiti-
onsmöglichkeiten (zu) pessimistisch bewerten und ihr Kapitalangebot rationieren - und 
damit auf an sich vorteilhafte Engagements ganz verzichten. Auf einem realen Kapi-
talmarkt kann es nach der funktionalistischen Auffassung der neo-institutionalistischen 
Finanzierungstheorie dann aber zu diversen institutionellen Arrangements kommen, 
beispielsweise zu komplexen vertraglichen Vereinbarungen der Kapitalüberlassung, zu 
intermediären "Transformationsveranstaltungen" (z.B. Informationsbörsen durch In-
novationsinfrastruktureinrichtungen) oder zu Informationsaktivitäten der Marktteil-
nehmer (z.B. "signaling", "screening" oder Reputationsbildung), deren Ziel die Ver-
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minderung der hemmenden Informations- und Anreizprobleme zwischen den ka-
pitalsuchenden Unternehmen und den Kapitalgebern istl38. 

Zu den Reaktionen der Kreditgeber auf die genannten Probleme in den untersuchten 
ländlichen Wirtschaftsräumen zählen für rund 76% der innovativen Betriebe mit Kre-

ditfinanzierungsproblemen (15%) vor allem die Rationierung des Kreditangebots und 

für 67% unter ihnen das Einfordern von Kreditsicherheiten (siehe Abbildung 
C.2.15)139, Letztere haben den Zweck, einen bestimmten Mindesteinnahmeüberschuß 
für die Kreditgeber vertraglich sicherzustellen, die Informations- und Kontrollkosten 
zu senken und durch die damit angedrohten Sanktionen einen Anreiz für den kapital-
suchenden Investor zu schaffen, glaubwürdige Informationen zu übertragen und durch 
einen Verzicht auf opportunistisches Verhalten das verhaltens- und ereignisunsicher-
heitsbedingte Kreditausfallrisiko zu begrenzen140. So erhöhen beispielsweise die auf 
Zahlungsmittel bezogenen Sicherheiten über das dem besicherten Kreditgeber bzw. 
dem Gläubiger eingeräumte Zugriffsrecht auf das schuldnerische Gesamtvermögen, 
oder zumindest auf Teile davon, die Zahlungseinstellungskosten des Schuldners bei 
Nichterfüllung seiner Vertragspflichten und damit den Anreiz zur Kreditrück-
zahlung141. Zudem erscheint aus der Sicht der Kreditgeber die Informationsbeschaf-
fung über den Wert bzw. die Wertentwicklung einer Sicherheit oft weniger aufwendig 
als die alternativen Informations- und Kontrollaktivitäten zur Beurteilung der exoge-
nen Ereignisunsicherheit und der Verhaltensunsicherheit des jeweiligen Schuldners. 

Problematisch ist jedoch, daß die Finanzierung an sich vorteilhafter und für die Re-
gionalentwicklung notwendiger Innovationen an einem Mangel an verlangten Sicher-
heiten bzw. an entsprechenden Risikoträgern scheitern Icannl42 oder daß sich einige 
kreditsuchende Unternehmen auf die Bedienungsstrategie der Kapitalanbieter einstel-
len werden und ihre Investitionsprojekte bzw. die damit verbundenen Investitionsvo-
lumina weniger an dem betriebswirtschaftlichen Innovationsziel als vielmehr an den 
vom Kreditgeber geforderten und den tatsächlich verfügbaren Sicherheiten ausrichten. 
Diese rollenerwartungsgerechte Kapitalbeschaffungsstrategie der Industriebetriebe 

138 vgl. Schmidt, R.H., 1985, S. 428 - 430 und ders., 1981, S. 195 ff. Vgl. auch Smith, 
C.W./Wamer, J.B., 1979, S. 117 - 161. Zu den gesetzlichen Vorschriften zum Schutz der 
Gläubigerinteressen siebe Drukarczyk, J., 1993, S. 314 und Rösler, P., 1993, S. 403 f. 

139 vgl. Spremann, K., 1990, S. 280. Zu den diversen Kreditsicherheiten siebe etwa Rudolpb, B., 
1984, S. 19 ff. Siebe auch Frage 3.9 des Fragebogens im Anhang. 

140 vgl. Rudolph, B., 1985, S. 504 ff. und ders., 1984, S. 32 sowie Hartmann-Wendels, T., 1987, 
s. 22. 

141 vgl. Rudolph, R., 1984, S. 32 und Benjamin, D.K., 1978, S. 334. 
142 Zu bedenken sei auch, daß bei einer Stellung von zusätzlichen Sicherheiten für die Kreditfinan-

zierung bei einer hierfür erforderlichen Ausweitung der Eigenfmanzierung die bereits angespro-
chenen beteiligungsbezogenen Informations- und Anreizprobleme auftreten, d.h. zur Minderung 
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kann jedoch die Mißerfolgswahrscheinlichkeit der Innovationsvorhaben erhöhen und 
einen Negativausleseprozeß sowie eine entwicldungshemmende Unterinvestition in 
den untersuchten Räumen zur Folge haben143_ Finanzierungsprobleme aufgrund des 
beschränkten technologischen Beurteilungsvermögens einer Innovation durch die 
Bankmitarbeiter oder als Folge zentralisierter und "unternehmensferner" Kreditent-
scheidungsabläufe in den kreditgebenden Banken scheinen bislang weniger relevant. 

Abbildung C.2.15: Finanzierungsprobleme der innovativen Betriebe im ländlichen 
Raum 

fehlenden Sicherheiten 

fehlendem technischen Beurteilungsvermögen 

zu hohem Finanzierungsvolumen 

zentralisierter Kreditentscheidung 

Elg-..plalbeochaffungopmbleme aufgrund von 

Mitspracheansprüchen potentieller Kapitalgeber 

Geheimhaltungsproblemen Innovativer Projekte 

Quelle: eigene Berechnungen 

0 20 40 60 80 
Antei l der Betriebe in % 

Nur etwa 7% der innovativen Betriebe bemängeln Probleme bei der Eigenkapitalbe-
schaffung im Untersuchungszeitraum. Dies könnte in der oben vermuteten geringen 
Neigung zur Aufnahme externer Eigenmittel begründet sein. Ursächlich hierfür kön-
nen etwa die vergleichsweise hoch einzuschätzende Innenfinanzierungskraft der inno-
vativen Betriebe (aufgrund ihres Umsatzwachstums im Untersuchungszeitraum und 
der hohen Umsatzanteile, die sie mit Produkten in der Wachstumsphase des Pro-
duktlebenszyklus erzielen) oder auch ihre negativen Erfahrungen bei der Beschaffung 
und bei der Entlohnung von Beteiligten sein. Für letzteres sprechen die schlechten Er-
fahrungen von 70% der kapitalsuchenden innovativen Betriebe mit den geforderten 
Mitspracheansprüchen bei der Geschäftsführung durch die Eigenkapitalgeber und der 
dadurch eingeschränkten Machtposition bzw. Entscheidungs- und Handlungsautono-
mie des jeweiligen Managements oder des Eigentümer-Unternehmers (siehe hierzu 

der Probleme der Kreditfinanzierung die Probleme der externen Eigenfinanzierung aufkommen. 
So auch Neus, W., 1995, S. 130. 

143 vgl. Spremann, K., 1990, S. 280. 
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Abbildung C .2.15)144. Die von den Eigenkapitalgebern gewünschten Informations-, 
Mitwirkungs- und Sanktionsmöglichkeiten zielen in der Regel darauf ab, den Infor-
mationsstand des Beteiligten zu erhöhen und das Anreizpotential opportunistischen 
Handelns zu verringern. 

Daneben befürchten zwischen 30 und 40 % der innovativen Betriebe mit Eigenfinan-
zierungsbedarf einen Diebstahl ihrer innovativen Ideen oder gar die Übernahme des 
ganzen Betriebs durch ein anderes Unternehmen. Vor allem Großunternehmen können 
vom Kauf eines innovativen Betriebs profitieren, weil sie in der Regel über die erfor-
derlichen finanziellen Ressourcen verfügen, um auch einen eventuellen Fehlschlag des 
Neuerungsvorhabens zu kompensieren. Ist das Innovationsprojekt zudem negativ mit 
den übrigen Aktivitäten des beteiligten Unternehmens korreliert, so ermöglicht die 
Diversifikation der Investitionen in dessen Investmentportfolio eine Verminderung 
seiner Risikoposition und einen entsprechenden Nutzenzuwachsl45_ 

Die geringe Neigung zur Aufnahme externer Eigenmittel könnte auch darauf zurück-
zuführen sein, daß einige innovative Unternehmen mit hoher Eigenkapitalrendite 
einen positiven Leverage-Effekt bei der Fremdfinanzierung der innovativen Investitio-
nen zu erzielen versuchen. Zudem erleichtert eine hohe Eigenkapitalrendite der kapi-
talsuchenden lnnovatoren auch die Akzeptanz höherer Verschuldungsgrade und die 
Kreditvergabebereitschaft der Banken146. 

144 Zu den monetären und den vennögensbezogenen Rechten und Pflichten hinsichtlich der Ge-
winn-, Verlust- und Substanzbeteiligung und den Verwaltungsrechten der Gesellschafter von 
Personengesellschaften (Mitwirkungs-, Kontroll-, Überwachungs-, Informations- und 
Schutzrechte) siehe beispielsweise Schmidt, R.H., 1981, S. 195 ff. und allgemein zu den 
rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten der diversen Eigenfinanzierungsformen Hartmann-
Wendels, T., 1995, Sp. 1217 ff. 

145 vgl. Gerke, W., 1974, S 28. Zum Risikominderungseffekt der Kapitalverteilung auf mehrere ri-
sikobehaftete real wirtschaftliche Investitionsmöglichkeiten siehe Spremann, K., 1990, S. 451 -
460. 

146 vgl. Hahn, 0., 1990, S. 251. 
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2.3 Zu den nachfrageseitigen Engpaßfaktoren der einzelwirtschaftlichen 
Innovationsaktivitäten: Wachstumsstrategien und Absatzmarkt-
reichweite der Betriebe 

Beschränkt man den strategischen Handlungsspielraum eines Industriebetriebs auf die 
Dimensionen Produkte und Märkte, so ergeben sich nach Ansoff vier mögliche 
Wachstumsstrategienl47: 
1. Der Erhalt von Marktanteilen oder die Vergrößerung des Marktvolumens des 

bestehenden Produkt- und Leistungsangebots auf den gegenwärtigen Märkten, 
beispielsweise durch die Erhöhung der Verwendungsrate bei den bisherigen 
Nachfragem durch Preissenkungen oder durch Aktivierung von latentem Bedarf 
(Strategie der Marktdurchdringung). 

2. Die Erschließung neuer Märkte für die vorhandenen Produkte (Strategie der 
Marktentwicklung) durch die Internationalisierung der Absatzaktivitäten, die 
Erweiterung der möglichen Anwendungsfelder der Produkte ("new uses") oder 
die Erschließung neuer Marktsegmente mit diversen Produktvariationen ("new 
users"). 

3. Die Generierung von neuen Produkten (Strategie der Produktentwicklung bzw. -
innovation), die neu für den betreffenden Markt sein können (Marktneuheiten 
bzw. objektive Innovation) oder an den Produktinnovationen der Konkurrenten 
anknüpfen (Betriebsneuheit bzw. subjektive Innovation). 

4. Die Erschließung neuer Nachfragepotentiale durch das Angebot neuer Produkte 
und Leistungen auf neuen Märkten (Strategie der Diversifikation). 

Die Erfolgswahrscheinlichkeiten dieser Wachstumsstrategien nehmen von der Strate-
gie der Marktdurchdringung über die der Markt- und der Produktentwicklung bis zur 
Diversifikationsstrategie ab. Dies läßt sich etwa auf die abnehmenden Synergieeffekte 
der Betriebe im Markt-, im Produktions- oder im Technologiebereich, auf entspre-
chende Know-How-Defizite oder auf den über die vier Alternativen tendenziell stei-
genden finanziellen Aufwand zurückführen148_ 

Was die innovativen Betriebe in den untersuchten ländlichen Räumen anbelangt, so 
zeigt es sich, daß sie eher bereit oder in der Lage zu sein scheinen, trotz einer erheb-
lichen Ungewißheit neuerungsorientierte Wachstumsstrategien zu verfolgen (siehe 
Abbildung C.2.16)149_ Während der Großteil der nicht-innovativen Betriebe (rund 
55 % ) mit dem traditionellen Leistungsspektrum (mit abnehmendem Erfolg) auf den 
angestammten Märkten konkurrieren und in den letzten fünf Jahren keine neuen Pro-
dukte oder Verfahren eingeführt haben, gelang es rund 52 % der innovativen Betriebe, 

147 vgl. Ansoff, H.I., 1966, S. 132. 
148 vgl. Hinterhuber, H.H./Thom, N., 1979, S. 13 und Aurich, W./Schröder, H.U., 1977, S. 264. 
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im Untersuchungszeitraum neue Produkte auf ihren Märkten anzubieten und immerhin 
48 % konnten mit Produktinnovationen Absatzpotentiale auf neuen Märkten erschlie-
ßen. 

Auch die Strategie der Markterweiterung verfolgten lediglich 26% der nicht-innovati-
ven Betriebe, während 41 % der innovativen Betriebe mit den etablierten Produkten 
neue Absatzmärkte erschlossen. Dies scheint besonders für Anbieter in technologiein-
tensiven Marktnischen von erheblicher Bedeutung zu sein (etwa im Anlagen- und Ma-
schinenbau oder im Elektronikbereich), um sich die zur Erbringung wirtschaftlicher 
Leistungen erforderlichen Absatzpotentiale zu erschließen. 

Abbildung C.2.16: Wachstumsstrategien der Innovationstypen im ländlichen Raum 
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Quelle: eigene Berechnungen 

Die größere Wagnisbereitschaft der innovativen Betriebe bei der Entwicklung neuer 
Produkte und Leistungen sowie bei der Erschließung neuer Märkte schlägt sich auch 
auf ihren Erfolg auf Auslandsmärkten nieder. Sie sind nicht nur durch eine signifikant 
größere Absatzmarktreichweite - meßbar durch die Höhe der Exportquote 
(Exportanteil am Umsatz der Jahre 1988 und 1993) - gekennzeichnetl50, sondern auch 
durch vergleichsweise höhere Wachstumsraten ihrer Exportquoten im Untersuchungs-

149 Siebe Frage 2.7 des Fragebogens im Anhang. 
150 Siebe Frage 1.5 des Fragebogens im Anhang. Nach dem Wilcoxon-Test ergibt sieb für beide 

Untersuchungsjahre ein bocbsignifikanter Unterschied zwischen den durcbscbnittlicben Export-
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zeitraum zwischen 1988 und 1993 (siehe Abbildung C.2.17)151. Sowohl was die Er-
schließung des europäischen Binnenmarktes anbelangt (durchschnitt!. Umsatzanteil bei 
den innovativen Betrieben rund 14% vs. 5% bei den Nicht-Innovativen), als auch hin-

sichtlich der Erschließung von Märkten in Übersee (durchschnitt!. Umsatzanteil bei 
den innovativen Betrieben rund 5% vs. 0,3% bei den Nicht-Innovativen) weisen die 
innovativen Betriebe eine größere Absatzmarktreichweite im Vergleich zu den Nicht-
Innovativen aufl52_ 

Abbildung C .2.17: Absatzmarktreichweite der Innovationstypen im ländlichen Raum 
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Quelle: eigene Berechnungen 

Die stärkere Regionalorientierung der nicht-innovativen Betriebe schlägt sich auch in 
der größeren Bedeutung nieder (39% der nicht-innovativen Betriebe vs. 32% der in-
novativen Betriebe)l53, die sie der räumlichen Nähe ihrer Absatzmärkte beimessen 
(siehe Abbildung C.2.18 auf der nächsten Seite)l54. 

quoten der innovativen (sowohl 1988, als auch 1993: 18.9%) und der nicht-innovativen Betriebe 
(1988: 4.6% und 1993: 5.1 %) mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von jeweils Sig.: 0.0001. 

151 vgl. hierzu auch die Befunde von Schlegelmilch, B.B., 1988, S. 234 ff. 
152 Siehe Frage 2.8 des Fragebogens im Anhang. Nach dem Wilcoxon-Test ergibt sich ein hochsi-

gnifikanter Unterschied zwischen den innovativen und den nicht-innovativen Betrieben mit einer 
lrrtumswahrscheinlichkeit von Sig.: 0,0001 sowohl für die durchschnittlichen Umsatzanteile, die 
im europäischen Wirtschaftsraum erzielt werden, als auch für den Umsatz, der auf Märkten in 
Übersee erzielt wird (Sig.: 0,0001). 

153 Sig.: 0,003; K: 0,0,2150. 
154 Interessant erscheint auch die geringe Bedeutung, die die im ländlichen Raum angesiedelten Be-

triebe einem regionalen Angebot an Dienstleistungen beimessen (8 % der Innovativen und 4 % 
der Nicht-Innovativen). Dies dürfte nicht zuletzt auf einen Gewöhnungseffekt seitens der Be-
triebe in den untersuchten ländlichen Wirtschaftsräumen an die funktionierende "Fern-
versorgung• mit zahlreichen Dienstleistungen aus den Verdichtungsbereichen im ländlichen 
Raum oder aus den Ballungsräumen zurückzuführen sein. 
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Abbildung C.2.18: Distanzempfindlichkeit der Innovationstypen im ländlichen Raum 
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Obgleich die innovativen Betriebe mit einem Anteil von 39,9% der Betriebe mit ge-
stiegenen Exportanteilen gegenüber 17,7% bei den nicht-innovativen Betrieben im 
Untersuchungszeitraum durch einen hochsignifikant "breiteren" Zuwachs ihrer Ab-
satzmarktreichweite gekennzeichnet sind155, so deuten die geringen (und entsprechend 
dem Wilcoxon-Test nicht-signifikanten) Zuwachsratenunterschiede zwischen den bei-
den Betriebstypen auf die abnehmende Außenhandelsdynamik bei etwa einem Fünftel 
der innovativen Betriebe (mit negativen Wachstumsraten zwischen minus 20 bis über 
minus 80 Prozent) hin. Sie sind aber auch auf die stark erhöhte Exportaktivität eines 
kleinen Teils nicht-innovativer Betriebe (rd. 10% - überwiegend mittelgroße Betriebe) 
- jedoch bei letzteren auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau - zurückzuführen. 

Was die Kausalität der Beziehung zwischen den einzelwirtschaftlichen Innovationsak-
tivitäten und der Nachfrageentwicklung anbelangt, so ist zum einen anzunehmen, daß 
die innovativen Betriebe durch ihr Angebot neuer, qualitativ verbesserter oder preis-
günstigerer Produkte entsprechend den Einkommens- und Substitutionseffekten die 
Nachfrage zu ihren Gunsten beeinflussen. Zum anderen ist davon auszugehen, daß 
von ihrer größeren Absatzmarktreichweite und den damit verbundenen Ertrags- und 
Erfahrungseffekten wiederum nachfrageseitige Impulse auf ihre Möglichkeiten und 
ihre Bereitschaft zur Innovation und die damit zusammenhängenden Aktivitäten aus-
gehenl 56 _ Ihre weiteren Aktions- und Informationsradien werden sich vermutlich auch 
positiv auf ihren Wissensstand, ihre Absorptionsfähigkeit und ihre Kreativität auswir-
ken. Ebenso dürfte ein starker Wettbewerbsdruck auf Auslandsmärkten die 

155 Sig.: 0,004; K: 0,2857. 
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Innovationsneigung auch solcher Betriebe erhöhen, deren Entscheidungsträger eigent-
lich keine sehr anspruchsvollen Ziele verfolgen und die Neuerungen eher skeptisch 
gegenüberstehen. Insofern lassen sich die erhöhten Exportaktivitäten bzw. die 
Markterweiterung eines kleinen Teils der nicht-innovativen Betriebe mit der aus den 
Sättigungs- und Schrumpfungstendenzen auf inländischen Märkten wahrgenommenen 
Bedrohung erklären. 

2.4 Zwischenergebnis zu den Engpaßfaktoren einzelwirtscbaftlicher 
Innovationsaktivitäten in ländlichen Wirtschaftsräumen 

Die bisherigen vergleichenden Analysen der innovativen und der nicht-innovativen 
Betriebe zeigen einige bedeutsame Engpaßfaktoren der Innovation in den untersuchten 
ländlichen Wirtschaftsräumen · auf, die die Erneuerung der Produktportfolios der un-
tersuchten Betriebe und ihre Neigung und Fähigkeit, in- und ausländische Marktnach-
fragepotentiale zu aktivieren, vermindern. So führt die geringe Neigung der nicht-in-
novativen Betriebe zur Beschäftigung qualifizierter Arbeitskräfte dazu, daß diese Be-
triebe erhebliche Qualifikationsdefizite, verglichen mit ihren innovativen Wettbewer-
bern, aufweisen. Neben den Wissensdefiziten der nicht-innovativen Akteure hinsicht-
lich formal erworbener Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten scheinen auch die 
vielfach fehlenden Lerneffekte und das geringe Erfahrungswissen, welches bei der 
Ausübung und der innerbetrieblichen Integration von innovationsrelevanten Funktio-
nen in den Bereichen FuE, Konstruktion und Design oder in dispositiven Planungs-
und Entscheidungsfunktionen gebildet werden kann, die Akzeptanz von Änderungs-
und Neuerungsprozessen in den betreffenden Betrieben beeinträchtigt zu haben. Die 
geringe Wissensbasis der nicht-innovativen Betriebe und die mangelhafte innerbe-
triebliche Integration des auf verschiedene betriebliche Funktionsbereiche verteilten 
Wissens beschränkt zudem die Motivation und Kreativität der Akteure bei der Imple-
mentierung neuen Wissens in neue wettbewerbsfähige Produkte und Verfahren und 
auch ihre Absorptionsneigung und -fähigkeit bei der Aufnahme und Verarbeitung 
neuen Wissens aus dem Markt- und dem Technikbereich. Besonders bei den extern 
abhängigen Zweigbetrieben von multiregionalen MBU dürfte die funktionale Minder-
ausstattung und die Außenabhängigkeit von innovationsrelevanten Ressourcen betrieb-
liche Neuerungsaktivitäten erschweren. Da vielen abhängigen Betrieben auch die ent-
sprechenden Marketingfunktionen fehlen, weil sie größtenteils über kein eigenständi-
ges Produktprogramm verfügen und ihre Leistungen an ihr Unternehmen absetzen und 

156 vgl. Herdzina, K., 1981, S. 176 ff. 



213 

der Vertrieb vom Stammbetrieb zentral organisiert wird, erscheinen sie auch kaum in 
der Lage, Veränderungen der Marktanforderungen zügig zu erfassen. 

Zwar betreibt ein großer Teil der nicht-innovativen Betriebe Fort- und Weiterbil-
dungsaktivitäten seiner Beschäftigten (jedoch nur vergleichsweise wenige mit der Un-
terstützung außerbetrieblicher Experten); was hingegen die Aufnahme von Marktsi-
gnalen und von neuem technologischen Wissen aus dem Unternehmensnetzwerk und 
aus dem Innovationsinfrastrukturnetzwerk anbelangt (insbesondere die Erschließung 
des Vorrats an neugeschaffenem Wissen an den Hochschulen und an den außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen), so weisen sie aber erkennbare Defizite im Ver-
gleich zu ihren innovativen Wettbewerbern auf. 

Beachtliche Unterschiede in der Inanspruchnahme der diversen Innovationsberatungs-
und Transfereinrichtungen sind zudem nicht zu übersehen. Bei diesem Vergleich 
schneiden die Transferstellen der Kammern und der Fachverbände mit deutlichem Ab-
stand am besten ab, was in Anbetracht ihrer langjährigen und vertrauensvollen Kon-
takte nicht verwunderlich erscheint. Die in einigen untersuchten Landkreisen gut 
funktionierende Zusammenarbeit zwischen dem Innovationsberater der Kammer, dem 
Wirtschaftsförderer des Landkreises und den RKW-Einrichtungen ist vermutlich eine 
Erklärung für die relativ starke Inanspruchnahme der RKW-Beratungseinrichtungen 
(interessanterweise auch durch einen großen Teil der "noch" nicht-innovativen Be-
triebe), verglichen etwa mit den Einrichtungen der Steinbeis-Stiftung. Die Beratungs-
einrichtungen des Landesgewerbeamtes, des VDI/VDE und der Kreisverwaltungen 
haben demgegenüber eine geringere Bedeutung im Wissens- und Technologietransfer 
im ländlichen Raum. So läßt sich bereits an dieser Stelle die Vermutung äußern, daß 
der von den infrastrukturellen Technologieangebotseinrichtungen und von den meisten 
Transfereinrichtungen ausgehende innovative Stimulus, um Unternehmen in periphe-
ren Wirtschaftsräumen zu Innovationsaktivitäten zu bewegen, bislang als noch 
unzureichend einzuschätzen ist. Die Innovationsinfrastrukturen werden vermutlich von 
den Unternehmen genutzt, weil und insoweit sie bereits innovativ sind. Denn gerade 
innovative Unternehmen sind im Rahmen ihrer Entwicklungs- und Innovationsaktivi-
täten häufig auf hochspezialisierten Gebieten tätig, in denen sie die entsprechenden 
Partner (auch an Hochschulen und Forschungseinrichtungen) bereits aus einer langjäh-
rigen Zusammenarbeit kennen. Obwohl die Transferinfrastruktur gleichwohl durch 
Informationsveranstaltungen, Informationsmaterial und auf Beratungsanfragen der 
Betriebe hin oft wertvolle Vermittlungsdienste leistet, wird sie (mit Ausnahme der 
Kammer-, der Fachverbands- oder der RKW-Einrichtungen) bislang eher selten ge-
nutzt. 
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Die feststellbaren Wissensdefizite dürften nicht zuletzt auch für die von einem großen 
Teil der nicht-innovativen kleinen und kleineren mittelständischen Betriebe gewählten 
"einfachen", auf die Erzielung von Skalenvorteilen gerichteten, Fertigungs- und 
Technologiestrategien verantwortlich sein, da beispielsweise der Einsatz computerge-
stützter und flexibler Verfahrenstechniken für die Erstellung qualitativ hochwertiger 
und technologieintensiver Kundenlösungen entsprechendes Know-How und innovati-
onsrelevante Funktionen (z.B. für computergestützte Entwicklungs- und Designalcti-
vitäten) im Betrieb erfordert. Nicht nur bei der Wahrnehmung technologischer Op-
portunitäten, sondern auch bei der Wahl der Wachstumsstrategien sind die nicht-inno-
vativen Betriebe - entsprechend ihrer geringen Wissensbasis - stärker auf die Suche 
von Wettbewerbsvorteilen in ihren "traditionellen" Geschäftsfeldern verhaftet. Bei 
Sättigungstendenzen in diesen Marktsegmenten und bei Verlust von Kundenpräferen-
zen, als Folge einer technischen oder modischen Veralterung der Produkte, erscheinen 
sie daher stark gefährdet, da sie im Untersuchungszeitraum ihrem angestammten Pro-
duktangebot auch kaum neue Absatzmärkte im Ausland oder neue Einsatzbereiche 
oder Nachfragesegmente, auf die ein "Ausweichen" möglich gewesen wäre, erschlies-
sen konnten. 

Trotz - oder gerade wegen - ihrer intensiven Informationsaktivitäten im Wissens- und 
Technologietransfer und ihres vergleichsweise hohen Know-Hows schätzen gerade die 
innovativen Betriebe den Mangel an markt- und technikrelevanten Informationen als 
ihren bedeutendsten Engpaß im lnnovationsprozeß ein. Der geringe Bekanntheitsgrad 
und die großen Kenner-Nutzer-Lücken zahlreicher Infrastruktureinrichtungen lassen 
auch bei ihnen auf ein erhebliches Wissenstransferpotential aus diesem Bereich schlie-
ßen. Für den großen Informationsbedarf der lnnovatoren sprechen auch die vielfach 
als zu gering empfundene Qualifikation ihrer Beschäftigten und ihre Probleme bei der 
Beschaffung qualifizierter Beschäftigter. 

Neben den Problemen bei der Akkumulation innovationsrelevanten Wissens und ei-
nem Mangel an wagnisbereiten und kreativen Akteuren hemmen auch die Kreditfinan-
zierungsprobleme und die beschränkten Möglichkeiten zur Beschaffung von Beteili-
gungskapital die entwicklungsrelevanten Innovationsaktivitäten bei der Masse der 
nicht-börsennotierten Unternehmen im ländlichen Raum. Die Probleme bei der exter-
nen Eigenfinanzierung sind jedoch nicht nur auf die beschränkten Möglichkeiten zu-
rückzuführen, sondern vor allem auf die feststellbare Kluft zwischen der Informati-
onsbereitschaft der innovativen Akteure und dem Informationsbedarf der potentiellen 
Kapitalgeber sowie auf die Befürchtung einer möglichen Einflußnahme der Kapitalge-
ber auf die unternehmerische Autonomie des innovativen Akteurs - und die daraus re-
sultierende geringe Neigung zur Aufnahme externen Eigenkapitals. 
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Um vor dem Hintergrund der oben dargestellten Engpaßfaktoren der einzelwirtschaft-
lichen Innovationsaktivitäten Handlungsempfehlungen zur Gestaltung der Innovati-
onsinfrastruktur im ländlichen Raum ableiten zu können, ist im nächsten Kapitel 
darzustellen, 

ob und für welche Betriebe Probleme bei der Befriedigung ihrer Informati-
onsbedürfnisse im lnnovationsprozeß bestehen - insbesondere, ob diese auf die 
geringe Informationsneigung der Betriebe oder auf geringe bzw. nicht adäquate 
Informationsmöglichkeiten zurückzuführen sind - und 
welche Bedeutung die bestehenden Innovationsinfrastrukturen bei der Minde-
rung der einzelwirtschaftlichen Informationsprobleme derzeit haben. 

Die bisherigen empirischen Analysen verdeutlichen auch, daß eine infrastrukturelle 
Innovationsförderung nur eine notwendige, aber noch keine hinreichende Bedingung 
dafür sein kann, daß beispielsweise das transferierte Wissen erfolgreich bei den Wirt-
schaftsaktivitäten im ländlichen Raum angewandt wird. Ohne den gegebenenfalls er-
forderlichen Transfer weiterer engpaßrelevanter Faktoren und ohne die Existenz einer 
ausreichenden Nachfrage sind positive Entwicklungseffekte eher unwahrscheinlich. 
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3. Informationsprobleme im Innovationsprozeß als Ansatzpunkte 
der Innovationsinfrastrukturpolitik: Die Bedeutung der Innova-
tionsinfrastruktur in ländlichen Wirtschaftsräumen 

3.1 Die Operationalisierung von Informationsproblemen im Innovations-
prozeß 

Wie die vorangegangenen Analysen der Arbeit zeigen, erfolgen einzelwirtschaftliche 
lnfonnationsaktivitäten zur Erschließung unternehmensexterner Ressourcen für den 
lnnovationsprozeß (wie z.B. marlet- und technikrelevantes Know-How und Kapital) 
über ein Netzwerk an potentiellen Informationsanbietern und Intennediären aus dem 
Unternehmensbereich und aus dem Bereich der Innovationsinfrastruktur. Die infor-
melle Kooperation der Netzwerkakteure erfolgt mit der Absicht, die Unsicherheit und 
die Kosten komplexer Innovationsprozesse zu reduzieren. 

So ennöglicht beispielsweise eine informelle Kooperation mit den potentiellen Nut-
zern einer innovativen Leistung eine Reduktion des Ressourcenaufwands, der anson-
sten zur Schaffung des Neuerungswissens aufzuwenden wäre. Dieser Infonnations-
austausch liefert nicht nur wichtige Impulse für marktorientierte Innovationsideen, 
sondern erhöht auch die Erfolgswahrscheinlichkeit eines Neuerungsvorhabens, wenn 
die Wünsche und Vorstellungen der Nachfrager bei der Produkt- und Verfahrensent-
wicklung berücksichtigt werden. Aber auch die Möglichkeit, von den Errungenschaf-
ten und Erkenntnissen anderer Netzwerkteilnehmer im Erfahrungsaustausch zu lernen, 
führt - etwa im Bereich komplementärer Wissensbestandteile - zur Ergänzung und 
Erweiterung des betrieblichen "pool of knowledge". Außerdem dürfte die Wahr-
scheinlichkeit, daß in einem Betrieb der zur Nutzung sich bietender Chancen notwen-
dige Veränderungsbedarf frühzeitig erkannt wird (z.B. im Zusammenhang mit der 
frühzeitigen Wahrnehmung neuartiger Entwicklungen auf den relevanten Absatz-
märkten oder im Technologiebereich), mit der Stärke der Informationsnachfrage und 
der Vernetzungsintensität mit den zahlreichen innovationsrelevanten Infonnati-
onsquellen steigen. Dies erscheint von besonderer Bedeutung, denn nicht nur die Fle-
xibilität, d.h. die Fähigkeit, eine Anpassung überhaupt zu ennöglichen, sondern auch 
die Geschwindigkeit, mit der diese Anpassung erfolgt, ist für die Höhe der Innovati-
onsrente von Bedeutung, da sie die Dauer der Vorsprungssituation beeinflußt. 

Infonnelle Netzwerke sind somit in der Lage, die Vorzüge marktlicher Beziehungen, 
nämlich Leistungsanreize durch Konkurrenz und die Möglichkeit des Wechsels zu er-
halten und auf eine temporäre Zusammenarbeit begrenzbar zu sein, mit den Vorzügen 
hierarchischer Transaktionen - hinsichtlich der Anpassungsflexibilität durch die An-
weisung und einer besseren Absicherung vor dem Ausnützen opportunistischer 
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Handlungsspielräume durch gegenseitige Sicherungsleistungen (z.B. durch vertrau-
ensbildende Maßnahmen) - zu verbinden157. Dies ist beispielsweise dann von erhebli-
cher Bedeutung, wenn im lnnovationsprozeß bedeutsames externes Wissen nur schwer 
offenbart und bewertet werden kann - etwa weil es in den Routinen einzelner Betriebe 
bzw. seiner Mitarbeiter verankert ist - und sein Transfer daher nicht in Form schriftli-
cher Dokumente (z.B. Blaupausen oder Patentschriften) möglich ist, sondern nur im 

Rahmen des informellen Wissensaustauschs mit den entsprechenden Experten. 

Zur Klärung der Fragen, für welche Betriebe in den untersuchten ländlichen Räumen 
ein innovationshemmender Informationsmangel besteht und welche infrastrukturellen 
Ansatzpunkte zur Förderung des Informationsaustauschs im ländlichen Raum beste-
hen, ist daher ein Modell zu entwerfen, das in der Lage ist, 

die Intensität der informellen Zusammenarbeit der Industriebetriebe mit den Wis-
sens- und Technologieangebotseinrichtungen und mit den intermediären Transfer-
einrichtungen der Innovationsinfrastruktur ( das sog. lnnovationsinfrastruktur-
netzwerk), 
die Intensität der Informationsbeziehungen zu den Informationsanbietern auf der 
Seite der Marktteilnehmer (Abnehmer, Lieferanten, Konkurrenten und 
Kooperationspartner, d.h. das sog. Unternehmensnetzwerk) und 
das Innovationsverhalten 

der Betriebe im ländlichen Raum abzubilden. 

Mit Hilfe des folgenden Modells ist eine Trennung der untersuchten Betriebe in hoch-
' mittel- und gering-informationsvernetzte Betriebe möglich. Sie erfolgt auf der Basis 
der Antworten der Betriebe zur Art und Intensität ihres Beziehungsgeflechts mit dem 
Unternehmens- und dem lnnovationsinfrastruktumetzwerk im Wissens- und Techno-
logietransfer (siehe oben Abbildung C.1.1). 

Als hoch-informationsvemetzte Betriebe gelten jene, die über die meisten innovati-
onsrelevanten Informationsbeziehungen sowohl im Unternehmensnetzwerk (also zu 
Abnehmern, Zulieferanten, Konkurrenten und eventuell zu Kooperationspartnern) als 
auch im Innovationsinfrastruktumetzwerk verfügenl58_ Die Gruppe gering-informa-

157 vgl. Powell, W.W., 1987, S. 81 und Fritsch, M., 1992, S. 99 f. 
158 Die Vernetzungsintensität zu den Innovationsinfrastruktureinrichtungen und den Informati-

onsquellen im Unternehmensnetzwerk wird mittels eines Punktbewertungs- bzw. Scoringverfah-
rens ermittelt. Danach erhält jeder Betrieb einen "Vernetzungspunkt" bei Vorliegen einer im 
Wissens- und Technologietransfer in Frage 4.1 als nicht unwichtig eingeschätzten Informations-
beziehung zu den Wissensangebotseinrichtungen im Infrastrukturnetzwerk (Hochschulen und au-
ßeruniversitäre Forschungseinrichtungen) und zu den potentiellen Wissensanbietern im Unter-
nehmensnetz (Abnehmer, Zulieferanten, Wettbewerber und Kooperationspartner) sowie bei ge-
legentlicher oder regelmäßiger Inanspruchnahme von neun infrastrukturellen Transferleistungen, 
die sich in der Kontingenzanalyse der Nutzung der intermediären Infrastruktureinrichtungen 
durch die betrieblichen Innovationstypen als signifikant innovationsrelevant erweisen (Frage 4.2 
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üonsvemetzter Betriebe befmdet sich am anderen Ende des Vemetzungskontinuums 
und ist sowohl durch fehlende Informationsaustauschbeziehungen zum In-
novationsinfrastrukturnetzwerk gekennzeichnet als auch durch eine geringe bis mittel-
hohe Integration in das Unternehmensnetzwerk. Die mittel-vernetzten Betriebe ver-
fügen weder über einen hohen Vernetzungsgrad in beide Netzwerke noch über den ge-
ringen Integrationsgrad der gering-vernetzten Betriebe (siehe Abbildung C.3.1). 

und 4.3 des Fragebogens im Anhang). Bei den Transferstellenvernetzungspunkten erfolgt eine 
Eingrenzung auf innovationsrelevante Leistungs-/ Anbieterkombinationen, da es sich bei keiner 
der diversen Einrichtungen um einen "Informations- und Transferleistungssupermarkt" handelt, 
sondern die innovativen Betriebe den einzelnen Einrichtungen bei ihrer Informationsnachfrage 
im Wissens- und Technologietransfer ganz bestimmte komparative Vorteile aus der Gesamtheit 
der insgesamt möglichen Transferdienstleistungen zuschreiben (z.B. im Fall der Kammern bei 
innerbetrieblichen Qualifikationsrnaßnahmen, bei der Patent- und Lizenzberatung oder bei der 
Beantragung öffentlicher Mittel zur Forschungsförderung oder im Fall der Steinbeis-Transfer-
stellen bei der Vermittlung von FuE-Kooperationspartnern). Die Schlüsselrolle der Infor-rnati-
onsnachfrage im Innovationsprozeß wird also auf die gezielte (nicht ziellose!) Informationsnach-
frage beschränkt (auch: Maas, C., 1990, S. 136, Fn. 283 und Hauschildt, J., 1983, S. 226 ff. 
und S. 243). Mit Hilfe dieses quantitativ-qualitativen Vernetzungsindikators lassen sich die-
jenigen Betriebe als mit den Innovationsinfrastrukturnetzwerk gering-vernetzt bezeichnen, die 
keine der innovationsrelevanten Leistungen der Transferinfrastruktur zumindest gelegentlich nut-
zen und auch den Wissenspool an den Hochschulen und den außcruniversitären Forschungsein-
richtungen für den innovationsorientierten Informationsprozeß als unwichtig einstufen (mit null 
Vernetzungspunkten, was dem Wert für das 1. Quartil entspricht), als mittel-vernetzt jene mit 
einem (Median) bzw. zwei Punkten (3. Quartil) und als hoch-vernetzt jene mit drei bis elf Infra-
strukturvernetzungspunlcten. Ein hoher Vernetzungsgrad mit dem Unternehmensnetzwerk wird 
von den Betrieben angenommen, die alle vier Informationsquellen in diesem Netzwerk nutzen 
(mit vier Vernetzungspunkten, was dem Wert für das 3. Quartil entspricht), wohingegen als ge-
ring-vernetzt diejenigen Betriebe klassifiziert werden, die nur bis zu zwei Informationsquellen in 
diesem Netzwerk zum Wissenaustausch nutzen (mit bis zu zwei Vernetzungspunlcten, was dem 
1. Quartil entspricht). 
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Abbildung C. 3 .1: Informationsvernetzung und Innovationsverhalten der Betriebe in 

ländlichen Wirtschaftsräumen Baden-Württembergs 
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Quelle: eigene Berechnungen (Zur differenzierten Betrachtung der Belegung der neun 
Zellen der Matrix siehe Anhang Abbildung 4) 

Die Analysen in den ländlichen Untersuchungsräumen machen deutlich, daß rund 
30% der Betriebe im ländlichen Raum nur sehr gering informationsvernetzt sind, also 
die schwachen Informationsaustauschbeziehungen zu Marktpartnern nicht durch ver-
stärkte Inanspruchnahme von Innovationsinfrastruktureinrichtungen kompensieren 
können. Aber auch auf "untemehmensinterne Informationsnetzwerke" können sie in 

weit geringerem Umfang zurückgreifen als die stärker vernetzten Betriebe, da nur rd. 

24% unter ihnen in die Organisation eines Mehr-Betriebs-Unternehmens bzw. eines 
Unternehmensverbunds integriert sind (siehe Abbildung C.3.2). 
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Abbildung C.3.2: Organisatorischer Status der Infonnationstypen im ländlichen Raum 

Quelle: eigene Berechnungen 

Es handelt sich bei diesem "Infonnationstyp" keineswegs nur um nicht-innovative 
Betriebe, bei denen man ein fehlendes Problembewußtsein als Grund für die geringen 
innovationsorientierten Infonnationsbeziehungen vennuten könnte, da mehr als die 
Hälfte (59%/34 Betriebe) von ihnen in den letzten fünf Jahren produkt- und/oder ver-
fahrensinnovativ waren. 

Hinsichtlich der Auswirkungen der Intensität des Informationsaustausches auf das 
betriebliche Innovationsverhalten legen die Abbildungen C.3.3 und C.3.4 die Ver-
mutung nahe, daß die gering-informationsvemetzten Betriebe nicht nur weniger inno-
vativ sind159, sondern auch im Hinblick auf den Erfolg des betrieblichen Innovations-
verhaltens im Vergleich zu den stärker informationsvemetzten Betrieben Probleme zu 
haben scheinen, "alte" Produkte durch "junge" zu ersetzen160_ 

159 Sig.: 0,003; K: 0,3380. 
160 Während für die Betriebe mit einem hohen und einem mittleren Vernetzungsgrad ein durch-

schnittlicher Umsatzüberhang der "alten" über die "jungen" Produkte von 6% bzw. von 5% fest-
stellbar ist, so weisen die gering-vernetzten Betriebe einen solchen von 9% auf. Der Kruskal-
Wallis-Signifikanztest auf systematische Unterschiede hinsichtlich der durchschnittlichen Er-
neuerungsfähigkeit des Produktportfolios zwischen den drei betrieblichen "Infonnationstypen" 
ergibt für den Untersuchungszeitraum jedoch lediglich auf dem 10% - Niveau signifikante Un-
terschiede (Sig.: 0, 10). Auch die Untersuchung von Investitionsentscheidungen in mittelständi-
schen Maschinenbauunternehmen von Biehl ergibt, daß sich Entscheidungsträger mit einem 
breiteren Informationsspektrum häufiger für Investitionen mit einem hohen Innovationsgrad ent-
scheiden und sich bei gleichem Innovationsgrad unter ihnen ein höherer Anteil erfolgreicher In-
vestoren befindet (vgl. Bichl, W., 1982, S. 62 f. und Tab. 12, S. 141). Herden stellt ebenfalls 
fest, daß sich unter den Betrieben, die Hochschulkontakte unterhalten, die im Bereich FuE mit 
anderen Betrieben kooperieren und/oder die innovationsorientierte Informationsbeziehungen zu 
ihren Kunden unterhalten, ein höherer Anteil von Betrieben befindet, die einen Umsatzanteil mit 
neuen Produkten von mehr als 30% erzielen (vgl. Herden, R., 1991, S. 214 und auch S. 221 f.). 
Zu ähnlichen Feststellungen gelangen Böhler u.a. (1989) beim Vergleich von erfolgreichen und 
erfolglosen Betrieben im Wissens- und Technologietransfer für ländliche Wirtschaftsräume in 
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Abbildung C.3.3: Informationsvernetzung und Innovation 
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Abbildung C.3.4: Informationsvernetzung und Innovationserfolg 
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Quelle: eigene Berechnungen 

Es muß an dieser Stelle aber nochmals deutlich gemacht werden, daß von zusätzlichen 
Informationen und einer steigenden Vernetzung der Betriebe keineswegs eine unbe-
grenzte Intensivierung bzw. Erfolgssteigerung der Innovationsaktivitäten in ländlichen 
Räumen zu erwarten istl61 _ Die Ergebnisse betriebswirtschaftlicher und kommunika-

Nordostbayern (vgl. Böhler, H., 1989, S. 74 ff.). Siehe auch Rothwell, R., u.a., 1974, S. 266 
und Carter/Williams 1957. 

161 Neben der Art und Intensität der Nutzung der verschiedenen Informationsquellen (als notwendi-
ger und nicht hinreichender Bedingung für Innovation) wirken zusätzlich die oben dargestellten 
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tionstheoretischer Forschungsarbeiten legen vielmehr die Vermutung nahe, daß es ein 
individuell unterschiedliches "Optimwn" der Informationssättigung gibt, das unterhalb 
des Zustandes vollständiger Information liegt. Bei einem zu großen Angebot an In-
formationen kann sich eine Überlastung der Entscheidungsträger einstellen, da Infor-
mationen nicht nur wahrgenommen, sondern auch verarbeitet werden müssen (sog. 
"kognitiver Stress")162. Ist die Informationsverarbeitungskapazität ausgelastet bzw. 
überlastet, wird dem Angebot ausgewichen und weitere Informationen können nicht 
ausgewertet werden. Eine zu hohe Informationsnachfrage kann zu dem Problem füh-

ren, daß der Nachfrager aufgrund der Vielzahl der Informationen Schwierigkeiten hat, 
wesentliche von unwesentlichen Informationen zu trennen. Zahlreiche Studien deuten 
jedoch darauf hin, daß die subjektive Informationsnachfrage unterhalb des objektiven 
Informationsbedarfs, der sich aus der relevanten Problemstellung ableitet, liegt. Dies 
ist vor allem bei der Gruppe der gering-informationsvemetzten Betriebe zu vermuten. 

Auf der Grundlage der "Informationstypen im lnnovationsprozeß" erfolgt im nächsten 
Kapitel eine typenbezogene Untersuchung, aus welchen Informationsquellen die je-
weiligen Betriebe ihre unterschiedlichen Informationsbedürfnisse befriedigen können, 
insbesondere in welchem Maße die mit dem Ziel der Förderung des Diffusionsprozes-
ses eingerichteten Transferinfrastrukturen tatsächlich genutzt werden. In diesem 
Zusammenhang erfolgt auch eine Analyse der typenspezirJSChen Informationsbe-
dürfnisse sowie ihrer Informationsnachfrage bei der Beschaffung innovationsrele-
vanter Ressourcen über die Transferinfrastruktur. Ist beispielsweise die Informations-
nachfrage in bestimmten Themenbereichen niedriger als die Informationsbedürfnisse, 
so deutet dies auf spezirJSChe Informationsderizite des jeweiligen "Informationstyps" 
- und damit der potentiellen Adressaten zielgruppenspezirJSCher Maßnahmen im 
Rahmen der regionalen Infrastrukturpolitik - hin. So könnte beispielsweise eine ziel-
gruppenspezifische Kommunikationspolitik der diversen Transferinfrastrukturen - ver-
bunden mit entsprechender Beratung - zusätzliche Innovationspotentiale im ländlichen 
Rawn freisetzen. 

Einfluß- und Engpaßfaktorcn der Innovation verstärkend oder hemmend auf die Art und Inten-
sität der Innovationsaktivitäten und ihren Erfolg ein. Daher ist es sehr wahrscheinlich, daß sich 
die zahlreichen Einflußgrößen in ihren Wirkungen gegenseitig beeinflussen und überlagern. 
Vertiefte Einsichten sind daher von der multivariaten Analyse der Engpaßfaktorcn im Rahmen 
der Logit-Regrcssion in Kapitel D. l zu erwarten. 

162 Siehe hierzu ausführlich Kapitel B.2.2.1.2. Zum kognitiven Stress siehe auch Kirsch, W., 1977, 
Band 1, S. 83 - 96. 
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3.2. Die Bedeutung der Innovationsinfrastruktur für die innovations-
orientierten Informationsaktivitäten 

3.2.1 Zur informellen Vernetzung im lnnovationsprozeß 

Informationen sind für die Wahrnehmung von Innovationsmöglichkeiten und für die 
Qualität der Innovationsentscheidungen und -realisierungen von großer Bedeutung. 
Die oben vorgenommenen Paarvergleiche innovativer und nicht innovativer Betriebe 
sowie der drei Informationstypen in den ländlichen Untersuchungsräumen geben An-
laß zu der Vermutung, daß eine geringe Nutzung von innovationsrelevanten Informa-
tionsquellen und eine geringe Vernetzung mit ihnen - in Verbindung mit einem emp-
fundenen Engpaß oder Mangel an innovationsrelevanten Informationen - das Anpas-
sungs- und Innovationsverhalten ganz wesentlich beeinträchtigen. So läßt sich, allein 
was die bloße Kenntnis der innovationsrelevanten Informationsquellen anbelangt, zei-
gen, daß innerhalb der "Problemgruppe" der gering-informationsvernetzten Betriebe, 
die vergleichsweise gering in die zwischenbetrieblichen Informationsaustausch-
prozesse integriert sind163, zwischen 21 und 86 % der Betriebe einige Transfer- und 
Innovationsberatungsstellen bislang überhaupt nicht kennen (siehe Abbildung C.3.5). 
Während die hoch-vernetzten Betriebe rund 70% der intermediären Transfereinrich-
tungen und die Betriebe mit mittlerem Vernetzungsgrad rund 62% von diesen kennen, 
ist für die Gering-Vernetzten nur eine durchschnittliche Kennerquote von 55% festzu-
stellen164. 

Entsprechend niedrig ist auch der Einschalt- bzw. Nutzungsgrad des intermediären 
Netzwerks. Nur durchschnittlich 5% der Transferinfrastruktureinrichtungen werden 
von den Gering-Vernetzten bei der Erschließung innovationsrelevanter Ressourcen 
eingeschaltet, wohingegen die hoch- und die mittel-vernetzten Betriebe Nutzerquoten 
von durchschnittlich 42% bzw. 19% kennzeichnen165_ Aber auch den Know-How-
Pool der Hochschulen und der außeruniversitären Forschungseinrichtungen haben die 
Gering-Vernetzten bislang noch nicht genutzt166. 

163 Sig.: 0,0001. 
164 Sig.: 0,0002. 
165 Sig.: 0,0001. 
166 Sig.: 0,0001. 
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Abbildung C.3.5: Kenner- und Nutzerquoten der potentiellen Informationsquellen 
(getrennt nach den Informationstypen) 
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Hinsichtlich der Intensität der Nutzung einzelner Informationsquellen innerhalb der 
jeweiligen informellen Netzwerke unterscheiden sich die drei Typen wie erwartet 
stark voneinander167_ Was die Präferenzordnung der Informationsquellen innerhalb 
der beiden Netzwerke anbelangt, so fällt auf, daß diese innerhalb des lnnovationsin-
frastrukturnetzes für alle drei Informationstypen sehr ähnlich ist, daß bezüglich des 
informellen Unternehmensnetzwerkes jedoch interessante Präferenzunterschiede 
deutlich werden. Während die Hoch-Informationsvernetzten allen vier Informati-
onsquellen im Unternehmensnetzwerk eine gleich hohe Bedeutung einräumen, sind die 
Mittel- und Gering-Vernetzten stärker absatzmarktorientiert. Dies ist im Zusammen-
hang mit der höheren Innovations- und Informationsbereitschaft und der höheren In-
novations- und Informationsfähigkeit der hoch-vernetzten Betriebe zu sehen. So be-
günstigen vermutlich die vergleichsweise geringeren Ressourcen der gering- und mit-
tel-vernetzten Betriebe eine Konzentration auf relativ wenige, für besonders relevant 
erachtete lnformationsquellen/68_ Die Inanspruchnahme einiger Transferstellen schei-
tert allem Anschein nicht zuletzt daran, daß diese bzw. ihr Leistungsangebot den Be-
trieben nicht ausreichend bekannt sind. 

Innerhalb des lnnovationsinfrastrukturnetzwerkes sind Innovationsimpulse - wenn 
überhaupt - von den Transfer- und Innovationsberatungsstellen der Kammern/69, der 
jeweiligen Fachverbändel70 und des RKWl71 zu erwarten. 

Die drei betrieblichen Informationstypen im ländlichen Raum unterscheiden sich je-
doch nicht nur hinsichtlich des Anteils der die entsprechenden Informationsquellen 
nutzenden Betriebe an der Gesamtzahl der Betriebe eines jeweiligen Informationstyps, 
sondern auch hinsichtlich der Intensität, mit der sie die Leistungen der einzelnen 
Technologietransfer- und Innovationsberatungseinrichtungen nutzen (vgl. Abbildung 
C.3.6). 

167 Diese Nutzungsunterschiede zwischen den drei "Infonnationstypen" sind mit Ausnahme der 
Nutzung der VDI/VDE-Innovationsberatungseinrichtungen und der Leistungen der Wirtschafts-
förderer der Landkreise (Sig.: 0,113 bzw. 0,0316) hochsignifikant mit den folgenden Kontin-
genzkoeffizienten K: Zulieferer (0,5051), Abnehmer (0,4653), Konkurrenten (0,4851), Koope-
rationspartner (0,7170), Hochschulen (0,7156) und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
(0,6222) sowie Transfer- und Beratungseinrichtungen der Kammern (0,6194), der Fachverbände 
(0,5402), des Landesgewerbeamtes (0,3352), des RKW (0,4271), der Steinbeis-Stiftung 
(0,2956), des VDI/VDE (0,1980) und der Wirtschaftsförderer der untersuchten Landkreise 
(0,2461). 

168 Auf einige bereits oben analysierte Determinanten des einzelwirtschaftlichen Infonnations- und 
Wissensaustauschverhaltens wird noch im weiteren Verlauf der Untersuchung ausführlicher ein-
gegangen. 

169 Mit einer durchschnittlichen Nutzer-Kenner-Quote von 51 %. 
170 Mit einer durchschnittlichen Nutzer-Kenner-Quote von 43 % • 
171 Mit einer durchschnittlichen Nutzer-Kenner-Quote von 31 %. 
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Abbildung C.3.6: Unterschiede in der Nutzungsintensität der Transfer- und 
Innovationsberatungseinrichtungen durch die Informations-
typen im ländlichen Raum 
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Transferstellen des VDINDE-Technologiezentrums 
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Die Hypothese, daß von den gering- und von den mittel-infonnationsvemetzten Be-
trieben nicht nur weniger Betriebe die Leistungen der Transferinfrastrukturen in An-

spruch nehmen, sondern daß sie sie dann auch weniger intensiv nutzen, wird für die 
untersuchten Betriebe bestätigt172. So werden von den Gering-Vernetzten selbst die 
traditionell untemehmensorientierten Transfer- und Beratungsstellen der Kammern 
und der Verbände vergleichsweise wenig in Anspruch genommen. Von einem gele-
gentlichen oder gar regelmäßigen Informationsaustausch mit diesen Einrichtungen im 
Innovationsprozeß scheinen diese Betriebe kaum zu profitieren, wohingegen die hoch-
vernetzten Betriebe diese in durchschnittlich rund drei Leistungsbereichen - insbeson-
dere bei der Beschaffung von Informationen über neue Produkt- und Verfahrensent-
wicklungen, über neue Marktentwicklungen und über Innovationsfman-
zierungsmöglichkeiten - gelegentlich oder sogar regelmäßig nutzen17J. Aber auch die 
große Zahl der Betriebe mit mittlerem Vernetzungsgrad (rd. 58% aller untersuchten 
Betriebe im ländlichen Raum) weisen auf allen Nachfrageintensitätsstufen eine weni-
ger als halb so hohe Nachfrage, verglichen mit den hoch-informationsvemetzten Be-
trieben, aufl74. 

172 Zu den hier relevanten Informationsvennittlungs- und Beratungsleistungen zählen: 
1. Informationen über neue Produkt- und Verfahrensentwicklungen 
2. die Vennittlung von FuE-Kooperationspartnem 
3. Beratung und Unterstützung bei innerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen 
4. Beratung und Unterstützung bei der Beantragung öffentlicher Forschungsfördennittel 
5. Informationen über Marktentwicklungen 
6. Informationen über Patente und Li7.c:nzen (siehe hierzu Frage 4.2 und 4.3 des Fragebogens im 

Anhang). 
Datenbankrecherchen wurden hier nicht berücksichtigt, da die untersuchten Transfereinrichtun-
gen noch kaum über ein entsprechendes Leistungsangebot verfügen und einige unter ihnen auf-
grund ihrer Personalkapazität auch kaum Möglichkeiten für ein entsprechendes Angebot sehen. 

173 Sig.: 0,0001. 
174 Der Kruskal-Wallis-Test auf signifikante Unterschiede zwischen den drei Informationstypen hin-

sichtlich ihrer mittleren Nutzungsintensität ergibt - mit Ausnahme der VDINDE-Transferein-
richtungen - für alle hier untersuchten Intermediäre signifikante systematische Nutzungsdifferen-
zen mit folgenden Irrtumswahrscheinlichkeiten: Fachverblnde (0,0001), Kammern (0,0001), 
Landesgewerbeamt (0,0025), RKW (0,0001), Steinbeis-Stiftung (0,0101) und Wirtschaftsförde-
rer der Landkreise (0,045). 
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Informationsbedürfnisse und Informationsderizite im Innovations-
prozeß 

Grundvoraussetzung für eine innovationsorientierte Informationsnachfrage ist ein 
subjektives Informationsbedürfnis der mit Innovationsaufgaben betrauten Personen in 
den Betrieben/ 75. Dieses entsteht, wenn die wahrgenommenen Zielausprägungen nicht 
mehr den gesetzten Ansprüchen genügen oder wenn ein Akteur Umweltbedingungen 
wahrnimmt, die nicht mit den bisherigen Erklärungsmustern kompatibel sind 
(kognitive Dissonanzen)/76_ Das Informationsbedürfnis im lnnovationsprozeß hängt 
dabei ganz wesentlich von den Zielen, dem Anspruchsniveau, der Risikoeinstellung, 
dem Wissensstand und der Selbsteinschätzung der betrieblichen Entscheidungsträger 
ab177_ So ist beispielsweise im Fall von Betrieben, die eine innovationsorientierte 
Produktpolitik in wettbewerbsintensiven Marktsegmenten mit einer hohen Dynamik 
technologischer und ökonomischer Entwicklungen betreiben, ein großer Bedarf an 
neuem Wissen anzunehmen. 

Informationsbedürfnisse im indirekten Transfer über die intermediären Wissens- und 
Technologietransfereinrichtungen haben die untersuchten Betriebe im ländlichen Raum 
vor allem im Hinblick auf Produkt- und Verfahrensentwicklungen und Marktent-
wicklungen (letztere vor allem die Gering-Vernetzten) sowie hinsichtlich der Beratung 
und Unterstützung bei der Beantragung von innovationsorientierten Finan-
zierungsmaßnahmen im Rahmen der nationalen und der supranationalen Innovations-
förderprogramme und bei der Qualifikation der Beschäftigten178. Hinsichtlich aller 

175 Zu den betriebswirtschaftlichen Untersuchungen des Informationsverhaltens liefern Machanina 
1993 und Kirsch 1977 einen guten Überblick. 

176 vgl. Maas, C., 1990, S. 141. 
177 vgl. Maas, C., 1990, S. 141 f. und Coben, W.M./Levinthal, D.L., 1990, S. 137. 
178 Siebe hierzu Frage 4.5 des Fragebogens im Anhang. Für den Vergleich des de17.eitigen Informa-

tionsaustauschs mit den untersuchten Transferstellen und den bestehenden Informationsbedürf-
nissen im Wissens- und Technologietransfer werden die in Frage 4.5 geäußerten Wünsche nach 
Informationen über neue Produktentwicklungen, neue Verfahrensentwicklungen, hinsichtlich der 
Veränderung bestehender Produkte und/oder Verfahren und der Wunsch nach Beratung in tech-
nischen Fragen unter das Informationsbedürfnis "Produkt- und Verfahrensentwicklungen" sub-
sumiert. Besteht der Wunsch nach einer Zusammenarbeit im Rahmen von Diplom- und Doktor-
arbeiten und/oder nach Begleitforschung bei Innovationsprojekten, so wird ein Bedarf an Infor-
mationen zu möglichen FuE-Kooperationspartnern angenommen. Der Beratungsbedarf bei inner-
betrieblichen Qualifikationsmaßnahmen beschränkt sieb nicht auf die Qualifikation der Beleg-
schaft, sondern umfaßt eventuell auch die Beratung bei der Neueinstellung qualifizierter Mitar-
beiter. Ein Informationsbedürfnis über Marktentwicklungen wird bei den Betrieben angenom-
men, die bei der Befragung einen Bedarf an Marktprognosen und/oder an Exportberatung arti-
kulieren. Die Informationsbedürfnisse im Patent- und Liz.cnzverkehr und bei der Innovationsfi-
nanzierung werden originär erhoben. Zu den Dienstleistungen im Wissens- und Technologie-
transfer über intermediäre Innovationsinfrastruktureinrichtungen siehe auch Böbler, H., u.a., 
1989, S. 42 und S. 63. Zum Begriff des indirekten Wissens- und Technologietransfers, bei dem 
sich die informationssucbenden Betriebe über einen oder mehrere intermediäre Transferstellen 
innovationsrelevante Informationen beschaffen siebe Böbler, H., u.a., 1989, S. 25. Zu den In-
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hier ausgewerteten Informationsaustauschbereiche ist ein hoch signifikanter Infonnati-
onsbedürfnisrückgang von den hoch-vernetzten Betrieben über die mittel- und die ge-
ring-vernetzten Betriebe zu konstatieren179, wohingegen sich die drei Betriebstypen in 
ihren Bedarfsprofilen kaum unterscheiden. Auffallend niedrig ist das Interesse der 
untersuchten Industriebetriebe an der Vermittlung von Informationen zu potentiellen 
Kooperationspartnern bzw. das Problembewußtsein hinsichtlich neuer Patent- und Li-
zenzinformationen (siehe Abbildung C. 3. 7). 

Abbildung C.3.7: Informationsbedürfnisse der Informationstypen im Wissens- und 
Technologietransfer 
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Was die Patent- und Lizenzinformationen anbelangt, so kann der geringe Bedarf wohl 
auf die in den begleitenden Interviews häufig geäußerte Befürchtung zurückgeführt 
werden, daß durch eine derartige Nachfrage Konkurrenten innerhalb eines informellen 
Netzwerks auf die geplante Neueinführung eines Produktes oder eines Verfahrens 
aufmerksam gemacht werden könnten180. Zudem erfordert nicht nur die Auswertung 
der Patentspeicher, sondern vor allem die Bewertung der ökonomischen Erfolgsaus-
sichten von Patentinformationen besondere Qualifikationen, die vor allem in den mit 

fonnationsbedürfnissen im indirekten Wissens- und Technologietransfer von Industriebetrieben 
im ländlichen Raum Ostbayerns siehe auch die Ergebnisse ders., 1989, S. 105 und S. 203. 

179 Während die hoch-vernetzten Betriebe im Durchschnitt ein Informationsbedarf in rund fünf von 
den sechs möglichen Themenbereichen im Wissens- und Technologietransfer kelll17.Cichnet, wei-
sen die Mittel-Vernetzten nur in drei und die gering-vernetzten Betriebe nur in einem Themenbe-
reich einen solchen auf (Sig.: 0,0001). 

180 vgl. auch Täger, U.C./Uhlmann, L., 1984, S. 149 f. 
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Innovations- und Informationsprozessen weniger erfahrenen Betrieben vielfach fehlen 
oder nur gering ausgeprägt sein dürftenl 81. 

Das allgemein vergleichsweise geringe Interesse an der Vermittlung von Kooperati-
onspartnern, durch welche etwa die Bearbeitung und Risikoverteilung von Projekten 
häufig erst möglich wird, die im "Alleingang" aus kostenmäßigen, finanziellen oder 
Know-How-Gründen nicht zu bewältigen wären, läßt sich mit der von vielen Betrie-
ben - insbesondere von den innovativen - befürchteten Gefahr des Verlusts von Wett-
bewerbsvorsprüngen gegenüber den "ehemaligen" Konkurrenten und eines Teils ihrer 
wirtschaftlichen Selbständigkeit erklären. Darüber hinaus befürchten die Betriebe 
einen hohen Koordinations- und Überwachungsaufwand der Kooperation und die 
Notwendigkeit, das Kooperationsergebnis oftmals noch auf die Bedürfnisse des Be-
triebs zu spezifizieren. Diese Gründe veranlassen viele Betriebe, selbst bei Ressour-
cenengpässen und wahrgenommenen Vorteilen einer spezialisierten Arbeitsteilung, 
von einer formellen Kooperation abzusehen. Das geringe Interesse an einer Vermitt-
lung über qualifizierte und vertrauenswürdige Partner, durch das die Such- und Qua-
litätsverifikationskosten gesenkt werden können und die Bereitschaft und das Vermö-
gen, nach Partnern zu suchen, erhöht werden kann, mag aber auch auf die vergleichs-
weise hohe Kooperationsbeteiligung der mittel- (59%) und der hoch-vernetzten Be-
triebe (100%) zurückzuführen seinl82. Bereits bestehende Kooperationen scheinen je-
doch kaum für ein geringes Interesse an Informationen über (weitere) Kooperations-
möglichkeiten verantwortlich zu sein, da von den 95 Betrieben, die bereits Kooperati-
onspartner zum informellen Wissensaustausch im lnnovationsprozeß nutzen, immerhin 
39% ein Interesse an der Vermittlung von Kooperationsinformationen bekunden, wäh-
rend dies nur für rund 20% der Betriebe zutrifft, die bislang keinen entsprechenden 
Erfahrungsaustausch im Rahmen formeller Kooperationen betreiben1BJ. Fehlende 
(positive) Erfahrungen mit einem kooperativen Informationsaustausch scheinen somit 
das Interesse für Informationen über potentielle Kooperationspartner im lnnovations-
prozeß eher zu vermindern. Diese Betriebe sehen also im Vergleich mit ihren hoch-
vernetzten Wettbewerbern vermehrt die Aufgabe der Transfer- und Beratungsstellen in 
der eigentlichen Problemlösung, als in der Vermittlung kompetenter Kooperations-
partner. Bei einigen Betrieben mit mittlerem und geringem Vernetzungsgrad hemmen 
neben einer geringen Innovationsneigung und Wagnisbereitschaft auch bestehende Fi-
nanzierungsengpässe die Neigung, Neuerungsvorhaben durchzuführen, die im Ver-
bund zwar vorteilhaft erscheinen, die aber für die befragten Entscheidungsträger eine 

181 vgl. Maas, C., 1990, S. 146. Siehe hierzu auch die Untersuchungen von Faust/Schedl 1984. 
182 siehe hierzu Abb. C.3.5. 
183 Sig.: 0,004; K: 0,2843. 
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zu hohe Ungewißheit verbunden mit der Gefahr, bei Eintritt des Verlustfalles den 
Fortbestand des Betriebs zu gefährden, aufweisen184. 

Aber selbst wenn innovationsorientierte Informationsbedürfnisse bei den Betrieben 
vorliegen, kann eine Informationsnachfrage der Betriebe etwa dann unterbleiben, 
wenn sie davon ausgehen, daß die potentiell verfügbaren Informationen der Transfer-
und Innovationsberatungseinrichtungen nicht dazu geeignet sind, ihre Wissenslücken 
auszufüllen, oder wenn die Kosten der Informationsbeschaffung bei den potentiellen 
Informationsquellen höher eingeschätzt werden als der erwartete Nutzenl85. Die Ko-
sten-Nutzen-Bewertung der informationssuchenden Betriebe hängt - neben den bereits 
genannten Einflußgrößen des Informationsbedarfs - auch von dem jeweils verfügbaren 
Informationsangebot ab. So beeinflussen, neben den grundsätzlichen Einstellungen 
gegenüber betriebsexternen Informationen oder gegenüber bestimmten Institutionen, 
auch die persönlichen Erfahrungen der Vergangenheit die subjektive Einschätzung des 
Informationsnutzens einer bestimmten Informationsquelle. Hält also ein Akteur mit 
entsprechendem Informationsbedarf die von einer Informationsquelle abgegebenen 
Informationen - aus welchen Gründen auch immer - a-priori für seine Anforderungen 
nicht adäquat, so ist kaum mit einer Nachfrage zu rechnen. Dagegen ist mit einer 
besonders intensiven Nachfrage im Fall jener Informationsanbieter oder -vermittler zu 
rechnen, die sich bereits in der Vergangenheit als nützlich erwiesen habenl 86. So 
sollte das Informationsangebot der Transferstellen, nach der Auffassung vor allem 
kleinerer Betriebe, nach Möglichkeit regional verfügbar, übersichtlich und stark 
anwendungsorientiert seinl 87. 

Aus der Untersuchung der Frage, inwieweit die innovationsorientierten Informations-
bedürfnisse der drei Informationstypen in den ländlichen Untersuchungsräumen zu ei-
ner Informationsnachfrage führen, wird erkennbar, daß die, verglichen mit den beiden 
anderen Informationstypen, hohen Informationsbedürfnisse der hoch-vernetzten Be-
triebe (kein Informationsbereich spricht das Problembewußtsein von weniger als rd. 
60% der Betriebe dieses Typs an) wohl weitgehend durch die bestehende Transferin-
frastruktur befriedigt werden (siehe Abbildung C.3.8). Rund 13% unter ihnen sind je-

184 vgl. zu den Problembereichen von FuE-Kooperationen zwischen Unternehmen auch die Untersu-
chungen von Keussen, M., 1993, S. 233 - 268; Herden, R., 1991, S. 161 f.; Hagemeister, S., 
1988, S. 104 ff.; Boehme, J., 1986, S. 27; Kern, W./Schröder, H.-H., 1977, S. 54 ff. und 
Endress, R., 1975, S. 25. 

185 vgl. Genosko, J., 1986, S. 3. In der Literatur wird davon ausgegangen, daß jeder Informations-
austausch für die Beteiligten Kosten im engeren wirtschaftlichen Sinn, als auch im weiteren so-
ziologischen Sinn verursachen. Vgl. zu ersteren Schneider, E., 1967, S. 18 - 21 und zu letzteren 
die Arbeiten von Blau 1964, Emerson 1976 und Homans 1958. 

186 vgl. Maas, C., 1990, S. 143 ff. 
187 Siehe hierzu auch die Befunde von Böhler, H., u.a., 1989, S. 73 und S. 102 ff.; Meyer-Krah-

mer, F./Gielow, G./Kunt7.e, U., 1984, S. 174; Tiger, U.C./Uhlmann, L., 1984, S. 142, S. 154 
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doch besonders an weiteren Informationen über FuE-Kooperationsmöglichkeiten in-
teressiert 188. 

Die Betriebe mit einem geringen und einem mittleren Vernetzungsgrad sind nicht nur 
durch signifikant geringere Informationsbedürfnisse und ein geringeres Problembe-
wußtsein gekennzeichnet189, sondern empfinden auch bei Vorliegen eines entspre-
chenden Beratungsbedarfs wohl noch erhebliche Defizite im indirekten Wissens- und 
Technologietransfer über das intermediäre Innovationsinfrastruktumetzwerk190, vor 
allem was Informationen über öffentliche FuE-Finanzierungshilfen19J, über Mark-
tentwicklungen192 und über betriebliche Qualifikationsmaßnahmen anbelangt19J_ 

und S. 172; Kleine, J., 1983, S. 95 f.; Maas, C./Ewers, H.-J., 1983, S. 130 f.; Ewers, H.-J., 
u.a., 1980, S. 37 f. und Baumberger, J./Gmür, U./Käser, H., 1973, S. 861. 

188 Sig.: 0,0400; K: 0,2531. 
189 Sig.: 0,0001. 
190 Sig.: 0,0077. 
191 Rund 39% der gering-vernetzten bzw. 37% der mittel-vernetzten Betriebe mit einem entspre-

chenden Informationsbedürfnis empfinden in diesem Bereich ein Informationsdefizit, während 
dies nur bei 8% der Hoch-Vernetzten der Fall ist (vgl. Tab. C.3.8; Sig.: 0,041; K: 0,2051). 

192 Rund 36% der gering-vernetzten bzw. 23% der mittel-vernetzten Betriebe mit einem Bedürfnis 
nach Informationen über neue Marktentwicklungen empfinden in diesem Bereich ein Informati-
onsdefizit, während dies für die Hoch-Vernetzten nicht gegeben ist (vgl. Tab. C.3.8; Sig.: 
0,018; K: 0,2375). 

193 Sig.: 0,135; K: 0,1655. Nicht nur die themenbereichsbezogenen Abweichungen der Transferbe-
dürfnisse, sondern auch die Feststellung, daß deutlich mehr als 30% der gering- und der mittel-
vernetzten Betriebe in mehr als zwei Themenbereichen unbefriedigte Informationsbedürfnisse 
empfinden, bestätigen die große Bedeutung der Innovationsengpässe "Information" und 
"Qualifikation" der untersuchten Betriebe im ländlichen Raum. 
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Abbildung C.3.8: Struktur und Intensität der Informationsdefizite der Informations-
typen mit Informationsbedürfnissen im ländlichen Raum 
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Von den gering- und den mittel-vernetzten Betrieben geben rund 31 % bzw. 24% als 
wesentlichen Hemmfaktor einer Zusammenarbeit mit Transferinfrastruktureinrichtun-
gen an, daß es hierfür bisher keine Veranlassung gab, da die im Innovationsprozeß 
entstehenden Probleme selbst gelöst werden können (siehe Abbildung C.3.9). Rund 
19% bzw. 21 % von ihnen haben die Möglichkeit der Nutzung von Transfer- und In-
novationsberatungsstellen noch gar nicht in Betracht gezogen194_ 

Abbildung C.3.9: Hemmfaktoren im indirekten Wissens- und Technologietransfer 
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Dies läßt auf eine nur schwach ausgeprägte Auseinandersetzung dieser Entschei-
dungsträger mit dem Nutzen komplementären oder substitutiven externen Wissens und 
den Chancen eines funktionierenden Informationsaustauschs über das etablierte Trans-
fernetzwerk schließen, da sie eher fehlende Informationen über die innova-
tionsrelevanten Leistungen der Transferstellen und der wissenschaftlichen Infrastruk-
turen als schlechte Erfahrungen bei der Zusammenarbeit bemängeln. Dies kann da-
durch bedingt sein, daß durch die Anforderungen und den Zeitdruck des Alltagsge-
schäfts vielen Entscheidungsträgern in KMU die Möglichkeiten fehlen, durch eine 
Verschiebung von weniger wichtigen Aktivitäten Kapazitäten für die Suche nach ent-
scheidungsrelevanten Informationen im Transfer- und im Wissenschaftsbereich zu 

194 Zu den Hemmfaktorcn des im Wissens- und Technologietransfer siehe auch Böblcr. H .• u.a .• 
1989. S. 73 und S. 102 ff.; Genosko, J., 1986, S. 109 m.w.N.; Mcycr-Krahmcr, F., u.a., 
1984, S. 174; Täger, U.C./Uhlmann, L., 1984, S. 154; Maas, C./Ewcrs, H.-J., 1983, S. 130 f. 
und Dablmann, A./Orths, K., 1982, S. 610 ff. 
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schaffenl95. Von den hoch-vernetzten Betrieben wird die geringe Zusammenarbeit 
hingegen in erster Linie mit einer zu geringen Praxis- und Unternehmensnähe der In-
frastruktureinrichtungen und mit Erwartungs- und Interessendivergenzen bei der Zu-
sammenarbeit begründetl96. 

Interessant erscheint dies vor allem vor dem Hintergrund des vergleichsweise geringen 
Anteils hoch- und mittelhochqualifizierter Beschäftigter der gering-vernetzten Be-
triebel97, ihrer signifikant niedriger ausgeprägten Funktionalkompetenz hinsichtlich 
der für den Innovationsprozeß als besonders wichtig einzuschätzenden Betriebsfunk-
tionen FuE19B, Konstruktion und Designl99 und Produktionsplanung200 sowie ihrer 
geringen betriebsinternen und außerbetrieblichen Fort- und Weiterbildungsaktivitäten 
(siehe Abbildung C.3.10 und C.3.11)201. Bei diesen gering außenorientierten Infor-
mationstypen scheinen also neben Problemen einer geringen Absorptions- und lnno-

195 Zu dieser Einschätzung gelangt beispielsweise Pinter in der Befragung von Managern kleiner 
mittelständischer Unternehmen (vgl. Pinter, J., 1984, S. 19). Ebenso Böhler, H., u.a., 1989, S. 
53; Becher, G., u.a., 1989, S. 115 und Pieper, A., 1986, S. 27. 

196 vgl. hierzu auch Böhler, H., 1989, S. 103 f. 
197 Der Kruskal-Walis-Test ergibt keine signifikanten Unterschiede zwischen den drei betrieblichen 

Informationstypen hinsichtlich ihres durchschnittlichen Anteils hochqualifiziener Beschäftigter 
(Hoch-Vernetzte 7%, Mittel-Vernetzte 6% und Gering-Vernetzte 6%). Hochsignifikante Unter-
schiede (Sig.: 0,0037) lassen sich jedoch hinsichtlich ihres durchschnittlichen Anteils mittel-
hochqualifiziener Beschäftigter feststellen (Hoch-Vernetzte 51 %, Mittel-Vernetzte 48% und 
Gering-Vernetzte 34%), was auf die große Bedeutung einer Vielzahl von qualifizienen 
"Rezeptoren• für die Aufnahme neuen externen Wissens, die sich bei den im Wissens- und 
Technologieuansfer erfolgreichen Betrieben offensichtlich nicht nur auf die wenigen hochquali-
fizienen "gatekceper" beschränkt. Die gute Qualifikation dürfte sich nicht nur positiv auf die 
betriebliche Absorptionsfähigkeit auswirken, sondern auch auf die Akzeptanz von Wandelungs-
pro:zessen im Unternehmen. 

198 Sig.: 0,030; K: 0,2645. Die Unterschiede zwischen den drei Informationstypen hinsichtlich der 
betrieblichen FuE-Quoten sind weder für 1988, noch für 1993 signifikant. Diese Feststellung 
spricht für die Vermutung, daß ein intensiver Wissensaustausch innerhalb informeller Netzwerke 
weniger als Ersatz für den eigenen Wissensbestand dient, als vielmehr der komplementären Er-
gänzung des durch interne FuE-Aktivitäten geschaffenen internen Wissenspotentials eines Be-
triebes. Durch innerbetriebliche FuE-Aktivitäten wird ein auch für andere Netzwerkpanner 
wenvoller Wissensbestand geschaffen, der im Sinne des von von Hippe! angesprochenen koope-
rativen "informal know-how-trading" mit Reziprozitätscharakter die Attraktivität der Netzwerk-
beteiligten für einen zukünftigen Wissensaustausch schafft (vgl. von Hippe!, E., 1989, S. 158; 
siehe hierzu auch die spieltheoretischen Modellierungen in ders., 1988, S. 85 - 88 und 1986, 
S. 17 - 24 und jüngere empirische Befunde für die U .S.A. und die Bundesrepublik Deutschland 
von Schrader, S./Sattler, H., 1993, S. 603 f.). Zudem wird auch die von Cohen/Levinthal be-
tonte Doppelfunktion innerbetrieblicher FuE deutlich (vgl. Cohen, W.M./Levinthal, D.A., 
1989, S. 569 und dies., 1990, S. 128 ff.), die nicht nur der Generierung von Produkt- und 
Verfahrensneuerungen dient, sondern auch dem Aufbau von Fähigkeiten, extern vorhandenes 
Wissen bzw. seine Wissensträger im Hinblick auf die ökonomische Verwenbarkeit zu beurteilen 
und den Transfer neuer Informationen und ihre Verknüpfung mit dem eigenen Wissensbestand 
zu ermöglichen oder zu erleichtern. Im Sinne eines solchen Erklärungsansat:zes kann es zu häufi-
geren Wissensaustauschaktivitäten kommen, bei denen Erfahrungen zur Erleichterung der Trans-
fers gewonnen werden. Diese Effekte werden jedoch nur dann voll wirksam, wenn es sich bei 
dem übenragenen Wissen um einen "Baustein" eines kumulativen Wissensbestandes bei einem 
Beteiligten handelt. 

199 Sig.: 0,024; K: 0,2729. 
200 Sig.: 0,010; K: 0,2998. 
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vationsfähigkeit auch eine geringe Informations- und Innovationsneigung einen funk-

tionierenden Technologietransfer zu hemmen202_ Für ein geringes Problembewußtsein 
hinsichtlich externer Informationsbeschaffung spricht auch, daß sie von sich anneh-
men, die anstehenden bzw. wahrgenommenen Herausforderungen im Wettbewerb 
"aus eigener Kraft" lösen zu können. 

Abbildung C.3.10: Qualifikationsstruktur der Beschäftigten der Informationstypen 
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201 Sig.: 0,000; K: 0,5049. 
202 Die geringere informelle Außenorientierung der Betriebe mit einem geringeren Vernetzungsgrad 

muß auch im Zusammenhang mit ihren geringeren Absatzmarktreichweiten gesehen werden. 
Sowohl 1988 als auch 1993 weisen die Betriebe mit einem geringen und einem mittleren Vernet-
zungsgrad signifikant (Sig. 1988: 0,0233) bzw. hochsignifikant (Sig. 1993: 0,0138) niedrigere 
durchschnittliche Exportquoten ( 1988: jeweils 14 % , 1993: 13 % bzw. 14 % ) auf als die hoch-
vernetzten Betriebe (1988: 25%, 1993: 24%). Bei Betrieben mit intensiveren Exportaktivitäten 
sind somit weitere Aktions- und Informationsradien und eine größere Kontaktvielfalt aus ihrer 
Einbettung in ein Geflecht von nationalen und internationalen Markt- und Nicht-Markt-Bezie-
hungen anzunehmen, ein Umstand den beispielsweise Camagni, R., 1989, S. 10 als innovations-
fördernd erachtet. Vgl. auch Aldrich 1979 und Malecki/Tödtling 1994. 
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Abbildung C. 3 .11: Funktionale Kompetenz sowie Fort- und Weiterbildungsaktivitäten 
der Informationstypen im ländlichen Raum 
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Im Kern laufen diese Ergebnisse darauf hinaus, daß die gering-vernetzten Betriebe im 

ländlichen Raum zwar am dringlichsten auf einen funktionierenden Wissens- und 
Technologietransfer angewiesen scheinen, daß sie aber zugleich am wenigsten in der 
Lage sind, die hierfür vielfältig angebotenen Möglichkeiten entsprechend zu nutzen. 
Die von vielen der untersuchten Betriebe beklagte fehlende Praxis- und Anwendungs-
orientierung und die geringen Einschaltgrade der intermediären Innovationsberatungs-
einrichtungen für die Erschließung innovationsrelevanter Ressourcen geben jedoch 
Anlaß zu der Vermutung, daß auch das bestehende Informationsangebot der 
Innovationsinfrastruktur die Informationsnachfrage im ländlichen Raum beeinflußt. 
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Unterbleibt von Seiten der Intermediäre die Berücksichtigung der festgestellten spezi-
fischen betrieblichen Merkmale und der informationstypenspezifischen Informations-
bedürfnisse im lnnovationsprozeß, so hemmt dies einen intensiveren entwicklungssti-
mulierenden Know-How- und Ressourcentransfer. So erfordert die Zusammenarbeit 
mit wissenschaftlichen Einrichtungen (beispielsweise der Hochschulen oder der Ver-
bandsforschungsinstitute), die systematische Auswertung von Patentspeichern, die 
Planung eines Innovationsprojekts oder die Bewertung der Anwendungsreife und der 
ökonomischen Erfolgsaussichten vermittelter technischer Informationen entsprechend 
gut qualifizierte Mitarbeiter. 

Ferner sind Mitarbeiter, die mit betrieblichen FuE-, Konstruktions- und Planungsauf-
gaben betraut sind, eher mit wissenschaftlichen Arbeitweisen vertraut, da sie, um wis-
senschaftlich "up to date" zu sein, regelmäßig Fachliteratur und andere innovations-
relevante Informationsquellen auswerten müssen. In diesem Zusammenhang scheint es 
auch von Bedeutung, daß Innovations- und Informationsaufgaben in zahlreichen klei-
neren und funktional weniger ausdifferenzierten Betrieben häufig vom Management 
selbst wahrgenommen werden, das mit dem operativen Tagesgeschäft meist stark aus-
gelastet ist und für strategische Überlegungen und damit auch für die Beobachtung 
technischer und ökonomischer Entwicklungstrends nur geringe Kapazitäten hat. Dies 
vor allem deshalb, weil der von den Entscheidungsträgern häufig wahrgenommene 
Zeitdruck bei der Informationssuche und -verarbeitung dann nicht aktivierend und 
nachfragesteigernd wirkt, wenn eine Verschiebung anderer, als nicht gleichermaßen 
wichtig angesehener Aufgaben, nicht möglich ist. 

Im Unterschied zu den Betrieben mit geringem und mittlerem Informationsvernet-
zungsgrad bemängeln die intensiv Wissens- und Technologietransfer betreibenden Be-
triebe - vermutlich aus ihren Erfahrungen mit den Transferstellen resultierend - insbe-
sondere die abweichenden Erwartungshaltungen zwischen den Transferpraktikern ei-
nerseits und den Unternehmenspraktikern andererseits. Dies betrifft zum Beispiel ein 
häufig beklagtes entweder zu unspezifiziertes oder, im anderen Extrem, zu stark auf 
bestimmte Einzelfälle abhebendes Informationsangebot von nicht zielgruppengerech-
ten Informationsveranstaltungen einiger Transferstellen. Daneben bemängeln diese be-
sonders innovations- und informationsorientierten Betriebe die unzureichende Ver-
mittlung von Kooperationspartnern durch die Transfer- und Innovationsberatungsein-
richtungen. Dies erscheint nicht nur im Hinblick auf die Beschaffung innovationsrele-
vanten Know-Hows, sondern auch im Hinblick auf eine Verstärkung der Eigenmittel-
basis der Masse der nicht emissionsfähigen mittelständischen Unternehmen im ländli-
chen Raum von Bedeutung. Dabei darf nicht übersehen werden, daß eine verbesserte 
Eigenkapitalbasis auch dazu beiträgt, die Sicherheit der vergebenen Fremdmittel zu 
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erhöhen und das Mißtrauen und die Skepsis von Kreditinstituten bei der Finanzierung 
von Neuerungsvorhaben abzubauen. 

3.2.3 Zielgruppen einer regionalen Innovationsinfrastrukturpolitik 

Eine grobe Identifikation der relevanten Zielgruppen der Innovationsinfrastruktur-
politik zur Verbesserung des Wissens- und Technologietransfers liefert ein Vergleich 
der Informationsbedürfnisträgerquoten und der Informationsnachfragerquoten der drei 
Betriebstypen (siehe Abbildung C.3.12). 

Abbildung C.3.12: Informationsbedürfnisse und Informationsnachfrage 
der Informationstypen im ländlichen Raum 
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Daraus läßt sich erkennen, daß 83% bzw. 57% der mittel- und der gering-informati-
onsvernetzten Betriebe über entsprechende Informations- und Transferbedürfnisse ver-
fügen, die immerhin bei 64% der Mittel-Vernetzten zu einer Informationsnachfrage 
nach den bereits genannten Beratungs- und Vermittlungsleistungen der Transferstellen 
führen. Bei den Gering-Vernetzten setzen hingegen nur 19% ihre Bedürfnisse in ent-
sprechende Transfernachfrage um. 81 % der Gering-Vernetzten (47 Betriebe) fragen 
keine Transferleistungen der bestehenden Innovationsinfrastruktur nach, mehr als die 
Hälfte (53% bzw. 25 Betriebe) von ihnen, weil sie bislang keine entsprechenden 
Informationsbedürfnisse wahrnehmen ( der Informationstyp "ohne hinreichendes 
Problembewußtsein für externen Wissens- und Technologietransfer"). Die andere 
Hälfte (47% bzw. 22 Betriebe) - die "potentiellen Nutzer mit (noch geringer) Innova-
tions- und Informationsneigung"- bemängelt die Form des Informationsangebots aus 
den oben genannten Gründen. Diese Problemstruktur läßt sich auf etwas niedrigerem 
Niveau auch für die Betriebe mit mittlerem Vernetzungsgrad feststellen, von denen 
36% (40 Betriebe) keine der angebotenen Intermediärdienste nachfragen, was bei 48% 
(19 Betrieben) von ihnen auf eine fehlende Informationsneigung und bei 52% (21 Be-
trieben) auf Hemmfaktoren im indirekten Wissens- und Technologietransfer zurückge-
führt werden kann. 

Für einen großen Teil der untersuchten Betriebe, vor allem aber für die Masse der 
traditionellen, eher innovationsschwachen kleinen und mittleren Betriebe, die nur über 
gering ausgeprägte Informationsbeziehungen in den Unternehmensbereich verfügen, 
scheint der "infrastrukturelle Transmissionsriemen" noch nicht oder nicht ausreichend 
gegriffen zu haben. So wird der Transferbedarf der gering- und der mittel-vernetzten 
Betriebe nach Informationen über neue Produkt- und Verfahrensentwicklungen und 
Marktinformationen (beispielsweise zu gesetzlichen Bestimmungen in Auslandsmärk-
ten), über Finanzierungsmöglichkeiten und in Qualifikationsfragen bislang kaum be-
friedigt. Aber auch der "Know-How-Pool" der Universitäten, der Fachhochschul- und 
der außeruniversitären Forschungsinstitute spielt für ihre Anpassungs- und Neue-
rungsaktivitäten eine derzeit eher geringe Rolle. Aufgrund der bestehenden Kenntnis-
lücken zahlreicher Institutionen und der aufgezeigten unbefriedigten Transferbedürf-
nisse, insbesondere der gering- und mittel-vernetzten Betriebe, scheint im ländlichen 
Raum noch ein großes Nutzerpotential für den infrastrukturellen Wissens- und Infor-
mationsaustausch zu exisitieren. Insbesondere in den Landkreisen Zollernalb und Alb-
Donau im Südosten Baden-Württembergs scheint diesbezüglich eine Verbesserung der 
Anpassungs- und Neuerungsfähigkeit der Unternehmen an den Strukturwandel mög-
lich (siehe Abbildung C.3.13). 
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Abbildung C.3.13: Regionale Verteilung der Informationstypen im ländlichen Raum 
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Kapitel D: Engpaßfaktoren einzelwirtschaftlicher Innovationsaktivi-
täten und Innovationsinfrastrukturpolitik für ländliche 
Wirtschaftsräume: Ergebnisse und Handlungsbedarf 

1. Ergebnis der Analysen 

Die Wirtschaftsstruktur in der Bundesrepublik Deutschland befindet sich in einem 
Umbruch, der durch tiefgreifende Veränderungen der weltwirtschaftlichen Arbeitstei-
lung, eine Abschwächung und Differenzierung der Nachfrageentwicklung und durch 
eine hohe Dynamik bei der Entstehung technologischer und organisatorischer Neue-
rungen hervorgerufen wird. Damit ein regional abgegrenzter Wirtschaftsraum diese 
Umbrüche erfolgreich überstehen kann, müssen Entwicklungstendenzen rechtzeitig 
erkannt und durch strukturelle Anpassungen die Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, daß die regionale Wirtschaft auch in Zukunft wettbewerbsfähig bleibt. Dies 
betrifft besonders diejenigen ländlichen Wirtschaftsräume, die bereits hinter die Bal-
lungsregionen zurückgefallen sind und die der technologische Wandel zunehmend in 
eine "Sandwich-Position" zwischen den prosperierenden Wirtschaftszentren und den 
Niedriglohnländern zu bringen droht. So befindet sich ein großer Teil der Produkte 
der in ländlichen Wirtschaftsräumen zahlreich angesiedelten Betriebe mit arbeits- und 
flächenintensiven Wertschöpfungsprozessen in den Spätphasen des Produktlebens-
zyklus. Aufgrund der Arbeits-, Flächen- und Umweltkostenunterschiede zwischen 
hochentwickelten Wirtschaftsräumen und weniger entwickelten Regionalwirtschaften 
wandern allen voran arbeitsintensive und vergleichsweise technologiearme Güter 
(genauer deren Produktion bzw. Teilbereiche der Leistungserstellung), die einem ver-
stärkten Preiswettbewerb ausgesetzt sind, zunehmend in Schwellenländer ab. 

Auf der Suche nach Entwicklungsstrategien, die eine Erhöhung der Wettbewerbsfä-
higkeit von ländlichen Wirtschaftsräumen in hochentwickelten Volkswirtschaften zum 
Gegenstand haben, rücken innovationsorientierte Entwicklungsstrategien in den 
Vordergrund, die die Eigenheiten und Besonderheiten ländlicher Regionen nicht län-
ger nur als Defizite und Rückständigkeiten betrachten, sondern diese im Rahmen der 
regionalen Infrastrukturpolitik als Ansatzpunkte für eine eigenständige Entwicklung 
und die Generierung regionsinterner bzw. "endogener" Problemlösungskompetenzen 
nutzen. 

Für eine erfolgreiche regionalwirtschaftliche Entwicklung ländlicher Wirtschaftsräume 
und die Verringerung regionaler Entwicklungsdisparitäten erscheint die imitative Ak-
tivität der Wirtschaftsakteure wesentlich bedeutsamer als die Generierung von Neu-
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entwicklungen: Produktivitätssteigerungen und das Wissen über die Richtung und die 
Erfolgsaussichten zukünftiger Neuerungsalctivitäten resultieren weniger aus dem tech-
nologischen Fortschritt und der an sich einmaligen innovativen Aktivität, sondern er-
geben sich vielmehr aus den in den einzelnen Wirtschaftsräumen einer 
Volkswirtschaft vorgenommenen Nachahmungen einer Neuerung, also aus 
Diffusionsprozessen. Erst die Übernahme neuen Wissens und seine Integration in neue 
Produkte und Verfahren führen zur Verbreitung des technischen Fortschritts und zu 
den damit verbundenen Entwicklungseffekten in zeitlicher und räumlicher Hinsicht. 
Probleme bei der Diffusion neuen Wissens lassen sich für regionalökonomische 
Fragestellungen jedoch kaum auf die Ebene eines einzelnen Produktes oder eines 
einzelnen Verfahrens beschränken, wie dies in der Adoptionsforschung häufig 
geschieht, da sie besonders in ihrer Kumulation ein entwicklungsrelevantes Problem 
für Regionalwirtschaften darstellen. 

Vor diesem Hintergrund war es das Ziel dieser Arbeit, Spezifika und Unterschiede in 
der Art der Innovationsprozesse - insbesondere hinsichtlich der regional wirksamen 
Innovationshemmnisse - der im ländlichen Raum angesiedelten Industriebetriebe zu 
erforschen. Mit der Prüfung der Möglichkeiten einer engpaßorientierten infrastruktu-
rellen Beeinflussung einzelwirtschaftlicher Anpassungs- und Neuerungsalctivitäten 
wird die duale Zielsetzung dieser Arbeit deutlich, die nicht nur einen in der wirt-
schaftswissenschaftlichen Innovationsforschung kaum thematisierten Bereich aufgreift 
und den Versuch unternimmt, auf der Grundlage wirtschaftstheoretischer Analysen 
bestehende Lücken mit einer empirischen Untersuchung zu schließen. Es wird darüber 
hinaus auch versucht, Gestaltungsmöglichkeiten betrieblicher Innovationsprozesse für 
die unternehmerischen Entscheidungsträger und Ansatzpunkte einer regionalpoliti-
schen Beeinflussung dieser Prozesse bzw. der spezifischen Anpassungshemmnisse für 

die Träger der Regionalpolitik aufzuzeigen. 

Die im ländlichen Raum angesiedelten Betriebe und ihr Umfeld sind offene Systeme, 
deren Eigenschaften und Strukturmerkmale in unterschiedlichen Ausprägungen inno-
vationsrelevant sein können, deren jeweilige Eignungen sich ändern können und die in 
einem marktwirtschaftlichen Such- und Entdeckungsprozeß immer wieder neu gefun-
den werden müssen. Es konnte daher auch in dieser Arbeit nicht darum gehen, ver-
meintlich optimale Systemmerkmale und Merkmalskonfigurationen deterministisch 
festzulegen. Der hier gewählte Ansatz ist - marktwirtschaftskonform - ein negativer. 
Es ging also zunächst darum, die zentralen Engpaßfaktoren für offene ökonomische 
Entwicklungen, insbesondere für die einzelwirtschaftlichen Anpassungs- und Neue-
rungsprozesse im ländlichen Raum, theoretisch und empirisch zu ermitteln. Erst auf 
dieser Grundlage sind dann gezielte Handlungsempfehlungen zur infrastrukturellen 
Unterstützung der entwicklungsrelevanten Innovationsaktivitäten ableitbar. 
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Damit die potentiellen und angewandten Technologien und die Markt- bzw. Nachfra-
gesignale in einer Volkswirtschaft überhaupt zu Innovations- bzw. Imitationsaktivitä-
ten führen, sind umfangreiche Informationsaktivitäten der Betriebe im ländlichen 
Raum mit ihren Zulieferern, Abnehmern und Konkurrenten des Unternehmens- bzw. 
Technologiebereichs sowie mit dem Wissenschaftsbereich und den entsprechenden 
Wissens- und Technologietransfereinrichtungen eine wichtige Voraussetzung. Sie sind 
es zum einen, um sich die notwendige unternehmensinteme Wissensbasis und 
Absorptionsfähigkeit für die Generierung von Neuerungen zu schaffen, und zum an-
deren, um sich weitere Ressourcen zu erschließen, die sie für eine Innovation benöti-
gen, aber selbst nicht wirtschaftlich in erforderlichem Umfang bereitstellen können -
wie etwa unternehmensextern entwickeltes neues Wissen oder Finanzierungsmittel. 

Eine intensive kooperative Vernetzung der Betriebe bzw. ihrer Akteure scheint, ins-
besondere bei den durch Informationsasymmetrien zwischen den Transaktionspartnern 
im Wissens- und Technologietransfer und bei der Beschaffung von Finanzierungsmit-
teln für innovative Investitionen ausgelösten Schwierigkeiten, von besonderer Bedeu-
tung zu sein. Die vertrauensvollen kooperativen Netzwerkbeziehungen können zu ei-
ner Reduktion der Transaktionskosten bei der Beschaffung innovationsrelevanter spe-
zifischer Ressourcen beitragen, bei denen sich Leistung und Gegenleistung häufig 
über einen längeren Zeitraum erstrecken und die innerbetrieblich nicht oder nicht 
wirtschaftlich bereitgestellt werden können. Hohe ex-ante Transaktionskosten können 
beispielsweise bei der Beschaffung von Know-How, bei der Suche eines passenden 
Kooperationspartners für ein Neuerungsvorhaben, aber auch bei den Vertragsver-
handlungen oder bei der Etablierung eines Kontrollsystems, in Anbetracht der Schwie-
rigkeiten bei der Offenlegung bzw. bei der ex-ante-Spezifikation und der Bewertung 
des Transaktionsgegenstands "Wissen", anfallen. Damit entsteht die Möglichkeit für 
opportunistisches Verhalten seitens des Wissenslieferanten bzw. für erhöhte ex-post-
Anpassungkosten bei unfairem Verhalten. Bei hohen irreversiblen Kosten für den 
Aufbau einer vertrauensvollen Netzwerkbeziehung könnte opportunistisches Verhalten 
einem Akteur zwar eventuell einen einmaligen Nutzen verschaffen, er riskiert bei ei-
nem Abbruch der Beziehung jedoch einen Verlust dieser "sunk costs" und einen Scha-
den seiner Reputation, was für zukünftige Transaktionen zu einem Ausschluß aus dem 
Netzwerk bzw. zu einem Anstieg der Transaktionskosten führen wird. Mit der Zahl 

der ins Netzwerk integrierten Partner sinkt zudem die Abhängigkeit und damit die Ge-
fahr der Ausbeutung. Zudem verbessert sich die Möglichkeit der Übertragung einer 
Vielzahl von Verfahrensweisen, mit denen gute Erfahrungen gemacht wurden, sowie 
die Option einer Diversifizierung des Wissensstandes der Netzwerkteilnehmer. 

In der theoretischen Analyse wurde auch deutlich, daß neben der Vernetzung in re-
gionale und interregionale Netzwerke weitere Engpaßfaktoren für die Innovationsbe-
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reitschaft und die Innovationsmöglichkeiten der in ländlichen Wirtschaftsräumen an-
sässigen Betriebe von entscheidender Engpaßrelevanz sind, etwa: 

weitere angebomeitige Faktoren, wie die Risikobereitschaft, die Wettbe-
werbs- und Innovationsstrategien und die Qualif"lkation der an den ein-
zelwirtschaftlichen Innovationsprozessen beteiligten Akteure, die betrieblichen 
Lernmöglichkeiten (z.B. bei der Wahrnehmung innovationsrelevanter Funktio-
nen in den Bereichen FuE, Konstruktion und Design oder Produktionsprogramm-
planung, bei der Implementierung neuer Verfahrenstechniken oder neuer Pro-
dukte im Unternehmen oder im Rahmen von Fort- und Weiterbildungsveranstal-
tungen) und 
das "innovative Milieu" einer Region (z.B. die regionalen Finanzierungsfazili-
täten, die Qualität des regionalen Arbeitsmarktes und der regionalen Innovati-
onsinfrastruktur), sowie 
die nachfrageseitigen Faktoren (das Volumen und das Wachstum der relevanten 
Märkte sowie die entsprechenden Nachfrageelastizitäten). 

Die regionale Infrastrukturausstattung bzw. ihre Integration in interregionale Infra-
strukturen nimmt eine Wachstums-, eine Integrations- und eine Versorgungsfunk-
tion im Entwicklungsprozeß eines Wirtschaftsraumes wahr. Obwohl in diesem Zu-
sammenhang prinzipiell alle üblicherweise aufgelisteten Infrastrukturbestandteile rele-
vant sind (etwa die Verkehrs-, die Telematik-, die Verwaltungsinfrastruktur, u.a.), 
muß eine regionale Infrastrukturpolitik zur Unterstützung des einzelwirtschaftli-
chen Anpassungs- und Neuerungsverhaltens in den vom Strukturwandel besonders 
betroffenen ländlichen Räumen die Engpaßfaktoren der einzelwirtschaftlichen Innova-
tionsaktivitäten berücksichtigen, wenn sie das regionale Anpassungs- und Neuerungs-
verhalten der Akteure beeinflussen möchte. 

Vor dem Hintergrund der Anpassungsprobleme ländlicher Räume im Strukturwandel 
wird in dieser Arbeit die Innovationsinfrastruktur, d.h. die Infrastruktur zur Besei-
tigung regionaler Innovationsengpime bzw. zur Setzung regionaler Innovations-
impulse, in das Zentrum der Analyse gestellt. Zur Innovationsinfrastruktur gehören 
sämtliche Einrichtungen zur Förderung der Verbreitung neuen technischen und öko-
nomischen Wissens und zur Unterstützung der lnnovationssaktivitäten der Wirt-
schaftsakteure im ländlichen Raum. So geben ein intensivierter Informationsaustausch 
und eine vermehrte Zusammenarbeit mit untemehmensextemen Wissens- und Tech-
nologieanbietern (Hochschulen, Forschungsinstitute, etc.) und Transfereinrichtun-
gen (Transferstellen an Hochschulen, Innovationsberatungsstellen der diversen unter-
nehmensorientierten Selbsthilfeeinrichtungen, etc.) vor allem der Masse der in den 
hier untersuchten ländlichen Wirtschaftsräumen angesiedelten kleinen und mittel-
großen Unternehmen die Möglichkeit, neue technologische Erkenntnisse zu gewinnen 
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und sich innovationsrelevante Ressourcen bzw. entsprechende Kooperationspartner zu 
beschaffen, am technischen Wandel teilzuhaben und auf diese Weise ihr eigenes Inno-
vationspotential - und damit das ihres Wirtschaftsraumes - zu erhöhen. Besonders in-
termediäre Transfereinrichtungen mit entsprechender Reputation bei den im ländlichen 
Raum angesiedelten Betrieben können im Lichte informations- und institutionenöko-
nomischer Ansätze zur Minderung der durch Informationsprobleme erschwerten Be-
schaffung von innovationsrelevanten Ressourcen (auch in "neuen", bislang ungenutz-
ten, Netzwerken) beitragen. Anstelle eines unter Anmaßung von Lenkungswissen vor-
genommenen innovationsorientierten Interventionskonzeptes werden im Rahmen der 
Innovationsinfrastrukturpolitik die standörtlichen Rahmenbedingungen institutioneller, 
organisatorischer und kommunikativer Prozesse, die die Innovations- und Diffusions-
prozesse in ländlichen Wirtschaftsräumen unterstützen, gefördert und die Richtung des 
Innovationsprozesses dem wettbewerblichen Suchprozeß überlassen. 

Um ein möglichst geschlossenes Bild der lnnovationshe~ und der diesbe-
züglichen Bedeutung der existierenden Innovationsinfrastruktur im ländlichen 
Raum zu gewinnen, wurden im Rahmen einer empirischen Studie nicht nur die von 
den genannten Strukturwandelsprozessen betroffenen Unternehmen untersucht, son-
dern es wurden auch zahlreiche Technologietransfer- und Innovationsberatungsein-
richtungen sowie Technologieangebotseinrichtungen der Innovationsinfrastruktur (z.B. 
Universitäten, Fachhochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen) be-
fragt. Gegenstand der empirischen Studien sind ländliche Räume, in denen wirt-
schaftliche Aktivitäten zwar Gewicht haben, in denen aber seit mehreren Jahren er-
hebliche Anpassungsprobleme an den Strukturwandel zu beobachten sind. Zu die-
sen ländlichen Wirtschaftsräumen zählen die Landkreise Alb-Donau, Sigmaringen, 
Zollemalb im Südosten Baden-Württembergs und die Landkreise Hohenlohe, Main-
Tauber und Schwäbisch Hall im Nordosten des Landes. Sie sind durch ihre peri-
phere Lage zu den Wachstumspolen Baden-Württembergs, Stuttgart, Karlsruhe und 
Mannheim, ihre vergleichsweise dünne Besiedelung, einen überdurchschnittlichen 
Anteil landwirtschaftlich genutzter Wirtschaftsflächen und die ökonomische Schwäche 
der klein- und mittelbetrieblich strukturierten Branchen des verarbeitenden Gewerbes, 
gekennzeichnet. 

Die Ergebnisse der bivariaten empirischen Untersuchungen lassen sich in einigen 
zentralen Kernaussagen zusammenfassend darstellen. 

In den strukturschwachen ländlichen Untersuchungsräumen lassen sich innovative Be-
triebe, d.h. solche, die in den letzten fünf Jahren neue Produkte und/oder neue Ferti-
gungsverfahren eingeführt haben, und nicht-innovative Betriebe unterscheiden. Er-
stere sind durch eine bessere Ausstattung mit innovationsrelevanten betrieblichen 
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Funktionen (FuE, Konstruktion und Design und Produktionsprogrammplanung) und 
einen größeren Anteil gut qualifizierter Beschäftigter gekennzeichnet. Dies trifft in be-
sonderem Maße auf die innovativen kleinen (zwischen 20 und 50 Beschäftigte) und 
kleineren mittelständischen Betriebe (zwischen 50 und 200 Beschäftigte) zu, die durch 
eine hohe Qualität, eine fortschrittliche Technologie, ein ansprechendes Design und 
ein flexibles Reagieren auf veränderte Nachfragestrukturen ihrer Marktsegmente er-
folgreich Wettbewerbsvorteile erzielen. 

Ihre Fähigkeit, "alte" Produkte durch "junge" Produkte zu ersetzen - d.h. ihr Innova-
tionserfolg - und ihre Expansion auf ausländische Märkte, tragen auch dazu bei, daß 
die Mehrzahl der innovativen Betriebe im Untersuchungszeitraum zwischen 1988 und 
1993 nicht nur einen Zuwachs bei den hochqualifizierten Beschäftigten, sondern auch 
einen Anstieg bei den mittelhochqualifizierten Beschäftigten aufweisen - im Vergleich 
zu lediglich 14% bzw. 33% bei den nicht-innovativen Betrieben. 

Neben den feststellbaren Wissensdefiziten der nicht-innovativen Akteure hinsichtlich 
formal erworbener Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten scheinen auch die viel-
fach fehlenden Lerneffekte und das geringe Erfahrungswissen, welches bei der Aus-
übung und bei der innerbetrieblichen Integration von innovationsrelevanten Funktio-
nen in den Bereichen FuE, Konstruktion und Design oder in dispositiven Planungs-
und Entscheidungsfunktionen gebildet werden kann, die Akzeptanz von Änderungs-
und Neuerungsprozessen in den betreffenden Betrieben beeinträchtigt zu haben. Die 
geringe Wissensbasis der nicht-innovativen Betriebe und ihre häufig unzureichenden 
Funktionalkompetenzen beeinflussen zudem die Motivation und Kreativität der Ak-
teure bei der Implementierung neuen Wissens in neue wettbewerbsfähige Produkte 
und Verfahren und auch ihre Absorptionsneigung und -fähigkeit bei der Aufnahme 
und Verarbeitung neuen Wissens aus dem Markt- und dem Technikbereich. Besonders 
bei den extern abhängigen Zweigbetrieben von multiregionalen MBU dürfte die funk-
tionale Minderausstattung und die Außenabhängigkeit von innovationsrelevanten Res-
sourcen betriebliche Neuerungsaktivitäten erschweren. Da vielen abhängigen Be-
trieben auch die entsprechenden Marketingfunktionen fehlen, sie größtenteils über 
kein eigenständiges Produktprogramm verfügen und sie ihre Leistungen an ihren Un-
ternehmensverbund absetzen und der Vertrieb vom Stammbetrieb zentral geplant und 
gesteuert wird, erscheinen sie auch kaum in der Lage, Veränderungen der Marktan-
forderungen zügig zu erfassen. 

Zwar betreibt ein großer Teil der nicht-innovativen Betriebe Fort- und Weiterbil-
dungsaktivitäten seiner Beschäftigten (jedoch nur vergleichsweise wenige mit der Un-
terstützung außerbetrieblicher Experten), was die Aufnahme von Marktsignalen und 
von neuem technologischen Wissen aus dem Unternehmensnetzwerk und aus dem In-
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novationsinfrastrukturnetzwerk anbelangt - insbesondere die Erschließung des Vorrats 
an neugeschaffenem Wissen an den Hochschulen und an den außeruniversitären For-
schungseinrichtungen - , weisen sie doch erkennbare Defizite im Vergleich zu ihren 
innovativen Wettbewerbern auf. 

Beachtliche Unterschiede in der Kenntnis und Inanspruchnahme der diversen lnnova-
tionsberatungs- und Transfereinrichtungen sind zudem nicht zu übersehen. Bei diesem 
Vergleich schneiden die Transferstellen der Kammern und der Fachverbände mit 
deutlichem Abstand am besten ab, was in Anbetracht ihrer langjährigen und vertrau-
ensvollen Kontakte nicht verwunderlich erscheint. Die in einigen der untersuchten 
Landkreise gut funktionierende Zusammenarbeit zwischen dem Innovationsberater der 
Kammer, dem Wirtschaftsförderer des Landkreises und den RKW-Einrichtungen ist 
vermutlich eine Erklärung für die relativ starke Inanspruchnahme der RKW-Bera-
tungseinrichtungen (interessanterweise auch durch einen großen Teil der "noch" nicht-
innovativen Betriebe), verglichen etwa mit den Transfereinrichtungen der Steinbeis-
Stiftung. Die Beratungseinrichtungen des Landesgewerbeamtes, des VDI/VDE und 
der Kreisverwaltungen haben demgegenüber eine geringere Bedeutung im Wissens-
und Technologietransfer im ländlichen Raum. So läßt sich bereits an dieser Stelle die 
Vermutung äußern, daß der von den infrastrukturellen Technologieangebotseinrich-
tungen und von den meisten Transfereinrichtungen ausgehende innovative Stimulus, 
um Unternehmen in peripheren Wirtschaftsräumen zu Innovationsaktivitäten zu bewe-
gen, bislang als noch unzureichend einzuschätzen ist. Die Innovationsinfrastrukturen 
werden vermutlich von den Unternehmen genutzt, weil und insoweit sie bereits inno-
vativ sind. Denn gerade innovative Unternehmen sind im Rahmen ihrer Entwicklungs-
und Innovationsaktivitäten häufig auf hochspezialisierten Gebieten tätig, in denen sie 
die entsprechenden Partner (auch an Hochschulen und Forschungseinrichtungen) be-
reits aus einer langjährigen Zusammenarbeit kennen. Obwohl die Transferinfrastruk-
tur gleichwohl durch Informationsveranstaltungen, Informationsmaterial und auf Be-
ratungsanfragen der Betriebe hin oft wertvolle Vermittlungsdienste leistet, wird sie 
(mit Ausnahme der Kammer-, der Fachverbands- oder der RKW-Einrichtungen) bis-
lang eher selten genutzt. 

Die feststellbaren Wissensdefizite dürften nicht zuletzt auch für die von einem großen 
Teil der nicht-innovativen kleinen und kleinen mittelständischen Betriebe gewählten 
"einfachen", auf die Erzielung von Skalenvorteilen gerichteten, Fertigungs- und 
Technologiestrategien verantwortlich sein, da beispielsweise der Einsatz neuerer com-
putergestützter und flexibler Verfahrenstechniken für die Erstellung qualitativ hoch-
wertiger und technologieintensiver Kundenlösungen entsprechendes Know-How und 
innovationsrelevante Funktionen (z.B. für computergestützte Entwicklungs- und De-
signaktivitäten) im Betrieb erfordert. 
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Nicht nur bei der Wahrnehmung technologischer Opportunitäten, sondern auch bei 
der Wahl der Wachstumsstrategien sind die nicht-innovativen Betriebe - entsprechend 
ihrer geringen Wissensbasis - stärker auf die Suche von Wettbewerbsvorteilen in ihren 
"traditionellen" Geschäftsfeldern verhaftet. Bei Sättigungstendenren in diesen Markt-
segmenten und bei Verlust von Kundenpräferenren, beispielsweise als Folge einer 
technischen oder modischen Veralterung der Produkte, erscheinen sie daher stark ge-
fährdet, da sie bislang ihrem angestammten Produktangebot kaum neue Absatzmärkte 
im Ausland oder neue Einsatzbereiche und Nachfragesegmente, auf die ein 
"Ausweichen" möglich gewesen wäre, erschließen konnten. 

Trotz - oder gerade wegen - ihrer intensiven Informationsaktivitäten im Wissens- und 
Technologietransfer und ihres vergleichsweise hohen Know-Hows schätzen die inno-
vativen Betriebe den Mangel an markt- und technikrelevanten Informationen als ihren 
bedeutendsten Engpaß im Innovationsprozeß ein. Der geringe Bekanntheitsgrad und 
die großen Kenner-Nutzer-Lücken zahlreicher Infrastruktureinrichtungen lassen auch 
bei ihnen auf ein erhebliches Wissenstransferpotential aus diesem Bereich schließen. 
Für den großen Informationsbedarf der Innovatoren sprechen auch die vielfach als zu 
gering empfundene Qualifikation ihrer Beschäftigten und ihre Probleme bei der Be-
schaffung qualifizierter Beschäftigter. 

Neben den Problemen bei der Akkumulation innovationsrelevanten Wissens hemmen 
auch Kreditfinanzierungsprobleme und die beschränkten Möglichkeiten zur Beschaf-
fung von Beteiligungskapital die entwicklungsrelevanten Innovationsaktivitäten der 
untersuchten Industriebetriebe im ländlichen Raum. Die Probleme bei der externen 
Eigenfinanzierung sind jedoch nicht nur auf regional beschränkte Möglichkeiten zu-
rückzuführen, sondern besonders auch auf die feststellbare Kluft zwischen der Infor-
mationsbereitschaft der innovativen Akteure und dem Informationsbedarf der potenti-
ellen Kapitalgeber und den damit einhergehenden Informationsasymmetrien. Daneben 
hemmt oftmals die Befürchtung einer möglichen Einflußnahme der Kapitalgeber auf 
die unternehmerische Autonomie des innovativen Akteurs - und die daraus resultie-
rende geringe Neigung zur Aufnahme externen Eigenkapitals - eine Verbesserung der 
Eigenmittelbasis vieler Betriebe. 

Bei der bivariaten Dependenzanalyse eines untersuchten Zusammenhangs blieben die 
Wirkung der zahlreichen anderen (relevanten) Engpaßfaktoren und mögliche interde-
pendente Effekte zwischen diesen unberücksichtigt. Von wissenschaftlichem und re-
gionalpolitischem Interesse ist aber auch die Frage, welche Engpaßfaktorkombina-
tion das Innovationsverhalten in den untersuchten Räumen am stärksten hemmt. 
Ob sich die oben ermittelten Zusammenhänge auf sämtliche zur Operationalisierung 
der angebots- und nachfrageseitigen Engpaßfaktoren herangezogenen Hemmnisse glei-
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chennaßen zurückführen lassen oder ob bestimmte Engpaßfaktoren der Innovation 
eine besondere Bedeutung haben, kann mit Hilfe multivariater Analyseverfahren un-
tersucht werden1. Aus diesem Grunde wird im folgenden die große Zahl der oben 
analysierten Engpaßfaktoren innerhalb der angebotsseitigen und der nachfrageseitigen 
Engpaßfaktorenbereiche in die vier Engpaßfaktorenblöcke bzw. logistischen Regressi-
onsgleichungen aufgeteilt: 

Informations- und Qualifikationshemmnisse der lnnovation2, 
sonstige betriebliche Engpaßfaktoren der lnnovation3, 
nachfrageseitige Engpaßfaktoren der Innovation 4und 
standörtliche Engpaßfaktoren der Innovations. 

Damit wird versucht, jeweils diejenige Kombination von Engpaßfaktoren in den vier 
Engpaßbereichen zu ermitteln, die das einzelwirtschaftliche Innovationsverhalten in 

den untersuchten ländlichen Wirtschaftsräumen besonders beeinflussen6. Dabei ge-
langt man zu den folgenden vier Regressionsgleichungen7: 

So ist es etwa vorstellbar, daß nur die Betriebsgröße die einzelwirtschaftlichen Innovationsakti-
vitäten beeinflußt und sich beispielsweise die signifikanten Zusammenhänge zwischen der infor-
mellen Vernetzung der Betriebe mit dem lnnovationsinfrastruktumetzwerk und dem Anpassungs-
und Neuerungsverhalten ausschließlich auf eine unterschiedliche Größenverteilung innerhalb der 
jeweiligen Gruppe von Betrieben eines bestimmten Vernetzungstyps zurückführen ließen. 

2 Die Qualifikationsstruktur, die innovationsrelevanten Funktiona!kompetenzen (incl. der FuE-
Quoten 1988 und 1993 sowie ihrer Entwicklung im Untersuchungszeitraum), die Struktur und 
Intensität der informellen Vernetzung bei der Nutzung der diversen Diffusionskanäle, die 
Struktur und Intensität der diversen Informationsbedürfnisse und der Informationsdefizite sowie 
die Know-How-Abhängigkeit der Betriebe im Wissens- und Technologietransfer. 

3 Die Betriebsgröße, die speziellen Wettbewerbsvorteile der Betriebe und die verfolgten Wachs-
tumsstrategien der Betriebe, die die strategische Orientierung und die Innovations- und Wagnis-
bereitschaft der Entscheidungsträger abbilden, die Produktionsweise und der organisatorische 
Status der Betriebe. 

4 Der Gesamtumsatz 1988 und 1993, die Umsatzentwicklung von 1988 bis 1993, die Exportquo-
ten der Betriebe 1988 und 1993 und die Entwicklung der Exportquoten von 1988 bis 1993. 

5 Die Anforderungen und Erfüllungsgrade der Standortansprüche der untersuchten Betriebe hin-
sichtlich der Charakteristika der regionalen Arbeitsmärkte, der Nähe von unternehmensorien-
tierten Dienstleistungsanbietern und Wissenszentren, Abnehmern und Lieferanten. 

6 Die Ermittlung der Variablen- bzw. Prädilctorenkombination, die die abhängige Variable bzw. 
das Kriterium "einzelwirtschaftliche Innovation" am besten erklären, wurde mit Hilfe des SAS-
Programms "Logistic Proccdure - Stepwise Sclection" durchgeführt, wobei die Auswahl der 
Prädiktoren schrittweise, vom einfachsten Modell mit einer erklärenden Variable ausgehend zum 
"best-fit-model" hin, erfolgt (vgl. hierzu Alderman, N., u.a., 1982, S. 11). Die Beziehungen 
zwischen den unabhängigen Variablen einer jeden Regressionsgleichung werden im Rechenalgo-
rithmus auf Linearität, Additivität und signifikanten Erklärungsgehalt geprüft. 

7 Mit dem Concordant-Maß steht ein Gütemaß der berechneten Regressionsgleichungen zur Ver-
fügung, welches als Ergebnis eines paarweisen Beobachtungsvergleichs der 143 innovativen Be-
triebe mit den 51 nicht-innovativen Betrieben denjenigen Anteil der 7293 Paarvergleiche angibt, 
bei denen nach der Maximum-Likelihood-Schätzung die innovativen Beobachtungen auch 
tatsächlich die höhere Eintrittswahrscheinlichkeit besitzen. Der paarweise Vergleich der innova-
tiven und der nicht-innovativen Betriebe ergibt also für die hier berechnete Regressionsgleichung 
zu den bedeutendsten Innovationsengpaßfaktoren im Bereich "Information und Qualifikation" 
einen Anteil von 78,9% an Paarvergleichen, in denen die Eintrittswahrscheinlichkeit des Ereig-
nisses "innovativ" für die innovative Beobachtungseinheit größer ist als für die nicht-innovative 
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Abhängige Variable: Die einzelwirtschaftliche Innovation 

Unabhängige Variable: Regressions- Exp(B)-Wert Signifikanz 
Engpaßfaktoren der Innovation koeffizient bzw. 
im Bereich„ "odds-ratio" 
„ von Information und 

Qualifikation• 
Konstante -3,0875 0,046 0,0001 

- informelle Vernetzung mit der 0,3592 1,432 0,0172 
Innovationsinfrastruktur 

- FuE-Aktivitäten 2,4663 11,779 0,0001 

„ sonstiger betrieblicher 
Merkmale•• 

Konstante -8,0148 0,000 0,0001 

- spezielle Wettbewerbsvorteile in 

.. einer hohen 0,9534 2,594 0,0283 
Verarbeitungsqualität 

.. der fortschrittlichen 1,3000 3,669 0,0035 
Technologie 

- innovationsorientierte 1,4238 4,153 0,0001 
Wachstumsstrategien1 

- Fertigungsarten: 

.. Kleinserienfertigung 1,7862 5,967 0,0004 

.. Großserienfertigung 0,8356 2,306 0,0448 

.. der Nachfrage**• 

- Exportquote 1988 0,0798 1,083 0,0001 

- Umsatzwachstum von 1988 bis 0,0236 1,024 0,0001 
1993 

„ der Standortansprüche der 
Industrie**** 

- räumliche Nähe der Abnehmer -0,4349 0,647 0,0385 

- Verfügbarkeit von Technikern 0,7152 2,045 0,0002 

Die exogenen Variablen "Produkterweiterungsstrategie" und "Diversifikationsstrategie" sind 
linear hochkorreliert mit der abhängigen Variable. 

•• ... 
•••• 

Concordant 78,9% 
Concordant 81,6% 
Concordant 80, 7% 
Concordant 63,0% 

Beobachtungseinheit. Siehe hierzu ausführlich SAS/STAT Users Guide, Release 6.03 Edition, 
1988, s. 1088 ff. 
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Die Wahrscheinlichkeit einer Innovation hängt im Engpaßfaktorenbereich 
"Information und Qualifikation" in besonderem Maße vom Anteil der Ausgaben eines 
Betriebes für FuE am Gesamtumsatz und von der Intensität der informellen Vernet-
zung eines Betriebes mit den wissenschaffenden und -vermittelnden Einrichtungen der 
Innovationsinfrastruktur ab. Dieser Befund verdeutlicht den bereits angesprochenen 
"Doppeleffekt" der betrieblichen FuE-Aktivitäten, die sich zum einen positiv auf den 
Innovationsoutput eines Betriebes in Form neuer Produkte und Verfahren auswirken 
und die zum anderen durch die damit verbundene Akkumulation einer Wissensbasis 
auch die systematische Aufnahme, Verarbeitung und interne Umsetzung von Informa-
tionen aus dem Wissenschafts- und aus dem Technologiebereich erleichtern (mit FuE-
Aufgaben befaßte Akteure als "gatekeeper" mit erhöhter Absorptionsfähigkeit im Wis-
sens- und Technologietransfer). Intensive FuE und innovationsorientierte Informati-
onsaktivitäten kennzeichnen also hochsignifikant Betriebe, die über routinisierte Wert-
schöpfungsprozesse hinaus zusammen mit externen "unternehmensfernen" Experten 
und Beratern Konzeptionen entwickeln und die somit auch intensiver die hierfür not-
wendigen Such- und Informationsprozesse entfalten. 

Innovative Betriebe zeichnen sich daneben dadurch aus, daß sie bestrebt sind, mit ih-

ren Verfahren und ihren Produktlösungen "auf dem Stand der Technik" zu bleiben, 
und daß sich ihre Kundenlösungen durch eine damit verbundene hohe Qualität von 
den Produkten der Wettbewerber abheben sollen, um Wettbewerbsvorteile zu erzie-
len. Hierfür werden eine kompetente interne FuE und gute Beziehungen zur relevan-
ten "scientific community" benötigt. Die hohe Ungewißheit dieser innovativen Strate-
gien und die damit verbundenen hohen Kosten versuchen die lnnovatoren durch eine 
Streuung auf mehrere Produkt-/Marktkombinationen zu diversifizieren. 

Die Fertigung dieser innovativen Produktlösungen in kleinen bis größeren Serien läßt 
annehmen, daß sich die untersuchten Industriebetriebe - überwiegend KMU - auf das 
Aufsuchen von Gelegenheiten in Marktnischen, in denen sie über komparative Vor-
teile verfügen, spezialisiert haben. 

Betriebe mit höheren Exportquoten sind durch weitere Aktions- und Informationsra-
dien und eine größere Wagnisbereitschaft gekennzeichnet, was sich innovationsför-
dernd auswirkt. Zudem könnte ein erfolgreiches Bestehen auf Auslandsmärkten auch 
in stärkerem Maße Neuerungen im Produkt- und Verfahrensbereich erfordern. 
Dementsprechend spielt die räumliche Nähe ihrer Abnehmer für sie eine vergleichs-
weise geringe Rolle. Von größerer Bedeutung sind für innovative Betriebe vielmehr 
ein ausreichendes Angebot an technischen Qualifikationen als spezifischer Kompetenz 
für technische Neuentwicklungen. 
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Angesichts ihrer größeren Innovationsbereitschaft und -fähigkeiten gelingt es ihnen, 
durch neue Produktionsverfahren die Preisstruktur des Angebots zu verändern und 
durch Produktneuerungen die Qualitäts- und Mengenstruktur des Angebots erfolgreich 
zu beeinflussen sowie eine nachfrageseitige Substitution zugunsten preiswerterer und 
neuer Produkte herbeizuführen. Bei dieser Argumentation darf jedoch nicht übersehen 
werden, daß erst bei günstigen Erwartungen hinsichtlich der Nachfrageentwicklung 
neue Angebote auf den entsprechenden Märkten eingeführt werden. 

Zur Klärung der Fragen, für welche Betriebe in den untersuchten ländlichen Räumen 
ein besonders innovationshemmender Informationsmangel besteht und welche in-

frastrukturellen Ansatzpunkte zur Förderung des Wissens- und Technologietrans-
fers im ländlichen Raum sich anbieten, lassen sich entsprechend 

der Vernetzung der Betriebe mit dem lnnovationsinfrastruktumetzwerk und 
ihrer Informationsvernetzung mit dem Unternehmensnetzwerk 

hoch-, mittel- und gering-vernetzte Betriebe in den untersuchten ländlichen Räumen 
unterscheiden. 

hnmerhin rd. 30 % der Betriebe in den untersuchten ländlichen Wirtschaftsräumen 
sind nur sehr gering informationsvernetzt und können daher ihre geringeren Informa-
tionsbeziehungen zu den Marktpartnern im Unternehmensnetzwerk nicht durch eine 
verstärkte Inanspruchnahme der vorhandenen Innovationsinfrastruktur kompensieren. 

Hinsichtlich der Intensität der Nutzung der Informationsquellen innerhalb des 
Unternehmens- und des Infrastrukturnetzwerks unterscheiden sich diese drei Be-
triebstypen in der bivariaten Analyse - wie erwartet - stark voneinander. So konnten 
sich die gering-vernetzten Betriebe den Know-How-Pool der Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungsinstitute überhaupt noch nicht erschließen. Von den 
Betrieben mit mittlerem Vernetzungsgrad (rd. 58% aller Betriebe) gelang dies gerade 
der Hälfte. Was die Transferinfrastruktureinrichungen anbelangt, weisen die Ge-
ring-Vernetzten mit durchschnittlich 5% eine 8-mal niedrigere Nutzerquote, die 
Mittel-Vernetzten mit 19% nur eine etwa halb so hohe Nutzerquote - verglichen mit 
den hoch-vernetzten Betrieben - auf. Ein Innovationsstimulus und eine engpaßorien-
tierte Unterstützung scheitert bei den gering- und mittel-vernetzten Betrieben nicht 
zuletzt daran, daß einige Transfereinrichtungen zwischen 21 und 86% dieser Betriebe 
überhaupt nicht bekannt sind. Innerhalb des lnnovationsinfrastrukturnetzwerkes sind 
deshalb Innovationsimpulse - wenn überhaupt - bislang nur von den Technologietrans-
fer- und Innovationsberatungsstellen der Kammern, der jeweiligen Fachverbände und 
des RKW zu erwarten. 
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Grundvoraussetzung für eine innovationsorientierte Informationsnachfrage ist ein 
subjektives Informationsbedürfnis der mit Innovationsaufgaben betrauten Personen in 
den Betrieben. Das Informationsbedürfnis im Wissens- und Technologietransfer hängt 
dabei ganz wesentlich von den Zielen, dem Anspruchsniveau, der Risikoeinstellung, 
dem Wissensstand und der Selbsteinschätzung der betrieblichen Entscheidungsträger 
ab. Transferbedürfnisse haben die untersuchten Betriebe vor allem nach Informatio-
nen über neue Produkt- und Verfahrensentwicklungen sowie über Marktent-
wicklungen und hinsichtlich der Beratung bei der Beschaffung öffentlicher Finanzie-
rungshilfen. Auffallend niedrig ist das Interesse an bzw. Problembewußtsein hin-

sichtlich der Vermittlung von Kooperationspartnern oder von Patent- und Liz.enzin-
formationen. 

Aber selbst wenn innovationsorientierte Informationsbedürfnisse bei den Betrieben 
vorliegen, unterbleibt eine Informationsnachfrage der Betriebe etwa dann, wenn sie a 
priori davon ausgehen, daß die potentiell verfügbaren Informationen nicht dazu ge-
eignet sind, ihre Wissenslücken auszufüllen oder der Aufwand zur Informationsbe-
schaffung bei den potentiellen Informationsquellen höher ist als der erwartete Nutzen. 
So beeinflussen - neben den grundsätzlichen Einstellungen gegenüber betriebsexternen 
Informationen oder gegenüber bestimmten Institutionen - auch die persönlichen Erfah-
rungen der Vergangenheit die Einschätzung des Informationswerts einer bestimmten 
Informationsquelle. Hält also ein Informationssucher die von einer Informationsquelle 
angebotenen Informationen - aus welchen Gründen auch immer - für nicht adäquat, so 
ist kaum mit einer Nachfrage zu rechnen. So sollte das Informationsangebot der 
Transferstellen, nach der Auffassung vor allem kleinerer Betriebe, nach Möglichkeit 
regional verfügbar, übersichtlich und stark anwendungsorientiert sein. 

Aus der Untersuchung der Frage, inwieweit die transferthemenbezogenen Informati-
onsbedürfnisse der drei Informationstypen in den ländlichen Untersuchungsräumen zu 
einer Informationsnachfrage führen, wird erkennbar, daß die hoben lnformations-
bedürfni~ der hoch-vernetzten Betriebe (kein Transferthemenbereich spricht das 
Problembewußtsein von weniger als rd. 60% der Betriebe dieses Typs an), verglichen 
mit den beiden anderen Informationstypen, weitgehend durch die bestehende Trans-
ferinfrastruktur befriedigt werden. Die Betriebe mit einem geringen und einem 
mittleren Vemetzungsgrad haben hingegen, auch bei Vorliegen eines Beratungsbe-
darfs, noch erhebliche lnformationsderizite bzw. Transferpotentiale, vor allem 
was Informationen über öffentliche FuE-Fördermittel, über Marktentwicklungen und 
über betriebliche Qualifikationsmaßnahmen anbelangt. 
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Von den gering- und den mittel-vernetzten Betrieben geben 31 % bzw. 24% als we-
sentlichen Hemmfaktor einer Zusammenarbeit mit Transferinfrastruktureinrich-
tungen an, daß es hierfür entweder bisher keine Veranlassung gab, da die im Innova-
tionsprozeß entstehenden Probleme selbst gelöst werden könnten, oder daß die Mög-
lichkeit der Nutzung von Innovationsinfrastruktureinrichtungen noch gar nicht in Be-
tracht gezogen wurde. Dies läßt auf ein nur schwach ausgeprägtes Problembewußtsein 
der Geschäftsführung hinsichtlich der Auswirkungen neuer Technologien und Pro-
dukte und hinsichtlich der Chancen eines funktionierenden Technologietransfers 
schließen. 

Interessant erscheint dies vor allem vor dem Hintergrund des vergleichsweise geringen 
Anteils hoch- und mittelhochqualifizierter Beschäftigter der gering-vernetzten Be-
triebe, ihrer signifikant niedrig ausgeprägten Funktionalkompetenz hinsichtlich der für 
den lnnovationsprozeß als besonders wichtig einzuschätzenden Betriebsfunktionen so-
wie ihrer geringen Fort- und Weiterbildungsaktivitäten. Bei diesen gering außenori-
entierten Informationstypen scheinen also - neben Problemen der Innovations- und In-
formationsfähigkeit - auch eine geringe Innovations- und Informationsneigung einen 
funktionierenden Wissens- und Technologietransfer zu hemmen. Aber auch die ge-
ringe Berücksichtigung der festgestellten spezifischen betriebsstrukturellen Merkmale 
und der betriebstypenspezifischen Informations- und Transferbedürfnisse im ländli-
chen Raum hemmt einen intensiveren entwicklungsstimulierenden Diffusionsprozeß. 
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2. Ansatzpunkte einer innovationsorientierten Infrastrukturpolitik 
für ländliche Wirtschaftsräume 

Abschließend kann festgehalten werden, daß die Einrichtungen der 
Innovationsinfrastruktur die in sie gesetzten Hoffnungen auf einen Wissens- und 
Technologietransfer in ländliche Wirtschaftsräume aus der Sicht der betroffenen 
Betriebe bislang nur in unzureichendem Maße erfüllt zu haben scheinen. Beson-
ders in den Landkreisen Zollernalb und Alb-Donau, die beide durch einen überpro-
portional hohen Anteil nicht-innovativer Betriebe gekennzeichnet sind (46 bzw. 34%), 
weisen hohe Anteile gering-informationsvernetzter Betriebe (44 bzw. 34%) auf feh-
lende Innovationsstimuli via Wissens- und Technologietransfer hin. Zwar ist es eini-
gen Institutionen durchaus gelungen, sich eine respektable Klientel zu schaffen, doch 
es gibt Hinweise, daß die Innovationsdynamik der Betriebe im ländlichen Raum auf 
diese Weise nur gering unterstützt und erhöht wurde, da bisher vor allem solche Un-
ternehmen ihr Leistungsangebot in Anspruch genommen haben, die bereits von sich 
aus eine hohe Innovationsneigung und -fähigkeit aufweisen und in erheblichem Maße 
innovationsrelevante Informationen von ihren Marktpartnern beziehen. Gerade bei ih-

nen ist davon auszugehen, daß ihre Innovationskraft auch durch Hochschuleinrichtun-
gen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und Transfer- und Innovations-
beratungseinrichtungen gestärkt werden konnte. 

Die Einrichtungen der wissenschaftsnahen Innovationsinfrastruktur scheinen bis-
lang sehr eng an der Schaffung und Verbreitung von technischem Wissen und nur we-
nig an einer Zusammenarbeit mit kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMU) 

im ländlichen Raum interessiert zu sein, die einen überwiegend marktnahen FuE-Be-
ratungsbedarf und Zeithorizont haben und nur über geringe betriebsinterne Innovati-
onskompetenzen verfügen. Es sind aber nicht nur die transferfremden, reputationsori-
entierten Wertvorstellungen der wissenschaftsnahen Technologieanbieter, sondern 
auch fehlende marktliche Anreize kleiner FuE-Projekte, die Zentralisierung die-
ser Infrastrukturen in den Ballungsräumen und ein hoher administrativer Auf-
wand, die den entwicklungsrelevanten Wissens- und Technologietransfer in den länd-
lichen Raum hemmen. Diese Problematik dürfte einen ganz wesentlichen Erklärungs-
beitrag für den hohen Anteil nicht-innovativer und gering-informationsvernetzter Be-
triebe im Alb-Donau-Kreis (rd.34%) liefern, die vom "Know-How-Pool" der Wissen-
schaftsstadt Ulm noch unzureichend profitieren. 

Auch von der Intermediär- oder Transmissionsfunktion der Transfer- und Innovati-
onsberatungseinrichtungen kann derzeit kein massiver Spillover-Effekt bei der 
Mehrzahl der kleinen und mittelständischen Unternehmen im ländlichen Raum - ent-
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gegen der offiziellen Programmatik - erwartet werden. Ihr Einschaltgrad im Wis-
sens- und Technologietransfer ist eher gering. Als Informationsvermittler neuer tech-
nischer und ökonomischer Informationen in die Unternehmen spielen beispielsweise 
die Transferzentren der Steinbeis-Stiftung und die Beratungsstellen des Landes-
gewerbeamts oder der Wirtschaftsförderer einiger Landkreise eine vergleichsweise ge-
ringe Rolle. Die Haupthemmnisse sind auch hier verstärkt im Vorfeld der Zusam-
menarbeit zu vermuten. 

Ein effektiver und entwicklungsstimulierender infrastruktureller Wissens- und Tech-
nologietransfer und eine intensivere Nutzung des volkswirtschaftlichen Wissenspoten-
tials setzen aber voraus, daß die Informationsaustauschblockaden und Informationsbe-
dürfnisse der Technologienachfrager im ländlichen Raum von den (halb)staatlichen 
Technologieanbietern und Transfereinrichtungen erkannt und ernst genommen werden 
und daß die vorgenannten Blockaden beseitigt werden. Dies kann etwa durch eine er-
höhte Zielgruppenbedarfsorientierung und Transparenz des Leistungsangebots 
sowie durch aktive Maßnahmen zur Sensibilisierung der Unternehmensleitungen 
und der Beschäftigten für die Chancen, die neue Technologien und der Bezug exter-
nen Know-Hows bieten können, erreicht werden. Dabei ist vor allem auf die noch 
nicht am Technologietransfer teilnehmenden Unternehmen im ländlichen Raum (etwa 
30 % ) abzuzielen (Anreize für Erstkontakte und -beratungen, Kontaktflächen zu 
Hochschul- und Forschungseinrichtungen). Erforderlich sind in ihrem Fall aber auch 
komplementäre Aktivitäten zur Überwindung des Engpaßfaktors "qualifiziertes 
Personal" in den Betrieben (Aus- und Weiterbildung, Attraktivität einer Region). 
Mittels einer stärker zielgruppen- und bedarfsorientierten "aktiven" Strategie im Wis-
sens- und Technologietransfer sollte es ferner möglich sein, die Einstellungen in den 
Unternehmen gegenüber technologischen und marktlichen Veränderungen, gegenüber 
externen Informationslieferanten (z.B. Scheu vor externen Partnern oder Furcht vor 
der Preisgabe internen kompetitiven Know-Hows) und der hierfür notwendigen perso-
nellen Ausstattung positiv zu beeinflussen, um diese bedeutenden untemehmensinter-
nen Voraussetzungen eines funktionierenden Wissens- und Technologietransfers zu 
schaffen. 

Daneben erweist sich die etwas stärkere Einbindung der unternehmensorientierten 
Transfereinrichtungen in die Konzeptionierung und Realisierung von Innovationsvor-
haben im ländlichen Raum besonders dann als Hemmfaktor für eine Vermittlungstä-
tigkeit in den Hochschulbereich, wenn nur die alten Vorurteile und Berührungsängste 
der Wirtschaft gegenüber der Wissenschaft reproduziert werden oder keine hinrei-
chende Transparenz über das potentielle Leistungsangebot der wissenschaftlichen 
Technologieanbieter vorliegt. Mangelnde Vermittlungs- und Kooperationsanreize für 
die wirtschaftsnahen Transferstellen und ein fehlendes, auf spezielle Zielgruppen zu-
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geschnittenes Marketing erschweren den Informationsaustausch zusätzlich. Wissen-
schaftsnahe Transfereinrichtungen stehen vor dem spiegelbildlichen Problem einer zu 
starken Organisationszentrierung und mangelhafter Anreizstrukturen der derzeitigen 
institutionellen Arrangements zur Erhöhung der Kooperationsbereitschaft mit KMU. 
Intensivere Kontakte zwischen wissenschaftlichen Infrastruktureinrichtungen und 
den Betrieben im ländlichen Raum durch die Einrichtung interdisziplinärer Ge-
sprächskreise könnten existierende Hemmschwellen zwischen Wissenschaft und Indu-
strie abbauen helfen. Solche infrastrukturellen Verbesserungmaßnahmen, sowohl in 
den Beziehungen zwischen den am Technologietransfer Beteiligten als auch implizit 
auf der Technologieangebotsseite, sollten durch institutionelle Regelungen, die ent-
sprechende monetäre Anreize zur Zusammenarbeit und Nachfrageorientierung der 
(halb-)staatlichen Infrastruktureinrichtungen vermitteln, unterstützt werden. 

Es muß aber auch deutlich gemacht werden, daß der infrastrukturelle Wissens- und 
Technologietransfer allein nur eine notwendige, aber noch keine hinreichende Bedin-
gung dafür sein kann, daß das transferierte neue Wissen erfolgreich bei den jeweiligen 
Wirtschaftsaktivitäten angewandt wird. Ohne den gegebenenfalls erforderlichen 
Transfer weiterer Produktions- bzw. Innovationsfaktoren und ohne die Existenz einer 
ausreichenden Nachfrage sind positive Entwicklungseffekte im ländlichen Raum eher 
unwahrscheinlich. 
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Anhang 

Abbildungen 

Abbildung 1: Entwicklungsbezogene Typisierung ländlicher Nahbereiche Baden-
Württembergs 
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Abbildung 2: Begleitschreiben zur Betriebsbefragung 

Untersuchung zur Konzeption und Praxis des Technologie- und Wissenstransfers 

in ländlichen Räwnen Baden-Württembergs 

An die 
Betriebsleitung 

Sehr geehrte Damen und .Herren, 

zur Untersuchung des IMovations- und Infonnationsverhaltens von Betrieben in ländlichen Wirtschaftsräumen in 
Baden-Württemberg möchten wir Sie bitten. den beigefügten Fragebogen auszufüllen und in dem dafür vorgesehenen 
Freiumschlag an die Europäische Forschungsstelle für den Ländlichen Raum an der Universität Hohenheim 
zurückzusenden. 

Die erwarteten Ergebnisse der Betriebsbefragung, deren purchfiihnmg im Auftrag des Ministeriums für den 
Ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Baden-Württemberg und des Wirtschaftsministeriums 
Baden-Württemberg erfolgt, werden als Grundlage für eine Verbesserung des Tech.nologie- und Wissenstransfers i.n 
ländlichen Räumen dringend benötigt. 

In anderen Regionen mit vergleichbaren Problemen sollen sie als Orientierungshilfe dienen. 

Die Erhebungen werden im Rahmen einer umfangreichen Untersuchung von Experten der wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität Hohenheim in Zusammenarbeit mit verschiedenen regionalen uad 
überregionalen Einrichtungen durchgeführt. Zu nennen sind neben den Landkreisen auch zahlreiche Kammern und 
Verbände. 

Auch der Landkreis Main-Tauber und die IHK Heilbronn unterstützen das Vorhaben durch technisch-organisatorische 
Hilfen und praxisorientierte Beratung der beteiligten Wissenschaftler. Sie stehen im Falle von Bedenken oder 
Nachfragen unter den Rufnummern 09341/82-270 (Herr Müssig) und 07131/9677-110 (Herr Dr. Kessler) als 
Ansprechpartner gerne zur Verfügung. 

Obwohl das Ausfüllen des beiliegenden Fragebogens mit einer gewissen Arbeitsbelastung verbunden ist, möchten wir 
Sie angesichts der besonderen Bedeutung des Themas für die regionale Wirtschaftsentwicklung herzlich bitten, alle 
Fragen zu beantworten. Die Antworten sollen sich auf Ihren Betrieb beziehen. Die Befragung erfolgt anonym. Die 
Ergebnisse und Handlungsempfehlungen der Studie werden von den Wissenschaftlern der Universität Hohenheim im 
Frühsommer des nächsten Jahres in unserem Landkreis vorgestellt. 

Wir verbleiben mit bestem Dank für Ihre Mühe und 

mit freundlichen Grüßen, 

~~ 
Landrat Denzer 

Dr. Schmalz 
(!HK Heilbronn) 

(Wiss. Leiter) 

Dipl. oec. Nolte 
(Wiss. Bearbeiter) 
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Abbildung 3: Fragebogen zur Betriebsbefragung 

Erhebung zum Innovations- und Informationsverhalten von Betrieben in ländlichen 
Räumen 

Diese Befragung erfolgt im Rahmen des Fon,;hungsprojekts 

Zieladäquate Infnstruktur für den ländlichen Raum 

Eine Untersuchung zur Konzeption und Praxis des Technologie- und Wissenstransfers in Hlndlichen Wirtschaftsrlwnen 
Baden-Württembcrgs. 

In die Untersuchung sollen neben den lnstirutioncn auch die Anbieter und Nachfrager im Transfcrprozeß mit einbezogen 
werden. Deshalb möehtcn wir Sie bitten. die folgenden Fragen zu beantworten. Bitte kennzeichnen Sie die zutreffenden 
Kn:ise wie folgt lll{ (MehrfachneMungen sind in den meisten Fallen mOglich und erw11nscht). 

Der "Europlische Foncbuop1d1rwerpuakt Llndlicber Raum" garantiert bei der Umfrage die Einbalt11a1 einer strencea 
Vcr1nulicbkeit und Aaoaymitlt Du-er Anpben. Die Daten aus der Befragung werden ausschlic81ich in anonymisierter 
Fonn und stets nur zusammengefaßt mit den Angaben der anderen Befragungsteilnehmer ausgewertet. Damit kann niemand 
aus den Ergebnissen erkennen, von wem die Angaben gemacht worden sind. 

Wenn Sie es wünschen, stehen wir Ihnen gerne für Rückfragen zur Verfügung: 

1. Welcher Branche ist der Betrieb zuzuordnen? 
Rechtsform: . 

Beschäftigte 1993: 

2. Jahr der Gründung: 
.. als selbständiges Unternehmen 0 
.. als Zweigbetrieb 0 

3. Organisatorischer Status 

0 der Betrieb ist gleichzeitig Unternehmen (Ein-Betriebs-Unternehmen) 
0 der Betrieb ist Teil eines Mehr-Betriebs-Unternehmens 

0 der Betrieb ist Stammbetrieb/Unternehmenszentrale 
0 der Betrieb ist Zweigbetrieb 
0 der Betrieb erzeugt ein :ihnlichcs Produkt wie der Stammbetrieb 

Prof. Dr. Klaus Herdzina 0711-459-
2593 

Dipl.-oec. Bernd Nolte 0711-459-
3498 

0 der Betrieb liefen Vor-/Zwischcnprodukte an mehrere Betriebe des Unternehmens 
0 der Betrieb hat ein unabhängiges Programm 
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Stand Entwicklung seit 1988 erwartete EntwickJung für 
1993 di• nlchsten 5 Jahre 

Zunahm• (+I Abnahm• 1-1 Zunahm• (+I Abnahme H 
h6hor• kaufm. 
Ang•stollte 

Hochschul-
ingenieure 

sonst. 
Angestellte 

Facharbeiter 

angelernte 
Arbeiter 

Hilfsarbeiter 

Frauenanteil 

5. Wie haben sich in Ihrem Betrieb Umsatz, Export und Foncbun1 und Entwidduac entwickelt (Schltzungcn 
ausreichend) ? 

Umsatz (in Mio. DM. ohne Innenumsatz) 
E.'<J>Ortanleil am Umsatz ("/4) 
Forschungs- und Entwicklungsanteil 
am Umsatz (%) 

1988 1993 

6. Werden die folgenden Unterncllmcasfuaktionen in Ihrem Betrieb ausgcfühn oder werden sie von anderen Betrieben 
innerhalb oder außerhalb des Unrernehmcns bezogen? 

Forschung und Entwicklung 
Konstruktion und Design 
Produktion 
Vertrieb und Verkauf 
Planung des Produktionsprogramms 
Investitions- und Finanzplanung 
Kostenrechnung 

im Betrieb 
ausgcftlhn 

0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 

von anderen Betrieben 
des Unternehmens 
bezogen 
0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 

von anderen 
Unternehmen 
gekauft 
0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 
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1. Welches sind die Hauptprodukte (-srappea) Ihres Betriebes (mit c:a. u-tzuteil)? 

(1) ........................ . 
(2) ······················•·· ···········•·······••··•·····•········•·····•····· 

·························"· 
················"· 

·························"· (3) .................. . 

2. Clwakterisien:n Sie bitte die überwiegende Art der ferd(IUDI lbrer Prudukte (-srappe• ). 

Einzelfenigung Kleinserienfertigung GroDserienfenigung 
(1-5) (6-25) (25-500) 

Produkt 1 0 0 0 
Produkt 2 0 0 0 
Produkt 3 0 0 0 

Massenfenigung 
(>SOO) 

0 
0 
0 

3. WcM Sie Ihre Produkte nach dem Alter betrachten. wieviel Umsatzanteil entfällt auf die Produkte. die seit .. 

... etwa S Jahren 

... etwa 10 Jahren 

.. .lilnger 

produziert werden. 

Umsatzanteil 

...... % 
......... % 

... % 

Umsatzentwicl<lung 
+ 0 

0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 

4. In welcher Phase des Produktlebenayklu, befinden sieh nach Ihrer Schätzung Ihn: Produkte (ca. Umsatzanteile)? 

• Marlcteinlllhrungsphase ................ ~'ti 

• Wachstumsphase ..... ·---~/1) 

• Reifephase (Phase gleichbleibenden Umsatzes) ............... % 

• Schrumpfungsphase ........ '% 

5. Wie beurteilen Sie die Preiskonkurrenz auf Ihren Märkten·~ 

... 0 stark 0 millel 0 schwach 
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6. Welches sind Oua Erachtens die speziellen Wellllewerbm,rtelle Oua Betriebes? 

0 in gODsligen Preisen 

0 in der hohen Verarbeitungsqualitat 

0 im Design 

0 im besonderen Kundenservice 

0 in der llexiblen Anpassung an KWldenwilnsche 

0 in der fortschrittlichen Technologie 

0 Sonstiges 

7. Sind Sie in den letzten 5 Jahren auf neue Mlrkte (z.B. neue Einsatzmöglichkeiten bestehender Produkte in anderen 
Branchen; rilwnlich neue Märltte) gegangen? 

0 nein Oja 

0 mit unver.\ndencn Produkten auf neue Absatz.markte 
0 mit neuen Produkten auf neue Markte 
0 mit neuen Produkten in die alten Markte 

a. Wo liegen Ihn: AboaCZmlrkte (bitte geben Sie geschätzte Umsatzanteile an)? 

% w.,chsend konstant 
im Landlcrcis 0 0 
in Badcn-Wilrtt. 0 0 
in Deutschland 0 0 
in Europa 0 0 
in Obersee 0 0 

9. Gibt es einen oder wenige wichtige Großabnehmer·~ 

0 nein 

Falls ja. geschätzter Umsatzanteil (%) 

der 3 grdßtcn Abnehmer 

schrumpfend 
0 
0 
0 
0 
0 
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10. Wie hoch iSI der Umsatzanleil, den Sie erst 11th Auftragseneilung fenigen? 

............ o/e vom Umsatz 

11. Wie baufig liefert Ihr Abnehmer Konstruktionsunterlagen, das Dlltige Fachwissen, ... 

Oimmer 0 gelegentlich 

12. Wo befinden sich Ihre Liefera• ten? 

Materialbezüge 
Dienstleistungen 

LandkJeis 

0 
0 

Ba.-Wil. 

0 
0 

0 nicht 

Deutschland 

0 
0 

Europa 

0 
0 

1. Hat Ihr Betrieb seit dem 1. 1. 1988 ein/ mehrere neue Produkte (Produktinnovationen) cingeftlhrt? 

0 nein ja. 0 vollkommen neues Produkt am Markt eingelllhn 

Obersee 

0 
0 

0 Aufnahme eines bereits am Markt befindlichen Produkts ins Angebot des Betriebs 

Geben Sie bitte an. welche der 3 bedeutendsten neu ins Angebot des Betriebs 
aufgenommenen Produkte vollkommen neu waren (z.B. Eigenentwicklungen) oder 
welche schon mehr oder weniger als 5 Jahre cingcfühn waren (beginnen Sie binc mit 
dem wichtigsten) 

neu weniger als 5 Jahre mehr als ; Jahre 
cingcfühn eingefühn 

Produkt 1 0 0 0 
Produkt:! 0 0 0 
Produkt l 0 0 0 

2. Haben Sie scir dem l. 1. 1988 neue oder wesentlich \"er.lodene Produktionstechniken ( ausgenommen neue 
Bürokommunibtion) in Ihrem Betrieb c1ngcfühn'! 

Oja Oncm (falls nein. binc wei1crl>lättcm bis Frage :i) 
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J. Ftlluen Sie bitte die w .... tllcben Verfallrall•• ovatlo- Irues Betriebes an. Waren diese neu oder wurden sie schon 
mehr/ weniger als 5 Jahre in andercn Unternehmen VOIWCJldet? 

neue Verfahren: neu 

(1) ...................................... 0 
(2) ...................................... 0 
(3) ...................................... 0 

weniger als 5 Jahre 
verwendet 

0 
0 
0 

mehr als 5 Jahre 
verwendet 

0 
0 
0 

4. War die Einfllhrung •euer Pn>duktio• llecbnikea mit der Einlllhrung aeuer Produkte verbunden? 

0 immer 0 blutig 0 nicht 

5. Welche Auwlrkuapn hatte die Einftlhrung -•• Pn>duktloaotecbaikea? 

0 Stückkostensenkung bei bGhertm Ausstol 
0 Personalkostensenkung durch Personalabbau 
0 verbesserte Produktqualitat 
0 flexiblerc Anpassung an Kundenwünsche 
0 erhöhte WeiterbildungsmaDnahmen 

6. Welche Aunrirkunp,n hatte die Einlllhrung -•• Produkte uad/ oder Pn>duktioastecbnike• auf„ 

Zunahme stabil Abnahme 
Umsatz 0 0 0 
GewiM 0 0 0 
Beschäftigte (insg.) 0 0 0 

darunter: 
Hochqualifizierte 0 0 0 
Mittei-/Geringqualifizierte 0 0 0 

7. Welches waren die Gründe für die Einführung dieser [nnovationen? 

0 Absatzchancen 
0 KostcnscnlrungspotcntiaJc 
0 Erschlielung neuer Märkte 
0 Absatzprobleme bei vorhandenen Produkten 
0 Sonstige ... 
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8. In unserem Betrieb wunlen seit dem 1. 1. 1988 keine neuen Verflllrea uad/ oder Prodakte elap:lllbrt, ... u .. 
(geben Sie bitte folgende Gewichtung an ((bedeutsam), 2(geringes Problem), 3(kein Problem)) 

0 keine Jonowtionsnotw<ndigkeit bestand (z.B. stabiler Markt) 
0 keine JonowtionsmGglichkeit bestl!ld (z.B. ausgereifte Technik) 
0 zu gro&es Risiko 
0 sonstige: .......................................................... . 

9. In unserem Betrieb wurden seit dem 1. 1. 1988 neue Verfahren und/ oder neue Produkte eingeftUut, obwohl folgende 
Hemmnisse bestanden (bitte gewichten Sie ((bedeutsam), 2(geringes Problem), ](kein Problem)). 

0 Kreditfinanzierungsprobleme. wegen 
0 fehlender Sicherheiten 
0 fehlendem technischen BeurteilungsvermGgen der Bankmilalbeiter 
0 zu hohem Finanzierungsvolumen 
0 zenlllllisierter Kreditentscheidungsabllufe bei der Hausbank 

0 Probleme bei der Eigenkapitalbescbaffimg wegen 

0 schwierige Marktabschatzung 

0 zu groller Mitspracheanspnlc:he potentieller Kapitllgeber 
0 Geheimhaltungsprobleme der Neuerung 
0 Übemahmegelilhr durch den Kapitllgeber 

0 fehlende Informationen über technische MGglichkeiten 
0 staatliche Auflagen und andere Vorschriften 
0 mangelnde Qualifikation vorhandener Milalbeiter 
0 Schwierigkeiten bei der Einstellung qualifizierter Milalbeiter 
0 ungenügendes Beratungsangebot 
0 organisatorische uod logistische Änderung des Produktionsablaufs 
0 organisatorische und logistische Änderungen des Verwaltungsablaufs 
0 sonstige Hemmnisse? ... 

10. Haben Sie in den letzten 5 Jahren ein lnnovations·rnrh;aben ilhgebrochen? 

0 nein Oja welche: 

Gründe: 
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11. Wenn Sie in den letzten 5 Jahren neue Vedahrcn bzw. neue Produkte eingcftlhrt haben, die wesentliche technische 
Verbesserunaen enthielten oder ftlr Ihr Unternehmen neu waren, welche Mllcllcbkelten bat Ihr Betrieb hierfür 
genutzt? - ----........ .. .- „Bucllcimt.l -Inaeni--- .. Sleinbci.-

U""""'- - ·- - •iltuna: 

eigene Entwicldungsarbeiten 0 0 0 0 0 0 

Kauf neuer Anlagen 0 0 0 0 0 0 

Kauf von Patenten. Lizenzen, 
sonst. techn. Wissen 0 0 0 0 0 0 

organisatorische und 
logistische Änderungen der 
Produktion 0 0 0 0 0 0 

organisatorische und 
logistische Änderungen der 
Verwaltung 0 0 0 0 0 0 

1. Wie informieren Sie sich über marktrelevantc und technische Entwicklungstrends und welchen Stcllcnwen haben die 
Informationsquellen für Sie? 

wichtig weniger wichtig unwichtig 

• Venricbsbeaulbagte vonHerstellerfinnen 0 0 0 
• Impulse der Abnehmer 0 0 0 
· aus der innerbetrieblichen Zusammenarbeit 0 0 0 
• eigene FuE-Abteilung 0 0 0 
• Konkurrenzbeobachtung 0 0 0 
· Kooper.a.tion mit anderen Unternehmen 0 0 0 
• Messen, Kongresse. Ausstellungen 0 0 0 
· private Unternehmensberater 0 0 0 
• Fachliteratur 0 0 0 
· Uni,·crsita.tcn/ FHs 0 0 0 
· aukrunivcrsita.rc Forschungseinrichtungen 0 0 0 

· Technologietransfer~ und 
Innovationsberatungsstellen 0 0 0 

· Fachverbände 0 0 0 
· Patentamt 0 0 0 
· Sonstige 0 0 0 
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2. Welcbe der folgenden Truder- uad Berm•pstelle• siod Ihnen bekannt wtd mit wolcben haben Sie bereilS 
zusammeogcalbcitet? 

bekannt bereits zusam. regelmaAig gelegendich halte Transferstelle 
mengearbeitet ftlr OberflOSSig 

• Fachverbande (FV) 0 0 0 0 0 
• lodustrie- und Handels-

kammer (!HK) 0 0 0 0 0 
• Landesgewo,bcamt (LOA) 0 0 0 0 0 
• Rationalisierungskuratorium 

der dL WirlScbaft (RKW) 0 0 0 0 0 
• Steinbeis-Stittung (SB) 0 0 0 0 0 
• VDI/VDE-Technologie-

zentrum 0 0 0 0 0 
• WiRSChaftstl!rdcrer 
Landkreis (LK) 0 0 0 0 0 

• Sonstige: ....................... .... 0 0 0 0 0 

3. Welcbe l:rfahruaa,,a haben Sie bisher mit den folgenden Transfer- und Beratungseinrichtungen gemacht? 
Bitte bewerten Sie diese Leistungen ( 1 •gut. 2-bcfriedigend. 3-nicht ausreichend) 
Haben Sie bisher mit einigen der Informationsstellen noch keine Erfahrungen gcmachl so lassen Sie bitte das 
entsprechende Feld leer. 

Vcnnittlung von: 

. .Informationen über 
Produkt- und Verfahrens-
entwicklungen 

.. Kooperationspannem 
bei Forschungs-
projekten 

.. Informationen über 
Marktentwicklungen 

.. wtd Beratung bei der 
Beantragung öffendicber 
Mittel zur Forsch.fflrd . 

.. Datenbankrecherchen 

.. und Zusammenarbeit bei 
Messen. Ausstellungen 

.. P:nentcn und Lizenzen 

FV !HK LGA RKW SB 

.. und Beratung bei inner-
betrieblichen Qnalifik::uions-
maßnahmen 

VDI LK (Abkürzungen siehe Frage 2) 
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1··-.. -----~-... -
.~:::::::::::=::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::·::::::::::::::: 

5. Zu ...icben 111em„ wtluclloa Sie eine Zusunmcnmbcit mit Transfer- und Beratungsstellen: 

0 Entwicklung neuer Produkte 
0 Entwicklung neuer Vedlaluen 
0 VcrlDderung bcstebcadcr Produkte/ Vcmbml 
0 Pr1111cistwlgen (z.B. Wcrbtolr• und Armcimittelpnlfung) 
0 Bcratuag/ Gutachten in ta:bnilcben Fragen 
0 Begleitforschung.' Innowtionsprojckte 
0 Organilation/ Logistik der Produktion 
0 Organilatinn/ Loplik der Vcnwtung 
0 Ncucimtdlung qualifizicr1cr Milalbciter 
0 Qualiliblion >0rbandcncr Milalbciter 
0 Bcratun1 Ober Oll'enllicho FOrdcrprngramme 
0Mmtprognoscn 
0 Exportbcntun& 
0 Zusammawbcit im Rahmen von Diplom- und Doktorubciten 
0 Palent- und Lizenzvermittlung 
0 Sonstige ........................... . 

6. Wenn Sie bisher noch nicht mit Transfer- und Beratungsstellen zusammcngoaJbcitct haben, was sind die Grilnde dalllr'I 

0 kein Anla&, eigene ProblemlOSung vorhanden 
0 die Moglichkeit wurde bisher noch nicht in Bctnicht gezogen 
0 die Hcntellung von Kontakten zu Transferstellen erwies sich als zu schwierig 
0 es bestehen unterschiedliche Erwartungshaltungen und ErkeMtnisinterosscn 
0 Kompetenzmangel der Mitalbciter der Transferstellen in technischen Fragen 
0 fehlende Praxisnlhc und Ausrichtung auf die spezifischen Untemchmcnsbcdllrfnissc 
0 Geheimhaltung über interoc Forschung und Entwicklung ist nicht gewlhrleistet 
0 es fehlen Informationen llbcr die Arbeit von Transferstellen und Unis/ Flls 
0 die Erfahrungen aus bisherigen Projekten wan:n unbefriedigend 
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7. Welches sind Ihre wichtigsten Sludortauprilclle und wie sind sie afllllt? 

wichtig weniger wichtig unwichtig 

Nlhe zu Abnehmern 0 0 0 

Nlhe zu Licfcranten 0 0 0 

Nlhe zu untemehmens-
orientienon Diensten, 
TIIIISfer• und Beratungs• 
stellen, Unis/Flls 0 0 0 

Verfllgbarlteit von .. 

.. kaufm. Fllhrungslutfte 0 0 0 

.. Technilcem 0 0 0 

Ingenieuren 0 0 0 

.. Faclwbeitem 0 0 0 

.. Anlemkraften 0 0 0 

niedriges Lohnniveau 0 0 0 

Wdcbes sind llues En,chtens wesentliche Mangel Duos Standorts? 

1. Betreiben Sie lletriebliche Weiterbildung? 

0 nein Oja 
0 interne Weiterbildung 
0 externe Weiterbildung 
0 Herstellerschulung 

afllllt unafllllt 

0 0 

0 0 

0 0 

0 0 

0 0 

0 0 

0 0 

0 0 

0 0 
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2. Welches sind die bestimmenden GrG• dc fllr Ihlen Weiterbildungsbcdalf'I 

0 EiDfllluung neuer Technologien 
0 neue Orpoisationsstrukturl Logistik 
0 FOluungskrlftcschulungl Kommunikationstraining 
0 Nacbwuchsfllrdcrung 
0 Einarbeitung neuer Mitarbeiter 

Um ein prlz.iscs Bild über den Ablauf von Technologie~ und Wissenstransferprozessen in ländlichen Räumen zu bekommen, 
sind zusätzliche Interviews vorgesehen. Sie wUrdcn uns die Arbeit sehr erlcichlem. wenn Sie zu einem Gespräch über diese 
Themenstellung bereit wären. Bitte vermerken Sie unter Angabe Ihrer Adresse. ob Sie zu einem solchen Gespr:tch bereit 
sind. 

Name Position Tel.-Nr. Zu einem Gespräch bcrcü? 
0 ja O nein 

Wir möchlcn uns an dieser Stelle noch einmal herzlich ftlr Ihre Aufgeschlossenheit und Ihre Milarbeil bedanken. 

Binc senden Sie den Fragebogen in beiliegendem Rückumschlag baldmöglichst an uns (Europäischer 
Forschungsschwerpunkt Ländlicher Raum. Universität Hohcnhcim. 70599 Stuttgan) zurück. 

Das Gutachten wird im Frühjahr/ Sommer 1994 allgemein zugänglich gemacht werden. In dieser Zl!it werden w,r Sie zu 
einer Vorslellung der Forschungsergebnisse in Ihrem Landkreis recht herzlich einladen. 

Alle Rechte vorbehalten 
© Universität Hohcnheim - Europäische Forschungsstelle für den Ländlichen Raum. Stuttgan 1993 
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Abbildung 4: Informationsvernetzung und Innovationsverhalten der Betriebe in 

ländlichen Wirtschaftsräumen Baden-Württembergs 
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Tabellen: 

Tabelle C.1.2: Branchen- und Betriebsgrößenverteilung der Grundgesamtheit und des 
Rücklaufsl 

Branche Projekt-Sample Grundgesamtheit 

WZ 20: Chemische Industrie 0% (0) 1,2% (11) 

WZ 21: Kunststoffe 6,7% (13) 5,9% (53) 

WZ 22: Steine und Erden 9,8% (19) 7,2% (64) 

WZ 23: Metall 5,7% (11) 5,9% (53) 

WZ 24: Maschinenbau 17,5% (34) 18,1% (162) 

WZ 25: Elektrotechnik 22,7% (44) 15,6% (139) 

WZ 26: Holz, Papier, Druck 13,4% (26) 13,6% (121) 

WZ 27: Leder, Textil, Bekleidung 21,1% (41) 29,0% (259) 

WZ 28: Nahrungsmittel 1,0% (2) 1,7% (15) 

WZ 29: Nahrungsmittel 2,1% (4) 1,8% (16) 

Summe 100% (194) 100% (893) 

Beschäftigtenzahl Projekt-Sample Grundgesamtheit 

< 50 41,2% (80) 43,9% (392) 

50 - 199 39,7% (77) 41,4% (370) 

200-499 12,4% (24) 9,6% (86) 

>=500 6,7% (13) 5,0% (45) 

Summe 100% (194) 100% (893) 

Anteile in Prozent aller befragten Betriebe der jeweiligen Branche bzw. der jeweiligen 
Betriebsgrößenklasse; in Klammem: An7'1hl der Fälle. 
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Tabellen C.1.3: Betriebsgrößenstruktur der Branchen des verarbeitenden Gewerbes im 
ländlichen Rauml 

Branche 

Beschäftigtenzahl WZ21 WZ22 WZ23 

<SO 61,5% (8) 47,4% (9) 18,2% (2) 

50-199 30,8% (4) 42,1% (8) 45,5% (5) 

200-499 7,7% (1) 10,5% (2) 36,4% (4) 

>= 500 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

Branche 

Beschäftigtenzahl WZ24 WZ25 WZ26 

< 50 20,6% (7) 40,9% (18) 46,2% (12) 

50-199 38,2% (13) 43,2% (19) 34,6% (9) 

200-499 23,5% (8) 9,1% (4) 11,5% (3) 

>=500 17,7% (6) 6,8% (3) 7,7% (2) 

Branche 

Beschäftigtenzahl WZ28 WZ29 

<SO 0% (0) 50,0% (2) 

50-199 100% (2) 50,0% (2) 

200-499 0% (0) 0% (0) 

>=500 0% (0) 0% (0) 

Anteile in Prozent der Betriebe der jeweiligen Branche; in Klammem: Anzahl der Fälle. 
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Umsatzanteile der Branchen des verarbeitenden Gewerbes (nach 
Betriebsgrößenklassen) 1 

Beschäftigtenzahl 
<50 50 - 199 200-499 >= 500 gesamt 

1988 

Kunststoffe 29,6% ( 48,4) 49,6% 81,2) 20,8% (34,0) - 3,2% (163,6) 

Steine/Erden 30,2% (75,4) 42,6% (106,3) 27,2% (68,0) - 4,9% (249, 7) 

Metall 2,0% (3,7) 16,4% (30,1) 81,6% (150,0) - 3,6% (183,8) 

Maschinenbau 1,3% (28,0) 7,5% ( 160,5) 16,5% (352,2) 74,7% (1594,0) 42,0% (2134,7) 

Elektrotechnik 7,1% (62,8) 21,9% (195,0) 14,9% (133,0) 56,1% (499,0) 17,5% (889,8) 

Holz, Papier, 7,0% (55,1) 15,2% (118,8) 11,1% (87,4) 66,6% (522,0) 15,4% (783,J) 
Druck 

Leder, Textil, 14,0% (77,0) J 7,8% (208,6) 19,2% (106.0) 29,0% (160,0) 10,9% (551,6) 
Bekleidung 

Nahrungsmittel - 100% (40,0) - - 0.8% (40.0) 

Nahrungsmittel 18,8% (16,0) 81.2% (69,0) - - 1,7~1o (85,0) 

gesamt 7,2% (366,4) 19,9% (1009,5) 18,J¾ (930.6) 54.6% (2775.0) 100%(5081,5) 

1993 

Kunststoffe 23,4% (41,6) 54,7% (97,5) 21.9% (39.0) - 2.8% (178.1) 

Steine/Erden 15,4% (87,8) 27,9% (159,3) 56, 7% (323.0) - 8.9% (570,1) 

Metall 2,2% (5,5) 18.8% (47,5) 79,1% (200,0) - 4,0% (:?53,0) 

Maschinenbau 1,5% (37.0) 8,1% (198.5) 19,2% (474.2) -1 .2% ( 1755.0) J 8.6% (2464. 7) 

Elekrotechnik 9,J¾ (97,0) 25,2% (263,8) 12,8% (134.0) 52.6% (550,0) 16A% (1044,8) 

Holz, Papier, 5,5~1o (57,4) 16,9% (176,4) 11,8% (123.0) 65.8% (688.0) 16A% ( 1044.8) 
Druck 

Leder, Textil, 11.1% (75,1) 39.0% (264.0) 22.9% (155.0) ::.0% ! 183.0) 10.6% (6T'.I) 
Bekleidung 

Nahrungsmittel - 100% (48.0) - - 0.8% (48,0) 

Nahrungsmittel 2 l,9°10 (:3.0) 78.1 °1n (82.0) 1.6% ( 105.0) 

gesamt 6,6% (424,4) 20.9% (1337,0) 22. 7% ( 1448.:)149. '% (3176.0) 100% (6385.6) 

prozentualer Umsatzanteil der jeweiligen Betriebsgrößenklassen der entsprechenden Branche am 
Branchenumsatz im Jahr 1988 bzw. 1993; in Klammem: Umsatz in Mio. DM 
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Tabelle C.1.4: Erneuerungsfähigkeit der Betriebe des verarbeitenden Gewerbes im 
ländlichen Raum 1 

WZ21: WZ22: WZ23: WZ24: 
Kunststoffe Steine und Erden Metall Maschinenbau 

EI<= -75% 0% (0) 15,8% (3) 0% (0) 0% (0) 

EI <=-50% 0% (0) 15,8% (3) 0% (0) 2,9% (1) 

EI<= -25% 15,4% (2) 21,1% (4) 18,2% (2) 2,9% (1) 

EI <=0% 84,6% (2) 94,7% (18) 100,0% (11) 61,8% (21) 

EI>O% 15,4% (2) 5,3% (1) 0% (0) 38,2% (13) 

EI>25% 0% (0) 0% (0) 0% (0) 2,9% (1) 

EI>50% 0% (0) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

EI>75% 0% (0) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

durchschnitt- -3,8% -18,0% -10,3% -2,1% 
liehe Erneue-
rungsfähigkeit 

WZ25: WZ26: WZ27: WZ28/29: 
Elektrotechnik Holz, Papier, Leder, Textil, Nahrungsmittel 

Druck Bekleidung 
EI <=-75% 4,6% (2) 0% (0) 9,8% (4) 0% (0) 

EI<= -50% 4,6% (2) 0% (0) 14,6% (6) 0% (0) 

EI <=-25% 11,4% (5) 3,9% (1) 22,0% (9) 16,7% (1) 

EI <=0% 75,0% (33) 96,2% (25) 68,3% (28) 100,0% (6) 

EI>O% 25,0% (11) 3,9% (1) 31,7% (13) 0% (0) 

EI>25% 0% (0) 0% (0) 9,8% (4) 0% (0) 

EI> 50% 0% (0) 0% (0) 4,9% (2) 0% (0) 

EI> 75% 0% (0) 0% (0) 2,4% (1) 0% (0) 

durchschnitt- -5,3% -4,0o/o -9,2% -13,8% 
liehe Erneue-
rungsfähigkeit 

prozentualer Anteil der Betriebe der jeweiligen Branche, die (1.) mehr als .. % UmsatzUberhang mit 
Produkten in der Einfllhrungsphase erwirtschaften, oder (2.) einen UmsatzUberhang von .. % und 
mehr mit Produkten in der Schrumpfungsphase des Produktlebenszyklusses verzeichnen; in 
Klammem: Anzahl der Fälle. 
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Tabellen C.2.a: "Altersstruktur" der Innovationen und Motive der Innovation der 
innovativen Betriebe im ländlichen Raum 1 

Innovative Betriebe, die .. 

Einführung .. ausschließlich sowohl Produkt- als auch 
Produktinnovationen Verfahrensinnovationen 

eingeführt haben eingeführt haben 

.. einer Marktneuheit 51,4% (18) 62,4% (53) 

.. einer Betriebsneuheit, die seit 54,3% (19) 42,4% (36) 
weniger als 5 Jahren am Markt 
ist 

.. einer Betriebsneuheit, die seit 25,7% (9) 28,2% (24) 
mehr als 5 Jahren am Markt ist 

gesamt 24,5% (35) 59,4% (85) 

Innovative Betriebe, die .. 

Einfilhrung .. ausschließlich sowohl Verfahrens- als 
Verfahrensinnovationen auch Produktinnova-

eingeführt haben tionen eingeführt haben 

.. neuer Verfahren 26,1% (6) 38,8% (33) 

.. von Verfahren, die seit weniger 39,1% (9) 47,1% (40) 
als 5 Jahren am Markt sind 

.. von Verfahren, die seit mehr als 43,5% (10) 35,3% (30) 
5 Jahren am Markt sind 

gesamt 16,1% (23) 59,4% (85) 

Motive der .. der Produkt- .. der Produkt- und .. der Verfahrens-
Innovationsaktivitäten .. innovatoren Verfahrens- innovatoren 

innovatoren 
- Absatzchancen 28,6% (10) 58,8% (50) 43,5% (10) 

- Kostensenkungspotentiale 14,3% (5) 67,1% (57) 65,2% (15) 

- Erschließung neuer Märkte 17,1% (6) 43,5% (37) 13,1% (3) 

- Absatzprobleme bei 11,4% (4) 22,4% (19) 21,7% (5) 
vorhandenen Produkten 

gesamt 24,5% (35) 59,4% (85) 16,1% (23) 

prozentualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Innovationstyps; in Klammem: Anzahl der Fälle 
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Tabelle C.2.1: Erneuerungsfähigkeit der Innovationstypen im ländlichen Rawn 1 

innovative nicht-innovative gesamt 
Unternehmen Unternehmen 

EI <=-75% 1,4% (2) 13,7% (7) 4,6% (9) 

EI<= -50% 2,1% (3) 17,7% (9) 6,2% (12) 

EI<=-25% 9,8% (14) 21,6% (ll) 12,9% (25) 

EI <=0% 72,7% (104) 96,1% (49) 78,9% (153) 

EI>0% 27,3% (39) 3,9% (2) 21,1% (41) 

EI>25% 3,5% (5) 0% (0) 2,6% (5) 

EI>50% 1,4% (2) 0% (0) 1,0% (2) 

EI> 75% 0,7% (1) 0% (0) 0,5% (1) 

prozentualer Anteil der Betriebe des entsprechenden IMovationstyps, die ( 1.) mehr als .. % 
Umsatzüberhang mit Produkten in der Einftlhrungsphase erwirtschaften, oder (2.) einen 
Umsatzüberhang von .. % und mehr mit Produkten in der Schrumpfungsphase des 
Produktlebenszyklusses verzeichnen; in Klammem: An7.ahl der Falle 
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Tabelle C.2.2: Regionale Verteilung der Innovationstypen im ländlichen Raum1 

innovative 1 . nicht: 
mnovat1ve 

innovative 1. nicht: 
mnovanve 

innovative 1. nicht: 
mnovatave 

innovative 1 . nicht: 
mnovanve 

Unternehmen Unternehmen Unternehmen Unternehmen 

Branche Zollemalblaeis Landkreis Sigmaringen Alb-Donau-Kreis Landkreis Hohenlohe 

Kunststoffe 75,0% (3) 25,0% (1) 50,0% (1) 50,0% (1) 100% (3) 0% (0) 100% (1) 0% (0) 

Steine, Erden 50,0% (1) 50,0% (1) 50,0% (1) 50,0% (1) 28,6% (2)71,4% (5) 0% (0) 100% (2) 

Metall 0% (0) 100% (1) 66,7% (2) 33,3% (1) 66,7% (2) 33,3% (1) 0% (0) 0% (0) 

Maschinenbau 50,0% (1) 50,0% (1) 100% (4) 0% (0) 83,3% (5) 16,7% (1) 85,7% (6) 14,3% (1) 

Elektrotechnik 100% (6) 0% (0) 100% (4) 0% (0) 57,1% (4) 42,9% (3) 100% (10) 0% (0) 

Holz, Papier, 0% (0) 100% (3) 75,0% (3) 25,0% (1) 100% (2) 0% (0) 100% (2) 0% (0) 

Druck 
Leder, Textil, 47,6% (10) 52,4% (11) 100% (4) 0% (0) 66,7% (6) 33,3% (3) 0% (0) 0% (0) 

Bekleidung 
Nahnmgsmitlel 0% (0) 0% (0) 100% (2) 0% (0) 100% (1) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

Nahnmgsmitlel 0% (0) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

gesamt 53,8% (21) 46,2% (18) 84,0% (21) 16,0% (4) 65,8% (25) 34.2% (13) 86,4% (19) 13,6% (3) 

Branche Main-Tauber-Kreis Landkreis gesamt 

Schwäbisch Hall 

Kunststoffe 66,7% (2) 33,3% (l) 0% (0) 0% (0) 76.9%(10) 23,1% (3) 

Steine, Erden 100% (3) 0% (0) 33,3% (l) 66,7% (2)42.1% (8) 57,9%(11) 

Metall 100% (1) Oo/o (0) 66,7% (2) 33,3% (1) 63,6% (7) 36,4% (4) 

Maschinenbau 100% (6) 0% (0) 88,9% (8) 11,1% (1) 88.2% (30) 11,8% (4) 

Elektrotechnik 90,0% (9) 10,0% (1) 85,7% (6) 14.3% (1) 88.6% (39) 11,4% (5) 

Holz, Papier, 80,0% (4) 20,0% (1)80,0o/o (8) 20,0% (2) 73.1% (19) 26,9% (7) 

Druck 

Leder, Textil. 25,0% (1) 75,0% (3) 100% (3) 0% (0) 58.5% (24) 41,5%(17) 

Bekleidung 

Nahrungsmittel 0% (0) 0% (0) 100% (1) 0% (0) 100'% (4) 0% (0) 

Nahrungsmittel 100% (1) 0~1ct (0) 100% (1) 0% (0) 100% (2) 0'% (0) 

gesamt 81.8% (27) 18.2% (6) 81.1%(30) 18.9% (7) 73.7%( 143 26.3% (51) 

prozentualer Anteil der Betriebe des entsprechenden Innovationstyps; in Klammem: Anzahl der 
Fälle 
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Tabelle C.2.3: Innovationshemmfaktoren der innovativen Betriebe im ländlichen 
Rauml 

innovative Unternehmen 

Kreditfinanzierungsprobleme innovativer Projekte 14,7% (21) 

Probleme bei der Eigenkapitalbeschaffung 7,0% (10) 

Mangel an marktrelevanten Informationen 43,4% (62) 

Mangel an technischen Informationen 12,6% (18) 

Qualifikationdefizite der Beschäftigten 21,7% (31) 

Probleme bei der Einstellung qualifizierter Beschäftigter 22,4% (32) 

Tabelle C.2.4: Engpaßbetroffenheit der innovativen Betriebe im ländlichen Raum2 

Bei der Einfllhrung eines neuen Produktes und/oder innovative Unternehmen 
Verfahrens bestanden mindestens .. 

1 Hemmfaktor 59,4% (85) 

2 Hemmfaktoren 35,7% (51) 

3 Hemmfaktoren 16,1% (23) 

4 Hemmfaktoren 8,4% (12) 

5 Hemmfaktoren 2,1% (3) 

6 Hemmfaktoren 0% (0) 

prozentualer Anteil der innovativen Betriebe; in Klammem (MehrfachneMungen möglich): Anzahl 
derFllle 

2 prozentualer Anteil der iMovativen Betriebe, bei denen mindestens 1, 2, 3, ... Hemmnisse bei der 
Einführung eines neuen Produktes und/oder Verfahrens bestand; in Klammem: Anzahl der Falle 
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Tabelle C.2.5: Beschäftigungsstruktur der Innovationstypen im ländlichen Raum 1 

Anteil "Hochqualifizierter" an innovative nicht-innovative gesamt 
der Beschäftigten7.ahl Unternehmen Unternehmen 

0% 9,8% (14) 31,4% (16) 15,5% (30) 
>0% 90,2% (129) 68,6% (35) 84,5% (164) 
> 1% 86,7% (124) 66,7% (34) 81,4% (158) 
>2% 83,9% (120) 56,9% (29) 76,8% (149) 
>3% 67,1% (96) 51,0% (26) 62,9% (122) 
>4% 57,3% (82) 45,1% (23) 54,1% (105) 
>5% 44,1% (63) 37,3% (19) 42,3% (82) 
>6% 36,4% (52) 35,3% (18) 36,1% (70) 
>7% 32,2% (46) 31,4% (16) 32,0% (62) 
>8% 26,6% (38) 23,5% (12) 25,8% (50) 
>9% 20,3% (29) 17,7% (9) 19,6% (38) 

> 10% 18,9% (27) 15,7% (8) 18,0% (35) 

durchschnittlicher Anteil "hoch- 6,8% 5,5% 6,5% 
qualifizierter" Beschäftigter 
Anteil "Mittelhochqualifizierter" innovative nicht-innovative gesamt 
an der Beschäftigten7.ahl Unternehmen Unternehmen 

0% 8,4% (12) 9,8% (5) 8,8% (17) 
>0% 91,6% (131) 90,2% (46) 91,2% (177) 

>= 10% 89,5% (128) 86,3% (44) 88,7% (172) 
>=20% 79,0% (113) 74,5% (38) 77,8% (151) 
>=30% 69,9% (100) 58,8% (30) 67,0% (130) 
>=40% 54,5% (78) 45,1% (23) 52,1% (101) 
>=50% 48,3% (69) 35,3% (18) 44,8% (87) 
>=60% 35,7% (51) 25,5% (13) 33,0% (64) 
>=70% 25,2% (36) 17,7% (9) 23,2% (45) 
>=80% 11,9% (17) 15,7% (8) 12,9% (25) 
>=90% 2,8% (4) 3,9% (2) 3,1% (6) 

durchschnittlicher Anteil "mittel- 45,6% 39,9% 44,1% 
hochqualifizierter" Beschäftigter 

prozentualer Anteil der Betriebe des entsprechenden Innovationstyps, die (1.) mehr als .. % hoch-
qualifizierte Beschäftigte (Hochschulingenieure und wirtschaftswiss. Qualifikationen) beschäftigen 
bzw. (2.) einen Beschäftigungsanteil von .. % und mehr mittelhochqualifiziert (Facharbeiter und 
sonst. kaufinann. Qualifikationen) Beschäftigter aufweisen; in Klammer: Anzahl der Falle 
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Tabelle C.2.6: Beschäftigungsentwicklung der Innovationstypen im ländlichen Rallill 
seit 19881 

Beschäftigtenwachstum innovative nicht-innovative gesamt 
zwischen 1988 und Unternehmen Unternehmen 
1993 im Bereich der ... 

hochqualifizierten 51,1% (73) 13,7% (7) 41,2% (80) 
Beschäftigten 

mittelhochqualifizierten 53,2% (76) 33,3% (17) 47,9% (93) 
Beschäftigten 

geringqualifizierten 42,7% (82) 23,5% (12) 48,5% (94) 
Beschäftigten 

Tabelle C.2.7: Standortfaktor "regionaler Arbeitsmarkt"2 

iMovative nicht-iMovative gesamt 
Verfügbarkeit Unternehmen Unternehmen 

von wichtig unerfüllt wichtig unerfüllt wichtig unerfüllt 

kaufmännischen 40,6% (58) 35,7% (51) 37,3% (19) 31,4% (16) 39,7% (77) 34.5% (67) 
Führungskräften 

Ingenieuren 41,3% (59) 26,6% (38) 19.6% (10) 17.7% (9) 35,6% (69) 24,2% (47) 

Technikern 52,5% (75) 35,0% (50) 29,4% (15) 19,6% (10) 46,4% (90) 30.9% (60) 

Facharbeitern 68.5% (98) 32,9% (47) 68,6% (35) 35.3% (18) 68.6%(133) 33.5% (65) 

Anlernkräften 35,0% (50) 35.0% (50) 35,3% (18) 31.4% (16) 35.1% (68) 34.0% (66) 

prou:ntualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Innovationstyps (Mehrfachnennungen möglich); in 
Klammem: Anzahl der Falle 

2 prou:ntualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Innovationstyps (Mehrfachnennungen möglich); in 
Klammem: Anzahl der Falle 
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Tabelle C.2.8: Funktionale Kompetenzen der Innovationstypen im ländlichen Rauml 

Betriebe mit innovative nicht-innovative gesamt 
Betrieblicher .. Unternehmen Unternehmen 

FuE 72,0% (103) 35,3% (18) 62,4% (121) 

Konstruktion und 76,2% (109) 49,0% (25) 69,1% (134) 
Design 

Produktion 97,9% (140) 88,2% (45) 95,4% (185) 

Vertrieb und 93,0% (133) 86,3% (44) 91,2% (177) 
Verkauf 

Produktionsplanung 92,3% (132) 76,5% (39) 88,1% (171) 

Investitions- und 93,0% (133) 86,3% (44) 91,2% (177) 
Finanzplanung 

Kostenrechnung 92,3% (132) 90,2% (46) 91,8% (178) 

prozentualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Innovationstyps (Mehrfachnennungen möglich); in 
Klammem: Anzahl der Fälle 
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Tabelle C.2.9: Organisatorischer Status der Innovationstypen im ländlichen Rauml 

Einbetriebs- Mehrbetriebsunternehmen 
unternehmen 

Unternehmens- Zweigstellen 
zentralen 

innovativ 71,0% (98) 86,2% (25) 74,1% (20) 

nicht-innovativ 29,0% (40) 13,8% (4) 25,9% (7) 

Tabelle C.2.10: Organisatorischer Status, Innovationsaktivitäten und Abhängigkeit 
von Kunden-Know-How2 

Einbetriebsunternehmen Mehrbetriebsunternehmen 

Abnehmer Zentrale Zweigstelle 

liefert innovativ nicht- innovativ nicht- innovativ nicht-
Know-How innovativ innovativ innovativ 

nie 48,0% (47) 42,5% (17) 60,0% (15) 75,0% (3) 45,0% (9) 42,9% (3) 

gelegentlich 44,9% (44) 32,5% (13) 40,0% (10) 25,0% (1) 50,0% (10) 14,3% (1) 

immer 6,1% (6) 17,5% (7) 0% (0) 0% (0) 5,0% (1) 14,3% (1) 

1 prozentualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Organisationstyps; in Klammem: Anzahl der Falle 
2 prozentualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Innovationstyps; in Klammem: Anzahl der Fälle 
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Tabelle C.2.11: FuE-Intensität der Innovationstypen im ländlichen Raum 1 

innovative Unternehmen 

FuE-Anteil am Umsatz 1988 1993 

>0% 59,4% (85) 63,6% (91) 

>= 1 % 52,5% (75) 57,4% (82) 

>=2% 39,9% (57) 46,2% (66) 

>=3% 25,2% (36) 35,0% (50) 

>=4% 18,9% (27) 25,2% (36) 

>=5% 16,1% (23) 23,8% (34) 

nicht-innovative Unternehmen 

FuE-Anteil am Umsatz 1988 1993 

>0% 21,6% (11) 21,6% (11) 

>= 1 % 17,7% (9) 17,7% (9) 

>=2% 7,9% (4) 9,8% (5) 

>=3% 5,9% (3) 5,9% (3) 

>=4% 3,9% (2) 3,9% (2) 

>=5% 3,9% (2) 3,9% (2) 

gesamt 

FuE-Anteil am Umsatz 1988 1993 

>0% 49,5% (96) 52,6% (102) 

>= 1 % 43,3% (84) 46,9% (91) 

>=2% 31,4% (61) 36,6% (71) 

>=3% 20,1% (39) 27,3% (53) 

>=4% 15,0% (29) 19,6% (38) 

>=5% 12,9% (25) 18,6% (36) 

prozentualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Innovationstyps mit einem Forschungs- und 
Entwicklungsanteil am Umsatz von größer/gleich .. %; in Klammem: Anzahl der Flllle. 
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Veränderung der FuE-Quote zwischen 1988 und 1993 

Veränderung der innovative nicht-innovative gesamt 
FuE-Quote zwischen Unternehmen Unternehmen 

1988 und 1993 

f"' <=-80% 1,4% (2) 0% (0) 1,0% (2) 

f"' <=-70% 1,4% (2) 0% (0) 1,0% (2) 

f"' <=-60% 1,4% (2) 0% (0) 1,0% (2) 

f"' <=-50% 2,8% (4) 0% (0) 2,1% (4) 

f"' <=-40% 4,2% (6) 0% (0) 3,1% (6) 

f"' <=-30% 7,0% (10) 2,0% (1) 5,7% (11) 

f"' <=-20% 8,4% (12) 2,0% (1) 6,7% (13) 

f"' <=-10% 8,4% (12) 2,0% (1) 6,7% (13) 

f"'<=0% 70,9% (100) 94,1% (48) 76,3% (148) 

f"'>0% 30,1% (43) 5,9% (3) 23,7% (46) 

f"'>l0% 29,4% (42) 5,9% (3) 23,2% (45) 

f"'>20% 26,6% (38) 5,9% (3) 21,1% (41) 

f"'>30% 25,9% (37) 5,9% (3) 20,6% (40) 

f"'>40% 21,7% (31) 3,9% (2) 17,0% (33) 

f"'>50% 18,2% (26) 3,9% (2) 14,4% (28) 

f"'>60% 18,2% (26) 3,9% (2) 14,4% (28) 

f"'>70% 16,1% (23) 3,9% (2) 12,9% (25) 

f"'>80% 15,4% (22) 3,9% (2) 12,4% (24) 

f"'>90% 14,7% (21) 3,9% (2) 11,9% (23) 
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Tabelle C.2.12: Diffusionskanäle der Innovationstypen im ländlichen Raum 1 

innovative nicht-innovative gesamt 
Unternehmen Unternehmen 

Kauf von Patenten, 18,2% (26) 2,0% (1) 13,9% (27) 
Lizenzen, etc. 

ohne externe 57,7% (15) 100% (1) 59,3% (16) 
Innovationsberatung 

mit externer 50,0% (13) 100% (1) 51,9% (14) 
Innovationsberatung 

FuE-Aktivitäten 78,3% (112) 19,6% (10) 62,9% (122) 

ohne externe 86,6% (97) 80,0% (8) 86,1% (105) 
Innovationsberatung 

mit externer 51,8% (58) 40,0% (4) 50,8% (62) 
Innovationsberatung 

Kauf neuer 73,4% (105) 35,3% (18) 63,4% (123) 
Fertigungstechnologien 

ohne externe 89,5% (94) 88,9% (16) 89,4% (110) 
Innovationsberatung 

mit externer 35,2% (37) 27,8% (5) 34,2% (42) 
Innovationsberatung 

Betriebliche Weiter- 88,8% (127) 76,5% (39) 85,6% (166) 
bildung der Mitarbeiter 

ohne externe 68,5% (87) 56,4% (22) 65,7% (109) 
Innovationsberatung 

mit externer 71,7% (91) 59,7% (23) 68,7% (114) 
Innovationsberatung 

Anteil in Prozent des jeweiligen Innovationstyps (Mehrfachnennungen möglich); in Klammem: 
Anzahl der Fälle. 
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Tabelle C.2.13: Kenner- und Nutzerquoten der potentiellen Informationsquellen 

(getrennt nach Innovationstypen)l 

innovative Unternehmen nicht-innovative gesamt 
Unternehmen 

Kenner- Nutzerquote Kenner- Nutzerquote Kenner- Nutzerquote 
quote quote quote 

Unternehmensnetzwerk 

Zulieferer 100% (143) 81,1%(116) 100% (51) 74,5% (38) 100% (194) 79,4%(154) 
Abnehmer 100% (143) 87,4%(125) 100% (51) 80,4% (41) 100% (194) 85,6%(166) 

Konkurrenten 100% (143) 89,5%(128) 100% (51) 72,6% (37) 100% (194) 85,1%(165) 
Kooperations- 100%(143) 51,1 % (73) 100% (51) 43,1% (22) 100% (194) 49,0% (95) 
partner 

Innovationsinfrastruktumetzwerk 
a. Informationsanbieter 

Hochschulen 100% (143) 49,0% (70) 100% (51) 23,5% (12) 100% (194) 42,3% (82) 
außer- 100% (143) 34,3% (49) 100% (51) 19,6% (10) 100% (194) 30,4% (59) 
universitäre 
Forschungs-
einrichtungen 

b. Technologietransfer-/ Innovationsberatungsstellen 
Fachverbände 72,7%(104) 32,9% (47) 70,6% (36) 27,5% (14) 72,2%(140) 31,4% (61) 
Industrie- und 71,3%(102) 39,9% (57) 82,4% (42) 39,2% (20) 74,2%(144) 39,7% (77) 
Handels-
kammer 
Landesge- 55,2% (79) 9,8% (14) 47,1% (24) 5,9% (3) 53,1%(103) 8,8% (17) 
werbeamt 
Rationaiisie- 60,1% (86) 16,8% (24) 47,1% (24) 19,6% (10) 56,7%(110) 17,5% (34) 
rungskurato-
rium der 
deutschen 
Wirtschaft 

Steinbeis- 65,0% (93) 16,8% (24) 52,9% (27) 7,8% (4) 61,9%(120) 14,4% (28) 
Stiftung 
VDINDE- 47,6% (68) 7,0% (10) 25,5% (13) 2,0% (1) 41,8% (81) 5,7% (11) 
Technologie-
zentrum 

Wirtschafts- 45,5% (65) 6,3% (9) 37,3% (19) 2,0% (1) 43,3% (84) 5,2% (10) 
förderer 
Landkreis 

Anteil in Prozent des jeweiligen Innovationstyps (Mehrfachnennungen möglich); in Klammem: 
An7.ahl der Fälle 
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Tabelle C.2.14: Betriebsgröße, Umsatzentwicklung und Fertigungsarten der 
Innovationstypen im ländlichen Raum 

innovative Unternehmen nicht-innovative Unternehmern 
Beschaftigtenzahl Beschaftigtenzahl 

<SO 1 50-199 l 200-4991 >=500 <SO 1 50-199 l 200-499 

Funktionalkompetenz 
Betriebe mit innerbetrieblicher ... 
FuE 65,9% (29) 68,7%(46) 84,2%(16) 92,3%(12) 33,3% (12) 50,0% (S) 20,0% (1) 
Konstruktion/ 63,6%(28) 77,6%(52) 89,5% (17) 92,3% (12) 47,2% (17) 50,0% (S) 60,0% (3) 
Design 
Produktions- 93,2% (41) 89,6%(60) 100% (19) 92,3%(12) 72,2% (26) 80,0% (8) 100% (5) 
programmplanung 

Anteil "Hoebqualifi2ierter" an der Beschlrtigtenzabl 

0% ___ 9,1%_ (4) ... 4,5% __ (3) _21,1%(4) 23,1% (3) _30,6%(11) 30,0% (3) 40.0% ,,,(2) 
>0% 90,9% (40) 95,5% (64) 78,9%(15) 76,9% (10) 69,4%(25) 70,0% (7) 60.0% (3) 
>1% 90,9% (40) 89,6%(60) 78,9% (15) 69,2% (9) 69,4% (25) 60,0% (6) 60,0% (3) 

>2% 88,6% (39) 85,1%(57) 78.9% (15) 69,2% (9) 63,9% (23) 50,0% (5) 20.0% ( 1) 

>3% 77,3%(34) 65,7% (44) 52,6% (10) 61,5% (8) 58,3% (21) 50,0% (5) 0,0<% (0) 

>4% 68,2% (30) 56,7% (38) 42,1% (8) 46.2% (6) 52,8% (19) 40,0% (4) 0,0% (0) 

>5% 52,3% (23) 43,3% (29) 31,6% (6) 38,5% (5) 44,4% (16) 30.0% (3) O,Ql% (0) 

>6% 50,0%(22) 34,3% (23) 15,8% (3) 30,8% (4) 41,7%(15) 30,0% (3) O,Q~/o (0) 

>7% 40,9% (18) 31,3% (21) 1S,8~1o (3) 30,8% (4) 38,9% (14) 20.0% (2) O,Q<Vo (0) 
> go/11 36,4% (16) 23,9% (16) 15,8% (3) 23,1% (3) 27,8%(10) 20.0% (2) 0.0% (0) 

>9% 31,8% (14) 13,4% (9) 15,8% (3) 23,1% (3) :?2,2%, (8) 10,0% ( 1) 0,0% (0) 

> 10% 31.8%(14) 11,9% (8) 15,8% (3) 15,4% (2) 19.4% (7) 10.0% (1) 0.0% (0) 
durchschnittlicher 9,7% 6.2% 5,2% 5,5% 6,4% 4,3% 1.4% 
Anteil "Hochquali-

fiziener" 

Produkt-/Marktwahlstrateeie 
Marktdurch- 22.7% (10) 14,9%(10) 26,3% (5) 23,1% (3) 61,1%(22) 40.0% (4) 40.0% (2) 
dringung 
Markterweiterung 45,5% (20) 35.8% (24) 52,6% (10) 38,5% (S) 16,7% (6) 40,0% (4) 60.0% (3) 

Diversifikation 40.9%(18) 55,2% (37) 42.1% (8) 38.5% (5) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

Produkterweiterung 47.7% (21) 55.2% (37) 52,6% (10) 46,2%, (6) 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

Wettbewerbsvorteile 
günstige Preise 31,8% (14) 22.4% (15) 10.5% (2) 15.4% (2) 33.3% (12) :?0.0% (2) 40.0% m 
hohe Vorarbei- 65,9% (29) 77.6%(52) 79.0% (15) 92.3% (12) 44.4%(16) 80.0°1» (8) 80.0~10 (4) 
tungsqualität 
Design :?7,3% (!:?) 35.8% (24) 36,8% (7) 38,5% (5) 27.8% (10) 20.0% (2) 0% (0) 

Service 59,1% (26) 47,8% (32) 47,4% (9) 61,5% (8) 41,7% (15) 50.0~/o (5) 60.0% (3) 

Flexibilitat 81,8% (36) 85,1% (57) 89,5% (17) 92,Jo/o (12) 69,4%(25) 80.Q~/o (8) 100% (S) 

fonschrittliche 45.5% (20) 49,3% (33) 68,4% (13) 61,5% (8) :15,0% (9) 10,0% (1) 20.0% (1) 
Technologie 
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innovative Unternehmen nicht-innovative Unternehmen Gesamt-

Beschaftigtenzahl Beschaftigtenzahl umsatzin 

<SO l so-199 !200-4991 >=500 <SO 1 50-199 1200-499 Mio.DM 

Umsatz (In Mio. DM) 

Umsatz 1988 177,8 903,8 709,6 2.775,0 188,6 105,7 221,0 5.081,5 

Umsatz 1993 231,4 1.190,8 979,0 3.176,0 193,0 146,2 469,2 6.385,6 
Umsatz- +76,8% +75,9% +38,0% + 14,S% +2,3% +38,3% + 12,8%1 +21,3%1 
wachstum 
von 1988 bi, 
1993 
durchschnitt- 22,1% 14,2%1 
liebes 
Umsatz-
wachstum 

Umsatzanteil am Gesamtumsatz (in 0/o) 
Umsatzanteil 3,5% 17,8% 14,0% S4,6% 3,7% 2,1% 4,3% S.081,5 
am Gesamt-
umsatz 1988 

Summe 89,9% 10,1% 
Umsatzanteil 3,8% 19,3% 15,9% 51,S% 3,1% 2,4% 4,0% 616S,6 
am Gesamt-
umsatz 1993 

Summe 90.5% 9,5% 
Entwicklung +8,6% +8,4% + 13.6% - 5,7% • 16,2% + 14,3% -7,0% +21,3% 
des Umsatz-
anteils von 
1988 bis 
1993 
Zuwachs des +6,7% -5,9% 
Umsatzan-
teils des jew. 
Innovations-
ltvDs 

Fertigungsarten 
Einzel- 34.1%(15) 44,8%(30) 47.• % (9) 23,1% (3) :?2,2% (8) 20.0% (2) 0% (0) 
fertigung 
Kleinserien- 54,6% (24) 40,3%(27) 57.9% (11) 61,5% (8) 13,9% (5) 0% (0) 40,0% (2) 
fertigung 
Großserien- 50.0%(22) 50.8% (34) 36.8% (7) 53,9~1o (7) 33,3% (12) 20.0% (2) 60,0% (3) 
fertigung 
Massen- 45.5% (20) 49.3°'0 (33) 31.6% (6) 38.5% (5) 44,4% (16) 80.0% (8) 80.0% (4) 
fertigung 

korrigierte Umsatzwachstumsrate, da von einem Betrieb nur die Umsatzhöhe von 1993 angegeben 
wurde (220 Mio. DM) und er deshalb bei der Wachstumsratenbildung nicht berücksichtigt werden 
konnte 

2 korrigierte Gesamtumsatzzahl, da von einem Betrieb nur die Umsatzhöhe von 1993 angegeben 
wurde (220 Mio. DM) und er deshalb bei der Wachstumsratenbildung nicht berücksichtigt werden 
konnte 
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Tabelle C.2.15: Finanzierungsprobleme der innovativen Betriebe im ländlichen Raum 

Innovative Unternehmen 

.. mit Kreditfinanzierungsproblemen innovativer Projekte, 14,7% (21) 
aufgrund von 

- fehlenden Sicherheiten 66,7% (15) 

- fehlendem technischen Beurteilungsvermögen der 38,1% (12) 
Bankmitarbeiter 

- zu hohem Finanzierungsvolumen 76,2% (20) 

- zentralisierten Kreditentscheidungsabläufen bei der Hausbank 33,3% (10) 

.. mit Problemen bei der Eigenkapitalbeschaffung aufgrund von 7,0% (10) 

- zu großen Mitspracheansprüchen potentieller Kapitalgeber 70,0% (7) 

- Geheimhaltungsproblemen innovativer Projekte 40,0% (4) 

- Übernahmegefahren durch den Kapitalgeber 30,0% (3) 

Tabelle C.2.16: Wachstumsstrategien der Innovationstypen im ländlichen Raum 1 

innovative nicht-innovative gesamt 
Unternehmen Unternehmen 

Marktdurchdringung 19,6% (28) 54,9% (28) 28,9% (56) 

Markterweiterung 41,3% (59) 25,5% (13) 37,1% (72) 

Diversifikation 47,6% (68) 0% (0) 35,1% (68) 

Produkterweiterung 51,7% (74) 0% (0) 38,1% (74) 

prozentualer Anteil des jeweiligen Innovationstyps (Mehrfachnennungen möglich); in Klammem: 
Anzahl der Fälle 
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Tabelle C.2.17: Absatzmarktreichweite der Innovationstypen im ländlichen Raum 1 

Exportquote innovative nicht-innovative gesamt 
1993 Unternehmen Unternehmen 

e=0 18,2% (26) 56,9% (29) 28,4% (55) 

e>0 81,8% (117) 43,1% (22) 71,6% (139) 

e> 10 53,2% (76) 19,6% (10) 44,3% (86) 

e>20 32,9% (47) 3,9% (2) 25,3% (49) 

e> 30 21,7% (31) 2,0% (1) 16,5% (32) 

e>40 13,3% (19) 2,0% (1) 10,3% (20) 

e> 50 9,1% (13) 0% (0) 6,7% (13) 

e> 60 4,9% (7) 0% (0) 3,6% (7) 

durchschnittliche 18,87% 5,13% 15,25% 
Exportquote 

prozentualer Anteil des jeweiligen Innovationstyps; in Klammem: Anzahl der Fälle 
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Veränderung der Exportquote zwischen 1988 und 1993 

Veränderung der innovative nicht-innovative gesamt 
Exportquote zwischen Unternehmen Unternehmen 

1988 und 1993 
e• <= -80% 1,4% (2) 0% (0) 1,0% (2) 

e• <= -70% 2,8% (4) 0% (0) 2,1% (4) 

e• <= -60% 4,2% (6) 2,0% (1) 3,6% (7) 

e• <=-50% 6,3% (9) 2,0% (1) 5,2% (10) 

e• <=-40% 9,1% (13) 3,9% (2) 7,7% (15) 

e• <=-30% 14,7% (21) 7,8% (4) 12,9% (25) 

e• <=-20% 20,3% (29) 13,7% (7) 18,6% (36) 

e• <= -10% 25,9% (37) 15,7% (8) 23,2% (45) 

e• <=0% 60,1% (86) 82,4% (42) 66,0% (128) 

e*>0% 39,9% (57) 17,6% (9) 34,0% (66) 

e• > 10% 35,7% (51) 17,6% (9) 30,9% (60) 

e• >20% 30,1% (43) 17,6% (9) 26,8% (52) 

e• >30% 24,5% (35) 15,7% (8) 22,2% (43) 

e• >40% 18,9% (27) 15,7% (8) 18,0% (35) 

e• > 50% 16,1% (23) 11,8% (6) 14,9% (29) 

e• >60% 14,7% (21) 11,8% (6) 13,9% (27) 

e• >70% 14,0% (20) 9,8% (5) 12,9% (25) 

e• > 80% 13,3% (19) 9,8% (5) 12,4% (24) 

e• >90% 13,3% (19) 7,8% (4) 11,9% (23) 
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Tabelle C.2.18: Distanzempfindlichkeit der Innovationstypen im ländlichen Raum 1 

innovative nicht-innovative gesamt 
Unternehmen Unternehmen 

wichtig unerfüllt wichtig unerfüllt wichtig unerfüllt 

Nllhezu ... 

.. Abnehmern 32,2% (46) 37,1% (53) 49,0% (25) 47,1% (24) 36,6% (71) 39,7% (77) 

.. Lieferanten 23,1% (33) 37,8% (54) 23,5% (12) 31,4% (16) 23,2% (45) 36,1% (70) 

.. Dienstleistungen 8,4% (12) 21,7% (31) 3,9% (2) 17,7% (9) 7,2% (14) 20,6%(40) 

prozentualer Anteil des jeweiligen Innovationstyps (Mehrfachnennungen möglich); in Klammem: 
Anzahl der Falle 
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Tabelle C.3. l: Informationsvernetzung und Innovationsverhalten der Betriebe in 
ländlichen Wirtschaftsräumen Baden-Württembergs 

Innovationsinfrastrukturnetzwerk 

Informationsvernetzungsgrad 

gering mittel hoch 

Unternehmensnetzwerk 

Informationsvernetzungsgrad 

gering 19,1% (37) 5,7% (11) l,6% (3) 

Anteil innovativer 54,1% 81,8% 100% 
Unternehmen 

Anteil nicht-innovativer 45,9% 18,2% 0% 
Unternehmen 

mittel 10,8% (21) 13,9% (27) 10,8% (21) 

Anteil innovativer 66,7% 77,8% 90,5% 
Unternehmen 

Anteil nicht-innovativer 33,3% 22,2% 9,5% 
Unternehmen 

hoch 7,7% (15) 18,0% (35) 12,4% (24) 

Anteil innovativer 66,7% 71,4% 91,7% 
Unternehmen 

Anteil nicht-innovativer 33,3% 28,6% 8,3% 
Unternehmen 
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Tabelle C.3.2: Organisatorischer Status der Informationstypen im ländlichen Raum 

Informationsvernetzungsgrad 

Betriebe gering mittel hoch 

organisiert als ... 

Einbetriebsunternehmen 75,9% (44) 69,6% (78) 66,7% (16) 

Mehrbetriebsunternehmen 

- Unternehmenszentralen 10,3% (6) 17,0% (19) 16,7% (4) 

- Zweigstellen 13,8% (8) 13,4% (15) 16,7% (4) 

Tabelle C.3.4: Informationsvernetzung und Innovationserfolgl 

Informationsvernetzungsgrad 

gering mittel hoch 

EI <=-75% 3,5% (2) 5,4% (6) 4,2% (1) 

EI <=-50% 6,9% (4) 6,3% (7) 4,2% (1) 

EI<= -25% 15,5% (9) 10,7% (12) 16,7% (4) 

EI <=0% 89,7% (52) 73,2% (82) 79,2% (19) 

EI>0% 10,3% (6) 26,8% (30) 20,8% (5) 

EI>25% 1,7% (1) 2,7% (3) 4,2% (1) 

EI> 50% 0% (0) 0,9% (1) 4,2% (1) 

EI>75% 0% (0) 0,9% (1) 0% (0) 

prozentualer Anteil der Betriebe des entsprechenden Typs, die ( 1.) mehr als .. % Umsatzüberhang 
mit Produkten in der Einführungsphase des Produktlebenszyklusses erwirtschaften, oder (2.) einen 
Umsatzüberhang von .. % und · mehr mit Produkten in der Schrumpfungsphase des 
Produktlebenszyklusses verzeichnen; in Klammem: Anuhl der Fälle 
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Tabelle C.3.5: Kenner- und Nutzerquoten der potentiellen Informationsquellen 
(getrennt nach den Informationstypen) 

Informationsvernetzungsgrad 

gering mittel hoch 
Kenner- Nutzerquote Kenner- Nutzerquote Kenner- Nutzerquote 

quote quote quote 

Unternehmensnetzwerk 

Zulieferer 100% (58) 56,9% (33) 100% (112) 86,6% (97) 100% (24) 100% (24) 

Abnehmer 100% (58) 67,2% (39) 100% (112) 92,0%(103) 100% (24) 100% (24) 

Konkurrenten 100% (58) 65,5% (38) 100% (112) 92,0%(103) 100% (24) 100% (24) 
Kooperations- 100% (58) 8,6% (5) 100% (112) 58,9% (66) 100% (24) 100% (24) 
partner 

Innovationsinfrastruktumetzwerk 

a. Informationsanbieter 

Hochschulen 100% (58) 0,0% (0) 100% (112) 55,4% (62) 100% (24) 83,3% (20) 
außeruniversi- 100% (58) 0,0% (0) 100% (112) 37,5% (42) 100% (24) 70,8% (17) 
täre 
Forschungs-
einrichtungen 

b. Technologietransfer-/ Innovationsberatungsstellen 

Fachverbände 70,7% (41) 10,3% (6) 74,1% (83) 33,1% (37) 75,0% (18) 75,0% (18) 
Industrie- und 79,3% (46) 12,1% (7) 75,0% (84) 42,9% (48) 91,7% (22) 91,7% (22) 
Handels-
kammer 
Landes- 36,2% (21) 1,7% (1) 58,9% (66) 8,9% (10) 66.7% (16) 25,0% (6) 
gewerbeamt 

Rationalisie- 43,1 % (25) 5,2% (3) 58,9% (66) 17,9% (20) 79,2% (19) 45,8% (11) 
rungskurato-
rium der 
deutschen 
Wirtschaft 
Steinbeis- 51,7% (30) 3,4% (2) 65.2% (73) 17.9% (20) 70.8% (17) 25.0% (6) 
Stiftung 

VDI/VDE- 13.8% (8) 1,7% ( 1) 50,0% (56) 6,2% (7) 70.8% (17) 12,5% (3) 
Technologie-
zentrum 
Wirtschafts- 17,2% (10) 0,0% (0) 50,0% (56) 6,2% (7) 75,0% (18) 12,5% (3) 
förderer 
Landkreis 
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Tabelle C.3.6: Unterschiede in der Nutzungsintensität der Transfer- und 
Innovationsberatungseinrichtungen durch die Informationstypen im 
ländlichen Raum 1 

Anteil der Betriebe, die mehr Informationsvernetzungsgrad 
als ... Transferleistungen der 

jew. TI-/ IB-Stelle nachfragen gering mittel hoch 

Fachverbände 
>= 1 10,3% (6) 33,1% (37) 75,0% (18) 

>=2 6,9% (4) 23,3% (26) 70,9% (17) 
>=3 0% (0) 8,9% (10) 54,2% (13) 
>=4 0% (0) 4,5% (5) 50,0% (12) 

>=5 0% (0) 2,7% (3) 25,0% (6) 

6 0% (0) 0,9% (1) 20,8% (5) 

Industrie- und Handelskammern 
>= 1 12,1% (7) 42,9% (48) 91,7% (22) 

>=2 3,4% (2) 19,7% (22) 87,6% (21) 

>=3 0% (0) 10,8% (12) 70,9% (17) 

>=4 0% (0) 5,4% (6) 41,7% (10) 

>=5 0% (0) 2,7% (3) 25,0% (6) 

6 0% (0) 1,8% (2) 20,8% (5) 

Landesgewerbeamt 
>= 1 1,7% (1) 8,9% (10) 25,0% (6) 

>=2 0% (0) 3,6% (4) 16,7% (4) 
>=3 0% (0) 2,7% (3) 12,5% (3) 

>=4 0% (0) 0,9% (1) 8,3% (2) 

>=5 0% (0) 0,9% (1) 8,3% (2) 

6 0% (0) 0,9% (1) 8,3% (2) 

Anteil der Betriebe des jeweiligen Typs, der mindestens 1, 2, ... , 6 Dienstleistungen der 
Innovationsberatungs- und Technologietransferstellen nutzt (Mehrfachnennungen möglich); in 
Klammem: Anzahl der Fälle 
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Anteil der Betriebe, die mehr Informationsvernetzungsgrad 

als ... Transferleistungen der 

üew. TT-/ 18-Stelle nachfragen gering mittel hoch 

RKW 
>= 1 5,2% (3) 17,9% (20) 45,8% (11) 

>=2 3,4% (2) 6,2% (7) 29,1% (7) 

>=3 0% (0) 4,5% (5) 20,8% (5) 

>=4 0% (0) 2,7% (3) 12,5% (3) 

>=5 0% (0) 2,7% (3) 12,5% (3) 

6 0% (0) 1,8% (2) 8,3% (2) 

Steinbeis-Stiftung 

>= 1 3,4% (2) 17,9% (20) 25,0% (6) 

>=2 1,7% (1) 5,4% (6) 16,7% (4) 

>=3 0% (0) 1,8% (2) 16,7% (4) 

>=4 0% (0) 1,8% (2) 12,5% (3) 

>=5 0% (0) 1,8% (2) 4,2% (1) 

6 0% (0) 0,9% (1) 0% (0) 

VDINDE 
>= 1 1,7% (1) 6,2% (7) 12,5% (3) 

>=2 0% (0) 1,8% (2) 12,5% (3) 

>=3 0% (0) 0% (0) 12,5% (3) 

>=4 0% (0) 0% (0) 8,3% (2) 

>=5 0% (0) 0% (0) 8,3% (2) 

6 0% (0) 0% (0) 4,2% (1) 

Wirtschaftsförderer Landkreis 

>= 1 0% (0) 6,2% (7) 12,5% (3) 

>=2 0% (0) 1,8% (2) 8,3% (2) 

>=3 0% (0) 0% (0) 8,3% (2) 

>=4 0% (0) 0% (0) 8,3% (2) 

>= 5 0% (0) 0% (0) 8,3% (2) 

6 0% (0) 0% (0) 8,3% (2) 
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Tabelle C.3.7: Informationsbedürfnisse der Informationstypen im Wissens- und 
Technologietransferl 

Informationsvernetzungsgrad 

gering mittel hoch 

Anteil der Betriebe mit 56,9% (33) 83,0% (93) 100% (24) 
Informationsbedürfnissen 

TT-Bedümisse in den Struktur der indirekten Technologietransferbedürfnisse 
Bereichen ... 

Informationen über Produkt- 51,5% (17) 82,8% (77) 100% (24) 
und Verfahrensentwicklungen 

Vermittlung von FuE- 6,1% (2) 38,7% (36) 79,2% (19) 
Kooperationspartnern 

Beratung bei innerbetrieb- 36,4% (12) 61,3% (57) 87,5% (21) 
liehen Qualifikations-
maßnahmen 

Beratung bei der Beantragung 42,4% (14) 73,1% (68) 91,7% (22) 
öffentlicher Mittel zur 
Forschungsförderung 

Informationen über Markt- 57,6% (19) 67,7% (63) 95,8% (23) 
entwicklungen 

Informationen über Patente 6,1% (2) 23,7% (22) 58,3% (14) 
und Lizenzen 

prozentualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Typs, die Ober Informationsbedürfnisse in den 
jeweiligen Themenbereichen verfügen (Mehrfachnennungen möglich); in Klammer: Anzahl der 
Fälle 
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Tabelle C.3.8: Struktur1 und Intensität2 der Informationsdefizite der Informations-
typen mit Informationsbedürfnissen im ländlichen Raum 

Informationsvernetzungsgrad 

gering mittel hoch 

Anteil der Betriebe mit 56,9% (33) 83,0% (93) 100% (24) 
Informationsbedürfnissen 

Anteil der Betriebe des jeweiligen Informationstyps ... 

... ohne Transferdefizite 15,2% (5) 31,2% (29) 70,8% (17) 

... mit Transferdefiziten 84,8% (28) 68,8% (64) 29,2% (7) 

Transferdefizite der Betriebe mit Informationsbedürfnissen in folg. Themenbereichen 

Informationen über Produkt- und 24,2% (8) 29,0% (27) 8,3% (2) 
Verfahrensentwicklungen 

Vermittlung von FuE- 6,1% (2) 20,4% (19) 12,5% (3) 
Kooperationspartnern 

Beratung bei innerbetrieblichen 27,3% (9) 21,5% (20) 4,2% (1) 
Qualifikationsmaßnahmen 

Beratung bei der Beantragung öff. 39,4% (13) 36,6% (34) 8,3% (2) 
Mittel zur Forschungsförderung 

Informationen über 36,4% (12) 22,6% (21) 0% (0) 
Marktentwicklungen 

Informationen über Patente und 6,1% (2) 5,4% (5) 0% (0) 
Liz.enzen 

Intensität der Transferdefizite 

>= 1 84,8% (28) 68,8% (64) 29,2% (7) 

>=2 33,3% (11) 37,6% (35) 4,2% (1) 

>=3 18,2% (6) 22,6% (21) 0% (0) 

>=4 3,0% (1) 6,5% (6) 0% (0) 

>=5 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

6 0% (0) 0% (0) 0% (0) 

prozentualer Anteil der Betriebe des jeweiligen Typs, die ein lnforrnationsbedUrfnis im 
entsprechenden Themenbereich haben, die die angebotenen Leistungen der Transferstellen im 
entsprechenden Themenbereich jedoch nicht nutzen; in Klammem: Anzahl der Fälle 

2 prozentualer Anteil der Betriebe des entsprechenden Innovationstyps, deren lnforrnationsbedUrfnis 
in mindestens x Themenbereich(en) nicht zu einer entsprechenden Nutzung der Transferstellen 
führt; in Klammem: Anzahl der Falle 
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Tabelle C.3.9: Hemmfaktoren im indirekten Wissens- und Technologietransferl 

Informationsvernetzungsgrad 

gering mittel hoch 

eigene Problemlösung 31,0% (18) 24,1% (27) 16,7% (4) 
vorhanden 

Möglichkeit externer 19,0% (11) 20,5% (23) 8,3% (2) 
Informationsbeschaffung 
noch nicht in Erwägung 
gezogen 

Probleme bei Kontakt- 5,2% (3) 6,3% (7) 4,2% (1) 
herstellung zu TI 

unterschiedliche 12,1% (7) 11,6% (13) 20,8% (5) 
Erwartungshaltungen 
und -interessen 

Kompetenzmangel TI- 5,2% (3) 8,0% (9) 16,7% (4) 
Mitarbeiter 

fehlende Praxis- und 15,5% (9) 21,4% (24) 29,2% (7) 
Unternehmensnähe der 
Tisund TAs 

Geheimhaltungsprobleme 1,7% (1) 5,4% (6) 4,2% (1) 

fehlende Informationen 13,8% (8) 16,1% (18) 12,5% (3) 
über Tis und T As 

mangelhafte Erfahrung 5,2% (3) 8,0% (9) 0% (0) 

Anteil in Prozent des jeweiligen Typs (Mehrfachnennungen mOglich); in Klammem: Anzahl der 
Fälle 
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Tabelle C.3.10: Qualifikationsstruktur der Beschäftigten der Informationstypen im 
ländlichen Raum 1 

Prozentualer Anteil Informationsvernetzungsgrad 
"Hochqualifizierter" an gering mittel hoch 
der Beschäftigtenz.ahl 

0% 25,9% (15) 11,6% (13) 8,3% (2) 

>0% 74,1% (43) 88,4% (99) 91,7% (22) 
>1% 72,4% (42) 86,6% (97) 79,2% (19) 

>2% 67,2% (39) 81,3% (91) 79,2% (19) 

>3% 62,1% (36) 60,7% (68) 75,0% (18) 

>4% 53,5% (31) 50,0% (56) 75,0% (18) 
>5% 39,7% (23) 41,1% (46) 54,2% (13) 

durchschnittlicher 6,4% 6,5% 6,5% 
Beschäftigtenanteil 
"hochqualifizierter" 
Beschäftigter 

Prozentualer Anteil Informationsvernetzungsgrad 

"Mittelhochqualifizierter" gering mittel hoch 
an der Beschäftigtenz.ahl 

>= 10% 87,9% (51) 88,4% (99) 91,7% (22) 

>=20% 67,2% (39) 81,3% (91) 87,5% (21) 

>=30% 53,5% (31) 72,3% (81) 75,0% (18) 
>=40% 38,0% (22) 57,1% (64) 62,5% (15) 

>=50% 31,0% (18) 50,0% (56) 54,2% (13) 

>=60% 17,2% (10) 38,4% (43) 45,8% (11) 

>=70% 10,4% (6) 25,9% (29) 41,7% (10) 

durchschnittlicher 34,5% 47,6% 51,2% 
Beschäftigtenanteil 
"mittelhochqualifizierter" 
Beschäftigter 

prozentualer Anteil der Betriebe des entsprechenden Typs, die (1.) mehr als .. % hochqualifizierte 
Beschäftigte (Hochschulingenieure und wirtschaftswissenschaftliche Qualifikationen) beschllftigen 
bzw. (2.) einen Beschäftigungsanteil von .. % und mehr mittelhochqualifiziert (Facharbeiter und 
sonst. kaufinänn. Qualifikationen) Beschäftigte aufweisen; in Klammem: Anzahl der Falle 
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Tabelle C.3.11: Funktionale Kompetenz sowie Fort- und Weiterbildungsaktivitäten der 
Informationstypen im ländlichen Raum 1 

Informationsvernetzungsgrad 

Betriebe gering 
1 

mittel 
1 

hoch 

mit innerbetrieblicher 

FuE 48,3% (28) 68,8% (77) 66,7% (16) 

Konstruktion und Design 55,2% (32) 75,0% (84) 75,0% (18) 

Vertrieb und Verkauf 87,9% (51) 92,9% (104) 91,7% (22) 

Produktionsplanung 77,6% (45) 92,0% (103) 95,8% (23) 

Investitions- und 87,9% (51) 92,0% (103) 95,8% (23) 
Finanzplanung 

Kostenrechnung 91,4% (53) 91,1% (102) 95,8% (23) 

Informationsvernetzungsgrad 

gering mittel hoch 

Anteil der Betriebe mit 77,6% (45) 87,5% (98) 95,8% (23) 
Fort- und Weiter-
bildungsaktivitäten 

Anteil der Betriebe mit Fort- und Weiterbildungsaktivitäten und ... 

... interner Fort- und 43,1% (25) 58,0% (65) 79,2% (19) 
Weiterbildung 

... externer Fort- und 36,2% (21) 65,2% (73) 83,3% (20) 
Weiterbildung 

Gründe für Fort- und Weiterbildungsbedarf 

Einführung neuer 41,4% (24) 55,4% (62) 66,7% (16) 
Verfahrenstechnologien 

organisationelle 25,9% (15) 44,6% (50) 50,0% (12) 
Änderungen 

Führungskräfteschulung 25,9% (15) 54,5% (61) 62,5% (15) 

Nachwuchsförderung 41,4% (24) 48,2% (54) 66,7% (16) 

Einarbeitung neuer 53,5% (31) 57,1% (64) 66,7% (16) 
Mitarbeiter 

Anteil in Prozent des jeweiligen Typs (Mehrfachnennungen möglich); in Klammem: Anzahl der 
Fälle 
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Tabelle C.3 .13: Regionale Verteilung der Informationstypen im ländlichen Raum 

Informationsvernetzungsgrad 

Landkreise hoch mittel gering 

Alb-Donau 10,5% (4) 55,3% (21) 34,2% (13) 

Sigmaringen 20,0% (5) 56,0% (14) 24,0% (6) 

Zollemalb 5,1% (2) 51,3% (20) 43,6% (17) 

Südosten 10,8% (11) 53,9% (55) 35,3% (36) 

Hohenlohe 13,6% (3) 68,2% (15) 18,2% (4) 

Main-Tauber 9,1% (3) 63,6% (21) 27,3% (9) 

Schwäbisch Hall 18,9% (7) 56,8% (21) 24,3% (9) 

Nordosten 14,1% (13) 62,0% (57) 23,9% (22) 
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